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Zusammenfassung 
 

Der Arbeitsmarkt spielt vor dem Hintergrund einer funktionierenden Öko-

nomie eine besondere Rolle, da seine Konstitution darüber entscheidend ist, 

ob die wirtschaftspolitische Zielsetzung einer geringen Arbeitslosigkeit er-

füllt werden kann. Die Herausforderung besteht darin, jene wirtschaftspoli-

tischen Instrumentarien zu wählen, welche das genannte Ziel am effizientes-

ten realisieren und in der langen Frist aufrechterhalten können. Der Diskurs 

über die Erreichung dieses Ziels spaltet die Ökonomik in Vertreter der an-

gebotsorientierten und nachfrageorientierten Politik.  

Die vorliegende Forschungsarbeit befasst sich mit der Frage, welches der 

beiden zentralen wirtschaftspolitischen Paradigmen (Neoklassik/ Keynesia-

nismus) im arbeitsmarktpolitischen Diskurs dominiert. Hierfür wird die 

deutsche Arbeitsmarktpolitik über einen Beobachtungszeitraum von 20 Jah-

ren untersucht. Die zugrundeliegende Annahme ist, dass arbeitsmarktpoliti-

sche Entscheidungen aus der Auffassung über die Funktionsweise der 

Märkte resultieren. In der Intention, eine mögliche Dominanz des neoklassi-

schen Paradigmas in der Arbeitsmarktpolitik offenzulegen, wird der Agen-

da-Bildung-Prozess in den drei Teil-Öffentlichkeiten, die Massenmedien, 

der Deutsche Bundestag sowie die Bundesregierung, analysiert. Zusätzlich 

werden die Interdependenzen zwischen diesen Öffentlichkeiten offengelegt, 

um wechselseitige Beeinflussungen zu erfassen. 

Den theoretischen Hintergrund bilden primär die Arbeiten von Sabatier 

(1988), Marcinkowski (1999) sowie Otto (2001), die sich mit dem Agenda-

Bildung-Prozess in der politischen Öffentlichkeit befassen. Anders als die 

Forschungen zuvor rücken die referierten politikwissenschaftlichen Beiträge 

die Problemdeutung im politischen Diskurs in das Zentrum der Analyse. 

Über die Diskurse können die Akteure ihre Deutungen des Problems „Ar-

beitslosigkeit“ am Arbeitsmarkt durchsetzen und ebenso manifestieren. In 

der vorliegenden Forschungsarbeit werden die Grundüberzeugungen der 

Akteure als neoklassisch oder keynesianisch verstanden, die auf das Politik-

feld der Arbeitsmarkt bezogen werden und sich schließlich in Form von Po-

licies niederschlagen. Da politische Akteure annahmegemäß weniger resis-

tent gegenüber Veränderungen in ihrem instrumentellen Handeln als in ih-

ren Grundüberzeugungen sind, sind Belief-Systeme über die Jahre relativ 

stabil und weisen nur längerfristig Veränderungen auf. Daher werden die 

arbeitsmarktpolitischen Policy-Optionen im Rahmen der Längsschnittstudie 

von 1997 bis 2017 herangezogen und es wird untersucht, ob Veränderungen 

aus den wirtschaftspolitischen Diskursen resultieren. So wird angenommen, 

dass der Diskurs zur Arbeitsmarktpolitik anhand von Deutungsmustern in 

den Medien sowie in der Politik abgebildet werden kann. Dabei wird zudem 

vermutet, dass die Deutungsmuster in den Medien die formelle Regierungs-

agenda beeinflussen können, sowie auch, dass die politischen Akteure den 



 | 5 

wirtschaftspolitischen Mainstream der Medien in ihre Entscheidungsprozes-

se aufgreifen. 

Die empirische Analyse richtet sich nach der zentralen Fragestellung, ob 

sich wirtschaftspolitische Paradigmen in den Deutungsmustern öffentlicher 

Diskurse auffinden lassen und welchen Einfluss diese auf die parlamentari-

sche Agenda und die formelle Regierungsagenda nehmen. Die Ergebnisse 

belegen eine Dominanz des neoklassischen Paradigmas in den drei Teil-

Öffentlichkeiten. Ausnahmen bilden Zeiträume wie beispielsweise die glo-

bale Finanz- und Wirtschaftskrise, in denen angesichts externer Schocks 

verstärkt auf keynesianische Instrumente zurückgegriffen wird. Zudem wer-

den Interdependenzen im politischen Agenda-Bildung-Prozess offengelegt. 

So kommt den Medien einerseits insbesondere in der dritten Legislaturperi-

ode von Bundeskanzlerin Merkel im Kontext der Einführung eines flächen-

deckenden Mindestlohnes der Verstärkereffekt zu. Hier fungieren die Mas-

senmedien als Vermittler der Problemwahrnehmung anderer gesellschaftli-

cher Akteure. Andererseits kann den Massenmedien auch der Repräsentati-

onseffekt zugeschrieben werden. Die dominante Einflussrichtung von der 

Regierungsagenda in Richtung Medienagenda zeigt sich vor allem in den 

Legislaturperioden Merkel I, II und III. 

Die Erkenntnisse dieser Forschungsarbeit dienen zur besseren Nachvoll-

ziehbarkeit wichtiger arbeitsmarktpolitischer Entscheidungen. Es wird deut-

lich, weshalb sich bestimmte Deutungsvarianten durchsetzen konnten und 

wie politische Akteure ihre eigenen Problemdeutungen in den Diskurs ein-

bringen können, um Entscheidungsprozesse in der Arbeitsmarktpolitik zu 

beeinflussen. Somit bieten die Befunde den politischen Akteuren Orientie-

rung hinsichtlich der Bedeutung und des Einflusses der Medien auf den 

Prozess der politischen Entscheidungsfindung. 
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1 Einleitung 
 

Preisniveaustabilität, geringe Arbeitslosenzahlen, ein angemessenes Wirt-

schaftswachstum und eine ausgeglichene Leistungsbilanz stellen grundle-

gende Indikatoren für eine funktionierende Ökonomie dar. Der Arbeits-

markt spielt in diesem Kontext eine besondere Rolle, da seine Konstitution 

darüber entscheidend ist, ob die wirtschaftspolitischen Zielsetzungen erfüllt 

werden können. Die Herausforderung hierbei besteht darin, jene wirt-

schaftspolitischen Instrumentarien zu wählen, die die genannten Ziele am 

effizientesten realisieren und in der langen Frist aufrechterhalten können. 

Der Diskurs über die Erreichung dieser Ziele spaltet die Ökonomik in Ver-

treter der angebotsorientierten und nachfrageorientierten Politik. 

Die Wirtschaftswissenschaft kennt mit der Angebotspolitik und Nachfra-

gepolitik zwei wirtschaftspolitische Strategien, die sich als Ausprägungen 

zentraler Paradigmen durchgesetzt haben. Die Angebotspolitik argumentiert 

mikroökonomisch in einem marktoptimistischen Paradigma. Aufgrund der 

selbststabilisierenden Form des Preismechanismus sind hier keine länger 

anhaltenden Phasen der Unterbeschäftigung möglich, solange der Marktme-

chanismus nicht durch staatliches Handeln gestört wird. Dieser Strang der 

wirtschaftspolitischen Konzeption wird auch als Neoklassik bezeichnet, auf 

ihr basiert der Neoliberalismus. Der Neoliberalismus unterscheidet sich von 

der Neoklassik dadurch, dass diesem die neoklassischen wohlfahrtstheoreti-

schen Ansätze fremd sind und persönlicher Wohlstand entscheidend ist. Die 

Nachfragepolitik hingegen berücksichtigt zudem die Gefahr eines langfris-

tig anhaltenden Unterbeschäftigungsgleichgewichts, welches auch bei fle-

xiblen Preisen nicht ohne Staatseingriffe verhindert werden kann. Dieser 

Strang wird als keynesianisch bezeichnet und entwickelte sich als Postkey-

nesianismus in ein interventionsoptimistisches Paradigma (Heise 2010). Im 

Zentrum steht die Frage, wie Märkte gesteuert werden können: durch staat-

liche Intervention oder durch Selbstregulierung. 

Diese Fragestellung beschäftigt nicht nur die Wirtschaftswissenschaft, 

sondern in der wirtschaftspolitischen Praxis auch politische Entscheidungs-

träger und im Zusammenhang mit politischen Entscheidungen ebenso die 

Öffentlichkeit. 

In der Wirtschaftswissenschaft werden diese Fragestellungen in Deutsch-

land weitestgehend monistisch geführt. Pluralität und ein fairer Umgang mit 

anderen Strömungen geraten hierbei ins Hintertreffen, so die Kritik. Der 

Mainstream wird als neoklassisch bezeichnet oder zumindest als neoklas-

sisch geprägt angesehen (z.B. Lee 2012; Dobusch/Kapeller 2009). Kuhn 

(1962) bezeichnet es als „Reife“ einer Wissenschaft, wenn in dieser nur ein 

Paradigma vorherrscht. Andere lehnen die Gleichsetzung des Mainstreams 

mit der Neoklassik ab (z.B. Lawson 2006). Der „Mainstream“ umfasst jene 

theoretischen Ansätze, Methoden usw., die in der universitären Lehre und in 

den Lehrbüchern dominieren, deren Forschung (bevorzugt) gefördert wird 
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und die in den angesehenen Top-Fachzeitschriften sowie auf Tagungen dis-

kutiert werden. Der ökonomische Mainstream wird als „a set of ideas, but 

unlike the orthodoxy, it does not need to correspond to any particular school 

of thought” (Dequech 2012, S. 354) beschrieben. Andere Ansätze werden 

als „Non-Mainstream“ aufgefasst und rekurrieren auf jenen Perspektiven 

der Ökonomik, die „less prestigious and influential than the mainstream“ 

(Dequech 2012, S. 355) sind. 

Die Dominanz einzelner Erklärungsmuster und das Vorherrschen eines 

Mainstreams verhindern Pluralität. Eine Homogenität von Denkhaltungen 

führt zu einseitigen politischen Entscheidungen, die Handlungsalternativen 

nicht in Betracht ziehen. Politisch wirksame Entscheidungen, die den Präfe-

renzen der Bevölkerung entsprechen, stehen jedoch nicht von vornherein 

fest. Sie entstehen in einem offenen Diskurs (Habermas 1992) und bilden 

sich unter dem Einfluss öffentlicher, massenmedialer Kommunikation. Die-

se öffentliche Policy-Deliberation sollte ein Wettstreit unterschiedlicher 

Deutungsrahmen für Politikprobleme eröffnen (Marcinkowski 1999). 

Im Laufe der Zeit wurden unterschiedliche Instrumentarien beider wirt-

schaftspolitischen Paradigmen am deutschen Arbeitsmarkt angewendet und 

an seine jeweilige Konstitution adaptiert. Das übergeordnete Ziel in diesem 

Kontext ist es, den Diskurs zwischen den unterschiedlichen Teilbereichen 

der Öffentlichkeit, der massenmedialen und parlamentarischen Öffentlich-

keit sowie der formellen Regierungsagenda, nachvollziehbar zu machen und 

somit zu eruieren, welche diskursive Ebene und Akteure der Öffentlichkeit 

eine maßgebliche Deutungshoheit zur Bestimmung und letztlichen Umset-

zung der wirtschaftspolitischen Paradigmen beanspruchen. 

Die vorliegende Forschungsarbeit behandelt also die Frage, ob der in der 

Wirtschaftswissenschaft vorherrschende neoklassische Mainstream auch in 

der deutschen Öffentlichkeit vorherrscht und dadurch politische Entschei-

dungen determiniert. Es soll offengelegt werden, wie sich neoklassische 

Deutungsmuster über Jahrzehnte im öffentlichen Diskurs manifestieren und 

politische Entscheidungen dominieren konnten. Die hier gewonnen Ergeb-

nisse sollen dazu beitragen, die den politischen Entscheidungen zugrunde 

liegenden Kernüberzeugungen von Akteuren zu beleuchten, sodass jene po-

litischen Akteure den politischen Entscheidungsprozess bewusst gestalten 

und steuern können.  

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird in der vorliegenden Ab-

schlussarbeit die männliche Sprachform bei personenbezogenen Formulie-

rungen verwendet. Dies impliziert keine Benachteiligung des weiblichen 

Geschlechts, sondern soll als geschlechtsneutral zu verstehen sein. 
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2 Wirtschaftspolitische Paradigmen 
 

Ziel dieser Forschungsarbeit ist es, die zentralen wirtschaftspolitischen Pa-

radigmen als Deutungsmuster im öffentlichen Diskurs in Deutschland sicht-

bar zu machen. Dazu werden zunächst die zentralen Theorien, das angebots- 

und nachfrageorientierte Paradigma und die grundlegende wirtschaftspoliti-

sche Entwicklung des deutschen Arbeitsmarktes dargestellt. 

 

 

2.1 Angebots- und nachfrageorientiertes 
Paradigma 
 

Grundlegend erforscht die Ökonomik die Funktionsweise des wirtschaftli-

chen Systems. Je nach theoretischer Ausrichtung unterscheiden sich jedoch 

die Modellannahmen und somit auch die postulierte Funktionsweise der 

Märkte. Dies hat zur Folge, dass die bezeichneten Ursachen für ein Abwei-

chen vom Gleichgewicht als auch die verwendeten Steuerungsinstrumente 

zur Neutralisierung dieser Störungen differieren. Die Neoklassik beruht da-

bei nach Heise (2007) auf drei Kernaxiomen der Bruttosubstitution, der ste-

ten Rationalität und der Ergodizität. Ersteres bezeichnet die grundsätzliche 

Austauschbarkeit aller Güter und Dienstleistungen untereinander, sodass der 

relative Preis als Allokationsinstrument dient und sich ein Marktgleichge-

wicht bilden kann. Das zweite Kernaxiom bezeichnet das zielgerichtete und 

widerspruchsfreie Agieren aller Akteure nach dem Dogma des Homo Oeco-

nomicus, welcher die Maximierung des eigenen Nutzens intendiert. Diese 

Annahme bedingt die Gegenwärtigkeit vollkommener Informationen, so-

dass ex ante rationale Erwartungen über die Zukunft gebildet und gemäß 

den Umständen stets optimal reagiert werden kann, was mit dem Ergodizi-

tätsaxiom postuliert wird. Zusätzlich zu diesen Axiomen bestehen die An-

nahmen der atomistischen Marktkonkurrenz und Markteffizienz, welche die 

sofortige und adäquate Preisanpassung auf jegliche Information sowie die 

Abwesenheit von Transaktions- und Informationskosten impliziert (Heise 

2007). Unter diesen Gegebenheiten erlangt das Say´sche Gesetz Gültigkeit, 

nach dem sich jedes Angebot seine Nachfrage selbst schafft und somit der 

Markt zu einem Gleichgewichtszustand unter Vollbeschäftigung tendiert. 

Die Begründung dafür liegt darin, dass jedes Angebot an Produkten simul-

tan Arbeitsplätze bedingt, die wiederum Einkünfte in gleicher Höhe generie-

ren, mit denen die produzierten Güter gekauft werden können. Einkommen, 

das nicht für den sofortigen Konsum, sondern zum Sparen am Kapitalmarkt 

angelegt wird, wird mit Zinsen versehen, wodurch Unternehmen ihrerseits 

mehr investieren. Die Folge ist eine Erhöhung der Produktion, mit der auch 

die nachgefragte Menge wächst. Bei Gültigkeit des Say‘schen Gesetzes 

können keine Konjunkturschwankungen durch eine inhärente Instabilität 
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des privaten Sektors evoziert werden. Jegliche exogenen Schocks werden 

dagegen durch den vollkommen flexiblen nominalen Preismechanismus 

neutralisiert (Bessau/Lenk 2000). Der Arbeits-, Kapital- und Gütermarkt 

bilden einen perfekten Kreislauf im Sinne der theoretischen Konzeption 

nach Walras. Ferner gilt die klassische Dichotomie zwischen monetärer und 

realer Welt. Da Geld im neoklassischen Modell lediglich als Tauschmittel 

dient, bleibt jegliches Halten von Geld in der Spekulations- oder Vorsichts-

kasse zur Wertaufbewahrung, wie es John Maynard Keynes in seiner Liqui-

ditätspräferenztheorie modellierte, bei diesem Ansatz unberücksichtigt. Die 

Quantitätstheorie nach Fisher nimmt deshalb an, dass die Umlaufgeschwin-

digkeit des Geldes konstant und die gesamtwirtschaftliche Produktion in 

Abhängigkeit des Arbeitsvolumens gegeben ist (Bessau/Lenk 2000). Auf-

grund dieser Annahmen verhält sich die monetäre Variable, namentlich das 

Preisniveau, proportional zu den Veränderungen der Geldmenge. Die realen 

Größen wie das Beschäftigungsniveau, Einkommen und der Zins bleiben 

dagegen unberührt. Die Anzahl an wirtschaftlichen Transaktionen nimmt 

bspw. durch eine expansive Geldpolitik demzufolge nicht zu, da die Akteure 

den Effekt jener Geldmengenausweitung aufgrund der vollkommenen In-

formationen korrekt antizipieren und so ihre nominalen Lohn-/ Preisforde-

rungen an das steigende Preisniveau adaptieren können. Folglich bleibt der 

Reallohn unverändert. An dieser Stelle wird auch von der Neutralität des 

Geldes oder der fehlenden Geldwertillusion gesprochen. Dementsprechend 

zielen fiskalpolitische Maßnahmen, die mittels Steuererhöhungen oder 

Staatsverschuldung finanziert werden, auf die vollständige Verdrängung 

privater Investitionen („Crowding-Out“) (Bessau/Lenk 2000). Allerdings 

ergeben sich im Falle einer Steuererhöhung keine gesamtwirtschaftlichen 

Veränderungen, da die ausbleibende private Nachfrage vollkommen durch 

den Staat substituiert wird. Im zweiten Fall hingegen, dem der Staatsver-

schuldung, führt die zusätzliche staatliche Nachfrage zu einem höheren 

Preisniveau. Aufgrund der Reaktion der rational agierenden Akteure löst die 

erhöhte Nachfrage realwirtschaftlich keine positiven Effekte aus, wie bereits 

im Fall der expansiven Geldpolitik erläutert wurde. Die Erhöhung des 

Preisniveaus bleibt allerdings aus, wenn die Akteure prognostizieren, dass 

die heutigen Mehrausgaben des Staates in Zukunft durch höhere Steuerraten 

refinanziert werden, wodurch die derzeitige private Nachfrage zurückgeht 

(Ricardo-Barro-Äquivalenztheorem). Die wirtschaftspolitische Implikation, 

die aus jenen neoklassischen Annahmen folgt, sagt aus, dass jegliche Inter-

vention seitens der Geld- oder Fiskalpolitik ineffektiv und unnötig ist. Diese 

theoretischen Annahmen und die Inferenzen der Neoklassik finden ihre Rea-

lisierung in der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik. Nach dieser entsteht 

Arbeitslosigkeit ausschließlich dann, wenn der nominale Preismechanismus 

in seiner Adaptionsfähigkeit gehemmt ist und es somit zu Reallöhnen 

kommt, die das Produktivitätsniveau der Arbeitnehmer übersteigen. Dabei 

werden insbesondere ein zu hohes Arbeitslosengeld, ein strikter Kündi-
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gungsschutz, ein zu hohes Lohnniveau, das Tarifverträgen oder Mindest-

lohnregelungen nach unten hin Grenzen setzt, wie auch der qualifikatorische 

Mismatch oder die regionale Immobilität der Arbeitnehmer als Ursachen 

dafür bezeichnet, dass der Preismechanismus und damit der Markt in seiner 

Funktionalität gestört wird (Schettkat 2016). Folglich sind die Deregulie-

rung sowie Flexibilisierung (Liberalisierung) der Märkte die charakteristi-

schen Instrumente der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik, um jegliche 

Friktionen des nominalen Preissystems zu neutralisieren. Spezielle Lö-

sungsmaßnahmen sind bspw. die Forderung nach einer zurückhaltenden 

Lohnpolitik und die staatliche Förderung von atypischen Beschäftigungs-

verhältnissen. Ebenso kann sich die angebotsorientierte Politik in einer akti-

vierenden Arbeitsmarktpolitik, der Reduktion des Kündigungsschutzes oder 

einer Schwächung der Verhandlungsmacht der Gewerkschaften äußern. Die 

Rolle des Staates reduziert sich demnach langfristig darauf, investitionsför-

derliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die mit einem Rückzug des öf-

fentlichen Sektors und der allgemeinen Senkung von Staatsausgaben zu-

gunsten der Privatisierung einhergehen (Kromphardt 1987). Ferner sollen 

für Unternehmen die steuerlichen Belastungen minimiert und generöse So-

zialleistungen, welche Leistungsanreize aktueller und potentieller Beschäf-

tigten hemmen, abgebaut werden. Diese Maßnahmen dienen unter anderem 

der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft und intendieren 

eine höhere Eigenverantwortung der Arbeitnehmer, die im Falle der Ar-

beitslosigkeit schnellstmöglich wieder in den Arbeitsmarkt integriert wer-

den sollen. Dabei fördern die verringerten und meist an Bedingungen ge-

koppelten Sozialleistungen die eigenständige Arbeitsplatzsuche der Be-

troffenen. In diesem Zusammenhang wird von einer aktivierenden Arbeits-

marktpolitik gesprochen. Die Zielsetzung der Geldpolitik hingegen fokus-

siert lediglich die Aufrechterhaltung der Preisniveaustabilität, welche die 

Voraussetzung für eine stabil wachsende Volkswirtschaft darstellt (Krom-

phardt 1987). Aktive Eingriffe seitens der Geld- oder Fiskalpolitik in das 

Marktgeschehen sind somit in der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik 

nicht vorgesehen. Ganzheitlich betrachtet fungiert der Staat allein als neut-

raler Nachtwächter, der günstige Rahmenbedingungen für die Märkte 

schafft. An dieser Stelle ist erwähnt, dass die Annahmen der Gleichge-

wichtstheorie (Say‘sche Gesetz) und der Markteffizienzhypothese ebenso 

Anklang im Neoliberalismus gefunden haben, womit die Neoklassik als ge-

dankliches Fundament zu bezeichnen ist. Dies spiegelt sich auch in den be-

zeichneten Ursachen und den zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit verwen-

deten Instrumenten des Neoliberalismus wider. Allerdings dürfen jene theo-

retischen Modellierungen nicht vereinheitlicht werden, da der Neoliberalis-

mus auch von Ökonomen der österreichischen Schule und der rationalen 

Erwartungstheorie vertreten wird, die in einigen Annahmen von der Ne-

oklassik abweichen (Slattery et al. 2013). 



 | 11 

Das Gegenstück zum Harmoniemodell der Neoklassik bildet die Un-

gleichgewichtstheorie von John Maynard Keynes. Keynes negiert die Gül-

tigkeit des Say‘schen Gesetzes und begründet die Annahme rigider Nomi-

nallöhne mithilfe langfristiger Arbeitsverträge und Gewerkschaften. Das 

Einkommen der privaten Haushalte determiniert daher die effektive Nach-

frage (Bessau/Lenk 2000). Die Prognose und das tatsächliche Ausmaß der 

effektiven Nachfrage stellen die Grundlage für die Produktionsentscheidung 

von Unternehmen und durch diese bedingt ebenso für die Arbeitsnachfrage 

dar. Das Say‘sche Gesetz wird somit in seiner Logik umgekehrt. Jede Nach-

frage schafft sich sein Angebot bzw. nur jene Güter, die abgesetzt werden 

können, werden auch produziert. Folglich ist die Höhe des Reallohns nicht 

mehr die einzige Determinante der Produktionsentscheidung von Unter-

nehmen und damit auch nicht allein entscheidend für das Ausmaß der Ar-

beitslosigkeit, wie es die Neoklassik deklariert. Keynes kritisiert die ne-

oklassische Ansicht bezüglich der Isolierung der Nominallohnbewegung 

vom Preisniveau, da lediglich unter der Prämisse eines konstanten Preisni-

veaus, eine Senkung des Reallohns und der Arbeitslosigkeit mit einer Re-

duktion des Nominallohns einhergehen (Pohl 1978). Allerdings spricht ge-

gen die Konstanz des Preisniveaus, dass die Unternehmen ihre Preise an-

hand der Lohnkosten berechnen, wodurch sich der Nominallohn und das 

Preisniveau proportional zueinander verhalten. Eine andere Begründung, 

weshalb es bei einer Senkung des Nominallohns nicht zu einer Reduktion 

der Arbeitslosigkeit kommt, ist, dass ein niedrigerer Nominallohn bei einem 

gegebenen Güterangebot zu einer Reduktion der Güternachfrage führt. In-

folgedessen sinkt das Preisniveau, da den Arbeitnehmern weniger Einkom-

men für Konsumausgaben zur Verfügung steht. Dadurch sind ebenfalls die 

für die zu tätigenden Transaktionen benötigten Geldreserven geringer. Bei 

einem gegebenen Geldangebot entsteht aus diesem Grund ein Überangebot 

auf dem Geldmarkt, wodurch die Zinsen auf jenem fallen (Pohl 1978). 

Niedrigere Zinsen ziehen vermehrte Investitionen nach sich und bewirken 

so eine Steigerung der Produktion und der Beschäftigung. Allerdings kann 

dieser positive Effekt der Nominallohnsenkung ausbleiben, falls die Zinsen 

bereits die „Zero Lower Bound“ erreicht oder die Akteure unsichere Erwar-

tungen über die Rendite zukünftiger Investitionen haben. Die Nullzinsgren-

ze signalisiert den Akteuren fallende Wertpapierkurse, sodass jene sämtli-

ches Bargeld in der Spekulationskasse verwahren (Liquiditätsfalle). Im 

zweiten Fall führen die unsicheren Erwartungen der Akteure dazu, dass die 

Nachfrage nach Investitionen zinsunelastisch ist (Investitionsfalle). In bei-

den Szenarien bleiben bei einer Nominallohnsenkung die produktionsför-

dernden Investitionen und der damit einhergehende positive Effekt auf die 

Beschäftigungsrate aus. Fraglich bleibt selbst bei einer gelungenen Redukti-

on des Reallohns, ob die absetzbare Menge der Produktion und somit die 

Arbeitsnachfrage in gleicher Weise erhöht werden kann, da die Lohnkosten 

lediglich einen Bruchteil der gesamten Produktionskosten darstellen. Die 
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Löhne müssten teilweise derartig stark reduziert werden, dass, im Hinblick 

auf die Effizienzlohntheorie, die Lohnsenkung selbst von den Arbeitgebern 

nicht mehr intendiert wird (Kromphardt 1999). Aufgrund dieser theoreti-

schen Überlegungen unterscheidet sich der Keynesianismus in einigen An-

nahmen von der Neoklassik. Geld wird nach der Theorie von Keynes nicht 

nur wegen des Transaktionsmotivs, sondern ebenfalls zur Wertaufbewah-

rung in der Vorsichts- und Spekulationskasse gehalten, da unsichere Erwar-

tungen über die Zukunft bestehen (Liquiditätspräferenztheorie). Die An-

nahme hinsichtlich vollkommener Informationen wird somit verworfen. 

Dementsprechend sind die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes, als auch der 

gesamtwirtschaftliche Output in der Quantitätsgleichung nach Fisher zins-

abhängig und nicht mehr konstant. Die klassische Dichotomie wird aufge-

hoben, da davon ausgegangen wird, dass sich die Arbeitnehmer kurzfristig 

eher am Nominallohn orientieren (Bessau/Lenk 2000). Daher unterliegen 

die Arbeitnehmer temporär der Geldillusion, während sich der Nominallohn 

nur zeitverzögert an das sich verändernde Preisniveau anpasst, wodurch die 

expansive Fiskal- oder Geldpolitik an Bedeutung gewinnt. Im Falle eines 

negativen Nachfrageschocks, ob durch den privaten Sektor oder durch exo-

gene Faktoren verursacht, führt jener in der kurzen Frist zu einem Rückgang 

der nachgefragten Menge bei einem vorübergehend konstanten Preisniveau 

(bspw. bedingt durch Menu Costs). Dabei entsteht die konjunkturelle oder 

keynesianische Arbeitslosigkeit, die bspw. durch den zeitweiligen Einsatz 

von Kurzarbeit verhindert werden kann. Besteht die Schocksituation aller-

dings auf längere Sicht, entwickelt sich ein deflationärer Zustand, bei dem 

bei gegebenem Nominallohn der Reallohn und somit die Arbeitslosigkeit 

ansteigen. Da Keynes von nach unten vergleichsweise starren Nominallöh-

nen ausgeht, kann sich dieses langfristige Beschäftigungsungleichgewicht 

auf dem Arbeitsmarkt nicht durch eine Adaption des Preismechanismus von 

selbst lösen, wie es in der Neoklassik der Fall ist. Das keynesianische Mo-

dell suggeriert die langfristig instabile Situation durch eine Stabilisierungs-

politik zu verbessern. In der Rezession finden dementsprechend Maßnah-

men der diskretionären Fiskal- oder Geldpolitik Anwendung, unter der Be-

dingung, dass die Kosten der Stabilisierung niedriger ausfallen als die ver-

ursachten Kosten durch den ökonomischen Schock (Bessau/Lenk 2000). 

Dies wird durch die Annahme des keynesianischen Multiplikatoreffektes er-

füllt. Vermehrte Investitionen seitens der Unternehmen, bedingt durch eine 

expansive Geldpolitik, oder seitens des Staates durch eine expansive Fiskal-

politik, erhöhen grundsätzlich die Arbeitsnachfrage, indirekt auf dem Ar-

beitsmarkt oder direkt in den Unternehmen. In beiden Fällen generiert die 

gesteigerte Nachfrage ein höheres Einkommen der privaten Haushalte, die 

folglich mehr konsumieren können, wodurch die Absatzerwartungen der 

Unternehmen und simultan die Steuereinnahmen des Staates steigen. Nach 

Keynes sollen die konjunkturell bedingten Mehrausgaben des Staates („De-

ficit Spending“) durch die Maßnahmen der expansiven Fiskalpolitik folgen-
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den steuerlichen Mehreinnahmen in konjunkturellen Aufschwungphasen 

ausgeglichen werden („Surplus Savings“). Auf diese Weise wird eine infla-

tionäre Überhitzung der Ökonomie verhindert. Grundsätzlich werden fiskal-

politische Maßnahmen den Instrumenten der Geldpolitik bevorzugt, da sie 

sich auch in Zeiten niedriger Zinsen als effektiv erweisen. Bei Bestehen der 

erläuterten Liquiditäts- oder Investitionsfalle sind die Mittel der Geldpolitik 

wirkungslos (Bessau/Lenk 2000). Dessen ungeachtet lassen sich die wirt-

schaftspolitischen Ziele eines stabilen Wirtschaftswachstums, der Preisni-

veaustabilität und eines hohen Beschäftigungsgrads lediglich realisieren, 

wenn Fiskal-, Geld- und Lohnpolitik aufeinander abgestimmt sind und sich 

nicht gegenseitig konterkarieren (Kromphardt 1987). Dementsprechend ver-

folgt die nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik die leitende Vorstellung, 

das Einkommen der privaten Haushalte und die Absatzmöglichkeiten der 

Unternehmen bzw. die generelle Nachfrage über die Konjunkturzyklen hin-

weg langfristig zu verstetigen. In der Intention Arbeitslosigkeit auf dem Ar-

beitsmarkt zu verhindern, wird folglich im Falle konjunktureller Schwan-

kungen die fehlende Nachfrage am Güter- oder Kapitalmarkt mithilfe einer 

antizyklischen bzw. expansiven Fiskal- oder Geldpolitik temporär substitu-

iert. Konkrete wirtschaftspolitische Maßnahmen zeichnen sich bspw. in der 

Stärkung arbeitsrechtlicher Regularien wie dem Kündigungsschutz, der Ein-

führung eines Mindestlohns, der zeitweiligen Reduktion der Einkommen-

steuer, im Kurzarbeitergeld, in spezifisch ausgerichteten Konjunkturpaketen 

oder Subventionen für Unternehmen oder private Haushalte ab. Der Staat 

fungiert somit als aktiver Marktregulator, der überdies die sozialstaatlichen 

Leistungen zum Zwecke der Umverteilung ausweiten kann. Zusammenfas-

send lässt sich sagen, dass das nachfrageorientierte Paradigma sich auf sys-

temimmanente Friktionen des Marktes stützt, die ausschließlich durch ein 

stabilisierendes Eingreifen seitens der Regierung oder der Zentralbank 

neutralisiert werden können. Diese Theorie steht der angebotsorientierten 

Wirtschaftspolitik gegenüber, die von einem perfekt funktionierenden Markt 

ausgeht. Jegliche Staatseingriffe werden einer Störung gleichgesetzt, die den 

autonomen Stabilisierungsprozess des Marktes beeinträchtigt. Im folgenden 

Kapitel 2.2 wird die paradigmatische Entwicklung der deutschen Arbeits-

marktpolitik skizziert. An einigen Stellen wird auf die frühere Situation am 

deutschen Arbeitsmarkt eingegangen und beschrieben, welche Arbeits-

marktreformen im Zuge dessen ergriffen worden sind. Die Auswirkungen 

der Reformen und der Gesetzesänderungen für den Arbeitsmarkt sollen die 

jeweils vorherrschende paradigmatische Ausrichtung der Arbeitsmarktpoli-

tik verdeutlichen. 
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2.2 Die wirtschaftspolitische Entwicklung des 
deutschen Arbeitsmarktes 
 

Das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) von 1969 richtete den Fokus erstmals 

auf eine aktive Arbeitsmarktpolitik und ersetzte das vorher bestehende Ge-

setz aus 1927 über die Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. 

Dieses sah vordergründig eine passive reaktive Absicherung gegenüber der 

Arbeitslosigkeit vor, wobei es ebenfalls aktive Arbeitsförderungsinstrumen-

te wie bspw. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, berufliche Bildungsmaß-

nahmen oder Lohnkostenzuschüsse beinhaltete, welche allerdings erst unter 

dem AFG aktiv Verwendung fanden (Oschmiansky/Ebach 2012). Das AFG 

prägte bis zur Überführung in das Sozialgesetzbuch III (SGB III) im Jahr 

1998 die grundsätzliche Ausrichtung der deutschen Arbeitsmarktpolitik. 

Nach dem Wortlaut des AFG sollte die Bundesregierung ihre wirtschafts- 

und sozialpolitischen Maßnahmen präventiv konzipieren, sodass in der Fol-

ge ein hoher Beschäftigungsstand erzielt und unterwertige Beschäftigungs-

verhältnisse weitgehend vermieden werden konnten (§ 1 f. AFG). Der da-

maligen Bundesanstalt für Arbeit oblag es dementsprechend aktiv-

gestaltend die berufliche Bildung der Erwerbstätigen/- suchenden zu fördern 

(§ 3 Abs. 2 AFG). Einer durch den technischen oder wirtschaftlichen Struk-

turwandel bedingten Arbeitslosigkeit sollte entgegengewirkt und die beruf-

liche Beweglichkeit aller potentiell Erwerbstätigen erhalten werden (§ 2 

AFG). Zusammengefasst intendierte das AFG im Wesentlichen eine dauer-

hafte qualifikationsadäquate Arbeitsvermittlung und -förderung. Auf diese 

Weise sollte der strukturell begründeten Arbeitslosigkeit und dem qualifika-

torischen Mismatch präventiv entgegengewirkt werden. Passive Instrumen-

te, wie bspw. die Zahlung von Arbeitslosengeld und -hilfe, waren dagegen 

von sekundärer Relevanz (Oschmiansky/Ebach 2012). 

Das zuvor im Jahr 1967 verabschiedete Gesetz zur Förderung der Stabili-

tät und des Wachstums der Wirtschaft (StabG), welches bis heute rechts-

wirksam ist, wurde durch das AFG in arbeitsmarktpolitischer Hinsicht er-

gänzt. Laut StabG sollen alle erforderlichen wirtschaftspolitischen Maß-

nahmen ergriffen werden, die eine simultane Erzielung von Preisniveausta-

bilität, einem hohen Beschäftigungsstand und einem außenwirtschaftlichen 

Gleichgewicht bei einem kontinuierlichen und angemessenen Wirtschafts-

wachstum ermöglichen (§ 1 StabG). Dieser Zielkanon wird auch als das 

magische Viereck bezeichnet. In der Rezession sollen zusätzliche finanzielle 

Mittel der Regierung die Konjunktur stärken (§ 5 Abs. 3 StabG), vice versa 

sollen diese zuvor aufgebrachten finanziellen Mittel des Bundes in konjunk-

turellen Aufschwungphasen zurückgeführt werden (§ 5 Abs. 2 StabG). Bei-

de Gesetze stehen somit im Zeichen der nachfrageorientierten Wirtschafts-

politik, wobei der Staat im Rahmen des AFG anstrebte, den Arbeitsmarkt 

im Sinne einer Globalsteuerung aktiv zu navigieren und im Zuge dessen 

langfristig ausgerichtete Maßnahmen ergriff, um den sozialen Status der 
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Arbeitnehmer und deren Konsumniveau aufrechtzuerhalten (Sell 1998). Im 

Gegensatz dazu sah das StabG ausschließlich bei gegebenen massiven kon-

junkturellen Schwankungen ein antizyklisches diskretionäres Intervenieren 

seitens der Regierung vor. Die Dekade ab Mitte der sechziger Jahre kann als 

Hochphase der nachfrageorientierten Wirtschaftspolitik innerhalb Deutsch-

lands aufgefasst werden. Dies äußerte sich sowohl in der Ratifizierung des 

AFG und besonders in der des StabG als auch in der Tatsache, dass das 

StabG und seine inhärenten Instrumente lediglich innerhalb dieser Phase in-

tensiv verwendet wurden. Nach 1975 kam das StabG nicht mehr zum Ein-

satz. In dieser Zeit herrschte erstmals nach den eklatanten Zerwürfnissen des 

Zweiten Weltkrieges in Deutschland nahezu Vollbeschäftigung. Jedoch 

zeichnete sich in den darauffolgenden Jahrzehnten verstärkt ab, dass jene 

gute Konstitution des Arbeitsmarktes durch das alleinige Beharren auf eine 

aktive Arbeitsmarktpolitik sowie eine nachfrageorientierte Wirtschaftspoli-

tik nicht weiter aufrechtzuerhalten war. Der allmähliche Niedergang des 

Keynesianismus, der mit der ersten Ölpreiskrise von 1973/ 74 eingeläutet 

wurde, fing an sich herauszukristallisieren. Trotz der Durchführung einer 

expansiven Konjunkturpolitik, die im Zuge der sich einstellenden Massen-

arbeitslosigkeit mit einem Bedeutungszuwachs für das Kurzarbeitergeld und 

den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen einherging (Oschmiansky/Ebach 

2012), konnten jene Instrumente nicht wie intendiert das Wirtschaftswachs-

tum erhöhen oder die Arbeitslosigkeit reduzieren. Zum ersten Mal kam es 

nach dem Zweiten Weltkrieg zu einer Stagflation innerhalb Deutschlands 

(Gaul 2009). Die nationalen Ausgabenprogramme erwiesen sich als unge-

eignet, um die strukturellen Probleme des deutschen Arbeitsmarktes zu lö-

sen. Im Gegenteil, die Staatsausgaben verschärften die Situation sogar, da 

sie zu einem Anstieg der Staatsverschuldung, hohen Inflationsraten und zur 

Beibehaltung eines unflexiblen Arbeitsmarktes beitrugen. Die Dynamisie-

rung der Wechselkursbewegungen, bewirkt durch den Wegfall des Bretton-

Woods-Abkommens 1971 und die zunehmende Globalisierung, hätten eher 

angebotsorientierte Maßnahmen erforderlich gemacht, die einer verbesser-

ten Effizienz der Produktion und einer Erhöhung der internationalen Wett-

bewerbsfähigkeit Deutschlands dienlich gewesen wären (Gaul 2009). Infol-

ge der Beibehaltung der nachfrageorientierten Arbeitsmarktpolitik manifes-

tierte sich jedoch das Problem der strukturell bedingten Sockelarbeitslosig-

keit. Diese stieg sukzessiv mit der zweiten Ölpreiskrise von 1979/ 80, der 

Globalisierungskrise und der Wiedervereinigung Deutschlands im Jahr 1990 

sowie der Dotcom-Krise 2002/03, bis die Arbeitslosigkeit ihren Höhepunkt 

mit dem Abschluss der Hartz IV Reformen im Jahr 2005 erreichte (Schnei-

der 2012). Trotz der sich anbahnenden Entwicklung ab der Mitte der siebzi-

ger Jahre wurde am grundlegenden Konzept und den damit einhergehenden 

Instrumenten der aktiven Arbeitsmarktpolitik des AFG lange Zeit festgehal-

ten. Allerdings gab es Bestrebungen, unter anderem mit dem Haushalts-

strukturgesetz von 1976 und dem Haushaltsbegleitgesetz von 1984, die ge-



 | 16 

nerellen Kosten für die Arbeitsmarktpolitik zu reduzieren. Ersteres beinhal-

tete die Reduktion der beruflichen Bildungsmaßnahmen, indem die Förde-

rung auf den Beitragszahlerkreis beschränkt wurde, während das Haushalts-

begleitgesetz erhebliche Kürzungen bei dem Arbeitslosengeld, Kurzarbei-

tergeld und der Arbeitslosenhilfe implizierte (Barlen/Bogedan 2017). Das 

ist die Begründung dafür, dass nach der ersten Ölpreiskrise der Anteil der 

Ausgaben für die aktive Arbeitsmarktpolitik an den gesamten Kosten für die 

Arbeitsmarktpolitik allmählich zurückging. Diese anfängliche Tendenz ver-

stetigte sich zunehmend und erfuhr allein in Zeiten konjunktureller Schocks 

eine transitorische Abweichung. Im Zuge der Wiedervereinigung Deutsch-

lands kam es dementsprechend nochmals zu einer massiven Ausweitung des 

Kurzarbeitergeldes und der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, sodass die 

Ausgaben für die aktive Arbeitsmarktpolitik im Jahr 1992 ihren historischen 

Höchstwert erreichten (Barlen/Bogedan 2017). Danach sank der Anteil der 

Ausgaben für die aktive Arbeitsmarktpolitik kontinuierlich, unabhängig von 

der konjunkturellen Entwicklung, bis jene ihren vorläufigen Tiefstwert mit 

den Hartz-Reformen im Jahr 2005 erreichten. Das zunehmende Problem der 

Sockelarbeitslosigkeit und die unzureichenden Ergebnisse der nachfrageori-

entierten Instrumentarien rückten allmählich die angebotsorientierte Wirt-

schaftspolitik in den Fokus der Betrachtung. Ab 1994 waren erstmals pri-

vate Arbeitsvermittler berechtigt, ihre Dienstleistungen anzubieten, wodurch 

das Vermittlungsmonopol der Bundesanstalt für Arbeit aufgehoben wurde. 

Dies sollte zu einer besseren Matching-Effizienz bei der Arbeitsvermittlung 

beitragen. Mithilfe des Beschäftigungsförderungsgesetzes von 1996 wurde 

zudem auf den spürbar steigenden Druck seitens der Globalisierung reagiert, 

welcher sich bereits in über vier Millionen Arbeitslosen äußerte. Das Be-

schäftigungsförderungsgesetz, welches seit 1985 sukzessiv liberaler gestal-

tet wurde, erleichterte den Einsatz befristeter Arbeitsverträge. Mit der Ge-

setzesänderung von 1996 wurde der Kündigungsschutz verringert, Kürzun-

gen der Lohnnebenkosten vorgenommen und den Unternehmen die Mög-

lichkeit eröffnet, ohne eine sachliche Begründung befristete Arbeitsverträge 

von einer Dauer bis zu 18 Monaten auszustellen. Die deregulierenden Maß-

nahmen sollten den Arbeitsmarkt flexibilisieren und den Markt für die zu-

nehmenden Herausforderungen des internationalen Wettbewerbs wappnen. 

Die Einfügung des AFG in das SGB III im Jahr 1998 läutete einen paradig-

matischen Richtungswechsel zu einer angebotsorientierten Wirtschaftspoli-

tik ein, die zu einer Verschärfung der Zumutbarkeitskriterien und dem Weg-

fall des temporären Qualifikationsschutzes führte. Laut der vorherigen Zu-

mutbarkeitsanordnung von 1982 galten nur jene Beschäftigungen für den 

Arbeitssuchenden als zumutbar, die je nach Dauer der Arbeitslosigkeit einen 

klar definierten prozentualen Einkommensverlust aufwiesen, innerhalb einer 

gewissen Pendelzeit erreichbar waren und sich ausschließlich auf dem 

nächstniedrigeren Qualifikationsniveau des Arbeitslosen befanden. Letztere 

Bedingung war nur unter der Voraussetzung gültig, dass eine Wiederein-
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gliederung in den alten oder ähnlichen Tätigkeitsbereich trotz der Aufnahme 

von Weiterbildungsmaßnahmen nicht ausgeschlossen werden konnte. Wur-

de ein niedriger qualifizierter Job angenommen, so sollte dadurch die Wie-

deraufnahme der alten oder einer artverwandten Tätigkeit zu einem späteren 

Zeitpunkt nicht signifikant erschwert werden. Im Zusammenhang mit dem 

Wegfall dieser Regelungen wurde das Einkommensstufenmodell das maß-

gebende Kriterium für die Zumutbarkeit einer Beschäftigung (Sell 1998). 

Darüber hinaus rückte, wie bereits skizziert, die aktive Arbeitsmarktpolitik 

verstärkt in den Hintergrund. Das Ausmaß der beruflichen Weiterbildungs-

maßnahmen musste anhand der Fähigkeiten der zu fördernden Person und 

der Situation am Arbeitsmarkt vom jeweiligen Berater bemessen und selek-

tiert werden (§ 7 SGB III). Besser qualifizierten Arbeitslosen, bei denen ei-

ne Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt auch ohne aktive Förderung 

als wahrscheinlicher galt im Vergleich zu niedriger qualifizierten Arbeitslo-

sen, wurden mehr aktive Weiterbildungsmaßnahmen zuteil, was in Fach-

kreisen als „Creaming“ deklariert wurde (Sell 1998, S. 545). Dementspre-

chend wurde eine höhere Eigeninitiative ausdrücklich von den eigentlich 

förderungsbedürftigeren Langzeitarbeitslosen gefordert, um die Dauer der 

Arbeitslosigkeit zu verkürzen oder dieser durch eine eigenständige Präven-

tion entgegenzuwirken (§ 2 Abs. 5 SGB III). Zusammenfassend hatte nun 

eine schnellere und auf mehr Eigenverantwortung basierende Wiederein-

gliederung in den Arbeitsmarkt Priorität gegenüber einer vorher der Quali-

fikation entsprechenden aktiven Arbeitsvermittlung und -förderung durch 

die staatlichen Institutionen. Die Rolle des Staates beschränkte sich in ar-

beitsmarktpolitischer Hinsicht wieder zu der eines passiven Versicherers. 

Dieser wirtschaftsliberale Tenor wurde mit dem Schröder-Blair Papier von 

1999 weiter bekräftigt, indem der damalige Bundeskanzler Gerhard 

Schröder für eine stärkere angebotsorientierte Ausrichtung der Wirtschafts-

politik plädierte, um dem zunehmenden internationalen Wettbewerb stand-

halten zu können. Dazu bräuchte es einen Staat, der investitionsförderliche 

Anreize setze, explizit, dass er Steuern reduziere und die lähmende staatli-

che Bürokratie sowie die Beschäftigungshindernisse für die Schaffung eines 

flexiblen Niedriglohnsektors beseitige. Somit stellte das Schröder-Blair Pa-

pier schon eine Vorwegnahme der Ziele und Maßnahmen dar, die im Zuge 

der später folgenden „Agenda 2010“ realisiert werden sollten. Im Jahr 2001 

wurde mit dem Job-AQTIV-Gesetz die „aktivierende“ Arbeitsmarktpolitik 

initiiert, die erstmals den Grundsatz „Fördern und Fordern“ beinhaltete. Da-

bei sollte mithilfe eines vorherigen „Profilings“ durch die Bundesanstalt für 

Arbeit die Fähigkeiten des Arbeitslosen eruiert werden. Ein Eingliederungs-

plan, der unter der aktiven Mitwirkung des Arbeitslosen erstellt wird, sollte 

eine mehr auf die Eigenverantwortung basierende, effizientere und bedarfs-

gerechtere Arbeitsvermittlung ermöglichen. Anhand der Eingliederungsbi-

lanzen sollte wiederum die Effizienz der Sachbearbeiter dokumentiert wer-

den, womit jedoch das bereits erläuterte „Creaming“ und das damit einher-
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gehende Problem der adversen Selektion bei der Förderung des Arbeitslosen 

weiter verstärkt wurde (Oschmiansky/Mauer/Buschoff 2007). Zudem wur-

den die Zumutbarkeitskriterien verschärft, wodurch jegliche Beschäftigung 

bereits nach sechs Monaten als zumutbar gilt, solange das Entgelt und die 

mit der Beschäftigung zu berücksichtigenden Aufwendungen nicht niedriger 

sind als das Arbeitslosengeld (§ 140 Abs. 3 S. 3 SGB III). Ebenso galten ab 

diesem Zeitpunkt befristete Beschäftigungsverhältnisse als zumutbar (§ 140 

Abs. 5 SGB III). Ferner sollte die Einführung von Vermittlungsgutscheinen 

im Jahr 2002 die mögliche Inanspruchnahme der Dienste privater Arbeits-

vermittler erleichtern (Feil Tillmann/Walwei, 2008). Mit der „Agenda 

2010“ wurde im Jahr 2003 ein umfassendes Reformkonzept für das Sozial-

system und die Arbeitsmarktpolitik angekündigt, dessen integraler Bestand-

teil die Hartz-Reformen waren und mit deren Realisierung die angebotsori-

entierte Wirtschaftspolitik bis 2005 vollends ihre Dominanz manifestierte. 

Die Hartz I und II Reform von 2003 beinhalteten eine grundlegende Ände-

rung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, welche mit dem Wegfall des 

Befristungs-, Wiedereinstellungs- und Synchronisationsverbotes einherging. 

Folglich konnten Leiharbeiter ohne sachliche Begründung wiederholt be-

fristet eingestellt werden und Zeitarbeitsfirmen wurde die Möglichkeit ge-

geben, die Leiharbeiter ausschließlich für die Dauer der Leihtätigkeit einzu-

stellen (Bräuninger/Michaelis/Sode 2013). Letzteres führte dazu, dass das 

zuvor bestehende Kostenrisiko für die Nichtverleihbarkeit von Personal für 

die Zeitarbeitsfirma entfiel und somit die Zeitarbeit wesentlich lukrativer 

wurde (Schneider 2012). Für die gezielte Vermittlung jener Leiharbeiter 

wurden die sogenannten „Personal-Service-Agenturen“ eingeführt, die je-

doch bereits nach kurzer Zeit aufgrund mangelnder Effizienz wieder abge-

schafft wurden. Bei den geringfügigen Beschäftigungen (Mini- und Mi-

dijobs) wurden die Verdienstgrenzen erhöht, sodass diese Beschäftigungs-

typen für die Unternehmen interessanter gestaltet wurden. Insbesondere mit 

der Schaffung der Midijobs, bei denen nur geringe Steuern und Sozialabga-

ben zu entrichten sind, sollte ein erleichterter (Wieder-) Einstieg in den Ar-

beitsmarkt gelingen, der jedoch trotz der Adaptionen nicht zu bewerkstelli-

gen war (Bräuninger et al. 2013). Des Weiteren wurden vorherige Bezieher 

von Arbeitslosengeld oder -hilfe durch den Existenzgründungszuschuss 

„Ich-AG“ bei ihrem Vorhaben einer selbständigen Tätigkeit nachzugehen 

für maximal drei Jahre bezuschusst. Diese Maßnahmen führten ab der Mitte 

der 2000er Jahre zu einem signifikanten Anstieg atypischer Beschäftigungs-

verhältnisse, wie der Teilzeitarbeit, Minijob-Beschäftigung, und, obgleich 

nur einen geringeren Anteil an den Erwerbstätigen ausmachend, der Zeitar-

beit sowie der Selbständigkeit. Beschäftigungsverhältnisse von dieser Art 

weisen generell eine niedrigere Entlohnung auf als vergleichbare Vollzeit-

beschäftigungen. Aufgrund der genannten Maßnahmen wurde der Niedrig-

lohnsektor ausgeweitet und der deutsche Arbeitsmarkt, wie mit der „Agenda 

2010“ intendiert, flexibler und aufnahmefähiger gestaltet (Eichhorst/Tobsch 
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2014). Im Jahr 2004 erfolgte im Zuge des Dritten Gesetzes für moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz III) die organisatorische Umstruk-

turierung und Umbenennung der Bundesanstalt für Arbeit zu der Bun-

desagentur für Arbeit. Jene wurde in die Zentrale, Regionaldirektionen und 

örtliche Agenturen sowie Jobcentern untergliedert, um dezentral, je nach 

örtlichen Gegebenheiten, Dienstleistungen anbieten zu können (Schmid 

2017). Das Ziel war in erster Linie die Vermittlungseffizienz der staatlichen 

Arbeitsagentur zu verbessern. Die Hartz IV-Reform 2005 bedeutete hinge-

gen eine deutliche finanzielle Verschlechterung für die Arbeitslosen, be-

dingt durch Leistungskürzungen, die mit der Einführung der „bedürftig-

keitsgeprüften Grundsicherung für Arbeitssuchende“ (Barlen/Bogedan 2017 

S. 205) und der Zusammenlegung der Sozial- und Arbeitslosenhilfe einher-

gingen. Vor der Hartz IV-Reform wurde nach dem Auslaufen des Arbeitslo-

sengeldes, heute ALG I, die Arbeitslosenhilfe ausgezahlt. Diese steuerfi-

nanzierte Leistung lag zwar unterhalb des Niveaus des Arbeitslosengeldes, 

war jedoch in seiner Höhe ebenfalls vom vorherigen erzielten Einkommen 

abhängig, wurde ohne zeitliche Begrenzung ausgezahlt und lag somit noch 

über dem Sozialhilfeniveau (Barlen/Bogedan 2017). Nach der Hartz IV Re-

form sank der Leistungsanspruch des Arbeitslosen nach Auslaufen des ALG 

I unmittelbar auf das niedrigere Niveau der Grundsicherung mit dem Ar-

beitslosengeld II (ALG II) herab. Darüber hinaus wurde die Höhe und die 

Bezugsdauer des beitragsfinanzierten ALG I deutlich reduziert. Die aberma-

lige Verschärfung der Zumutbarkeitskriterien für Langzeitarbeitslose (§ 10 

SGB II), wodurch nahezu jede Beschäftigung als zumutbar gilt, sowie die 

Ausweitung von Sanktionen bei Nichtannahme einer zumutbaren Beschäfti-

gung (§ 32 f. SGB II), die eine beträchtliche Reduktion des ALG II vorse-

hen, waren weitere Maßnahmen, die den Druck auf die Arbeitslosen, zügig 

jedweder Beschäftigung nachzugehen, weiter erhöht haben (Barlen/Bogedan 

2017). In diesem Zusammenhang wurden mit den „Ein-Euro-Jobs“ weitere 

soziale Arbeitsgelegenheiten für ALG II-Bezieher im Niedriglohnsektor ge-

schaffen, in der Absicht, jenen dadurch den potentiellen Übergang in den 

ersten Arbeitsmarkt zu erleichtern. Im Rahmen der Hartz-Reformen verbes-

serte sich sowohl die Matching-Effizienz der Arbeitsvermittlung als sich 

auch die Dauer der Arbeitslosigkeit reduzierte (Bräuninger et al. 2013). In-

wieweit die Hartz-Reformen dabei für die signifikante Reduktion von knapp 

fünf Millionen Arbeitslosen im Jahr 2005 auf circa die Hälfte im Jahr 2017 

(Bundesagentur für Arbeit 2019) verantwortlich gemacht werden können, 

ist nicht eindeutig von der konjunkturellen Entwicklung und anderen maß-

gebenden Faktoren separierbar. Allerdings attestieren verschiedene makro-

ökonomische Analysen den Hartz-Reformen einen grundlegenden positiven 

Beschäftigungseffekt (Bräuninger et al. 2013). Im Verlauf der Finanz- und 

Wirtschaftskrise 2008/09 kam es nochmals zu einer temporären Renaissance 

der keynesianischen Wirtschaftspolitik. Mit dem Konjunkturpaket I und II 

wurde versucht, durch Infrastrukturmaßnahmen, die Verlängerung des 



 | 20 

Kurzarbeitergeldes, Abschreibungserleichterungen für Unternehmen, die 

Abwrackprämie und Zusicherung von staatlichen Garantien und Krediten, 

die Volkswirtschaft vor einer stärkeren wirtschaftlichen Rezession zu be-

wahren und die Kreditklemme auf dem Interbankenmarkt zu lösen (Zim-

mermann 2013). Abgesehen davon sind die Ergebnisse ökonometrischer 

Auswertungen bezüglich der tatsächlichen Effektivität der Konjunkturpake-

te auf das Beschäftigungsniveau und das BIP innerhalb der Rezession eher 

ernüchternd (Zimmermann 2013). 

Eine der letzten maßgeblichen Veränderungen für den deutschen Ar-

beitsmarkt wurde mit der Einführung des branchenübergreifenden, allge-

mein gültigen Mindestlohns zum 1. Januar 2015 realisiert. Mit diesem sollte 

dem Prekariat der Arbeitsverhältnisse und dem inhärenten Problem des 

„working poor“ entgegengesetzt werden, welches oftmals in Verbindung 

mit der Ausweitung des Niedriglohnsektors im Zuge der Hartz-Reformen 

gebracht wird (Schmid 2017). Zwar wurden Stimmen laut, die vor einer 

steigenden Arbeitslosenquote durch die Implementierung des Mindestlohns 

warnten, jedoch konnte sich diese Befürchtung bislang nicht bewahrheiten. 

Ausgehend von der Mindestlohneinführung als eines der kennzeichnenden 

Instrumente der nachfrageorientierten Wirtschaftspolitik, war die Ausrich-

tung der Arbeitsmarktpolitik von der in der Legislaturperiode von 2013 bis 

2017 amtierenden Bundesregierung, bestehend aus den Parteien der Christ-

lich Demokratischen Union Deutschlands (CDU), der Christlich-Sozialen 

Union in Bayern (CSU) und der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 

(SPD), weitgehend keynesianisch geprägt. Die „große Koalition“ strebte ei-

ne aktive Arbeitsmarktpolitik an und fokussierte dabei die Bekämpfung der 

Langzeitarbeitslosigkeit, deren Gründe in persönlichen Vermittlungshemm-

nissen gesehen wurden. Folglich sollte die Arbeitsvermittlung für Gering-

qualifizierte und Langzeitarbeitslose verbessert werden, indem diese pas-

sender qualifiziert, bei der Suche begleitet und auch nach erfolgreicher 

Vermittlung weiterhin betreut werden sollten. Der Staat intendierte die 

Rahmenbedienungen zu optimieren, bspw. durch das ESF-Bundesprogramm 

für Langzeitarbeitslose, das auf eine Aktivierung und berufliche (Wie-

der)Eingliederung Arbeitsloser zielte. Das Ziel bezüglich der Grundsiche-

rung für Arbeitslose lag in der Vermeidung von Langzeitleistungsbezügen, 

wodurch Züge der Neoklassik, die niedrigere Ausgaben für die Sozialhilfe 

vorsieht, erkennbar wurden. Weitere Maßnahmen betroffen das Arbeitslo-

sengeld für überwiegend kurzfristige Beschäftigte, dessen Rahmenfrist, in-

nerhalb derer die Anwartschaft für das Arbeitslosengeld I erfüllt werden 

muss, von zwei auf drei Jahre verlängert wurde sowie verbesserte finanziel-

le Gegebenheiten für jene, die bei der Vorbereitung und Unterstützung einer 

Berufsausbildung nach Schulabschluss Hilfe brauchten. Darunter fielen die 

Ziele flächendeckender einzurichtender Jugendberufsagenturen, wie auch 

die sich an junge Leute ohne Berufsabschluss richtende Initiative „AusBil-

dung wird was“, die später unter dem Projekt „2. Chance“ bekannt wurde. 
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Hinsichtlich der Sonderregelung zur Förderung der Kurzarbeit sollte diese, 

nachdem sie sich in der Krise in den Jahren 2009/2010 bewährt hatte, wie-

der in Kraft treten. Einer keynesianischen Lohnpolitik entsprechend sollten 

den Leiharbeitern eines Unternehmens nach spätestens neun Monaten der 

gleiche Lohn wie der von Stammarbeitern zustehen. In diesem Kontext sig-

nalisierte die Regierung das Teilzeitrecht weiterzuentwickeln, um Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern zu gewähren, dass sie zu ihrer früheren 

Arbeit zurückkehren können. Dadurch sollten Arbeitnehmerrechte gestärkt 

und die Vertragssituation für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen verbes-

sert werden. Darüber hinaus sprach sich die große Koalition für eine Stär-

kung der Tarifautonomie aus, womit jenes Ziel mit einer neoklassisch aus-

gerichteten Arbeitsmarktpolitik korrespondiert. Ebenso zählt die von der 

Regierung anvisierte Anhebung des allgemeinen Renteneintrittsalters zu den 

intendierten angebotsorientierten Politikmaßnahmen. 

Im Hinblick auf die Altersvorsorge wird aus dem Koalitionsvertrag er-

sichtlich, dass die drei gewählten Parteien beabsichtigten, die Betriebsrente 

zu stärken und somit die betriebliche Altersvorsorge für Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen aus Klein- sowie Mittelbetrieben weiter auszubauen und 

zu unterstützen. Zudem sollte die Zurechnungszeit für die Erwerbsminde-

rungsrente um zwei Jahre weiter angehoben werden. 

Um die Arbeitnehmerrechte und die Mitbestimmung dieser weiter zu 

stärken, sollten geringfügig Beschäftigte künftig besser über ihre Rechte 

aufgeklärt, der Übergang vom Minijob in eine regulär sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung einfacher gestaltet, verstärkte Kontrollen bei 

Werkverträgen eingesetzt sowie das Aufgabenspektrum und die Einfluss-

nahme von Betriebsräten gefördert werden. Insgesamt strebte die Koalition 

eine intensivere Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften und Arbeitge-

bern an. Die anfangs der Wahlperiode geplante Lebensleistungsrente, die 

vorsah, dass die Entgeltpunkte jener Personen, die mindestens 40 Jahre in 

der gesetzlichen Rentenversicherung versichert waren und dennoch über 

weniger als 30 Rentenentgeltpunkte Alterseinkommen vermögen, aufgewer-

tet wurden, sodass diese Personen dadurch besser aufgestellt wären, wurde 

von dem neu aufblühenden Wahlkampf am Ende der Legislaturperiode von 

der Agenda verdrängt (CDU Deutschlands/CSU-Landesleitung/SPD 

Deutschlands 2013). 

Als Zwischenfazit lässt sich festhalten, dass der Keynesianismus ab der 

Mitte der sechziger Jahre für ein knappes Jahrzehnt seine Hochphase hatte, 

seine Instrumente aber nicht die gewünschten Erfolge erzielen konnten. 

Folglich erfuhr die angebotsorientierte Arbeitsmarktpolitik allmählich einen 

Auftrieb, welche ihren Kulminationspunkt mit den massiven Eingriffen der 

Hartz-Reformen erreichte. Zwar konnte eine Vielzahl der Langzeitarbeitslo-

sen mithilfe der effizienteren Arbeitsvermittlung und deregulierenden Maß-

nahmen für die geringfügigen und befristeten Beschäftigungen in ein Be-

schäftigungsverhältnis gebracht werden, wodurch jedoch im Gegenzug eine 
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Ausweitung des teilweise prekären Niedriglohnsektors und einer überwie-

gend auf Schnelligkeit orientierten Integration in den Arbeitsmarkt einher-

gingen. Diese generelle Entwicklung, die Verschärfung der Zumutbar-

keitskriterien und der Wandel von einer Status- zu einer Grundsicherung mit 

der Einführung des Arbeitslosengeldes II stellten eine klare Dominanz der 

angebotsorientierten Wirtschaftspolitik in der Arbeitsmarktdebatte dar, die 

teilweise im Zuge der von 2013 bis 2017 amtierenden Regierungskoalition 

aus CDU, CSU und SPD und der einhergehenden Einführung eines bran-

chenübergreifenden Mindestlohns im Jahr 2015 durch Maßnahmen und In-

strumente der nachfrageorientierten Arbeitsmarktpolitik abgeschwächt wur-

de. In der Intention, Langzeitarbeitslosigkeit zu verringern, Rahmenbedin-

gungen auf Seiten der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen zu verbessern, 

deren Rechte zu stärken und die Möglichkeiten zur Arbeitsaufnahme gene-

rell zu erweitern, tendierte die Arbeitsmarktpolitik der großen Koalition 

grundsätzlich in Richtung Keynesianismus, mit einigen Ausnahmefällen wie 

bspw. der Stärkung der Tarifautonomie. Der Überblick über die wirtschafts-

politische Entwicklung des deutschen Arbeitsmarktes zeigt, dass beide wirt-

schaftspolitischen Ausrichtungen nicht als sich gegenseitig exkludierend be-

trachtet werden sollten. 

Bisher wurde die Theorie über die wirtschaftspolitischen Paradigmen und 

deren Realisierung innerhalb der deutschen Arbeitsmarktpolitik dargelegt. 

Im Anschluss werden einige Forschungsprojekte vorgestellt, die mithilfe 

von unterschiedlichen Forschungsmethoden wirtschaftspolitische Paradig-

men in der Wissenschaft, den Medien und der Gesellschaft sowie das Kon-

zept der Deutungsmuster und der Belief-Systeme in verschiedenen Kontex-

ten untersucht haben. Diese Auswahl an Studien soll einen generellen Ein-

druck über die derzeitige Ausrichtung der Forschung zu wirtschaftspoliti-

schen Paradigmen vermitteln. 
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3 Stand der Forschung und 
Forschungsbedarf 
 

Im Folgenden werden zunächst einige Forschungsprojekte vorgestellt, die 

mit dem Thema der wirtschaftspolitischen bzw. ökonomischen Paradigmen 

in der Wissenschaft auseinandergesetzt haben. Deren jeweilige Zielsetzung, 

methodische Vorgehensweise und Resultate werden zusammenfassend dar-

gelegt, um einen Eindruck des derzeitigen Forschungsstandes auf dem wis-

senschaftlichen Feld der wirtschaftspolitischen Paradigmen zu erhalten 

(Kapitel 3.1). Als Nächstes werden die Ergebnisse von verschiedenen Stu-

dien, in denen sich Autoren mit der Entwicklung ökonomischer und wirt-

schaftspolitischer Paradigmen in den Medien beschäftigt haben, präsentiert 

(Kapitel 3.2). An dieser Stelle ist angemerkt, dass Studien zur Darstellung 

der wirtschaftspolitischen Paradigmen im Deutschen Bundestag in der bis-

herigen Forschung nicht existieren. Abschließend werden das Modell von 

Sabatier und die von ihm konzipierten Belief-Systeme dargestellt, bevor 

wesentliche Erkenntnisse von Deutungsmusteranalysen sowie der For-

schungsstand zur Agenda-Bildung vorgestellt und der Begriff Deutungs-

muster in seiner hier verwendeten Form definiert wird (Kapitel 3.3). Auf 

Basis der theoretischen Überlegungen und bisherigen empirischen Ergeb-

nisse wird ein Bezug zu dieser Forschungsarbeit, wirtschaftspolitische Para-

digmen als Deutungsmuster im öffentlichen Diskurs über Arbeitsmarktpoli-

tik, hergestellt. Ein Resümee der Forschungsergebnisse bildet den Ab-

schluss des Kapitels über den aktuellen Stand der Forschung und For-

schungsbedarf. 

 

 

3.1 Forschung zu wirtschaftspolitischen 
Paradigmen in der Wissenschaft 
 

Im Folgenden soll auf die Befunde unterschiedlicher Studien zur Dominanz 

des neoklassischen Paradigmas in der Wissenschaft näher eingegangen wer-

den. Neben dieser Dominanz wird zudem der Einfluss von Ökonomen auf 

die Wirtschaftspolitik und wirtschaftspolitische Beratung sowie auf die 

Wissenschaft untersucht. Zunächst wird die Bedeutungsentwicklung des 

Begriffs des Neoliberalismus dargestellt. 

Boas und Gans-Morse (2009) gehen in ihrer Studie der Frage nach, wie 

sich die Konnotation und damit einhergehend die Bedeutung des Begriffs 

des Neoliberalismus im Laufe der Zeit verändert hat. Der Untersuchungs-

zeitraum erstreckte sich von 1990, das Jahr, in dem der Begriff des Neolibe-

ralismus erstmals in der englischsprachigen Wissenschaftsliteratur erwähnt 

wurde, und reichte bis ins Jahr 2004, in dem das Forschungsprojekt von 

Boas und Gans-Morse initiiert wurde. Die Recherche beschränkte sich dabei 
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auf die einflussreichsten „peer-reviewed“ Journale. Dazu wurden zuerst all 

diejenigen Artikel recherchiert, die unter dem Schlüsselbegriff „neoliberal“ 

gefunden werden konnten. Im Ergebnis konnten für die weiterführende 

quantitative Inhaltsanalyse 148 geeignete Artikel aus den Fachbereichen der 

Lateinamerikastudien, der Politikwissenschaft und der Entwicklungspolitik 

gefunden werden. 

In der Stichprobe wiesen jeweils 45 Prozent der Artikel eine negative  

oder neutrale Wertung des Neoliberalismus auf. Im Gegensatz dazu waren 

die positiven Wertungen mit nur drei Prozent in den untersuchten Fällen re-

lativ selten vertreten. In diesem Zusammenhang konnten die Autoren zei-

gen, dass der Begriff des Neoliberalismus vorzugsweise von Kritikern und 

selten von Befürwortern freier Märkte verwendet wurde. Der Anteil der Ar-

tikel, die eine Definition des Neoliberalismus, in welcher gearteten Form 

auch immer, enthielten, betrug allerdings über die gesamte Stichprobe nur 

31 Prozent und tendierte sogar dazu, im Laufe des Untersuchungszeitraums 

abzunehmen. Dementsprechend wiesen die untersuchten Artikel oftmals 

keine und wenn, dann lediglich eine ungenaue Definition des Neoliberalis-

mus auf. 

Boas und Gans-Morse konnten vier unterschiedliche Ausprägungsformen 

des Neoliberalismus identifizieren. Die Autoren differenzierten dabei zwi-

schen dem Neoliberalismus in der Form einer neoliberalen Wirtschaftspoli-

tik („economic reform policies“), einem neoliberalen Entwicklungsmodell 

(„development model“), einer neoliberalen Ideologie und einem neolibera-

len akademischen Paradigma (Boas/Gans-Morse 2009, p. 143). Nach erste-

rem Verständnis stellt der Neoliberalismus die strikte Umsetzung der ange-

botsorientierten Wirtschaftspolitik dar. Im Sinne eines gemäßigten neolibe-

ralen Entwicklungsmodells berücksichtigt der Neoliberalismus neben öko-

nomischen, auch soziale und politische Verhältnisse. Im Verständnis einer 

neoliberalen Ideologie vertritt der Neoliberalismus die normative Vorstel-

lung des auf ein Mindestmaß reduzierten Staates und dem Maximum der in-

dividuellen sowie unternehmerischen Freiheit und stellt folglich ein generel-

les Paradigma dar, wie die Gesellschaft organisiert sein sollte. Im Rahmen 

des neoliberalen akademischen Paradigmas stehen die wirtschaftstheoreti-

schen Annahmen, besonders die der Neoklassik, im Vordergrund, welche 

die Funktionsweise des Marktes determinieren. Der Neoliberalismus in der 

Form des neoliberalen akademischen Paradigmas wird häufig als eng ver-

knüpft mit der Form der neoliberalen Wirtschaftspolitik angesehen. 

Die Untersuchung von Boas und Gans-Morse zeigen, dass 106 Artikel 

(72 Prozent) der neoliberalen Wirtschaftspolitik und 58 Artikel (39 Prozent) 

der Form des neoliberalen Entwicklungsmodells zugeordnet wurden. Die 

Kategorien der neoliberalen Ideologie und des neoliberalen akademischen 

Paradigmas verzeichnen 32 Artikel (22 Prozent) und 20 Artikel (14 Pro-

zent). Da einige Artikel auch in mehreren Kategorien gleichzeitig einsortiert 

werden konnten, ist die Summe größer als 100 Prozent. Die meisten Artikel 
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verstanden oder verwendeten demzufolge den Begriff des Neoliberalismus 

in der Form der radikal angebotsorientierten Wirtschaftspolitik. 

Die Forscher intendierten durch ihre Arbeit die unterschiedlichen Facet-

ten des Neoliberalismus erschöpfend aufzeigen und somit einen Diskurs 

über die verschiedenen Formen des Liberalismus entfachen zu können, wel-

cher derzeitig nicht geführt wird. Dieser Diskurs könnte allerdings für eine 

exaktere Definition und Verwendung des Begriffs des Neoliberalismus 

dienlich sein. 

Pühringer (2015) untersucht den Einfluss von Ökonomen auf die Wirt-

schaftspolitik und wirtschaftspolitische Beratung, die Wissenschaft sowie 

die Medien und analysiert die (teilweise durch eine Netzwerkzugehörigkeit 

hervorgerufene) Verbundenheit der Ökonomen zu wirtschaftspolitischen Pa-

radigmen, um eine paradigmatische Dominanz sichtbar zu machen. Hierfür 

konstruiert er einen aus fünf Koeffizienten bestehenden performativen Fuß-

abdruck von etwa 800 Ökonomen, die als Professor für Volkswirtschaftsleh-

re zwischen 1954 und 1995 an deutschen Universitäten tätig waren. Explizit 

werden der wirtschaftspolitische Beratungskoeffizient, der wirtschaftspoliti-

sche Akteurskoeffizient, der wissenschaftliche Produktionskoeffizient, der 

wissenschaftliche Reproduktionskoeffizient und der mediale Präsenzkoeffi-

zient genannt. Die fünf Koeffizienten wertet Pühringer jeweils einzeln aus: 

Für den wirtschaftspolitischen Beratungskoeffizienten betrachtete Püh-

ringer primär diejenigen Ökonomen des Samples, die bedeutende Posten in 

der Wirtschaftspolitik und/oder Wirtschaftsforschung im betrachteten Zeit-

raum bekleideten: Mitglieder des Sachverständigenrats zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR), Mitglieder der beiden wis-

senschaftlichen Beiräte des Bundeswirtschaftsministeriums und des Bundes-

finanzministeriums sowie die Leiter der Wirtschaftsforschungsinstitute. 

Diese Ökonomen kategorisierte und gewichtete der Autor anhand unter-

schiedlicher Kriterien und konnte dabei belegen, dass einige der Ökonomen 

insbesondere in der Gründungszeit der Bundesrepublik Deutschland einen 

starken Einfluss auf die Politik ausübten. Hervorzuheben sind hierbei na-

mentlich Walter Eucken und Leonhard Miksch, die mit ihrer Ordnungsöko-

nomik das theoretische Fundament des wirtschaftspolitischen Handelns leg-

ten, sowie Alfred Müller-Armack und Ludwig Erhard mit dem Konzept der 

Sozialen Marktwirtschaft, das marktliberale Gesetzgebungen impliziert und 

von den Medien stark verbreitet wurde. Auch die beiden wissenschaftlichen 

Beiräte, die für das Bundesministerium für Wirtschaft und das Bundesmi-

nisterium für Finanzen neu gegründet wurden, waren zur Gründungszeit 

überwiegend mit ordo- und marktliberalen Ökonomen besetzt, wodurch die 

Annahme des hohen wirtschaftspolitischen Einflusses der Ordoliberalen 

nach dem Zweiten Weltkrieg bestätigt wird. 

Diese These wird ebenfalls durch den wirtschaftspolitischen Akteurskoef-

fizienten gestärkt, bei dem Pühringer diejenigen Ökonomen des Samples un-

tersucht, die „Positionen in nationalen und internationalen staatlichen Insti-
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tutionen, der Bundesbank und ihrer Länderbanken, der Monopolkommissi-

on sowie unmittelbare politische Ämter und Positionen in der (Wirtschafts-) 

Politik“ (Pühringer 2015, S. 112) innehatten. Die Analyse zeigt, dass in der 

Nachkriegszeit etwa die Hälfte der Ökonomen, die im wirtschaftspolitischen 

Akteurskoeffizienten ein hohes oder mittleres Einflusspotential besitzen, 

neoliberalen Netzwerken wie dem Kronberger Kreis, der Ludwig-Erhard-

Stiftung oder der Mont Pelerin Society angehörten (bspw. Otmar Issing, 

Carl-Christian von Weizsäcker und Karl Schiller). Lediglich ein Ökonom 

mit mittlerem Einflusspotential (Hans-Jürgen Krupp) hatte zur gleichen Zeit 

Verbindungen zur gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung. Dies ist ein 

weiteres Indiz für das damals herrschende paradigmatische Ungleichgewicht 

in Deutschland. Das wirtschaftspolitische Einflusspotential dieser Ökono-

men sank zwar nach der Gründungszeit der Bundesrepublik Deutschland, 

allerdings nahmen viele Volkswirte wie Otmar Issing, Herbert Giersch oder 

später Hans-Werner Sinn auch danach „über heterogene Funktionen unmit-

telbar in der Politik, in Wirtschaftsforschungsinstituten oder in der Bundes-

bank aktiv Einfluss auf wirtschaftspolitische Prozesse sowie über mediale 

Diskurse zu wirtschaftspolitischen Grundsätzen auch auf das Denken über 

Wirtschaft an sich“ (Pühringer 2015, S. 124). 

Im Hinblick auf den wissenschaftlichen Produktionskoeffizienten stellt 

Pühringer fest, dass, bezüglich ihrer in Google-Scholar gelisteten akademi-

schen Publikationen wie wissenschaftlichen Zeitschriftenartikel, Bücher  

oder Beiträge in Büchern, vorrangig diejenigen Ökonomen ein hohes wis-

senschaftliches Einflusspotential über den betrachteten Zeitraum aufwiesen, 

die in ihrer Forschung primär ökonometrische bzw. formal mathematische 

Methoden anwandten (bspw. Wolfgang Härdle, Klaus Zimmermann und 

Martin Beckmann). Als besonders einflussreiche wissenschaftliche Ökono-

men sind in diesem Sample zudem Friedrich August von Hayek und Rein-

hard Selten als Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaften sowie Bruno 

S. Frey als Spitzenökonom akademischer Publikationsrankings (Handels-

blatt, Frankfurter Allgemeine Zeitung, etc.) zu nennen. 

Für den wissenschaftlichen Reproduktionskoeffizienten bedient sich Püh-

ringer ökonomischer Lehrbücher aus der Fachdatenbank EconBiz und der 

Deutschen Nationalbibliothek. Die Resultate dieser Analyse bestätigen, dass 

sich die Mehrheit der betrachteten Wissenschaftler dem Ordoliberalismus 

verpflichtet fühlt(e) „bzw. auch in deutschen neoliberalen Netzwerken orga-

nisiert“ (Pühringer 2015, S. 117) ist bzw. war (bspw. Artur Woll in der 

Mont Pelerin Society). Allerdings zeigt der Vergleich der Ergebnisse des 

wissenschaftlichen Reproduktionskoeffizienten mit denen des wissenschaft-

lichen Produktionskoeffizienten, dass die meisten Ökonomen, die im wis-

senschaftlichen Produktionskoeffizienten ein hohes Einflusspotential auf-

weisen, lediglich ein sehr geringes wissenschaftliches Reproduktionspoten-

tial besitzen. Dies trifft überwiegend auf die jüngeren Ökonomen zu und 

kann laut Pühringer ein Hinweis auf den Bedeutungswandel von Lehrbü-



 | 27 

chern sein. Zudem verringerte sich der Einfluss der Ordoliberalen auf die 

Wissenschaft über die Jahre des betrachteten Zeitraums. Ihr ökonomietheo-

retisches Konzept verlor innerhalb der Volkswirtschaftslehre bzw. der aka-

demischen Debatten im Laufe der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zu-

nehmend an Bedeutung (Pühringer 2015). 

In der Intention, das mediale Wirkungspotential der Ökonomen zu eruie-

ren, untersuchte Pühringer, wie häufig die ausgewählten Ökonomen na-

mentlich in Artikeln des Spiegels (ab 1947) und der Zeitung die Zeit (ab 

1948) genannt wurden. Der Autor stellte bei der Auswertung des medialen 

Präsenzkoeffizienten fest, dass Ökonomen, die häufig in den Medien ge-

nannt wurden, oftmals auch in einem engen Zusammenhang mit der Politik 

standen bzw. heute noch stehen (z.B. Karl Schiller als Wirtschafts- und Fi-

nanzminister in den Sechzigern und Siebzigern). Ebenso wurden die Mit-

glieder des SVR sowie die Leiter der Wirtschaftsforschungsinstitute auf-

grund ihrer Position häufiger als andere Ökonomen in den Medien genannt 

(z.B. Hans-Werner Sinn, Bert Rürup, Peter Bofinger, Fritz Baade und 

Klaus-Dieter Arndt). Ferner sind zahlreiche Ökonomen mit mittlerem und 

hohem medialen Einflusspotential in neoliberalen Netzwerken aktiv, mithil-

fe derer die Ökonomen ihre paradigmatische Einstellung publizieren (z.B. 

Hans-Werner Sinn über den Hamburger Appell oder Otmar Issing über das 

Eucken-Institut, die AG Soziale Marktwirtschaft, die Hayek- und die Lud-

wig-Erhard-Stiftung). Lediglich ein medial einflussreicher Ökonom, respek-

tive Peter Bofinger, ist zum Ende des Beobachtungszeitraums der Studie in-

stitutionell mit gewerkschaftsnahen Netzwerken verbunden. Diese neolibe-

rale Dominanz im deutschen ökonomischen Netzwerkgeflecht des medialen 

Präsenzkoeffizienten findet sich auch in den Resultaten von drei der vier an-

deren Koeffizienten wieder, abgesehen von dem wissenschaftlichen Produk-

tionskoeffizienten. Unter der Bedingung, dass nur diejenigen Ökonomen ein 

hohes Einflusspotential besitzen, die in mindestens zwei der Koeffizienten 

ein mittleres oder hohes Einflusspotential aufweisen, konstatiert Pühringer, 

dass von diesen hocheinflussreichen Ökonomen mehr als die Hälfte „über 

Netzwerke des deutschen Neoliberalismus miteinander verbunden“ (Pührin-

ger 2015, S. 127) sind. Diese zahlreichen, teils elitären Netzwerke, die sich 

bereits in Zeiten des Nationalsozialismus gebildet hatten und nach Ende des 

Zweiten Weltkriegs weiter bestehen blieben (bspw. Ludwig Erhard und die 

Freiburger Ökonomen, das Institut für Wirtschaftsbeobachtung der deut-

schen Fertigware (IfW) oder der von Karl Blessing 1944 gegründete Ar-

beitskreis für außenwirtschaftliche Fragen) bildeten einen entscheidenden 

Erfolgsfaktor des Ordoliberalismus. Mithilfe dieser Netzwerke prägten die 

ordoliberalen Ökonomen den Wiederaufbau Deutschlands sowie seine poli-

tische und gesellschaftliche Entwicklung. Darüber hinaus boten die Ordoli-

beralen den Alliierten ihre wissenschaftliche Mitarbeit an, sie diskutierten 

öffentlich über die neue Wirtschaftsordnung. Auf diesem Weg etablierte 

sich die marktradikale Denkweise in dem politischen Programm der CDU 



 | 28 

im Jahr 1949, wodurch die Ordoliberalen in das politische Machtzentrum 

Deutschlands vordringen konnten (Ötsch/Pühringer 2015). 

Des Weiteren belegt Pühringer mithilfe des medialen Präsenzkoeffizien-

ten, dass die Ökonomen, die über einen hohen medialen Einfluss verfügen, 

zugleich vorwiegend ältere Wissenschaftler sind. Das stützt die These, dass 

die ordo- und marktliberalen Ökonomen insbesondere in der Nachkriegszeit 

die Wirtschaftspolitik über die Medien stark beeinflussen konnten. Die 

deutsche Presse- und Medienlandschaft lieferte einen wichtigen Beitrag zu 

der Festigung des Ordoliberalismus in Deutschland. Große Zeitungen wie 

die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ oder die „Neue Zürcher Zeitung“ hat-

ten ordoliberale Herausgeber oder ordoliberale Chefredakteure. Anfang der 

fünfziger Jahre machten die Ordoliberalen eine große Kampagne, um ihre 

Ansichten der marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung zu verbreiten. Der 

1951 gegründete Verein Die Waage warb in großem Stil für die „Soziale 

Marktwirtschaft“ mit den beiden Arbeiterfiguren Fritz, der den „Markt“ re-

präsentierte, und Otto, der den „Nicht-Markt“ verkörperte, ohne direkt Par-

teienwerbung zu betreiben, mit dem Ziel, die konservativen Parteien in die 

Regierung 1953 miteinzubeziehen. Innerhalb eines Jahres „wurden fast 90 

Prozent aller Zeitungen und Illustrierten bedient: 17 Werbemotive in ca. 460 

Presseorganen mit einer Gesamtauflage von jeweils mehr als zwölf Millio-

nen Exemplaren. Zusätzlich gab es Plakate und kurze Werbefilme in Kinos“ 

(Ötsch/Pühringer 2015, S. 207). Mittels dieser professionell entwickelten 

Kampagne verankerten die Ordoliberalen ihre politische Idee des „Marktes“ 

und der „Sozialen Marktwirtschaft“ weiter in der Mitte der Gesellschaft. 

Dies demonstriert nicht nur die enge Vernetzung der Ordoliberalen mit der 

Regierung, sondern ebenso ihre Verbindung zu wichtigen Wirtschaftsvertre-

tern, führenden Medien und PR-Agenturen. Somit war, „zumindest zeitwei-

se, eine Beeinflussung der ‚Massen‘ durch die selbst ernannten Eliten ‚des 

Marktes‘ möglich“ (Ötsch/Pühringer 2015, S. 205). Dieser (potentielle) 

starke Einfluss der Ordoliberalen auf die Medien ist auch im öffentlichen 

Diskurs zur Finanzkrise in den 2000er-Jahren erkennbar. Die meisten der 

führenden Ökonomen, die in deutschsprachigen Leitmedien zur Finanzkrise 

referierten, waren bzw. sind in marktradikalen Netzwerken aktiv und über 

diese miteinander verbunden (z.B. Lars Feld, Clemens Fuest oder Thomas 

Straubhaar über Netzwerke wie das Röpke-Institut, den Kronberger Kreis 

oder die AG Soziale Marktwirtschaft). Lediglich eine kleine Gruppe von in 

den Medien präsenten Ökonomen sammelt sich um keynesianische und 

teilweise gewerkschaftsnahe Netzwerke (z.B. Peter Bofinger oder Rudolf 

Hickel über Netzwerke wie die Hans-Böckler-Stiftung oder die AG Alterna-

tive Marktwirtschaft). Daraus wird ersichtlich, dass marktradikale Ökono-

men „den öffentlichen massenmedialen Diskurs zu wirtschaftspolitischen 

Entscheidungen im Zuge der Finanzkrise bestimmt haben“ (Ötsch/Pühringer 

2015, S. 241). 
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Pühringer resümiert, „dass der deutsche massenmediale Diskurs über die 

Jahrzehnte hinweg von ÖkonomInnen dominiert wird, deren zugrunde lie-

gende ideologische Ausrichtung von einem deutschen neoliberalen 

Mainstream geprägt wird“ (Pühringer 2015, S. 120). Unter der Bezeichnung 

„Mainstream“ werden dabei „jene Ansätze, Strömungen und Methoden zu-

sammengefasst, die die ökonomische Lehre, die Forschung, Fachzeitschrif-

ten und die Öffentlichkeit dominieren“ (Hirte/Thieme 2015, S. 47). An die-

ser Stelle weist Pühringer darauf hin, dass eine große Anzahl an Wirt-

schaftswissenschaftlern es heutzutage ablehnt, die Wirtschaftspolitik mitzu-

gestalten und im Gegenzug dafür plädiert, Forschung und Beratung strikt 

voneinander zu trennen (Pühringer 2015). 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die neoliberalen Ökonomen 

in den unterschiedlichen Rollen als wirtschaftspolitischer Berater oder Ak-

teur in politischen Gremien, als Autor von bedeutenden Ökonomie-

Lehrbüchern, Professor oder öffentlicher Meinungsführer die deutsche 

Wirtschaftspolitik und ihre Entwicklung beeinflussen. Über die Zeit gelang 

ihnen die feste Verankerung von ordo- und marktliberalen Prinzipien sowie 

Gedanken auf wirtschaftspolitischer, wirtschaftswissenschaftlicher und ge-

sellschaftlicher Ebene, auch dank der weitreichenden Verbreitung ihrer 

Theorie durch die Medien. Die dadurch entstandenen politischen Rahmen-

bedingungen übten wiederum Einfluss auf die Entwicklung der Ökonomik 

aus, wodurch sich das ordo- bzw. neoliberale Konzept weiter festigte und es 

für den Keynesianismus zunehmend schwieriger wurde, sich in Deutschland 

zu etablieren. Hier ist allerdings hervorgehoben, dass die Keynesianer über 

die Jahre immer mehr Resonanz erzeugen konnten, wodurch ihre Theorie in 

den Sechzigern temporär sogar die dominante wirtschaftswissenschaftliche 

Strömung war. Ötsch und Pühringer begründen diese zeitweilige Dominanz 

mit dem politischen Aufstieg Karl Schillers, der Großen Koalition sowie der 

sozialliberalen Koalition unter Willy Brandt. Die in den sechziger Jahren 

regierenden Politiker fassten den Entschluss, keynesianische Elemente in 

das System der ordoliberalen „Sozialen Marktwirtschaft“ zu integrieren. Mit 

dem Ende des Bretton-Woods-Systems und dem Übergang zu flexiblen 

Wechselkursen in der Mitte der Siebziger sank jedoch der Einfluss der Key-

nesianer, woraufhin der Ordo- und Marktradikalismus erneut zum 

„Mainstream“ deklariert wurde. Neben den bereits genannten Gründen war 

die Phase des Keynesianismus auch aufgrund schlechterer Netzwerke und 

Verbindungen unter den keynesianischen Ökonomen von so kurzer Dauer 

(Ötsch/Pühringer, 2015).  

Im Fokus der Überlegungen stand, das Einflusspotential sowie die unter-

schiedlichen Einflusskanäle von Ökonomen auf die Wirtschaftspolitik 

nachvollziehbar zu machen. Die Resultate stützen die Zielsetzung dieser 

Forschungsarbeit, die Dominanz des neoklassischen Paradigmas in der 

deutschen Arbeitsmarktpolitik offenzulegen. 
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Heise, Sander und Thieme (2017) untersuchen unter Rückgriff auf das 

Forschungsprojekt „Ökonomen und Ökonomie“ diejenigen Rahmenbedin-

gungen, die eine Manifestation einer monolithisch ausgerichteten Volks-

wirtschaftslehre an den deutschen Universitäten ermöglichten. Dafür wur-

den die Besonderheiten und das „Anreizgeflecht“ des Forschungsmarktes 

der Wirtschaftswissenschaften näher untersucht sowie mithilfe der Feldthe-

orie nach dem Vorbild des französischen Soziologen Bourdieu das inhärente 

„Machtfeld der Wirtschaftswissenschaften“ (Heise/Sander/Thieme 2017, S. 

8) analysiert. Ein besonderes Augenmerk wurde dabei auf die heterodoxe 

Ökonomik, deren Netzwerk und die quantitative Dissemination innerhalb 

der deutschen Universitätslandschaft gelegt. Schlussendlich untersuchen sie, 

welche Gründe die Heterodoxie daran gehindert haben, sich in der deut-

schen Universitäts- und Wissenschaftslandschaft als ein ebenbürtiger For-

schungszweig neben dem neoklassischen „Mainstream“ zu etablieren. 

Die Ökonomie und die Ökonomik stehen theoretisch in einem reziproken 

Verhältnis zueinander, sodass sich wirtschaftliche Ereignisse und die gene-

relle Ausrichtung der Ökonomik gegenseitig beeinflussen können. Beson-

ders im Zuge der Finanzkrise 2008/09 wurde eine zunehmend fundamentale 

Kritik an dem neoklassischen „Mainstream“ vernehmbar, da jener die Krise 

nicht vorhersehen konnte und auch nur unbefriedigende Lösungen hinsicht-

lich der daraus resultierenden Probleme lieferte. Dennoch änderte dies 

nichts Grundlegendes an dem vorherrschenden neoklassischen Dogma der 

Wirtschaftswissenschaften. Dieser Umstand gaben den Anlass für das For-

schungsprojekt „Ökonomen und Ökonomie“, das unter anderem darauf ab-

zielte, die Entwicklung der universitären Volkswirtschaftslehre in Deutsch-

land seit 1945 zu untersuchen. Die heterodoxe Ökonomik zeichnet sich 

dadurch aus, dass jene die Kernannahmen der Neoklassik zum Großteil ne-

giert oder zumindest kritisch hinterfragt. Darunter fallen die Axiome der 

vollkommenen Rationalität, der Ergodizität und der Substitutionalität aller 

Güter untereinander. Des Weiteren lehnt die Heterodoxie das Bestehen einer 

stabilen Marktlösung (Marktgleichgewicht) ab und verwendet darüber hin-

aus wissenschaftliche Methoden, die für den „Mainstream“ als unüblich gel-

ten. Beispiele für heterodoxe Strömungen sind der Neo-Ricardianismus, der 

Post-Keynesianismus oder die Sozialökonomik (Heise/Sander/Thieme 

2017). Die Neoklassik bildet dabei das Fundament des vorherrschenden 

„Mainstreams“ in der Universitätslandschaft, wobei der Keynesianismus le-

diglich als ein Sonderfall der Neoklassik betrachtet wird. Die Begründung 

dafür ist, dass der Keynesianismus einzig die Annahme der vollkommenen 

Information durch die Implementierung von Unsicherheit adaptiert, das 

Say‘sche Gesetz jedoch negiert, nach unten hin rigide Preise annimmt und 

den Zustand eines Marktgleichgewichtes nicht ablehnt, wodurch der Keyne-

sianismus nicht der Heterodoxie zuzuordnen ist. Allerdings erläutern die 

Autoren nicht inwieweit der Keynesianismus innerhalb des „Mainstreams“ 

vertreten ist. 
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Ein wesentlicher Grund für die Manifestation der „Mainstream“-

Ökonomik, den Heise/Sander/Thieme benennen, liegt in der Eigenart des 

Wirtschaftswissenschaftsmarktes. Dieser ist hinsichtlich freier Forschungs-

stellen stark begrenzt und weist dementsprechend eher unsichere Karriere-

perspektiven für die Forscher sowie hohe spezifische Eintrittsbarrieren in 

der Form einer langwierigen akademischen Ausbildung auf. Diese Faktoren 

begünstigen eine Standardisierung der Forschungsausrichtung, die umso 

ausgeprägter ausfällt, je dominanter das beherrschende Wissenschaftspara-

digma innerhalb des Forschungsfeldes vertreten ist. So verschlossen sich 

viele Universitäten selbst über den Generationswechsel hinaus gegenüber 

einer Pluralisierung und ließen Arbeitsstellen teilweise lieber über längere 

Zeit unbesetzt, als sie an andersdenkende Ökonomen zu vergeben (bspw. 

die Universität Bonn). Dies ist laut den Autoren unter anderem auch auf die 

starke Orientierung der deutschen Wirtschaftswissenschaft an der englisch-

sprachigen Wirtschaftswissenschaft zurückzuführen, die heterodoxe Öko-

nomen ausgrenzte (die standardsetzenden Eliteuniversitäten der USA be-

zeichneten die heterodoxe Ökonomik als unwissenschaftlich). Die Autoren 

kommen zu dem Ergebnis, dass „zu keinem Zeitpunkt (…) mehr als 10 Pro-

zent der volkswirtschaftlichen Professuren an deutschen Universitäten dem 

heterodoxen Lager zugeordnet werden“ (Heise/Sander/Thieme 2015, 

S. 363) konnten und dass nach dem Wiederaufstieg des Ordoliberalismus 

zum „Mainstream“ in den Siebzigern kaum noch heterodoxe Ökonomen 

von Universitäten beschäftigt wurden. Neben diesen beiden Punkten konsta-

tierten Heise, Sander und Thieme, dass heterodoxe Ökonomen nach der 

Wende, Anfang der Neunziger, nicht für Lehrstellen an ostdeutschen Uni-

versitäten berücksichtigt und auch „die beiden Hochburgen heterodoxer 

Ökonomik (Bremen und HWP) (…) an den Mainstream angepasst“ (Hei-

se/Sander/Thieme 2015, S. 363) wurden. 

Die Autoren konstatieren, dass derjenige, dem es gelingt, den Standard 

zu setzen, den Mainstream definiert. Folglich bestimmen die Vertreter der 

etablierten Ökonomik, wer in den Forschungsmarkt eintreten darf und kön-

nen dabei Einfluss auf die Kapitalverteilung innerhalb des Marktes nehmen. 

Um sich in dem umkämpften Feld der Ökonomik als Forscher mit einer 

spezifischen paradigmatischen Ausrichtung etablieren und langfristig be-

haupten zu können, wird nach der Konzeption von Bourdieu (1991; 1992) 

eine gewisse Ausstattung an ökonomischem, sozialem und symbolischem 

Kapital benötigt. Mit dem ökonomischen Kapital sind Gelder zur Finanzie-

rung der Forschung und der dafür notwendigen Forschungs- oder Doktor-

stellen gemeint. Unter dem sozialen Kapital wird das Bestehen von sozialen 

Kontakten oder der Zugang zu etablierten Forschungsnetzwerken verstan-

den, welche wiederum für die eigene Forschung generell förderlich sein 

können. Das symbolische Kapital beinhaltet jegliche Formen der sozialen 

Anerkennung wie bspw. die Inauguration als Präsident eines wichtigen For-

schungsinstitutes oder die allgemeine Reputation, welche der Forscher in-
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nerhalb des Forschungsfeldes für seine im Laufe der Zeit veröffentlichten 

wissenschaftlichen Publikationen erhält. 

Die etablierte „Mainstream“-Forschung stellt in diesem Zusammenhang 

ein Klubgut dar, in dem alle orthodoxen (resp. neoklassischen) Forscher 

Wettbewerbsvorteile gegenüber den heterodoxen Forscher genießen, bspw. 

hinsichtlich der Publikationsmöglichkeiten, Jobchancen oder, um es im Sin-

ne von Bourdieu zu formulieren, der Ausstattung mit ökonomischem, sozia-

lem und symbolischem Kapital. Sowohl das soziale als auch das symboli-

sche Kapital können allerdings erst aufgebaut werden, wenn sich die Öko-

nomen dem Konformitätsdruck der etablierten Ökonomik fügen und Ergeb-

nisse liefern, die im Konsens mit dem „Mainstream“ sind, was wiederum 

mit dem Zufluss von ökonomischem Kapital einhergeht. Ein Abweichen 

von diesem Konsens, nach vorheriger Etablierung im Wissenschaftsmarkt, 

kann im schlimmsten Fall zu einem Verlust aller drei Kapitalarten führen. 

Diese suppressive Situation innerhalb der Ökonomik begünstige eine Ver-

einheitlichung und Aufrechterhaltung des Status quo der allgemeinen For-

schungsausrichtung und ist offenbar für Deutschland zutreffend, da die Au-

toren anhand des deutschen Wirtschaftswissenschaftsmarktes feststellen 

konnten, dass die Chancen, Forschungsmittel von der Deutschen For-

schungsgemeinschaft (DFG) zu erhalten für heterodoxe Ökonomen deutlich 

geringer ausfielen als die ihrer orthodoxen Kollegen und kein heterodoxer 

Ökonom bisher für eine wichtige Position innerhalb des Entscheidungsko-

mitees der Deutschen Forschungsgemeinschaft berufen wurde. Diese 

schlechteren Rahmenbedingungen und Einflussmöglichkeiten der heterodo-

xen Forscher spiegeln sich in einer verringerten Ausstattung mit den nach 

Bourdieu definierten Kapitalformen und in der wesentlichen Finanzierung 

ihrer Forschung über Drittmittel von alternativen Förderinstitutionen wie 

bspw. die Hans-Böckler-Stiftung wider. Die Einschränkungen haben unter 

anderem zur Folge, dass die Apologeten der Heterodoxie lediglich in weni-

ger renommierten Fachzeitschriften ihre Forschungsergebnisse publizieren 

können wie in der Zeitschrift für Sozialökonomie, da ihnen der Zugang zu 

hoch angesehenen, meist dem „Mainstream“ zugeordneten Fachzeitschriften 

wie The Quarterly Journal of Economics verwehrt wird. Diese Journale ge-

nießen wiederum eine geringere öffentliche Aufmerksamkeit innerhalb der 

Wirtschaftswissenschaften, womit zugleich die Dissemination heterodoxer 

Ansätze weiter erschwert wird. Zudem bewerten renommierte Tageszeitun-

gen, wie die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ oder „das Handelsblatt“ jene 

Journale in Rankings stets schlecht, wodurch die mediale Wahrnehmung der 

heterodoxen Journale negativ behaftet ist und dies die Anerkennung dieser 

Journale innerhalb der wirtschaftswissenschaftlichen Kreise nachteilig be-

einflusst. Aufgrund der Schwierigkeiten bestehen für angehende Ökonomen 

keine Anreize auf dem bereits hart umkämpften Wirtschaftswissenschafts-

markt einer wissenschaftlichen Karriere mit heterodoxer Ausrichtung nach-
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zugehen, wodurch konsequenterweise ein Mangel an heterodoxem For-

schungsnachwuchs entsteht (Heise/Sander/Thieme 2017). 

Zusammenfassend ziehen die Autoren das Resümee, dass es zu einer 

Ökonomisierung innerhalb der Ökonomik gekommen ist, in der nicht das 

Erringen von epistemologischen Fortschritten, sondern die monetäre Ver-

wertbarkeit der Ergebnisse innerhalb des „Mainstreams“ die Forschungszie-

le und damit auch die paradigmatische Ausrichtung der Forschung domi-

niert. Demnach unterminiert der Wirtschaftswissenschaftsmarkt mit seinen 

Eigenschaften eine explorative und pluralistische Forschung, wodurch eine 

Monokultur der Paradigmen innerhalb der Ökonomik, präziser die der Ne-

oklassik, aufrechterhalten wird. Deshalb kann auch eine einseitig betriebene 

wirtschaftspolitische Beratung seitens der Vertreter der Ökonomik, zumin-

dest was die paradigmatische Ausrichtung der Beratung anbelangt, nicht an-

genommen werden. Dies kann möglicherweise einen Einfluss auf die prak-

tizierte Wirtschaftspolitik, noch expliziter auf die Arbeitsmarktpolitik, ha-

ben. 

Köhrsen (2011) befasste sich mit den Gutachten des Sachverständigen-

rats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) sowie 

Gemeinschaftsdiagnosen der Wirtschaftsforschungsinstitute zwischen 1990 

und 2009, mit dem Ziel herauszufinden, ob generell „ökonomische Krisen 

zu einem wirtschaftspolitischen Umdenken“ (Köhrsen 2011, S. 2) führen 

und ob demnach in dem gewählten Zeitraum aufgrund der Weltwirtschafts-

krise 2008/2009 ein „Paradigmenwechsel in der wirtschaftswissenschaftli-

chen Politikberatung“ (Köhrsen 2011, S. 2) stattgefunden hat. Um die wirt-

schaftspolitischen Empfehlungen der Gutachten besser miteinander verglei-

chen zu können, legt Köhrsen bei seiner Analyse den Fokus auf die drei von 

ihm identifizierten wirtschaftlichen Schwächephasen Deutschlands zwi-

schen 1990 und 2009. Dabei handelt es sich um „1) Die Rezession nach der 

Wiedervereinigung (1992/1993), 2) die lange Stagnationsphase nach dem 

‚New-Economy‘-Boom (2001-2005) und 3) die globale Finanz- und Wirt-

schaftskrise (2008/2009)“ (Köhrsen 2011, S. 10). Der Autor befasst sich zu-

nächst mit den geld- und finanzpolitischen sowie den arbeitsmarkt- und 

lohnpolitischen Empfehlungen der Gutachten und ordnet sie daraufhin ent-

weder dem neoklassischen, dem neukeynesianischen oder dem postkeynesi-

anischen Paradigma zu, in der Intention, sie schließlich hinsichtlich eines 

zeitlichen Paradigmenwechsels zu vergleichen. 

Die erste Schwächephase begann im Jahr 1992, als die deutsche Wirt-

schaft stagnierte und daraufhin ein Jahr später in die Rezession fiel. Laut 

Köhrsen stand im Zentrum des Sachverständigenrates in den Jahren 1992 

und 1993 eine Standort- bzw. Angebotspolitik. Folglich rieten die Ökono-

men von einer aktiven Nachfragepolitik in Form konjunkturpolitischer, 

kurzfristiger Staatseingriffe ab und empfohlen hingegen den Wettbewerb 

mittels Deregulierung zu fördern, indem der Arbeitsmarkt und vor allem die 

Lohnpolitik flexibler und demnach wettbewerbsfreundlicher gestaltet wer-



 | 34 

den sollten. Lediglich im Falle der Geldpolitik postulierten die Ökonomen 

kurzzeitig einen weniger restriktiven Kurs. Da der Sachverständigenrat eine 

antizyklische, kurzfristige Konjunkturpolitik jedoch grundsätzlich ablehnt 

und indes die langfristige Standort- und Angebotspolitik favorisiert, ordnet 

der Autor die Position des Sachverständigenrats dem neoklassischen Kon-

zept zu. Parallel maßen die Wirtschaftsforschungsinstitute der angebotsori-

entierten Ordnungspolitik in ihren Gemeinschaftsgutachten der Jahre 1992 

und 1993 große Bedeutung bei, um die Investitionsbereitschaft zu erhöhen. 

Dabei betonen jene primär eine strikte Lohnzurückhaltung, die Konsolidie-

rung der Haushalte und die Selbstheilungskräfte des Marktes. Im Gegensatz 

zum Sachverständigenrat setzen die Institute allerdings auf eine expansivere 

Geldpolitik und legen weniger Wert auf die Angebotspolitik. Daher ordnet 

Köhrsen die Gemeinschaftsgutachten „am ehesten einem Neukeynesianis-

mus mit geldpolitischem Fokus“ (Köhrsen 2011, S. 52) zu. 

Bei der zweiten Schwächephase von 2001 bis 2005, die von hoher Ar-

beitslosigkeit geprägt war, differenziert Köhrsen zwischen zwei Zeiträumen: 

„Die Stagnationsphase von 2001 bis 2003 und die langsame Erholungsphase 

in den Jahren 2004 und 2005“ (Köhrsen 2011, S. 52). In der Stagnations-

phase legt der Sachverständigenrat seinen Fokus auf angebotspolitische 

Maßnahmen und stellt dabei Arbeitsmarktreformen in den Mittelpunkt. 

Auch während der langsamen Erholungsphase zeichnet sich in den Gutach-

ten eine Ordnungspolitik mit Reformen im Bereich der Sozialversicherun-

gen ab. Darüber hinaus fordert der Sachverständigenrat in der Stagnations-

phase von 2001 bis 2003 eine expansive Geldpolitik, ein Instrument, das 

laut Köhrsen für eine neukeynesianische Position spricht, die der Sachver-

ständigenrat allerdings in der Erholungsphase von 2004 und 2005 stark in 

den Hintergrund rückt. Zudem wird die Angebotspolitik während des ge-

samten Zeitraums von 2001 bis 2005 stark hervorgehoben. Daher ordnet der 

Autor die Gutachten des Sachverständigenrats aus dieser Zeit dem neoklas-

sischen Paradigma zu. Die Institute plädieren im gleichen Zeitraum eben-

falls für angebotspolitische Maßnahmen, insbesondere im Bereich der Ar-

beitsmarkt- und Lohnpolitik. So fordern sie bspw., dass der Kündigungs-

schutz gelockert und Arbeitsanreize gestärkt werden sollen. Allerdings liegt 

in den Gemeinschaftsgutachten auch ein großer Schwerpunkt auf der expan-

siven Geldpolitik und der kurzen Frist, weshalb die Wirtschaftsforschungs-

institute trotz der neoklassischen Ordnungspolitik stärker zum Neukeynesi-

anismus tendieren als der Sachverständigenrat (Köhrsen 2011). 

Als dritte Schwächephase definiert Köhrsen die Zeit der globalen Fi-

nanz- und Wirtschaftskrise der Jahre 2008 und 2009. Aufgrund des wirt-

schaftlichen Einbruchs befürwortet der Sachverständigenrat in diesem Aus-

nahmefall unkonventionelle fiskalpolitische Maßnahmen und spricht sich 

deswegen für eine expansive Geldpolitik aus. Allerdings soll die ordnungs-

politische Angebotspolitik mit der Flexibilisierung des Arbeitsmarktes so-

wie Lohnzurückhaltung fortbestehen. Da sich der Sachverständigenrat in 
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diesen beiden Gutachten auf „sowohl der Angebotspolitik als auch einer ak-

tiven Stabilisierungspolitik“ (Köhrsen 2011, S. 60) beruft, ordnet der Autor 

die Gutachten einem geldpolitisch fokussierten Neukeynesianismus zu. Die 

Empfehlungen der Wirtschaftsforschungsinstitute in den Gemeinschaftsgut-

achten der beiden Jahre ähneln denen des Sachverständigenrats: Sie favori-

sieren ebenfalls eine aktive Stabilisierungspolitik mit expansiven Maßnah-

men. Was jedoch angebotspolitische Anregungen betrifft, beziehen die 

Wirtschaftsforschungsinstitute keine Position zur Arbeitsmarkt- und Lohn-

politik. Aus diesem Grund erklärt Köhrsen die Gutachten als neukeynesia-

nisch ausgerichtet. 

Zusammenfassend konstatiert Köhrsen, dass die Empfehlungen des 

Sachverständigenrats mit denen der Institute während des gesamten betrach-

teten Zeitraums größtenteils korrespondieren. Lediglich die Angebotspolitik 

nimmt in den Gutachten des Sachverständigenrats eine dominantere Positi-

on ein. Hinsichtlich der mittleren und langen Frist empfehlen fast alle Gut-

achten kontinuierlich eine Angebots- und Wachstumspolitik. Die geld- und 

fiskalpolitischen Empfehlungen dagegen werden über die Zeit in der kurzen 

Frist immer expansiver und diskretionärer. Allerdings werden diese Maß-

nahmen aufgrund der schlechten wirtschaftlichen Lage stets strikt als Aus-

nahmen betrachtet. Die in den Gutachten eingenommenen Positionen befin-

den sich zwischen der Neoklassik und dem Neukeynesianismus, allerdings 

tendieren sie stärker zu letzterem (Köhrsen 2011). 

Trotz einiger inhaltlichen Veränderungen und leichter Verschiebungen 

der Positionen, fallen jene dennoch unter das gleiche wirtschaftspolitische 

Paradigma, sodass nachgewiesen werden konnte, dass die Dominanz des 

Neoliberalismus nicht endete. Die Begründung dafür ist, dass die nachfra-

gepolitischen Maßnahmen im Rahmen der kurzfristigen Fiskalpolitik stets 

eine Ausnahme in den Gutachten bildeten, während die Empfehlungen im 

Bereich der Angebotspolitik jedes Jahr erneut betont wurden. Daraus folgt, 

dass zwischen 1990 und 2009 in der wirtschaftswissenschaftlichen Politik-

beratung kein Paradigmenwechsel stattfand und die ökonomischen Krisen 

während dieser Zeit, allen voran die globale Finanz- und Wirtschaftskrise 

2008/2009, nicht zu einem ökonomischen Umdenken führten (Köhrsen 

2011). 

Die von dem Autor erzielten Ergebnisse, die Parallelen zu den bereits re-

ferierten Studien zeigen, vermitteln einige Eindrücke, aus welchen Gründen 

sich die wirtschaftswissenschaftliche Politikberatung am neoklassischen Pa-

radigma orientierte, wodurch sich die Frage aufdrängt, ob diese Ausrichtung 

der Politikberatung auch auf das Politikfeld der Arbeitsmarktpolitik Einfluss 

nehmen konnte. 

Zusammenfassend kann somit festgestellt werden, dass das neoklassische 

Paradigma die wirtschaftspolitische Ausrichtung der Wissenschaft stets do-

minant prägen konnte und bis heute noch prägt. Den ordo- bzw. marktlibe-

ralen Ökonomen gelang es, die Wirtschaftspolitik und wirtschaftswissen-
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schaftliche Beratung maßgeblich zu beeinflussen. Im Laufe der Zeit ent-

stand ein umfassendes Beziehungsnetzwerk ordoliberaler Ökonomen, das 

durch die historische Entwicklung Deutschlands sowie durch gute Kontakte 

Ordoliberaler zur deutschen Presse- und Medienlandschaft begünstigt wur-

de. Lediglich in den sechziger Jahren konnte der Keynesianismus aufgrund 

der sozialliberalen Ausrichtung der regierenden Parteien und der Einfluss-

nahme einzelner Politiker eine zeitweilige Dominanz verzeichnen. Infolge 

der starken Anlehnung der deutschen Wirtschaftswissenschaft an der eng-

lischsprachigen Wirtschaftswissenschaft, die grundsätzlich keine heterodoxe 

Perspektiven berücksichtigte, wurden jene heterodoxen Wissenschaftler und 

Professoren in Deutschland bei der Besetzung von Stellen an Universitäten, 

bei der Allokation von Fördergeldern sowie bei Journal-Rankings von re-

nommierten deutschen Zeitungen benachteiligt. Durch die Ökonomisierung 

der Ökonomik und dem damit einhergehenden monetären Interesse an der 

Forschung, konnte sich die Überlegenheit neoklassischer Ansichten weiter 

festigen. In Anbetracht der Empfehlungen des Sachverständigenrats zur Be-

gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und der Wirtschaftsfor-

schungsinstitute hinsichtlich geeigneter Politikmaßnahmen in ökonomi-

schen Krisen, wird die neoklassische Betrachtungsweise sichtbar. Dabei bil-

den die wenigen genannten nachfragepolitischen Maßnahmen lediglich eine 

Ausnahme, sodass sich eine Ablösung der teils auf historischen Gegeben-

heiten basierenden Dominanz des neoklassischen Paradigmas in der Wirt-

schaftspolitik auch während der Finanzkrise der 2000er Jahre nicht vollzog. 

Wie sich die neoklassische Theorie als das dominante Paradigma in den 

Medien manifestieren konnte, wird in Kapitel 3.2 dargestellt, bevor der ak-

tuelle Forschungsstand zu Deutungsmustern und Belief-Systemen skizziert 

wird. 

 

 

3.2 Forschung zu wirtschaftspolitischen 
Paradigmen in den Medien 
 

Nach der vorherigen Darstellung der Studien zu wirtschaftspolitischen Pa-

radigmen in der Wissenschaft werden im Folgenden Studien zur Darstellung 

der wirtschaftspolitischen Paradigmen in den Medien präsentiert. 

Ziel der Arbeit von Wiedemann und Niekler (2016) war es, die Potentiale 

des Leipzig Corpus Miner (LCM) und seiner Instrumente anhand der Min-

destlohndebatte darzulegen. Der Leipzig Corpus Miner wurde mit Blick auf 

das Forschungsprojekt „ePol: Postdemokratie und Neoliberalismus“ entwi-

ckelt, das zum Ziel hatte, empirisch zu untersuchen, inwieweit es zu einer 

hegemonialen Vorherrschaft des Neoliberalismus in der politischen Öffent-

lichkeit der Bundesrepublik gekommen ist und ob die Hypothese über die 

Postdemokratisierung Deutschlands somit als zutreffend gilt. Den Begriff 

der „Postdemokratie“ prägte Colin Crouch (2004), der die Postdemokratie 
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als die zunehmende Ökonomisierung politischer Prozesse und anderer ge-

sellschaftlicher Bereiche bezeichnete, wodurch jene der Logik des effizien-

ten Marktes und dem Kosten-Nutzen-Kalkül unterworfen werden 

(Schaal/Ritzi 2012). Der LCM stellt eine Webanwendung dar, die unter-

schiedliche Text-Mining-Verfahren in sich vereint und auf eine Datenbasis 

von 3,5 Millionen Artikeln zurückgreifen kann. Die Artikel stammen aus 

unterschiedlichen Zeitungen („die tageszeitung“, „Süddeutsche Zeitung“, 

„DIE ZEIT“, „Frankfurter Allgemeine Zeitung“), welche im Zeitraum von 

1949 bis 2012 veröffentlicht wurden. Der LCM eröffnet die Möglichkeit, 

diese Artikel nach komplexen Suchkriterien zu filtern. Die Ergebnisse einer 

Suchanfrage können wiederum in der Form von sogenannten „Collections“ 

abgespeichert, mit anderen „Collections“ verbunden und weiteren Analysen 

unterzogen werden. Mithilfe der Frequenzanalyse können die relativen oder 

absoluten Häufigkeiten von einzelnen Begriffen (Termfrequenz) oder spezi-

fizierte Kategorien analysiert und graphisch in Form von „Heatmaps“ oder 

Zeitreihen visualisiert werden. Andere Instrumente des LCM stellen die 

Kookkurrenz- und KWIC-Analyse, die Topic-Modelle, die Term Extraktion 

und die manuelle sowie (semi-)automatische Klassifikation nach inhaltli-

chen Kategorien von Artikeln dar (Wiedemann/Niekler 2016). Das „Topic-

Modell“ soll semantische Cluster (Wortklassen) innerhalb und zwischen 

verschiedenen Artikeln identifizieren, die wiederum einen Rückschluss auf 

ein spezifisches Thema ermöglichen (Wiedemann/Niekler 2016). Infolge-

dessen liefern die „Topic-Modelle“, neben den ermittelten Begriffszusam-

menhängen oder latenten Themenkomplexen (Unterthemen), auch wie sich 

jene detektierten Themen über den gesamten untersuchten Textkorpus ver-

teilen und welche Wahrscheinlichkeitsverteilung der Menge aller Wörter 

innerhalb jenes „Topic“ zugrunde liegen. Die „Collections“ können dann 

ebenfalls nach gewissen quantitativen Schwellenwerten dieser „Topics“ ge-

filtert werden. Auf Basis der „Topic-Modelle“ können Schlüsselbegriffe ex-

trahiert werden, die einer detaillierteren Beschreibung der „Collections“ 

dienen (Term-Extraktion). Ferner ermöglicht der LCM die manuelle Anno-

tation von Artikeln anhand von bereits induktiv oder deduktiv abgeleiteter 

Kategorien. Diese manuell codierten Artikel können wiederum, wenn sie 

eine hinreichend hohe Intercoder-Reliabilität aufweisen, als Referenztexte 

für das überwachte maschinelle Lernverfahren dienen. Der LCM lernt an-

hand dieser zuvor manuell codierten Artikel, nach welchem Codiermuster 

die Datenobjekte den jeweiligen Kategorien zuzuordnen sind und über-

nimmt das Codiermuster zur automatischen Klassifizierung von neuen 

Textdokumenten. Dadurch kann eine wesentlich größere Menge an Artikeln 

codiert werden als auf manueller Weise. 

Hinsichtlich der praktischen Anwendung des LCM und seinen Instru-

menten im Rahmen der Mindestlohndebatte, wurden 8.462 Artikel innerhalb 

der Datenbasis des LCM herausgefiltert, welche den Wortstamm „Mindest-

lohn“ enthielten, und daraufhin weiteren Analysen unterzogen. Unter ande-
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rem wurde im Zeitverlauf die relative Dokumentenfrequenz visualisiert und 

die absolute Häufigkeit von Begriffen innerhalb der detektierten Artikel un-

tersucht. Die Autoren belegen, dass das Thema Mindestlohn erst relativ spät 

zwischen den Jahren 2007 und 2008 signifikant an Bedeutung in der media-

len Berichterstattung gewann und insbesondere die SPD in diesem Zusam-

menhang relativ häufig genannt wurde (Wiedemann/Niekler 2016). Eine di-

rekt vergleichende Frequenzanalyse, die Auskunft darüber gibt, wie häufig 

die jeweiligen Parteiennamen der SPD und der CDU in den Artikeln mit 

dem Wortstamm „Mindestlohn“ erschienen, verdeutlichte nochmals die Re-

levanz des Themas für die jeweiligen Parteien. Die SPD wird zunehmend ab 

dem Jahr 2003 in den Medien in diesem Kontext thematisiert. Der Themati-

sierungshöhepunkt wird im Jahr 2007 erreicht, mit dem Kulminationspunkt 

der Berichterstattung zu diesem Thema. Ab 2009, mit dem Abklingen der 

Mindestlohndebatte, reduzierte sich demnach auch die Nennung der SPD in 

diesem Zusammenhang. Die Nennung der CDU in der Berichterstattung fiel 

in dem gleichen Zeitraum wesentlich geringer aus. Erst im Jahr 2012 wird 

die CDU in diesem Kontext genauso häufig genannt wie die SPD. Mit der 

Kookkurrenzanalyse anhand des Lemmas „problem“ wurde verdeutlicht, 

dass die Mindestlohndebatte ebenfalls mit den Begriffen der Altersarmut 

und der Rentendebatte korreliert (Wiedemann/Niekler 2016). Unter der 

Verwendung der „Topic-Modelle“ konnten die Autoren auch belegen, dass 

es bei der aktuelleren Mindestlohndebatte (ab 2006) vorzugsweise um den 

allgemeinen Mindestlohn ging und der branchenspezifische Mindestlohn für 

das Baugewerbe nur in wenigen Phasen des Untersuchungszeitraumes the-

matisiert wurde. Auf der Grundlage von manuell annotierten Artikeln hin-

sichtlich der Zustimmung oder der Ablehnung gegenüber dem Mindestlohn 

wurde die bereits erläuterte automatische Klassifikation angewendet. Hier 

konnten Wiedemann und Niekler belegen, dass über den gesamten Untersu-

chungszeitraum der Mindestlohn negativ in den Medien bewertet worden 

ist, insbesondere stieg die negative Bewertung in den Medien im Zuge der 

Finanzkrise 2008/09 an (Wiedemann/Niekler 2016). Eine ausführliche In-

terpretation dieser Befunde gaben die Autoren allerdings nicht und bisher 

gab es auch keine weiteren Forschungsprojekte, bspw. zu wirtschaftspoliti-

schen Paradigmen oder artverwandten Themen, die mit dem LCM durchge-

führt wurden. Allerdings bietet der LCM Potential, neben der Mindestlohn-

debatte auch als geeignetes Instrument für die Analyse der gesamten Ar-

beitsmarktpolitik zu fungieren, da der LCM zahlreiche unterschiedliche In-

strumente aufweist, mithilfe derer die Datenbasis hinsichtlich spezifischer 

Elemente der wirtschaftspolitischen Paradigmen detaillierter untersucht 

werden kann. Durch die Erforschung weiterer Einsatzmöglichkeiten des 

LCM können wirtschaftspolitische paradigmatische Tendenzen in den Me-

dien in Deutschland sichtbar gemacht werden. 

Wettstein (2016) untersuchte im Zuge einer explorativen Vorstudie zu 

einer quantitativen Inhaltsanalyse der Arbeitsmarktdebatte in der Schweiz, 
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in Österreich und in Deutschland im Frühjahr 2014. Dabei sollten alle ge-

führten Diskurse und Aspekte der Debatten in den drei Ländern miteinbezo-

gen werden, die teils auf länderspezifischen Gegebenheiten basierten. An-

hand des Fallbeispiels der Schweiz werden die verschiedenen Hochphasen 

der massenmedialen Aufmerksamkeit für die Arbeitsmarktdebatte unter-

sucht. 

Der Autor verwendet das Instrument des Term-Mappings bezüglich 2000 

ausgewählter Artikel im Zeitraum vom 01. März bis zum 30. Juni 2014 für 

jedes Land, die im Zusammenhang mit dem Schlüsselbegriff „Arbeit“ ge-

funden werden konnten. Explizit wurden all jene Texte in die Analyse in-

kludiert, „die sich mit einem arbeitsrechtlichen oder arbeitsmarktpolitischen 

Problembereich oder mit Arbeitslosigkeit oder Erwerbstätigkeit im Inland 

beschäftigen“ (Wettstein 2016, S. 37). Die deutsche Arbeitsmarktdebatte 

wurde anhand der Zeitschriften/ Zeitungen „Spiegel“, „Focus“ und „Berli-

ner Zeitung“ erhoben, die österreichische Arbeitsmarktdebatte wurde auf 

Basis der Tageszeitungen „Die Presse“ und „Der Standard“ operationalisiert 

und die schweizerische Debatte wurde auf Grundlage der Zeitungen „Ta-

gesanzeiger“ und „Weltwoche“ rekonstruiert. Das Verfahren des Term-

Mappings gleicht im Ergebnis dem der Kookkurrenzanalyse und soll das 

gemeinsam bedingte Auftreten von jeglichen Wörtern in Relation mit vor-

definierten zentralen Begriffen veranschaulichen. Beide Verfahren sollten 

einen besseren Überblick über die Gesamtheit des Diskurses und seiner Un-

terthemen geben, die mit der Arbeitsmarktdebatte im engen Zusammenhang 

stehen und ebenso länderspezifische Übereinstimmungen oder Differenzen 

innerhalb jener aufzeigen. Weiterhin wurde anhand des Beispiels der 

Schweiz der Verlauf der medialen Aufmerksamkeitsschübe von März bis 

Juni 2014 ermittelt, bei dem zwischen der akteurs- und themenspezifischen 

Fokussierung der Berichterstattung separiert und das Gesamtvolumen der 

Berichterstattung hinsichtlich allgemeiner Arbeitsmarktthemen visualisiert 

wurde. Für die explorative Analyse der Aufmerksamkeitsschübe in der 

Schweiz wurden die Artikel im Zeitraum vom 01. März bis 30. Juni 2014 

aus dem „Blick“, der „Neuen Zürcher Zeitung“, „Tages-Anzeiger“ und der 

„Weltwoche“ untersucht. Die Schlüsselbegriffe, die im Zuge des Term-

Mappings untersucht wurden, dienten dabei der Identifizierung der für die 

Arbeitsmarktdebatte relevanten Themeninhalte. Für die Ermittlung der ak-

teursspezifischen Fokussierung bei der Berichterstattung wurde eine separa-

te Liste mit den größten Parteien und Gewerkschaften des Landes erstellt. 

Der Autor konnte dabei folgende Unterthemen der Arbeitsmarktdebatte 

in den drei Ländern identifizieren: „Lohnpolitik und Boni, Arbeitslosigkeit 

und Erwerbsquote, Sicherheit am Arbeitsplatz, Öffnungs- und Arbeitszeiten, 

Unternehmensregulierung und Wirtschaftsförderung“ (Wettstein 2016, S. 

37). Auf Basis dieser Unterthemen wurde für jedes Land eine Liste von 

Schlüsselbegriffen erstellt und parallel wurde mithilfe einer vierstufigen 

Skala eingeschätzt, wie groß der Anteil der relevanten Artikel pro Schlüs-
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selbegriff in der Grundgesamtheit ist. Wie die Untersuchung zeigt, sind ins-

besondere die Begriffe „gewerkschaft!“, „!arbeitslos!“, „mindestl!“, „ar-

beitspl“, „arbeitsmarkt!“ und „rentenalter“ für die deutsche Arbeitsmarktde-

batte von zentraler Bedeutung. In der österreichischen Arbeitsmarktdebatte 

standen vor allem die Begriffe „gewerkschaft!“, „!arbeitslos!“, „mindestl!“, 

„arbeitspl!“ und „arbeitsmarkt!“ im Fokus. Die zentralen Begriffe der 

schweizerischen Arbeitsmarktdebatte stimmten exakt mit denen Deutsch-

lands überein, ergänzt um den Begriff „wirtschaftsverb!“ (Wettstein 2016, 

S. 38). Auf der Grundlage der Listen der Schlüsselbegriffe für jedes Land 

wurden weitere Begriffe hinzugezogen, um länderspezifische Problemfelder 

sichtbar zu machen. Hier belegt Wettstein, dass für Deutschland die Begrif-

fe „streik!“, „hartz!“, „arbeitnehm!“ und „boni“, für Österreich „pensionsal-

ter“, „ÖGB“, „arbeitnehm!“ und „boni“ und für die Schweiz „streik!“, „ar-

beitnehm!“ und „boni“ im Kontext der Arbeitsmarktdiskurse relevant wa-

ren. 

Ferner wird die Fluktuationen innerhalb der medialen Berichterstattung 

hinsichtlich der Anzahl der teilnehmenden Akteure und der Vielfalt der dis-

kutierten Themen im Zusammenhang mit der generellen Arbeitsmarktdebat-

te in der Schweiz veranschaulicht. Der Thematisierungsverlauf der Medien 

lässt sich dabei auf verschiedene Ursachen zurückführen. Der Autor identi-

fizierte fünf Aufmerksamkeitsschübe von März bis Juni 2014 und konnte 

dabei den Effekt externer Ereignisse auf die Berichterstattung über Arbeits-

marktthemen belegen. Der erste Aufmerksamkeitshöhepunkt am 13. März 

2014 verzeichnet ein Minimum an thematischer Fokussierung, weist jedoch 

eine recht hohe Akteursvielfalt auf. Diese akteursfokussierte Berichterstat-

tung lässt auf die Ankündigung des Abbaus von Stellen bei der Post am 12. 

März schließen. Im Hinblick auf den zweiten Aufmerksamkeitsschub am 4. 

April 2014 konzentriert sich die Berichterstattung auf eine Vielfalt an The-

men sowie an Akteuren. Für diese relativ ausgewogene Berichterstattung 

über die agierenden Akteure sowie über Themen ist die am 31. März ange-

kündigte Einführung eines Mindestlohns bei H&M ursächlich. Vor dem 

dritten sowie vierten Aufmerksamkeitsschub am 16. April und 29. April be-

richten die Medien verstärkt über einzelne Themen und Akteure, während 

die Massenmedien am 19. Mai mit einer hohen Akteursvielfalt und einer 

steigenden thematischen Fokussierung über die Arbeitsmarktdebatte berich-

ten. Dieser fünfte Thematisierungshöhepunkt ist auf die politische Debatte 

über die Abstimmung über die Einführung eines Mindestlohns in der 

Schweiz am Sonntag, den 18. Mai, zurückzuführen. Die beiden Kampagnen 

vor dieser Abstimmung liefern den Erklärungsbeitrag für den dritten und 

vierten Thematisierungshöhepunkt, weshalb sich die Medien dort verstärkt 

auf einzelne Akteure und spezifische Themen der Abstimmungskampagnen 

konzentrierten. Im Juni verzeichnet die Arbeitsmarktdebatte einen Themati-

sierungsrückgang in der Medienberichterstattung. Dieser Umstand lässt sich 

insbesondere auf die Fußball-Weltmeisterschaft 2014 zurückführen, die an-
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deren Themen wie die Arbeitsmarktdebatte verdrängen konnte und somit 

die Medienagenda dominierte (Wettstein 2016). 

In dieser Arbeit wurde die Eignung des Instruments des Term-Mappings 

nachgewiesen. Somit konnte eine differenziertere Betrachtungsweise hin-

sichtlich des allgemeinen Diskurses über Arbeitsmarktpolitik in Deutsch-

land, Österreich und der Schweiz gewonnen werden. Hier ist allerdings her-

vorgehoben, dass eine Zuordnung der eruierten Unterthemen „Lohnpolitik 

und Boni, Arbeitslosigkeit und Erwerbsquote, Sicherheit am Arbeitsplatz, 

Öffnungs- und Arbeitszeiten, Unternehmensregulierung und Wirtschaftsför-

derung“ zu den jeweiligen wirtschaftspolitischen Paradigmen nicht erfolgte. 

Die von Wettstein verwendete Methodik kann mit einer differenzierteren 

Strukturierung der Arbeitsmarktdebatte von weiterem Interesse sein, wenn 

bspw. die Aufmerksamkeit innerhalb der Berichterstattung den unterschied-

lichen wirtschaftspolitischen Paradigmen und den dazugehörigen Elementen 

gewidmet werden würde. 

Zusammenfassend lassen sich aus den vorgestellten Studien über die 

Dominanz des neoklassischen Paradigmas in den Medien, die mittels unter-

schiedlicher Methoden und auf verschiedenen Ebenen untersucht wurde, 

folgende Ergebnisse anführen. Die Mindestlohndebatte ließ sich in der poli-

tischen Öffentlichkeit mithilfe der Webanwendung LCM hinsichtlich des 

Aufmerksamkeitszyklus, der Akteure sowie der Bewertung präzise abbil-

den. So gewann die Thematik in den Jahren 2007 und 2008 maßgeblich an 

Bedeutung, wobei es insbesondere die SPD war, die den Diskurs immer 

wieder anregte. Hier ist noch einmal hervorgehoben, dass die Akteure die 

Mindestlohndebatte stets in Abwehrhaltung führten, die sich überdies in 

Zeiten der Finanzkrise ab 2008 verschärfte. Wettstein stützt sich eher auf 

eine Analyse auf Makroebene und bedient sich dabei der Methode des 

Term-Mappings, um die generelle Arbeitsmarktdebatte in der Schweiz, in 

Österreich und Deutschland differenzierter betrachten zu können. Dadurch 

konnte der Autor die Debatten aufschlüsseln, wodurch sich ein ganzheitli-

cheres Bild, inklusive enger thematischer Zusammenhänge und nationaler 

Gegebenheiten, ergab. Aus den Ergebnissen dieser Forschungen kann abge-

leitet werden, dass das neoklassische Paradigma die Arbeitsmarktpolitik in 

jenen Zeitspannen, die dem hier gewählten Untersuchungszeitraum entspre-

chen, entscheidend beeinflussen konnte. Dies soll mit dieser Forschungsar-

beit überprüft werden. Dabei werden auch die zugrunde liegenden Zusam-

menhänge, explizit welche Ursachen oder Akteure die angebotsorientierte 

Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik in Deutschland geprägt haben, im em-

pirischen Teil untersucht. 
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3.3 Politikwissenschaftliche Forschung zur 
Agenda-Bildung 
 

Im Fokus des folgenden Unterkapitels 3.3 stehen Studien, die sich mit dem 

Agenda-Bildung-Prozess in der politischen Öffentlichkeit befassen. Im Un-

terschied zu den bisherigen Forschungen wird hier die Problemdeutung im 

politischen Diskurs in das Zentrum der Analyse gerückt. Dieser theoretische 

Wandel wurde in der Policy-Forschung von Nullmeier und Saretzki als 

„kognitive Wende“ (Nullmeier/Saretzki 1995, S. 4, zitiert nach Marcin-

kowski 1999) bezeichnet. Es ist ein vergleichsweises neues Konzept der Po-

litikwissenschaft, welches davon ausgeht, dass politische Akteure nicht nur 

Interessen verfolgen, sondern auch Grundüberzeugungen, die sie teilen. 

Diese schlagen sich in den von politischen Entscheidungsträgern vorgeleg-

ten Inhalten, den Policies, nieder. Policies enthalten nicht nur Ziele und In-

strumente, sondern spiegeln demnach auch Wertvorstellungen, Kausalan-

nahmen und Weltanschauungsvermutungen wider. Politische Entscheidun-

gen entstehen aus diesen Belief-Systemen heraus und die darin festzustel-

lenden Deutungsmuster sind ein Indikator, welche Belief-Systeme politische 

Akteure vertreten. Folglich besteht die zentrale Annahme der nachfolgenden 

Studien darin, dass der Zugang von politischen Problemen zur formellen 

Regierungsagenda sowie die Entscheidung die sich bereits auf der Agenda 

befindenden Probleme zu lösen nicht allein auf der Durchsetzung von Inte-

ressen der Akteure rekurriert, sondern auch auf deren Problemwahrnehmung 

und Problemdeutung. 

Im Rahmen des Agenda-Bildung-Prozesses werden gesellschaftliche 

Themen in die politische Arena übertragen, wodurch jene Themen, die dann 

als politische Probleme diskutiert werden, auf die formelle Regierungsagen-

da gelangen können, von dort sie bearbeitet oder bspw. aus Gründen der 

Unklarheit oder Interpretationsoffenheit nicht bearbeitet werden. Dabei 

können die politischen Probleme inklusive konkreter Lösungsvorschläge 

thematisiert werden, die modifiziert oder um weitere sogenannte Policy-

Optionen erweitert werden können. Mit diesem politischen Thematisie-

rungs- bzw. Kommunikationsprozess gehen demnach Veränderungen des 

politischen Problems einher, die sich auf die Problemdefinition und Prob-

lemdeutung beziehen. Welche Rolle die Problemdeutung im politischen 

Diskurs spielt und aus welchen Komponenten sich ein Deutungsmuster zu-

sammensetzt, wird im Folgenden dargestellt. 

Zunächst wird das Modell von Sabatier als Ausgangspunkt für die nach-

folgenden Forschungskonzepte gewählt und skizziert. 

Sabatier (1988) entwickelte basierend auf der Forschung von Philip Con-

verse (1964/2006) das Advocacy-Coalition-Framework (ACF), das Verän-

derungen in der Politik, namentlich den Policy-Wandel (Politikwandel), an-

hand des Konzepts der Belief-Systeme beschreibt. Grundsätzlich liegen dem 

Advocacy-Koalitionsansatz folgende Annahmen zugrunde: Erstens soll Po-
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litik als „belief system“ (Belief-System) konzeptualisiert werden, das neben 

Policy-Zielen und Policy-Instrumenten auch implizite Annahmen, Wertvor-

stellungen, Kausalannahmen und Weltanschauungen der beteiligten Akteure 

enthält. So versuchen die politischen Akteure ihre handlungsleitenden Ori-

entierungen in Form von staatlichen Instrumenten zu realisieren. So kann 

durch den Vergleich von konkreten Policy-Optionen der Einfluss von ver-

schiedenen Akteuren im Zeitverlauf sichtbar gemacht werden. Zweitens 

werden die politischen Akteure in Policy-Subsysteme (politische Subsyste-

me) eingeteilt, beschrieben als öffentliche oder private Interessensgruppen, 

die sich aktiv einbringen und an dem gleichen Policy-Bereich interessiert 

sind. An dieser Stelle ist bemerkt, dass politische Akteure von sämtlichen 

Regierungsebenen berücksichtigt werden. Innerhalb eines politischen Sub-

systems werden Akteure wiederum in „advocacy coalitions“ (Advocacy-

Koalitionen) gruppiert, die auf Basis eines gemeinsamen „set of basic be-

liefs“ (Sabatier/Jenkins-Smith 1993, p. 5) agieren. Diese „beliefs“ beschrei-

ben politische Ziele sowie das kausale Verständnis, gemeinsame Interessen 

und Werte. Diese Annahme impliziert demnach die Interaktion von konkur-

rierenden Advocacy-Koalitionen innerhalb eines politischen Subsystems 

(Sabatier/Jenkins-Smith 1993). Die Mitglieder einer Advocacy-Koalition 

teilen also ein gemeinsames Set von grundlegenden Wertvorstellungen, 

Kausalannahmen und Problemwahrnehmungen und darüber hinaus sind ihre 

Handlungen von Interdependenzen geprägt. Allerdings kann das Verhalten 

der Mitglieder innerhalb einer Advocacy-Koalition deutlich variieren. Nach 

Sabatier bestehen die politischen Subsysteme gewöhnlicherweise aus zwei 

bis vier Advocacy-Koalitionen. Dabei weisen jüngere Koalitionen einen hö-

heren Grad an Fragmentierung als bereits lange etablierte Koalitionen auf. 

Allerdings muss sich nicht jeder politische Akteur einer Koalition zugehörig 

fühlen, er/ sie kann sich also bewusst gegen die Advocacy-Koalitionen und 

für Unabhängigkeit entscheiden (Sabatier 1993). Drittens muss Politikwan-

del als Prozess verstanden werden, der sich auf eine längere Zeitspanne, 

mindestens ein Jahrzehnt, bezieht, da sich Policy-Oriented Learning (policy-

orientiertes Lernen) erst nach einem entsprechend langen Zeitraum als ef-

fektiv erweisen kann (Sabatier/Jenkins-Smith 1993). 

Im Zentrum steht die Frage, wie sich Politikwandel innerhalb dieser 

Strukturen entwickelt. Demnach wird der Policy-Wandel als abhängige Va-

riable betrachtet, die durch zahlreiche unabhängige Variablen erklärt werden 

kann. In diesem Rahmen geht der Ansatz neben den internen Strukturen der 

Policy-Subsysteme und den internen Prozessen der Policy-Subsysteme wie 

auch den Deutungsmustern der einzelnen Mitglieder einer Advocacy, auch 

von außen auf das Subsystem einwirkenden Schocks aus (Sabatier 1993). 

Diese externen Bedingungen können als Ressourcen und zugleich Restrikti-

onen des Policy-Subsystems angesehen werden. Sabatier differenziert bei 

den externen Bedingungen zwischen langfristig stabilen Bedingungen (rela-

tiv stabile Parameter) und dynamisch-wandelbaren Bedingungen (externe 
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Ereignisse) (Sabatier 1993; Sabatier/Jenkins-Smith 1993). Abbildung 1 

zeigt das Advocacy-Coalition-Framework nach Sabatier. 

 

Abbildung 1: Advocacy-Coalition-Framework 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Sabatier/Jenkins-Smith, 1993, S. 18. 

 

Die relativ stabilen Parameter umfassen die wesentlichen Eigenschaften ei-

nes Problembereichs, die Verteilung der natürlichen Ressourcen, die sozio-

kulturellen Werte einer Gesellschaft (bspw. die Verstaatlichung von Pro-

duktionsmitteln) sowie ihre grundlegenden sozialen und rechtlichen Struk-

turen. Die relativ stabilen Parameter sind bei der Entscheidungsfindung von 

politischen Akteuren fest verankert. Je ausgeprägter die langfristig stabilen 

Bedingungen sind, desto höher ist die Resistenz gegenüber Veränderung 

(Sabatier/Jenkins-Smith 1993). Bei dem zweiten Bereich handelt es sich um 

die externen Ereignisse, die sich im Verlauf der Zeit verändern können. Die-

se beziehen sich auf Veränderungen der sozioökonomischen Bedingungen 

wie die technologische Entwicklung, die Regierungskoalition des Staates 

sowie Policy-Entscheidungen und deren Auswirkungen aus anderen Politik-

bereichen. All die genannten Aspekte haben damit ihrerseits Einfluss auf die 

Policy-Subsysteme und folglich ebenso auf das Policy-Oriented-Learning. 

Schließlich lässt sich aus den beschriebenen Bereichen der dritte zentrale 

Aspekt des Advocacy-Coalition-Frameworks ableiten, dessen Fokus auf 
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dem Belief-System, also auf den Werten der Individuen bzw. der Advocacy-

Koalitionen liegt. Belief-Systeme sind nach Converse (1964/2006) als mit-

einander funktional verknüpfte Überzeugungen, Werte oder Einstellungen 

definiert, die sich nochmals in zentrale und randständige Überzeugungen 

differenzieren lassen (Schubert/Bandelow 2009). Durch die Struktur der Be-

lief-Systeme wird die Annahme verworfen, dass politische Akteure nur auf 

Grundlage kurzfristiger Eigeninteressen handeln. Das ACF versucht in die-

sem Zusammenhang bspw. technische oder wissenschaftliche Analysen mit 

in den Policy-Process (Politikprozess) und damit auch in den Learning-

Process (Lernprozess) einzubeziehen und macht dabei langfristige Verände-

rungen hinsichtlich des Denkens oder der Vorstellungen innerhalb einer 

Koalition bzw. eines größeren Subsystems sichtbar. Diese Veränderungen 

unterteilt Sabatier in fünf Prozesse: das individuelle Lernen, die Verknüp-

fung von neuen Vorstellungen zwischen zwei Individuen, den Eintritt neuer 

Individuen, Gruppendynamiken wie Konflikte und schließlich Regeln zur 

Verbindung von Präferenzen (Sabatier/Jenkins-Smith 1993). 

 

Abbildung 2: Struktur eines Belief-Systems  

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung nach Schubert/Bandelow, 2009, S. 292. 
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Grundüberzeugungen verändert werden. Hier aggregieren die Akteure un-

terschiedliche Daten und Informationen zu bestimmten Entscheidungsfra-

gen. Akteure versuchen also innerhalb eines Subsystems ihre politischen 

Überzeugungen und Sekundäraspekte auf konkrete Maßnahmen und In-

strumente zu beziehen. Durch den Wunsch, seine Grundwerte bei limitiert 

verfügbaren Ressourcen zu realisieren, lernt der politische Akteur seine 

Aufmerksamkeit auf aktuell dringende Probleme, dessen Einflussfaktoren 

sowie Konsequenzen von Politikalternativen zu lenken (Sabatier 1988; Sa-

batier/Jenkins-Smith 1993). 

Dies lässt sich anhand konkreter Beispiele erläutern. So kann sich der 

Hauptkern eines politischen Akteurs auf das neoklassische Paradigma be-

ziehen, das er auf der zweiten Ebene, im Policy-Kern, auf das Politikfeld 

Arbeitsmarktpolitik überträgt. Dort wird beispielsweise, vor dem Hinter-

grund der Ursache einer hohen Steuerbelastung, eine Steuersenkung als Lö-

sung für das Problem „Arbeitslosigkeit“ angesehen. Schließlich lässt sich 

die neoklassische Politikorientierung in konkrete Instrumente übersetzen, 

wie bspw. eine Senkung der Einkommensteuer oder der Kapitalertragsteuer. 

In paralleler Weise kann der Hauptkern eines politischen Akteurs im keyne-

sianischen Paradigma bestehen. Auf Grundlage dessen überträgt der politi-

sche Akteur seinen Hauptkern auf den Policy-Kern, das Politikfeld der Ar-

beitsmarktpolitik. Eine keynesianische Problemursache für „Arbeitslosig-

keit“ ist bspw. ein zu niedriges Einkommen und eine Lösung ist eine Lohn-

erhöhung, die mithilfe der konkreten Policy-Option „Mindestlohn“ realisiert 

werden kann, um so dem Problem der Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. 

Unter Rückgriff auf das erläuterte Konzept der Belief-Systeme lässt sich 

für das Advocacy-Coalition-Framework ableiten, dass die zuvor genannten 

Ebenen Auswirkungen unter anderem auf die Ressourcenverteilung und 

Restriktionen und damit ebenso auf die unterschiedlichen Advocacy-

Koalitionen haben können. Dieser Veränderungsprozess, der als Policy-

Learning bezeichnet wird, findet innerhalb einer Koalition statt und evoziert 

so einen Wandel der Policy-Werte der Mitglieder. Infolgedessen assimilie-

ren die entsprechenden Advocacy-Koalitionen ihre Strategien, um ein für al-

le Mitglieder konsistentes Verständnis der Policy-Ziele zu schaffen. Falls 

über Koalitionsgrenzen hinweg Einigkeit hinsichtlich bestimmter Themen, 

Probleme oder konkreter Lösungsvorschlägen besteht, kann auch über diese 

Grenzen ein Policy-Oriented-Learning stattfinden (Schneider/Janning 

2006). 

Der von Sabatier entwickelte theoretische Ansatz soll im Folgenden an-

hand der wissenschaftlichen Arbeit von Zimmermann exemplarisch vorge-

stellt werden. 

Zimmermann (2012) befasste sich in ihrer Arbeit mit den Hartz-

Reformen unter der rot-grünen Regierung in Deutschland im Untersu-

chungszeitraum von 1998 bis 2005. Mithilfe des Advocacy-Coalition-

Frameworks untersuchte die Autorin, inwieweit sich die Wertvorstellungen 
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innerhalb des Belief-Systems verändert haben und aus welchen Gründen die 

arbeitsmarktpolitischen Reformen eingeführt wurden. Die Untersuchung 

geht der Frage nach, ob sich ein Policy-Wandel oder ein Kontinuitätsbruch 

unter Bundeskanzler Schröder vollzogen hat. 

Zunächst stützt sich Zimmermann auf die Theorie des konservativen 

Wohlfahrtsstaates. Die vier grundlegenden Merkmale der deutschen Ar-

beits- und Beschäftigungspolitik im konservativen Wohlfahrtsstaatsmodells 

sind die „Einbindung der Sozialpartner, der Statuserhalt der (männlichen) 

Arbeitnehmer in einem Normalbeschäftigungsverhältnis, das Ziel der Voll-

beschäftigung und die Lebenssicherung von Bedürftigen“ (Zimmermann 

2012, S. 8). Im nächsten Schritt erläutert die Autorin das Advocacy-

Coalition-Framework von Sabatier und bezieht dieses auf die deutsche Ar-

beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik. Dabei differenziert sie zwischen Po-

licy-Wandel, der stattfindet, wenn neue Instrumente zur Erreichung des 

gleichen Politikziels eingesetzt werden, und dem Kontinuitätsbruch, der sich 

dadurch definiert, dass Politik im Kern neu gestaltet und nicht mehr auf alt-

bekannten Vorgehensweisen insistiert wird (Zimmermann 2012). 

Zimmermann gliedert den Entwicklungsprozess der Hartz-Gesetze in die 

Schaffensphase der Hartz-Vorschläge in der Hartz-Kommission und die Im-

plementierungsphase. Die Entstehung der Hartz Reformen rekurrierte vor-

rangig auf externen Einflüssen auf die Gesellschaft, namentlich die Massen-

arbeitslosigkeit nach der Wiedervereinigung und die zunehmende Alterung 

der Bevölkerung. Darüber hinaus erschwerte die zunehmende Globalisie-

rung die Kontrolle der eigenen ökonomischen Grenzen und setzte Mitglie-

der der Europäischen Union massiv unter Druck, die Konvergenzkriterien 

hinsichtlich der fiskalischen und geldpolitischen Nachfragesteuerung sowie 

die Leitlinien zur Europäischen Beschäftigungsstrategie einzuhalten. Diese 

Veränderungen der sozio-ökonomischen Bedingungen übten einen erhebli-

chen Einfluss auf die Akteure der deutschen Arbeitsmarkt- und Beschäfti-

gungspolitik aus, wodurch zahlreiche politische Akteure neue Reformen 

forderten (Zimmermann 2012). Neben der durch die externen Einflüsse aus-

gelöste deutlichen Forderung der politischen Akteure, das Politikfeld grund-

legend neu zu gestalten, war es der Vermittlungsskandal im Jahr 2002, bei 

dem der Bundesrechnungshof der Bundesanstalt für Arbeit Manipulation 

von Statistiken zur Arbeitslosigkeit vorwarf. Das war der Beginn der Re-

formen der Arbeitsmarktpolitik. Als Reaktion auf den Vermittlungsskandal 

wurde die Hartz-Kommission einberufen. Sie war zuständig für die Refor-

men der gesamten Arbeitsmarktpolitik. Innerhalb der Hartz-Kommission 

wurden keine konkreten Instrumente benannt, jedoch empfohlen die Mit-

glieder der Kommission eine Auflistung von Reformideen. Infolge der 

Empfehlungen intendierte die rot-grüne Regierung unter Schröder die Vor-

schläge umzusetzen. Die Reformen führten zu entscheidenden Veränderun-

gen innerhalb des Wohlfahrtstaatsmodells. 
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Im Hinblick auf die vier Hauptmerkmale des konservativen Wohlfahrt-

staatsmodells, konstatiert die Autorin die folgenden Veränderungen: In der 

Intention, den Einfluss der Sozialpartner in der Selbstverwaltung einzu-

schränken, wurde die Bundesanstalt für Arbeit mithilfe eines hauptamtli-

chen Vorstandes reformiert. Durch den Zusammenschluss von Arbeits- so-

wie Sozialhilfe und einer fundamentalen Lockerung der Zumutbarkeitskrite-

rien können Arbeitslose ihren vorherigen Lebensstandard nicht mehr si-

chern. Ferner werden Arbeitslose neben der Offenlegung ihres Vermögens, 

auch angesichts drohender Sanktionen zur Annahme von Arbeitsstellen ver-

pflichtet, die unter ihrem Qualifikationsniveau liegen. Infolge der niedrige-

ren Freibeträge des eigenen Vermögens und Einkommens wurden zudem 

die Bedürftigkeitskriterien flexibler gestaltet: Dadurch galten neun von zehn 

ehemaligen Sozialhilfeempfängern als arbeitsfähig. Zimmermann kommt zu 

dem Schluss, dass es durch die beschriebenen externen und internen Ein-

flüsse zu einer Verschiebung der Belief-Systeme der Akteure gekommen 

sein muss und damit zu einer Veränderung des deutschen Wohlfahrtstaats-

modells in Richtung des liberalen Paradigmas (Zimmermann 2012). 

Schließlich wird der Frage nachgegangen, in welchen der drei Ebenen 

eines Belief-Systems, im „deep normative core“ (auch als „deep core be-

liefs“ bezeichnet), „near policy core“ („policy core beliefs“) oder in den 

„secondary aspects“ („secondary beliefs“), eine Veränderung zu erkennen 

ist. Hierbei werden zwei opponierende Advocacy Coalitions identifiziert: 

Einerseits die Verteidiger der ursprünglichen Ordnung, die konservative 

Seite, und anderseits die Mitglieder der aktivierenden Arbeitsmarkt- und 

Beschäftigungspolitik. Die erste Koalition verstand das Problem der Mas-

senarbeitslosigkeit als fehlerhafte Politik der Vorgänger und als Resultat 

mangelhaften Handelns der Bundesagentur für Arbeit. Die policy core be-

liefs bezogen sich primär auf die Einbindung der Sozialpartner in den Ent-

scheidungsverfahren. Im Zentrum dabei standen das Beitrags- und Äquiva-

lenzprinzip, die keynesianischen Beschäftigungspolitik und die Lebenssi-

cherung von Bedürftigen. Diese politikfeldspezifischen Anschauungen wer-

den auf Ebene der secondary beliefs in Form von triparitätischen Entschei-

dungsverfahren, der Trennung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe, strengeren 

Zumutbarkeitsprüfungen für die Reintegration von ehemals Arbeitslosen in 

den Arbeitsmarkt, Vorruhestandangeboten, Rückkehrförderungen und Fa-

milienförderungen für Frauen sichtbar (Zimmermann 2012). Im Gegensatz 

dazu vertritt die Gegenseite, die Befürworter der aktivierenden Arbeits-

markt- und Beschäftigungspolitik, die Auffassung, das Problem der Mas-

senarbeitslosigkeit resultiere aus Staatseingriffen und aus dem Grundsatz 

des Statuserhalts, da dadurch ein Anreiz für Arbeitslose fehle, sich aktiv um 

Arbeitsplätze zu bemühen. Dabei ist Gerhard Schröder als einer der wich-

tigsten Akteure innerhalb dieser Advocacy Coalition zu nennen, der für die 

aktivierende Arbeitsmarktpolitik und Deregulierung plädierte. Die policy 

core beliefs dieser Koalition spiegeln die neoklassische Beschäftigungspoli-
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tik, insbesondere den Grundsatz der Wettbewerbsfähigkeit, wider, wodurch 

Entscheidungsverfahren flexibilisiert und Arbeitslosen mehr Eigenverant-

wortlichkeit übertragen werden sollen. Ihre secondary beliefs zeichneten 

sich durch eine Lockerung der Zumutbarkeitskriterien, die Förderung unter-

schiedlicher Vertragsformen wie Leih- oder Kurzarbeit und Minijobs und 

Sanktionen bei Ablehnungen von Wiedereingliederungsangeboten (Zim-

mermann 2012). 

Zusammenfassend stellt Zimmermann fest, dass ein Kontinuitätsbruch 

durch die Hartz-Reformen ausgelöst wurde und sich das deutsche Wohl-

fahrtsstaatsmodell dadurch zu einem liberaleren Modell verschoben hat. Die 

Begründung dafür liege insbesondere in der Dominanz der Unterstützer der 

aktivierenden Arbeits- und Beschäftigungspolitik, die sich in der Implemen-

tierungsphase der Reformen gegenüber den Verteidigern der ursprünglichen 

Ordnung behaupten konnten. Schließlich verweist die Autorin darauf, dass 

die durch die Hartz-Reformen ausgelöste Proteste und negativen Reaktionen 

in der Gesellschaft nicht nur die policy core beliefs der dominanten Advo-

cacy-Koalition infrage stellen, sondern auch die Realpolitik. Dies äußerte 

sich in dem massiven Stimmenverlust für die SPD im Jahr 2005. Da aller-

dings die neu gewählte Regierung unter Kanzlerin Merkel ebenfalls eine ak-

tivierende Arbeitsmarktpolitik förderte, galt es ohne fundamentale externe 

Veränderungen als unwahrscheinlich, dass sich erneut ein Policy-Wandel 

oder sogar ein Kontinuitätsbruch vollziehen würde (Zimmermann 2012). 

Die von Zimmermann gewählte Forschungsfrage zeigt Parallelen zu der 

Zielsetzung der vorliegenden Forschungsarbeit. Aus der Studie wird ersicht-

lich, dass das Advocacy-Coalition-Framework und die Belief-Systeme nach 

Sabatier einen fundamentalen Bezugsrahmen für heutige Politik-

Forschungen darstellen und somit ebenso zu der Fundierung des hier zu-

grunde liegenden theoretischen Konzepts beiträgt. Auf Grundlage der Be-

lief-Systeme nach Sabatier wird hier untersucht, ob ein Paradigmenwechsel 

in der deutschen Arbeitsmarktpolitik, auch aufgrund der kontrovers disku-

tierten Hartz-Reformen, erfolgte. 

Auf der Grundlage von Sabatier wird im Folgenden die Arbeit von Mar-

cinkowski referiert, die einen weiteren fundamentalen Beitrag zu der Kon-

zeption dieser Forschungsarbeit leistet. 

Marcinkowski (1999) untersucht den Prozess der Themenstrukturierung 

im Hinblick auf die Thematik der Informations- und Kommunikationstech-

nik auf der bundespolitischen Agenda in den neunziger Jahren. Dazu erstell-

te er einen Bezugsrahmen zur Erforschung der politischen Agenda-Bildung, 

mit besonderem Augenmerk auf die Möglichkeiten des Agenda-Zugangs für 

Themen und Probleme, die Rolle der teilnehmenden Akteure sowie die 

Problemdefinition und Deutungsmuster im politischen Prozess, um die 

Konstrukte anschließend empirisch analysieren zu können und auf den kon-

kreten Fall anzuwenden. 
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Hinsichtlich des zugrunde liegenden theoretischen Konzepts geht der Au-

tor davon aus, dass Problemdefinition und Problemdeutung Teil des Prozes-

ses der politischen Agenda-Bildung sind. Unter dem Prozess der politischen 

Agenda-Bildung versteht Marcinkowski, dass die offizielle, formelle Ta-

gesordnung des politischen Entscheidungszentrums durch zahlreiche kon-

kurrierende Agenden im Staat und in der Gesellschaft entsteht, die Gestal-

tung der formellen Regierungsagenda also unter internen und externen Ein-

flüssen steht. Dazu referiert Marcinkowski bisherige Forschungsstudien zur 

Agenda-Bildung, die skizzieren, dass die Bearbeitung eines Problems und 

im besten Fall auch dessen Lösung nicht zwangsweise mit seiner erfolgrei-

chen Agenda-Platzierung einhergehe. Es bestehe stets die Möglichkeit, dass 

die politischen Akteure sich entscheiden, die Bearbeitung des Problems 

nicht zu initiieren oder mithilfe symbolischer Politikmaßnahmen das Prob-

lem als gelöst zu betrachten. Allerdings bemerkt Marcinkowski nachdrück-

lich, dass im Gegensatz zur vergangenen Agenda-Forschung, Problemdefi-

nition und Problemdeutung nicht nur Bestandteile des Agenda-Bildung-

Prozesses sind, sondern dass auch bereits auf der Agenda platzierte Themen 

weiterhin definiert, gedeutet bzw. umdefiniert und umgedeutet werden kön-

nen. Dadurch wird ersichtlich, dass die zeitliche Abfolge von Problemdefi-

nition und Problemdeutung nicht festgelegt werden kann. Es besteht ledig-

lich die Voraussetzung, dass ein Sachverhalt oder Zustand als politisches 

Problem artikuliert wird und auf Basis dessen eine Problemdefinition er-

folgt. Danach ist die formelle Regierungsagenda bezüglich weiterer Prob-

leme sowie Deutungsvarianten offen zugänglich, bspw. allein aufgrund ge-

sellschaftlich und/ oder politisch brisanten Themen. An dieser Stelle stellt 

Marcinkowski heraus, dass zu Beginn jeder Legislaturperiode die parlamen-

tarische Agenda in Deutschland im Unterschied bspw. zu den Vereinigten 

Staaten von Amerika bereits größtenteils durch die Parteien und Interes-

sensgruppen geprägt ist, wodurch eine Vielzahl von politischen Problemen 

von vornherein für die Agenda des neuen Parlaments fixiert wird (Marcin-

kowski 1999). 

Diese Betrachtung impliziert, dass Ideen und Deutungen nicht mehr als 

symbolische Politik aufgefasst werden, sondern dass Deutungsmustern kau-

sale Bedeutung beigemessen wird, dass also das Handeln der politischen 

Akteure nicht nur auf deren Interessen basiert, sondern auch auf ihren Wirk-

lichkeitswahrnehmungen und Deutungen der Realität (Nullmeier/Saretzki 

1995, zitiert nach Marcinkowski 1999). In diesem Rahmen bezeichnet Mar-

cinkowski einen solchen „Gesamtkomplex von Problemkern und zusätzli-

chen (Kausal-)Annahmen [..] als Problemdeutung“ (Marcinkowski 1999, S. 

101). Mit zusätzlichen Annahmen sind die Dimensionen der Ursachen bzw. 

des Verursachers, der Lösungsmaßnahmen und Forderungsadressaten ge-

meint. Marcinkowski erörtert unter Rückgriff auf Arbeiten von Stone 

(1988), dass eine Deutung die Frage nach der Ursache des Problems bein-

halten muss, sei sie einer Person, Institution oder natürlichen Ursache zuzu-
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schreiben. Im Zusammenhang mit dem Bereich des Verursachers des Prob-

lems steht die Frage des Problemadressaten, ohne dass diese übereinstim-

men müssen. Der Adressat ist verantwortlich für die Bearbeitung und Lö-

sung des Problems. Soziale Probleme werden dann zu politischen Proble-

men, wenn der Staat oder das politische System als Problemlöser adressiert 

werden. Werden auf bestimmte Deutungsvarianten wiederholt zurückgegrif-

fen, so kann von einem Deutungsmuster gesprochen werden. Problem-

Umdeutung bedeutet, dass die zusammengesetzten Komponenten des Deu-

tungsmusters, explizit die Ursache bzw. der Verursacher, Lösungsvorschlag 

oder Forderungsadressat, verändert werden. Dabei ist hervorgehoben, dass 

politische Akteure, die häufiger auf ein spezielles Deutungsmuster in einem 

Themenkomplex zurückgreifen, jenes nicht einfach wechseln können, allein 

weil die politischen Akteure dadurch ihre Glaubwürdigkeit in der Gesell-

schaft verlieren könnten. 

Bezüglich des Prozesses der Entstehung von Deutungsmuster in der Poli-

tik unterscheidet der Autor die systemische Agenda, sprich die Summe aller 

öffentlich bedeutsamen Themen, von der formellen Regierungsagenda einer 

Gesellschaft, auf der eine begrenzte Anzahl von Themen stehen, die im 

Rahmen aktueller Entscheidungsprozesse von politischen Institutionen be-

arbeitet werden. Die Öffentlichkeit präsentiert sich insbesondere über die 

Massenmedien als offenes Kommunikationsforum für die Bevölkerung und 

zieht dabei individuelle sowie organisierte gesellschaftliche Akteure in den 

Prozess ein. Daneben hat sich ein informelles Politik-Netzwerk zwischen 

Staat und Gesellschaft etabliert, in dem Themenpräferenzen entwickelt, 

Problemsichten beschrieben und Wirklichkeitsdeutungen repräsentiert wer-

den. 

Die Beziehung von Politik und Massenmedien ist von Interdependenzen 

geprägt. Das heißt, die Politik auf der einen Seite muss diejenigen Themen 

berücksichtigen, die hohe Aufmerksamkeit in den Massenmedien erhalten 

und dadurch von der Gesellschaft als wichtig angesehen werden. Auf der 

anderen Seite beobachten die Massenmedien die politischen Akteure und 

berichten anschließend über dessen Handeln. Es wird zwischen zwei Zu-

gängen zu politikfeldspezifischen Agenden unterschieden: Der äußere Weg 

bezeichnet den öffentlichen Zugang, auf den unorganisierte Interessen und 

Akteure ohne institutionalisierten Zutritt, wie bspw. die sozialen Bewegun-

gen, angewiesen sind. Der innere Weg meint die direkte Einbindung politi-

scher sowie privater Akteure in bereichsspezifische Politik-Netzwerke, die 

nicht nur Interessen, sondern auch Problemlösungen, Problemdefinitionen 

sowie Problemdeutungen implizieren. Organisierte Gruppeninteressen und 

durchsetzungsstarke Einzelinteressen wie bspw. Wirtschaftswissenschaftler 

wählen diesen Zugang. Zentrale Ansprechpartner sind staatliche Bürokra-

tien, die öffentliche Aufmerksamkeit vermeiden wollen. 

Zwei Faktoren, namentlich Ereignisse und Akteure, beeinflussen öffent-

liche sowie formelle Regierungsagenda. Bestimmte Entwicklungen werden 
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als objektive Tatsachen betrachtet und üben dadurch Einfluss in der Welt 

aus. Maßgeblich dafür ist, dass sie kommuniziert und verbreitet werden. Zu 

Deutungsmustern werden Ereignisse dann, wenn sie durch Kommunikation 

in einen speziellen Zusammenhang gestellt werden. Bspw. kann das Prob-

lem in der hohen Arbeitslosigkeit bestehen, hinsichtlich der Ursache kann 

die Überregulierung genannt werden, als Lösung kann Deregulierung gefor-

dert werden und eine entsprechende Policy-Option wäre die Aufhebung des 

Kündigungsschutzes. Auf diese Weise entwickeln sich Sachverhalte, Zu-

stände oder Ereignisse zu politischen Problemen. Zugleich erhalten sie ge-

wisse Eigenschaften, wie bspw. Reichweite, Bedrohlichkeit oder Irreversibi-

lität, die ihren Aufmerksamkeits- und Mobilisierungswert determinieren. 

Genau dieser Wert ist entscheidend für den Agenda-Zutritt. Eine Problem-

deutung, die im politischen Prozess Aufmerksamkeit auf sich zieht, eröffnet 

dem Problem bessere Möglichkeiten auf die Agenda zu gelangen, als eine 

Deutung, die kaum beachtet wird. Ist das Problem dann auf der formellen 

Regierungsagenda platziert, wird es den zuständigen Akteuren erheblich er-

schwert, das Problem zu ignorieren und nicht zu bearbeiten. 

Um die oben genannten Konstrukte zu operationalisieren, verwendete 

Marcinkowski eine standardisierte, quantitative Inhaltsanalyse. Mittels lo-

gistischer Regressionsanalysen machte er kennzeichnende Thematisie-

rungsmuster, Deutungsvarianten und Einflüsse beteiligter Akteure sowie 

Differenzen und Gemeinsamkeiten zwischen ihnen erkennbar. Aus dem 

Makrothema der Informations- und Kommunikationstechnik formte er 36 

Subthemen, die jeweils einer von sieben Problemdimensionen zugeordnet 

wurden. Die möglichen Dimensionen beziehen sich auf die Bereiche der 

Technologie, Ökonomie, des Arbeitsrechts, der Bildungspolitik, Ökologie, 

Soziokultur und Politik. Die Agenda der jeweiligen Akteure ergibt sich 

dann aus der Rangfolge der Nennungshäufigkeit aller Subthemen. 

Das Konstrukt der Problemdefinition wird mit den in den Daten über-

durchschnittlich oft verwendeten Themenkategorien ermittelt. Darauf auf-

bauend wurden weitere Kategorien, explizit die Problemursachen bzw. -

verursacher, Forderungsadressaten und Lösungsvorschläge bezüglicher spe-

zieller Einzelthemen, miteinbezogen. Ein empirisches Deutungsmuster ent-

steht dann durch die „überzufällige Kombination einer Themenkategorie mit 

einem oder mehreren dieser Merkmale“ (Marcinkowski 1999, S. 246). 

Marcinkowski wählte die Presseberichterstattung, die anhand der Zeitun-

gen „die Welt“, „Frankfurter Allgemeine Zeitung, „Frankfurter Rundschau“ 

und „Süddeutsche Zeitung“ betrachtet wurde, das Forum InformatikerInnen 

für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung e.V. (FIfF), überprüft 

durch Beiträge der FIfF-Kommunikation, die Wissenschaft, operationalisiert 

auf der Basis von Veröffentlichungen aus den Datenbanken FORIS und 

SOLIS, den Fachverband Büro- und Informationstechnik (FVIT) als Reprä-

sentant organisierter Interessenverbände, präzisiert durch Memoranden, 

Stellungnahmen, Arbeitsgruppenberichte sowie Positionspapiere, die vier 
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politischen Parteien SPD, CDU, FDP sowie BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

deren Problemsichten und -deutungen in den Wahlprogrammen zu den 

Bundestagswahlen von 1990, 1994 und 1998, Fachprogrammen, Leitsätzen, 

Vorstands- und Parteitagsbeschlüssen ermittelt wurden, den deutschen Bun-

destag, gemessen an Parlamentsdrucksachen, und schließlich die Bundesre-

gierung, deren Präferenzen mittels Programmdokumenten und Regierungs-

berichten untersucht wurden, als Akteure mit möglichem Agenda-Einfluss. 

Mit den Resultaten aus den Korrelationsanalysen und multiplen linearen 

Regressionen konstruierte Marcinkowski ein Modell, das die Einflüsse und 

Beziehungen zwischen den Akteuren im Hinblick auf die Einführung des 

Themas der Informations- und Kommunikationstechnik in die Politik seit 

Ende der 80er Jahre aufzeigt. Dabei muss unterstrichen werden, dass das 

Modell empirisch in der Form nicht als Ganzes erforscht wurde, sondern 

dass die einzelnen Komponenten zusammengesetzt ein Schaubild ergeben, 

das das Beziehungsgeflecht übersichtlich darstellt. 

 

Abbildung 3: Summarische Darstellung des Beziehungsgeflechts bei der 

Gestaltung der formellen Agenda zur Informations- und 

Kommunikationstechnik zwischen 1990 und 1997 

 

 

Quelle: Marcinkowski, 1999, S. 416. 

 

Hinsichtlich der Karriere der IuK-Technik folgert Marcinkowski, dass der 

Agenda-Zutritt mittels inneren Wegs erfolgte. Das bedeutet, dass das „outs-

ide initiative model“ nach Cobb, Ross, J-K./Ross, M.H. (1976), das den 

Prozess, durch den Probleme zuerst in regierungsunabhängigen Gruppen 

entstehen, die dann die öffentliche Agenda vor der formellen Agenda errei-

chen, beschreibt und das Marcinkowski als äußeren Weg bezeichnet, den 

vorliegenden Fall nicht erklärt. Hingegen bestätigen die Ergebnisse das 

„mobilization model“. Das Modell erörtert, dass Probleme innerhalb der 

Regierung initiiert werden und sich konsequenterweise zunächst auf der 

formellen Regierungsagenda platzieren (Cobb/Ross, J-K./Ross, M.H. 1976). 

Demnach haben die Medien das Thema übernommen, nachdem von Seiten 
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der Politik der Diskurs angeregt wurde. Insgesamt zog die IuK-Thematik 

nur im geringen Maße die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich. Marcin-

kowski bezeichnet den Eintritt des Themas auf die bundespolitische Agenda 

als „elitendominierte Top-Down-Thematisierung“ (Marcinkowski 1999, S. 

411), wodurch die politischen Akteure die Thematik unter Ausschluss der 

Öffentlichkeit und somit ohne Kontrollverlust steuern konnten. 

Als Debattenauslöser gilt die technische Entwicklung der IuK-Technik 

und die Wahrnehmung dieser in den Vereinigten Staaten von Amerika in 

den 90er Jahren. In Deutschland spielten die Exekutive sowie organisierte 

Interessensgruppen der Wirtschaft im Vorantreiben des Themas die wich-

tigsten Rollen. Der Deutsche Bundestag war marginal an der Etablierung 

des IuK-Themas beteiligt, so wie auch die politischen Parteien, die aller-

dings in der zweiten Hälfte der 90er Jahre mehr Einfluss gewinnen konnten. 

In Bezug auf das inhaltliche Verständnis dominieren die technologie-, wirt-

schafts- und industriepolitischen Deutungsdimensionen. 

Im Näheren lässt sich über die Themenstrukturierung der Presse sagen, 

dass sich diese auf wenige Aspekte fokussiert hat, die im Zeitverlauf kon-

stant auf der Agenda blieben. Über die einzelnen Subthemen wurde in rou-

tinierter Weise und aus sachlicher Perspektive berichtet. Das mediale Inte-

resse an der Thematik wuchs kontinuierlich, jedoch langsam. Dabei kon-

zentrierten sich die Zeitungen insbesondere auf technische und ökonomi-

sche Dimensionen, ergänzt um soziokulturelle Folgen. Daher war die Prob-

lemdefinition der Presse bezüglich der IuK-Technik sehr eng, auf einige Be-

reiche beschränkt und nicht offen für neue Trends, was gegen die Erwartun-

gen des Autors sprach. Die Medien befassten sich weniger mit der Kritik an 

der IuK-Technologie. 

Ähnlich wie die Presseberichterstattung konzentrierte sich der Verband 

der informationstechnischen Industrie ebenfalls bei seiner Themenstruktur 

und Problemdefinition auf wenige Merkmale, namentlich auf die technische 

und wirtschaftliche Dimension der IuK-Technologie, die sich über die Zeit 

nicht veränderten. Die Mitglieder des Verbands der informationstechnischen 

Industrie so wie auch die Presse deuteten das Problem nach dem Verursa-

cherprinzip, also, dass an diejenigen Akteure, die als Problemverursacher 

angesehen werden, die Forderung der Problembearbeitung gerichtet wird. 

Das Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verant-

wortung e.V. (FIfF) präsentierte eine breiter aufgestellte Themenstruktur 

und setzte allerdings einige Prioritäten auf soziokulturelle und technische 

Aspekte. Dabei standen vor allem die Veränderungen des Zusammenlebens 

in der Informationsgesellschaft und die Sicherheit personenbezogener Daten 

im Fokus. Durch die größere Anzahl von Subthemen hielt das Forum seine 

Problemdefinition flexibel, wodurch es auch kurzfristig auf neue themati-

sche Tendenzen reagieren konnte. Das auffindbare Deutungsmuster war 

technikkritisch geprägt, das heißt, das FIfF nannte die Technik selbst als 
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Problemursache, die mithilfe gesetzlicher Regulationsmaßnahmen behoben 

werden könnte. 

Die Aufmerksamkeit der Wissenschaft erstreckte sich in paralleler Weise 

über unterschiedliche Dimensionen. Ihre Themenliste war breit gefächert 

und daher war die Wissenschaft genauso flexibel, neue Themen auf ihre 

Agenda zu platzieren wie das Forum InformatikerInnen für Frieden und ge-

sellschaftliche Verantwortung e.V. (FIfF). Bemerkenswert war der inhaltli-

che Wandel der Problemdefinition. Während in der ersten Hälfte der 90er 

die Dimensionen Wirtschaft, Arbeit und Bildung im Fokus standen, spielten 

in der zweiten Hälfte soziokulturelle und demokratiepolitische Bezüge, pri-

mär die Einstellung der Bevölkerung, wichtige Rollen. Die Wissenschaft 

nahm die Technik als primäre Problemursache wahr, die der Staat mit Leis-

tungsprogrammen, Gesetzen und Verboten beheben sollte. 

Die politischen Parteien setzen diejenigen Themen auf ihre Agenda, die 

sie in ihren Parteiprogrammen thematisierten. So führte die CDU vor allem 

den Bereich Bildung auf, die SPD die Themen Arbeitsmarkt und Bildung, 

die FDP eher technische Aspekte und die BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 

Bereiche Umwelt, Gesundheit sowie gesellschaftspolitische Themen wie 

Bildung und wiesen zugleich auch den kritischsten Zugang auf. Technische 

Aspekte wurden von allen Parteien eher nachrangig behandelt. Der ökono-

mischen Perspektive hingegen wurde von den Koalitions- sowie Oppositi-

onsparteien Vorrang gegeben. Die Deutungsmuster der SPD und CDU äh-

nelten sich, beide sahen die Problemursache in der technischen Entwick-

lung, während die FDP den Staat bzw. die Politik als Problemverursacher 

verantwortlich machte und die BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Wirtschaft 

und Industrie als Problemverursacher deklarierten. Jedoch bestand Konsens, 

dass für die Problemlösung der Staat bzw. die Politik adressiert werden. Im 

Rahmen der Wahl der Instrumente unterscheiden sich die Parteien erwar-

tungsgemäß. Während die SPD auf Verfahrenssteuerung und die BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN auf regulative Maßnahmen setzten und die FDP Deregu-

lierung und Liberalisierung der Märkte präferierte, befürwortete die CDU 

ein vielfältiges Maßnahmenprogramm. Insgesamt wurden von allen Parteien 

regulative Politiken und staatliche Leistungsprogramme am häufigsten ge-

nannt. 

In Bezug auf die Agenda-Entwicklung des Deutschen Bundestages hat 

dieser seine thematischen Schwerpunkte jeweils lediglich zu 50 Prozent aus 

dem Vorjahr übernommen, wodurch sich die parlamentarische Tagesord-

nung offener für neue Trends präsentierte als die Agenda der Presse oder 

des Industrieverbands. In seiner Problemdefinition hat sich Parlament we-

sentlich auf ökonomische Aspekte mit gesellschaftlichen Folgen und demo-

kratiepolitischen Fragen beschränkt. Dabei gewann die ökonomische Di-

mension von Jahr zu Jahr an mehr Popularität. Innerhalb des Themenfelds 

verlor die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung als Subthema zugunsten 

des Bereichs Forschungstransfers stetig an Bedeutung. Die Auswertung der 
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Ergebnisse belegen, dass das Parlament weitgehend kontrovers diskutierte, 

was Marcinkowski darauf zurückführt, dass die untersuchten Daten in Reak-

tion auf politische Aussagen von Gegnern entstanden. In ihrer problemori-

entierten Sicht deutete die deutsche Legislative die Problematik vielseitig, 

insbesondere im Hinblick auf die Ursache. Dass sich Oppositionsparteien 

von Koalitionsparteien unterscheiden, war anzunehmen. Folglich machte 

die Opposition die Regierung verantwortlich, worauf die regierende Frakti-

on mit einem spiegelbildlichen Vorwurf reagierte. Aufgrund dessen konsta-

tiert der Autor, dass politische Akteure durch die Öffentlichkeitsfunktion 

des Parlaments in einem gewissen Maße gezwungen werden, sich intensiv 

mit unterschiedlichen Deutungsvarianten zu beschäftigen. Als Adressat des 

Handelns nennt der Deutsche Bundestag wie auch die Parteien, den Staat, 

die Wirtschaft und Industrie für den Bereich Arbeit. Zu den möglichen Lö-

sungen gehören technische sowie regulative Ansätze und seltener deregula-

tive Politiken, außer im Bereich Ökonomie. 

Die Regierung befasste sich mit gleichmäßig verteilter Aufmerksamkeit 

mit den unterschiedlichen Dimensionen der IuK-Technik. Am Ende des Be-

obachtungszeitraums dominieren ökonomische Themen, zugleich verloren 

technische sowie ökologische Aspekte an Bedeutung. So ist auch die Prob-

lemdefinition mit vielen Merkmalen ausgestattet, während sich das Deu-

tungsmuster der Exekutiven darauf beschränkt, entsprechende Lösungsopti-

onen anzubieten. Der Staat sollte politische Instrumente wie staatlichen 

Leistungsprogrammen, und weniger Deregulierung zur Problembekämpfung 

verwenden (Marcinkowski 1999). 

Im Hinblick auf den generellen Einfluss auf die bundespolitische Agenda 

werden unterschiedliche Effekte der Akteure aus der Analyse ersichtlich. 

Nahezu keinen Einfluss, weder auf die formelle Agenda noch auf die Presse, 

übten das FIfF sowie die Partei die BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus. Mit 

ihrer Art der Problemdeutung konnten sie keine mediale Aufmerksamkeit 

erzeugen, vor allem weil die Resonanz hinsichtlich des technischen Aspekts 

in der breiten Öffentlichkeit zu schwach war. 

Die Tagesordnung der Presseberichterstattung wurde inhaltlich stärker 

von den politischen Parteien, die im Folgenden immer exklusive der Partei 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verstanden werden, schwächer von der Re-

gierung und gar nicht vom Deutschen Bundestag beeinflusst. Allerdings ist 

hier anzumerken, dass das Thema eher innerhalb der Wirtschafts- und Wis-

senschaftsredaktionen behandelt wurde und somit selten in den politischen 

Ressorts der Zeitungen adressiert wurde, wodurch die externen Einflüsse 

auf die informationstechnische Agenda der Medien generell sehr gering aus-

fielen. Wurde ein Teilaspekt allerdings im Deutschen Bundestag und so-

wohl auch von den Parteien stark thematisiert, hat sich die Presse ebenfalls 

damit beschäftigt. Genau der gegenteilige Effekt ist für die andere Richtung 

nachweisbar: Die Zeitungen waren relevante agenda setter für die politi-

schen Parteien, wobei der Einfluss auf den Deutschen Bundestag geringfü-
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gig war, wodurch der generelle politische Einfluss der Medien abge-

schwächt wird. 

Die politischen Parteien ihrerseits wirkten maßgeblich an der Gestaltung 

der bundespolitischen Agenda, deren Problemdefinition und Problemdeu-

tung mit. Während die Oppositionsparteien ihre Prioritäten erfolgreich im 

Parlament etablieren konnten, setzen die Koalitionsparteien ihre Themen-

präferenzen in der Regierung durch. Im Zusammenspiel boten die Parteien 

wichtige Anhaltspunkte für die Problemwahrnehmung und Themenstruktur 

der Exekutiven. Ebenso wurde das Einwirken von Regierung auf Parteien 

sichtbar, sodass von einem Wechselwirkungseffekt gesprochen werden 

kann. Insgesamt nimmt die Regierung diejenige Rolle mit dem größten Ein-

fluss auf die parlamentarische Agenda ein. Der Deutsche Bundestag hinge-

gen hat seine Dominanz bei der Gestaltung der Tagesordnung verloren, so-

dass die Regierung die Initiativfunktion übernahm. Im gegenteiligen Fall, 

bei der Wirkung von Bundestag auf Regierung, konnten lediglich schwache 

Effekte ermittelt werden. 

Die Frage nach der Wissenschaft als agenda setter ist von der Einfluss-

nahme auf die Problemdefinition der Exekutiven geprägt. Die Korrespon-

denz von Wissenschaft und Regierung erstreckt sich vor allem auf die Lö-

sungsvorschläge und Instrumente. Im Hinblick auf die Herausforderungen, 

die durch die neue Informationsgesellschaft entstehen, orientierte sich die 

bundespolitische Tagesordnung an den Vorgaben des Fachverbands für In-

formationstechnik (FVIT). Er erzeugte die meiste Resonanz in Bezug auf 

Agenda-Entwicklung, die Problemdefinition im engeren Sinne und vorherr-

schende Deutungsvariante der Regierung, wodurch sich der Fachverband 

Büro- und Informationstechnik (FVIT) als stärkster agenda setter der Studie 

darstellt. 

Aus der empirischen Analyse zieht Marcinkowski mehrere Schlüsse für 

die Karriere des Themas der IuK-Technik in der Bundesrepublik Deutsch-

land. Dadurch, dass der Wandel zur Informationsgesellschaft weitgehend als 

technisch dominierter Prozess behandelt wurde, erlangte diese Sichtweise 

keinen großen Stellenwert auf der Agenda der Medien, gerade weil auch 

den potentiellen Nutzern das Verständnis für technische Details fehlte. Fer-

ner trugen sich weder aufsehenerregende, katastrophenähnliche Ereignisse 

zu, noch wurden über die Schwächen und negativen Konsequenzen für die 

Gesellschaft berichtet. Aus diesem Grund assoziierte die Öffentlichkeit das 

Thema mit positiven Aspekten, wodurch die Gesellschaft automatisch eine 

bestimmte Tendenz eines Deutungsmusters verfolgte. Dies bedeutete zu-

gleich, dass nur wenige beteiligte Interessensgruppen in der Politik über die 

Macht verfügten, Problemdefinition und -deutung zu gestalten. Dabei wurde 

die Thematik bewusst nicht an die Presse herangetragen, aus Angst, die 

Kontrolle über den Prozess der Etablierung der IuK-Technik zu verlieren. 

Allerdings machten die Entscheidungsträger eine Ausnahme. In der Absicht, 

den Ausbau der IuK-Technik als Lösung für ökonomische Probleme wie ei-
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ne hohe Arbeitslosenquote zu nutzen, sollten die positiven wirtschaftlichen 

Folgen publik gemacht werden, um dadurch die Bevölkerung zu überzeugen 

und zu mobilisieren. Dies konvenierte mit den Präferenzen der Medien, die 

sich auf die wirtschaftlichen sowie technischen Bereiche konzentrierten und 

somit auch in eigenem Interesse die ökonomische Problemdeutung verbrei-

ten konnten. Dieser Prozess verlieh den wirtschaftlichen und wirtschaftspo-

litischen Subthemen viel Gewicht, wodurch andere Aspekte bis zum Ende 

der 90er weitgehend verdrängt wurden. Mit dem Ende des Jahrzehnts wuchs 

ebenfalls die Medienaufmerksamkeit. Anhand seiner Ergebnisse macht 

Marcinkowski deutlich, dass die Transformation zur Informationsgesell-

schaft entscheidend von den Parteien, der Regierung und etablierten Interes-

sensgruppen gelenkt wurde (Marcinkowski 1999). 

Aus der Untersuchung kann abgeleitet werden, dass Problemdefinition 

sowie Problemdeutung feste Bestandteile des Agenda-Bildung-Prozesses 

sind sowie, dass sich mithilfe des theoretischen Gerüsts der Deutungsmus-

ter, das die Dimensionen der Problemdefinition, Ursache bzw. des Verursa-

chers, der Lösung und des Forderungsadressaten in einem ganzheitlichen 

Konstrukt konzeptualisiert, politische Prozesse und Entscheidungen adäquat 

abbilden und empirisch nachvollziehbar machen lassen. 

In Anlehnung an das Konstrukt der Deutungsmuster von Marcinkowski 

wird das zu überprüfende theoretische Modell der vorliegenden Forschung 

konzipiert. Das Politikfeld der Arbeitsmarktpolitik wurde in der bisherigen 

Wissenschaft nicht ausreichend reflektiert, wodurch sich eine Forschungslü-

cke offenbart, die mit den Resultaten dieser Arbeit geschlossen werden soll. 

Otto (2001) untersucht die Rolle und den Einfluss der Massenmedien auf 

die bundespolitische Agenda bei der Problemwahrnehmung und Deutung im 

politischen Diskurs über das Thema Waldsterben in den achtziger Jahren. 

Dazu analysiert Otto die Diskussion über das Thema Waldsterben in der 

Ökologiebewegung, in der Presse, sowie im Deutschen Bundestag von 1980 

bis 1990. Zudem gehen noch Bevölkerungsumfragen in die Untersuchung 

ein.  

Hinsichtlich des theoretischen Hintergrunds eruiert Otto unter Rückgriff 

auf die Arbeiten von Cobb und Elder (1972) die Rolle der Massenmedien 

im politischen Agenda-Bildung-Prozess, in dessen Fokus die Themenbil-

dung als Grundlage politischer Entscheidungen steht. Unter Agenda-

Bildung versteht der Autor einen „Meinungswillensbildungsprozess“ (Otto 

2001, S. 82), der sich in einem zweiten Schritt zu einem Entscheidungspro-

zess des politischen Zentrums entwickelt, wobei das Modell die tatsächliche 

Bearbeitung bzw. Umsetzung des Themas nicht impliziert. Der Prozess der 

Agenda-Bildung verdeutlicht, dass durch die Thematisierung bestimmter 

Themen oder Probleme politische Entscheidungen in einem gewissen Maße 

vorbestimmt werden, da nicht artikulierte Sachverhalte im politischen Ent-

scheidungszentrum nicht berücksichtigt werden. Folglich bildet die vor dem 

Entscheidungsprozess stattfindende politische Kommunikation den Kern 
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des Modells, womit den Massenmedien eine entscheidende Rolle zugewie-

sen wird. Gegenstand des Kommunikationsprozesses sind primär Problem-

definition und Problemdeutung, die in Anbetracht dessen, dass beteiligte 

Akteure ihre Umwelt unterschiedlich wahrnehmen und demnach ihre Reali-

tät anhand von Wertesystemen und materiellen Interessen individuell kon-

struieren, divergieren. Diese Betrachtung bedeutet, dass Akteure verschie-

dene Auffassungen bezüglich der Problemursache, des Problemverursachers 

und/ oder der Lösung haben können. Daraus resultiert, dass Probleme nicht 

objektiv gegeben sind, sondern von der Gesellschaft in einem Deutungspro-

zess erschaffen werden (Otto 2001). 

Wird nun der Frage nach der Bedeutung den Massenmedien in diesem 

Kontext nachgegangen, wird evident, dass deren Rolle bereits in der frühen 

Phase der gesellschaftlichen Problemwahrnehmung aufgrund ihrer zentralen 

Vermittlungsfunktion für Lebensstile, Anschauungen und Wertorientierun-

gen zum Ausdruck kommt. Grundsätzlich ist dabei anzunehmen, dass insbe-

sondere öffentliche Konflikte und Katastrophenfälle Gegenstand der mas-

senmedialen Berichterstattung werden, wodurch die Bedeutung des Kon-

fliktgehalts und der Relevanz für die Gesellschaft für den Agenda-Zugang 

von Themen und Problemen sichtbar werden. Zum einen wirken die Mas-

senmedien indirekt an der Problemwahrnehmung der Gesellschaft mit, da 

sie sozio-kulturelle Deutungsmuster verbreiten, auf Basis derer Probleme 

wahrgenommen und gedeutet werden können. Zum anderen wirken Mas-

senmedien auch direkt, indem sie ihre Umwelt selbst beobachten, gesell-

schaftlich virulente Themen auf diese Weise aufgreifen und jene dadurch 

unter Umständen in der politischen Öffentlichkeit etablieren. Deutlich wird 

dabei auch, dass sich neben den Massenmedien eine Vielzahl weiterer Ak-

teure an dem Agenda-Bildung-Prozess beteiligt, wie bspw. soziale Bewe-

gungen oder politische Parteien. Angesichts dessen wurden in der For-

schung differente Modelle des Agenda-Zugangs beleuchtet: das Outside-

Initiative-Modell, das Mobilization-Modell und das Inside-Access-Modell. 

Während beim Outside-Initiative-Modell Gruppierungen außerhalb des Re-

gierungssystems Probleme wahrnehmen, aufgreifen und daraufhin intendie-

ren, jene auf der öffentlichen und der formellen Regierungsagenda zu posi-

tionieren und beim Mobilization-Modell die politische Elite unter Zuhilfe-

nahme von Unterstützung aus Teilen der Öffentlichkeit die formelle Regie-

rungsagenda gestaltet, findet beim Inside-Access-Modell die Agenda-

Bildung unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt (Otto 2001). Dabei werden 

den Massenmedien verschiedene Effekte zugeschrieben. Es wird zwischen 

dem Initiatoren-Effekt, wenn die Medien selbst als Problemwahrnehmer 

und Problemdeuter fungieren, dem Auslösungs-Effekt, wenn die Medien 

gesellschaftliche und politische Wandlungsprozesse in ihrer Berichterstat-

tung aufgreifen, auf die wiederum andere Akteure reagieren, dem Verstär-

kereffekt, wenn die Medien Probleme etablierter Akteure zur Diskussion 

stellen, und dem Repräsentationseffekt, wenn die Medien an bereits auf der 
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formellen Regierungsagenda platzierten Themen anknüpfen und diese 

kommunizieren, unterschieden. Weiter kann den Massenmedien der advoka-

tische Effekt zugeschrieben werden, für den Fall, dass die Massenmedien 

Themen von Akteuren aufgreifen, die über keine offizielle politische Reprä-

sentationsfunktion verfügen, jedoch für bestimmte Gruppierungen sprechen. 

Dabei wird der Einfluss der Massenmedien auf die formelle Regierungsa-

genda im Rahmen des Initiatoren-Effekts und des Auslösungs-Effekts als 

Policy-Agenda-Setting-Effekt benannt, wohingegen die Wirkung des Ver-

stärkereffekts, Repräsentationseffekts und des advokatischen Effekts als 

Agenda-Bildung in den Massenmedien bezeichnet wird. Unter Policy-

Agenda-Bildung wird der folgende Prozess präzisiert: Die Akteure der Inte-

ressensartikulation und der Interessensaggregation prägen die massenmedia-

le Agenda weitgehend mit, woraufhin die Massenmedien einen Policy-

Agenda-Setting-Effekt auf die Tagesordnung der politischen Entscheidungs-

träger und einen eventuellen Agenda-Setting-Effekt auf die Gesellschaft 

ausüben, der wiederum die formelle Regierungsagenda unter Druck setzt, 

sich mit diesen Themen zu befassen (Otto 2001). 

Neben der Agenda-Bildung ist der zentrale Begriff in der Sachdimension 

seiner Analyse das sogenannte Deutungsmuster. Otto beschreibt ein Deu-

tungsmuster als einen zusammenhängenden Aussagekomplex, der ein spezi-

fisches Problemverständnis enthält und somit Auskunft darüber gibt, „was 

an einem Thema als problematisch angesehen wird (Problemdimension), 

welche Ursachen für dieses Problem angenommen werden (Ursachendi-

mension), welcher Verursacher in Frage kommt (Verursacherdimension) 

und in welche Richtung eine Lösung des Problems gehen müsste (Zieldi-

mension)“ (Otto 2001, S. 120). 

Methodisch arbeitet der Autor mit einer quantitativen Inhaltsanalyse der 

Mitgliederzeitschriften der Ökologiebewegung (BUND, BBU und 

GREENPEACE), der Presse (WELT, SZ, FAZ, FR sowie die ZEIT) und der 

Bundestagsdrucksachen zum Thema Waldsterben zwischen 1980 und 1990. 

Die Bevölkerungsagenda wurde anhand repräsentativer Umfragedaten ope-

rationalisiert, die von dem infas Institut für Sozialwissenschaft regelmäßig 

von 1980 bis 1990 für das Bundespresseamt erhoben wurden. Dabei wurde 

die Wichtigkeit einzelner Probleme in der Bevölkerung abgefragt. Um die 

Einflussbeziehungen zwischen den Diskussionen auf den Agenden der Öko-

logiebewegung, der Presse, sowie dem Deutschen Bundestag offenzulegen, 

bedient sich Otto statisch der ARIMA-Modellierung und Korrelationsanaly-

sen. Für die Analyse der Veränderungen der Deutungsmuster zu dem The-

ma Waldsterben werden LOGIT-Modelle verwendet. 

Die zentralen Ergebnisse werden in vier Phasen des Thematisierungspro-

zesses dargestellt. In der ersten Phase des Thematisierungsprozesses von 

1980 bis 1981 kann das Thema noch keine größere öffentliche Aufmerk-

samkeit erlangen. Es wird zwar in der Bevölkerung sowie in der ökologi-

schen und der massenmedialen Arena wahrgenommen, aber noch nicht stark 



 | 61 

thematisiert. Auch hat das Thema noch nicht den Eingang „in die Arenen 

politischer Entscheidungsfindung“ (Ruß-Mohl 1981, S. 78) gefunden. Dem 

Thema „Waldsterben“ fehlen in dieser Phase noch die klaren Konturen und 

die gesellschaftliche Akzeptanz. Dementsprechend sind die Deutungsmuster 

in der Bewegungs-, massenmedialen Agenda und in der Diskussion im 

Deutschen Bundestag noch sehr heterogen. Allerdings wird auf allen drei 

Agenden das Thema dramatisiert und die politische Lösungsbedürftigkeit 

herausgestellt. Aufgrund der unscharfen Deutungsmuster liegen die Forde-

rungen zur konkreten Lösung des Problems in den Bereichen Forschung und 

Forstpolitik.  

In der zweiten Phase von 1982 bis 1983 erhält das Problem öffentliche 

Aufmerksamkeit und Legitimität. Bis zum Ende dieser Phase zeigt sich fol-

gendes Bild: Das Thema wird zuerst von der Ökologiebewegung aggregiert, 

anschließend über die Presse repräsentiert und es erfolgt das Agenda-Setting 

auf die Tagesordnung der politischen Arena. Der massenmedialen Kommu-

nikation kommt also ein Verstärkereffekt zu: So konnte gezeigt werden, 

dass die Ökologiebewegung einen großen Einfluss auf die Thematisierung 

in der Presseberichterstattung hat. Die Ökologiebewegung konnte demnach 

die Varianz der Presse zu 33,9 Prozent zusätzlich erklären. Die Presse kann 

demgegenüber mit einer zusätzlich erklärten Varianz von 7,9 Prozent nur 

einen schwachen „Policy-Agenda-Setting Effekt“ auf die Ökologiebewe-

gung geltend machen. Allerdings kann die Presse mit einem „Policy-

Agenda-Setting Effekt“, der sich mit einer zusätzlich erklärten Varianz von 

36 Prozent zeigt, zu einem wesentlichen Teil den Thematisierungsprozess 

des Bundestages determinieren. Mit anderen Worten: Jede dritte monatliche 

Thematisierung im Deutschen Bundestag beruht in diesem Zeitraum auf der 

Zeitungsberichterstattung zu dem Thema. Allerdings wirken die Massenme-

dien nicht nur direkt auf die Diskussion im Deutschen Bundestag ein, son-

dern auch indirekt: Die Zeitungsberichterstattung hat einen Agenda-Setting-

Effekt auf die Bevölkerung und kann die „öffentliche Meinung“ zu 30 Pro-

zent erklären. Die Bevölkerungsmeinung kann wiederum 6 Prozent der par-

lamentarischen Handlungen zu dem Thema „Waldsterben“ im Parlament 

erklären. Es liegt also ein „Policy-Agenda-Bildung-Effekt“ vor. Mithin kann 

der Autor konstatieren, dass sich der Deutsche Bundestag bei dem hier un-

tersuchten Thema responsiv gegenüber der öffentlichen Meinung verhält. 

Während dieser Interaktionsprozesse stabilisieren sich die Deutungsmuster, 

das Problem erhält Konturen und einzelne Problemaspekte werden fokus-

siert. Dazu gehören insbesondere die „Luftverschmutzung“, die auf die 

„Energieversorgungsunternehmen“ und die „Industrie“ zurückgeführt wird. 

Auch die Policy-Optionen spiegeln dieses Deutungsmuster wider, da vor al-

lem Entscheidungen zur Luftreinhaltung in diesen Bereichen diskutiert und 

gefällt werden. Hinsichtlich der Einflüsse zwischen den Deutungsmustern 

der korporativen Akteure zeigt sich im Gegensatz zur Thematisierung ein 

differenziertes Bild. Die Zeitungsberichterstattung kann sowohl die Deutung 



 | 62 

zum Thema im Deutschen Bundestag als auch in den Bewegungsorganisati-

onen mitbestimmen: Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Ökolo-

giebewegung in diesen beiden Phasen zwar einen großen Einfluss auf den 

Thematisierungsprozess in der Zeitungsberichterstattung ausübt, aber be-

züglich der Deutung des Problems eher von der Berichterstattung beein-

flusst wird. Auch die Policy-Optionen konnten in dieser Interaktion bis 

1983 von der Presse dominiert werden.  

Zum Ende dieser Phase (1983) kristallisiert sich in der parlamentarischen 

Diskussion ein neues Deutungsmuster heraus. Im Gegensatz zur Bewe-

gungskommunikation und zur Presseberichterstattung wird der Problemas-

pekt „Verkehr“ sowohl bei den Deutungsmustern als auch bei den konkreten 

administrativen Maßnahmen immer mehr in den Mittelpunkt gerückt. Be-

merkenswert ist, dass die parlamentarische Arena bereits ab 1982 in Bezug 

auf die Policy-Optionen in der Wechselbeziehung zur Presse dominiert. Be-

züglich der Thematisierung und der Deutungsmuster dominiert hingegen 

weiterhin die Presse die Interaktion. Dies lässt vermuten, dass die Policy-

Optionen, die ab 1982 im Deutschen Bundestag diskutiert werden, über ei-

nen anderen Akteur als die Massenmedien auf die Tagesordnung des Bun-

destages gesetzt wurden und einem anderen Thematisierungsprozess folgen. 

Zu denken ist hierbei vor allem an die Ministerialbürokratie, welche darauf 

spezialisiert ist, administrativ Lösungsmöglichkeiten zu erarbeiten. Die 

Massenmedien zeigen in dem Agenda-Bildung-Prozess zum Thema „Wald-

sterben“ eher Handlungsbedarf an, als dass sie komplexe Lösungsmöglich-

keiten aufzeigen. 

In der folgenden Phase bis 1984 wird der Kulminationspunkt der Thema-

tisierung erreicht. Die Problemdramatisierung weicht langsam und es 

scheint sich eine distanziertere Betrachtungsweise durchzusetzen. Die Deu-

tungsmuster sind überwiegend durch den Problembereich „Verkehr“ ge-

prägt. Sowohl bei den Verursachern als auch bei den administrativen Maß-

nahmen nimmt dieser Aspekt einen immer größeren Raum ein. Die Kom-

munikationsprozesse zwischen den Arenen schwächen sich hinsichtlich des 

Themas aber immer mehr ab. Dabei dreht sich auch die Richtung der domi-

nierenden Einflussbeziehungen. Bezüglich der Deutungsmuster dominieren 

sowohl die Ökologiebewegung als auch die parlamentarische Debatte in den 

Wechselbeziehungen zur Presse. Was die Policy-Optionen betrifft, so spie-

gelt sich das nicht ganz wider. Das Parlament kann zwar auch in den Wech-

selbeziehungen zur Presseagenda dominieren, jedoch zeigt sich auch eine 

Dominanz der Presse in Richtung der Ökologiebewegung. In der Untersu-

chung zur Thematisierungshäufigkeit ergab sich in dem Zeitraum von 1983 

bis 1986 ein Zusammenhang von Presse und Parlament zum Zeitpunkt t0. 

Ein „Policy-Agenda-Setting Effekt“ der Medien kann hier als unwahr-

scheinlich gelten, wodurch die Vermutung im Raum steht, dass die Diskus-

sion im Deutschen Bundestag in diesem Zeitraum von der Zeitungsbericht-

erstattung aufgegriffen wurde. Die Hypothese, dass es sich, nachdem das 
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Thema sich auf der politischen Agenda etabliert hatte und einige Policy-

Optionen verabschiedet wurden, um ein Repräsentationseffekt der publizis-

tischen Massenmedien handelt, d.h. die massenmediale Berichterstattung 

greift die parlamentarische Diskussion auf, konnte sich für die Thematisie-

rung nicht bestätigen. Allerdings konnte in dieser Phase wiederum ein 

„Agenda-Setting-Effekt“ der Massenmedien auf die Bevölkerung belegt 

werden. Die Berichterstattung kann 28 Prozent Varianz der Bevölkerungs-

meinung erklären. Die öffentliche Meinung hat aber in dieser Phase keinen 

Einfluss mehr auf die Diskussion im Deutschen Bundestag. Hingegen bestä-

tigen die Daten aus der Analyse der Deutungsmuster und der Policy-

Optionen das Bild eines Repräsentationseffektes der Massenmedien in die-

ser Phase der Thematisierung. Interessant ist in diesem Zusammenhang, 

dass der Bereich „Verkehr“ im Parlament schon 1983 diskutiert wurde, in 

der Bewegungskommunikation und in der massenmedialen Behandlung des 

Themas gewinnt dieser Aspekt jedoch erst 1984 größere Aufmerksamkeit. 

Dies deutet darauf hin, dass die Presseberichterstattung bezüglich des Deu-

tungsmusters „Verkehr“ eher von der parlamentarischen Diskussion beein-

flusst wurde. 

In der vierten Phase von 1985 bis 1986 hat sich das Deutungsmuster 

„Verkehr“ in der Berichterstattung, in der Bewegungskommunikation und 

im Deutschen Bundestag fest etabliert. Die Kommunikationsprozesse zwi-

schen den drei Agenden sind von wechselnden Dominanzen geprägt. Was 

die Deutungsmuster und auch die Policy-Optionen anbelangt, dominiert, 

auch hinsichtlich der Bewegungskommunikation, die Zeitungsberichterstat-

tung. Zwischen Presse und parlamentarischer Arena zeigt sich jedoch eine 

abwechselnde Dominanz. Von 1984 bis 1985 dominiert die Presseagenda 

die Diskussion um die Policy-Optionen, die parlamentarische Agenda hin-

gegen kann die Diskussion um die Deutungsmuster bestimmen. Zwischen 

1985 und 1986 wendet sich dieses Verhältnis. Es zeigt sich eine Dominanz 

der parlamentarischen Agenda bei der Thematisierung der Policy-Optionen, 

die Deutungsmuster werden nun aber von der Presse weitgehend bestimmt. 

Obwohl das Problem „Waldsterben“ nach wie vor existiert, beschäftigen 

sich in der Abschwungphase der Thematisierung von 1986 bis 1990 sowohl 

die Ökologiebewegung als auch die Presse, die Bevölkerung sowie der 

Bundestag kaum mehr mit dem Problem. Das Thema wird von aktuelleren 

Themen von der politischen Agenda verdrängt und nur noch sporadisch auf 

die Agenden gesetzt. Es verliert endgültig „(...) seine werdende Kraft. Die 

Kenner wenden sich von ihm ab. Es versteinert zu einer nur noch zeremoni-

ellen Größe“ (Luhmann 1971, S. 19). Die Ökologiebewegung dramatisiert 

das Problem zwar erneut, kann es aber nicht wieder zum Leben erwecken. 

Diese Endphase der Thematisierung wird überwiegend, wie auch schon zu 

Anfang der Thematisierung, von heterogenen Diskussionen bezüglich der 

Deutungsmuster und auch der Policy-Optionen geprägt. In dieser Hinsicht 

wechseln die dominanten Einflussbeziehungen zwischen den Agenden in 
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der letzten Phase oft. Von der Presse geht in der Endphase der Thematisie-

rung noch einmal ein „Policy-Agenda-Setting-Effekt“ auf die Ökologiebe-

wegung aus, der mit 7 Prozent erklärter Varianz allerdings nur mäßig aus-

fällt (Otto 2001). 

Zielsetzung der Arbeit von Otto war, die Rolle der publizistischen Mas-

senmedien im Agenda-Bildung-Prozess zu beleuchten. Im Fokus der Agen-

da-Bildung stehen primär die Problemdeutungen, die in einem kollektiven 

Definitions- und Deutungsprozess der Gesellschaft erarbeitet werden und 

folglich divergieren. Unter einem Deutungsmuster versteht Otto einen zu-

sammenhängenden Aussagenkomplex, der die Problemdimension, Ursa-

chendimension, Verursacherdimension und Zieldimension umfasst. Zu-

sammenfassend folgert der Autor, dass das Problem „Waldsterben“ über die 

Massenmedien öffentliche Aufmerksamkeit erhielt, wodurch mögliche 

Problemlösungen in der Bürokratie entwickelt wurden und sich die Prob-

lemansichten in Regierung und Gesellschaft wandelten (Otto 2001). 

Um dieses theoretische Konstrukt der Deutungsmuster weiter zu erfor-

schen, bedarf es der Untersuchung in einem anderen Kontext, bei dem es 

sich in der vorliegenden Forschungsarbeit um das Politikfeld Arbeitsmarkt-

politik handelt. 

Was die Forschung für zusammenfassend für die Fragestellung dieser 

Arbeit erbracht hat, ist der grundlegende Bezugsrahmen für das hier zu 

überprüfende theoretische Modell. Aus den bereits referierten Studien wird 

ersichtlich, dass in der Literatur divergierende Definitionen und For-

schungsansätze in unterschiedlichen Kontexten bezüglich der Begrifflich-

keit Deutungsmuster existiert. 

Im Rahmen dieser Arbeit werden Deutungsmuster als jenes Konzept ver-

standen, das erstens impliziert, worin das Problem besteht (Problemdimen-

sion), wer oder was als mögliche Ursache angesehen wird (Ursachendimen-

sion), welche potentiellen Lösungsmaßnahmen es gibt (Zieldimension) und 

wie diese mittels konkreter Instrumente umgesetzt werden können (Umset-

zungsdimension) sowie zweitens an die Struktur der „belief systems“ nach 

Sabatier angelehnt ist. So bilden die beiden wirtschaftspolitischen Paradig-

men, die nachfrage- und angebotsorientierte Theorie, die Oberkategorie, in 

die sich Deutungsmuster einordnen lassen. Die Oberkategorie repräsentiert 

den Hauptkern (deep normative core), der die generelle politische Grund-

überzeugung des Akteurs darstellt und der auf alle Politikfelder projiziert 

werden kann. Die nächste Ebene, der Policy-Kern (near policy core) bezieht 

sich auf die allgemeinen Wahrnehmungen, Überzeugungen und Kausalan-

nahmen hinsichtlich des Politikfelds Arbeitsmarktpolitik. Die dritte Ebene 

umfasst die sekundären Aspekte (secondary aspects) des Hauptkerns. Hier 

wählt der politische Akteur spezifische Instrumente, um explizit formulierte 

Ziele zu erreichen und seine Überzeugungen oder Einstellungen zu verwirk-

lichen. Bspw. kann ein Akteur, dessen Grundüberzeugung der Neoklassik 

(Hauptkern) entspringen, eine Flexibilisierung des Arbeitsmarktes (Policy-
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Kern) mittels deregulierender Maßnahmen wie der Zeitarbeit und Leiharbeit 

(sekundäre Aspekte) anstreben. Auf diese Weise entstehen politische Ent-

scheidungen aus den Belief-Systemen. Das dreistufige Modell setzt die poli-

tischen Überzeugungen des Akteurs mit der Resistenz gegenüber Verände-

rung in Relation, insofern, dass die Ablehnungshaltung gegenüber Verände-

rungen vom Hauptkern bis zu den Sekundäraspekten hin geringer wird, da 

Akteure ihre fest verankerten grundlegenden Betrachtungsweisen und Auf-

fassungen nicht so leicht und wenn doch, lediglich in langfristiger Hinsicht, 

verändern (vgl. Marcinkowski 1999; Sabatier 1988).  

Diese Forschungsarbeit soll die bisherige politikwissenschaftliche For-

schung erweitern und einen Beitrag dazu leisten, dass der Prozess der 

Agenda-Bildung und die mit ihm impliziten Funktionsweisen von Definiti-

onen und Deutungen näher untersucht werden. 

 

 

3.4 Resümee 
 

Im Fokus der Überlegungen standen, dass wirtschaftspolitische Entschei-

dungen aus Auffassungen über die Funktionsweise der Märkte resultieren. 

Die Angebots- und Nachfragepolitik sind die zwei grundlegenden wirt-

schaftspolitischen Strategien, die sich als Ausprägungen zentraler Paradig-

men, namentlich das neoliberale sowie keynesianische Paradigma, in der 

Wirtschaftswissenschaft erfolgreich manifestieren konnten. In diesem Rah-

men wird der wesentlichen Frage nachgegangen, wie Märkte gesteuert wer-

den können, entweder durch staatliche Intervention oder durch Selbstregu-

lierung. 

Die Arbeitsmarktpolitik als Politikfeld der Wirtschaftspolitik gehört in 

der Bundesrepublik Deutschland zu den zentralen Politikfeldern. Eine neo-

liberale Erklärung für den zentralen Indikator des Politikfelds Arbeitslosig-

keit, ist, dass der Preis des Faktors Arbeit vom Gleichgewichtspreis ab-

weicht. Arbeitsmarktpolitik wird dabei als weitgehend überflüssig bzw. 

schädlich angesehen, soweit sie Lohnuntergrenzen setzt. Keynesianische 

Ökonomen halten hingegen Unterbeschäftigung für einen hinreichenden 

Grund für staatliche Intervention, etwa in Form von einer expansiven Fis-

kal- oder Geldpolitik. Dabei werden Lohnsenkungen nicht als Mittel der 

Beschäftigungsförderung angesehen, sie werden abgelehnt. In Deutschland 

sind diese Diskurse primär von dem neoklassischen Paradigma, dessen 

Überlegenheit als Mainstream bezeichnet wird, geprägt. Durch das Vorherr-

schen eines Mainstreams werden andere Strömungen oftmals vernachläs-

sigt, wodurch alternative Lösungsansätze hinsichtlich politischer Entschei-

dungen nicht berücksichtigt werden. Die Ergebnisse der oben genannten 

Studien demonstrieren diese in Deutschland seit Jahrzehnten herrschende 

Dominanz des neoklassischen bzw. neoliberalen Paradigmas sowohl in der 

Wissenschaft als auch in den Medien (vgl. Boas/Gans-Morse 2009; Hei-
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se/Sander/Thieme 2017; Köhrsen 2011; Ötsch/Pühringer 2015; Pühringer 

2015; Wiedemann/Niekler 2016). 

Die Dominanz einzelner Erklärungsmuster und das Vorherrschen eines 

Mainstreams verhindern Pluralität. Eine Homogenität von Denkhaltungen 

führt zu einseitigen politischen Entscheidungen, die Handlungsalternativen 

nicht in Betracht ziehen. Politisch wirksame Entscheidungen, die den Präfe-

renzen der Bevölkerung entsprechen, stehen jedoch nicht von vornherein 

fest. Sie entstehen in einem offenen Diskurs (Habermas 1992) und bilden 

sich unter dem Einfluss öffentlicher ‒ massenmedialer ‒ Kommunikation. 

Diese öffentliche Policy-Deliberation sollte ein Wettstreit unterschiedlicher 

Deutungsrahmen für Politikprobleme sein (Marcinkowski 1999). 

Es geht also um die Frage, ob der in der Wirtschaftswissenschaft vorherr-

schende neoklassische Mainstream auch in der deutschen Öffentlichkeit 

vorherrscht und dadurch auch politische Entscheidungen determiniert. Es 

soll offengelegt werden, wie sich neoklassische Deutungsmuster über Jahr-

zehnte im öffentlichen Diskurs manifestieren und politische Entscheidungen 

dominieren konnten. 

Im Folgenden wird dargestellt, welche verschiedenen Arenen von Öf-

fentlichkeit zu unterscheiden sind, in denen die Diskurse stattfinden und von 

denen ein Einfluss auf politische Entscheidungen angenommen wird. Dabei 

sind verschiedene Arenen von Öffentlichkeit zu unterscheiden: Zentral sind 

die massenmediale Öffentlichkeit und die parlamentarische Öffentlichkeit. 

Grundsätzlich finden öffentliche Diskurse in einer funktional differenzierten 

Gesellschaft in Teil-Öffentlichkeiten statt, die jeweils eine eigene Agenda 

haben. In der massenmedialen Öffentlichkeit diskutieren unterschiedliche 

Akteure im vorparlamentarischen Raum. Diese Diskurse werden teilweise 

in die parlamentarische Öffentlichkeit überführt und gelangen unter Um-

ständen auf die formelle Regierungsagenda und definieren somit Policies, 

über die entschieden werden soll (Marcinkowski 1999; Otto 2001).  

Die Themenhaushalte zwischen massenmedialer Öffentlichkeit, parla-

mentarischer Öffentlichkeit und formaler Regierungsagenda stehen in einem 

ständigen Austausch. Durch den Prozess der Agenda-Bildung werden politi-

sche Probleme und deren Problemdeutung aus der Sphäre der gesellschaftli-

chen Wahrnehmung in den Bereich staatlicher Bearbeitung und Programma-

tik befördert. Welche Probleme und Problemdeutungen von der öffentlichen 

Agenda auf die formelle Regierungsagenda kommen, hängt von den betei-

ligten Akteuren und ihren Problemdeutungen ab (Otto 2001). Die Beobach-

tungen der Diskurse in den unterschiedlichen Teil-Öffentlichkeiten geben 

Aufschluss über deren Zusammenwirken und die Entstehung der formellen 

Regierungsagenda (Marcinkowski 1999; Otto 2001.). 

Die unterschiedlichen genannten Teil-Öffentlichkeit sind über vielfältige, 

institutionalisierte und informelle Interaktionsprozesse zwischen Massen-

medien und Politik, die hier nur angedeutet werden können, miteinander 

verbunden: 
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Die parlamentarische Agenda ist als Teil-Öffentlichkeit durch das Par-

lament ‒ den Deutschen Bundestag ‒ und den hier vertretenen Fraktionen 

vorgegeben. Konstitutionell gilt das Parlament im demokratischen Verfas-

sungsstaat als der klassische Ort, an dem die gebotene Öffentlichkeit der Po-

litik ihren sichtbaren Ausdruck finden soll. Der Bundestag verhandelt ent-

sprechend dem Gebot des Grundgesetzes (GG) (Art. 42 Abs. 2 GG) öffent-

lich. In Debatten werden unterschiedliche Positionen, Problemdefinitionen 

und Lösungen dargestellt, wodurch die Deutungsmuster politischer Akteure 

sichtbar werden. Plenardebatten sind damit Ausdruck des parlamentarischen 

Diskurses, der sich ebenso in spezifischer Form in Ausschüssen äußert. Die 

parlamentarische Agenda wird von politischen Akteuren bestimmt, diese 

wiederum reagieren mit ihren parlamentarischen Handlungen auf die media-

le Agenda (Brettschneider 1995). Indes hat die parlamentarische Debatte 

Einfluss auf die formelle Regierungsagenda, da der Deutsche Bundestag als 

Gesetzgeber über Gesetzesinitiativen entscheidet. 

Die Massenmedien selektieren, kommentieren und vermitteln die in der 

Gesellschaft vorfindbaren Deutungsmuster an ein disparates, anonymes und 

prinzipiell unabgeschlossenes Publikum. Aus diesem Grund versuchen poli-

tische Akteure aber auch Wissenschaftler ihre Deutungsmuster in die Mas-

senmedien zu lancieren. Vor diesem Hintergrund haben die Massenmedien 

mehrere Funktionen. Erstens kommt den Massenmedien ein Verstärkeref-

fekt zu, indem sie Deutungsmuster aufgreifen, welche im wissenschaftli-

chen oder parlamentarischen Diskurs initiiert werden. Dabei können die 

Massenmedien ein Deutungsmuster auch umdeuten, weiter gestalten sowie 

strukturieren, aber nicht selbstständig kreieren. Daneben kann den Massen-

medien der Repräsentationseffekt attribuiert werden, indem die Medien auf 

Themen und Probleme, die bereits auf der formellen Regierungsagenda 

platziert sind, reagieren und diese an weitere Teil-Öffentlichkeiten kommu-

nizieren (Agenda-Bildung in den Massenmedien). Zweitens wirken die 

Massenmedien, indem sie die öffentliche Meinung beeinflussen, indirekt auf 

die parlamentarische und formelle Regierungsagenda. In Fällen, in denen 

die Massenmedien Einfluss auf die Agenda der öffentlichen Meinung ausü-

ben, ist anzunehmen, dass die politischen Akteure, insbesondere die von der 

Bevölkerung gewählten Akteure, ihre Aufmerksamkeit auf das entsprechen-

de Deutungsmuster richten. Drittens können Massenmedien als „Medium“ 

innerhalb einer „Policy-Community“ etwa dem Politikfeld Arbeitsmarktpo-

litik dienen. Viele Akteure, Wissenschaftler und Politiker, kommunizieren 

über die Massenmedien miteinander. Aus diesem Grund können über die 

Berichterstattung zu Deutungsmustern anderer Akteure spezielle politische 

Lösungsvorschläge eingebracht werden. Selbst Bundestagsabgeordnete 

kommunizieren über die Massenmedien miteinander. Abgeordnete nehmen 

die Deutungsmuster von anderen Abgeordneten hauptsächlich nicht etwa 

durch interne Berichte wahr, sondern über die Massenmedien (Otto 2001). 
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Es wird angenommen, dass die wirtschaftspolitischen Deutungsmuster in 

den Massenmedien politische Entscheidungen beeinflussen und die politi-

schen Inhalte und Entscheidungen ebenfalls dem wirtschaftspolitischen 

Mainstream in den Massenmedien folgen. Im Folgenden wird dargelegt, wie 

öffentliche Diskurse Deutungsmuster formen und diese als politische Über-

zeugungen Einfluss auf politische Entscheidungen haben können. 

In öffentlichen Diskursen wird über Deutungsmuster, die wirtschaftspoli-

tische Paradigmen widerspiegeln, ein Ordnungsprinzip als ein bestimmter 

Satz komplex verschränkter, möglicher Policy-Antworten auf drängende 

wirtschaftspolitische Fragen dargestellt, das über einen längeren Zeitraum 

dominant bleibt. Diskurse produzieren sozialen Sinn. Über Diskurse und da-

rin enthaltene Deutungsmuster wird ein bestimmtes Ordnungsprinzip kogni-

tiv und normativ durchgesetzt. So gesehen sind wirtschaftspolitische Para-

digmen-Diskurse einerseits Spiegelbilder der realen, materiellen Machtver-

hältnisse, anderseits zugleich notwendige Voraussetzung bei der Etablierung 

und Durchsetzung eben dieser Machtverhältnisse. Dem neoliberalen Para-

digmen-Diskurs gelang in der Stagflationskrise der 1970er Jahre der politi-

sche Durchbruch. Auch wenn der neoliberale Diskurs schon lange vorher in 

verschiedenen Wirtschafts- und Universitätszirkeln präsent war und natür-

lich an eine lang zurückreichende wirtschaftsliberale Denktradition an-

knüpfte, die auch in den unmittelbaren Nachkriegsjahren nie ganz ver-

schwunden war, kann sich der Neoliberalismus als politisches Ordnungs-

modell auf der Ebene der Paradigmen-Diskurse jedoch erst mit dem Ende 

der fordistischen Nachkriegsordnung dynamisch durchsetzen. 

Diese wirtschaftspolitischen Diskurse sind von hoher Relevanz, da der 

Paradigmen-Diskurs Machtverhältnisse und politische Entscheidungen be-

gründet und legitimiert, diese wiederum stabilisieren und befeuern den Dis-

kurs, sodass sich in einem Prozess spiralförmiger Beschleunigung ein neuer 

Paradigmen-Diskurs und ein neues Machtverhältnis gegenseitig bedingen. 

Machtkonstellation und wirtschaftspolitische Paradigmen-Diskurse verdich-

ten sich schließlich in Formen und spezifischen Funktionsweisen von Insti-

tutionen als eine Art „Verknüpfung von Ideen und materiellen Kapazitäten“, 

die wiederum das gesellschaftliche Leben als Ganzes, wie auch das Leben 

der einzelnen Bürger auf vielfältige Weise strukturieren. 

Deutungsmuster werden über Diskurse geführt und bringen nicht nur das 

vorliegende Problem zum Ausdruck (Situationsdefinition), sondern auch 

was richtig und wünschenswert ist und dienen somit der Handlungsorientie-

rung. Aufgrund dieser fundamentalen Orientierungsleistung müssen Deu-

tungsmuster als konstitutive Bedingung der Handlungsfähigkeit von Indivi-

duen angesehen werden, womit sie einen zentralen Teil der Opportunitäts-

struktur sozialen Handelns darstellen. Sie wirken komplexitätsreduzierend, 

vereinfachen komplexe Zusammenhänge und kompatibilisieren konfligie-

rende Werte. Durch die Verknüpfung von Ursachen, Lösungsvorschlägen 

sowie konkreten Instrumenten werden Deutungsmuster für politische Prob-
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leme in den Diskurs eingeführt. Ihre Darstellung und Übernahme im Dis-

kurs können die öffentliche Meinung und politische Akteure beeinflussen. 

Letztlich entstehen aus diesen Diskursen und den in ihnen dargelegten 

Deutungsmustern sogenannte „belief systems“ (Sabatier 1988; Sabati-

er/Jenkins-Smith 1993). Es ist ein vergleichsweises neues Konzept der Poli-

tikwissenschaft, welches davon ausgeht, dass politische Akteure nicht nur 

Interessen verfolgen, sondern auch Grundüberzeugungen, die sie teilen. 

Diese schlagen sich in den von politischen Entscheidungsträgern vorgeleg-

ten Inhalten, den Policies, nieder. Policies enthalten nicht nur Ziele und In-

strumente, sondern spiegeln demnach auch Wertvorstellungen, Kausalan-

nahmen und Weltanschauungsvermutungen wider. Politische Entscheidun-

gen entstehen aus diesen Belief-Systemen heraus und die darin festzustel-

lenden Deutungsmuster sind ein Indikator, welche Belief-Systeme politische 

Akteure vertreten. 

 

Abbildung 4: Belief-Systeme und Erwartbarkeit von Überzeugungswandel 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Schubert/Bandelow, 2009, S. 292. 

 

Überzeugungen in Belief-Systeme sind abgestuft in drei Stufen, wobei die 

Resistenz gegenüber Veränderungen von der ersten bis zur letzten Stufe ab-

nimmt. Zentral sind die auf der ersten Stufe normativ-ontologischen Grund-

überzeugungen, die als der über verschiedene Politikbereiche hinweg gülti-

ge „deep normative core" (Hauptkern) bezeichnet wird. Gleichsam in der 

Mitte befindet sich der „near policy core" (Policy-Kern), der sich auf die po-

litikfeldspezifischen Anschauungen bezieht. Die dritte Stufe umfasst die 

„secondary aspects“ (Sekundäraspekte) eines Belief-Systems, die spezifi-

sche Überzeugungen und instrumentelles Handeln abbilden. Darunter wäre 

eine Vielzahl von Daten und Informationen zu speziellen Entscheidungsfra-

gen im Politikfeld zu fassen. In diesen detaillierten Fragen ist die Bereit-

schaft zur Veränderung bei politischen Überzeugungen höher als in den 
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Grundüberzeugungen, da die beteiligten Akteure eher geneigt sind, Sekun-

däraspekte ihres Belief-Systems aufzugeben, als Schwächen im Policy-Kern 

zuzugestehen. 

Somit ist anhand von Policies feststellbar, welchen wirtschaftspolitischen 

Paradigmen politische Belief-Systeme folgen. Dabei können die in den Be-

lief-Systemen enthaltenen Grundüberzeugungen auf alle Politikfelder über-

tragen werden. Demnach fungieren wirtschaftspolitische Paradigmen, die 

Neoklassik und der Keynesianismus, als Grundüberzeugungen in Belief-

Systemen (Hauptkern) und werden daraufhin auf unterschiedliche Politik-

felder, im Rahmen dieser Forschungsarbeit auf das Politikfeld der Arbeits-

marktpolitik, projiziert (Policy-Kern). So kann ein Akteur, dessen Grund-

überzeugungen dem keynesianischen Paradigma folgen (Hauptkern), eine 

Erhöhung der Sozialleistungen (Policy-Kern) durch die konkrete Erhöhung 

des Kindergeldes fordern (sekundäre Aspekte). Auch kann ein Akteur mit 

neoklassischen Grundüberzeugungen (Hauptkern), diese auf das Arbeits-

marktpolitikfeld übertragen und so beispielsweise eine Kürzung der Lohn-

nebenkosten durch die Senkung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge an-

streben. 

Diese wirtschaftspolitischen Grundüberzeugungen der Akteure im 

Hauptkern und deren Übernahme auf einzelne Politikfelder im Policy-Kern, 

welche die Wahrnehmung und Überzeugungen in Bezug auf ein Politikfeld 

wie die Arbeitsmarktpolitik bestimmen, weisen nur langfristig Veränderun-

gen auf. Es ist zu untersuchen, ob diese Veränderungen aus wirtschaftspoli-

tischen Diskursen resultieren. Abbildung 5 zeigt den beschriebenen Kom-

plex zusammenhängender Agenden und Diskurse, in deren Zentrum die 

Deutungsmuster stehen und auf Basis derer die Belief-Systeme resultieren. 
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Abbildung 5: Darstellung des Zusammenhangs der unterschiedlichen 

Agenden und Diskurse 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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4 Fragestellungen 
 

Aus dem referierten Forschungsstand wird die oben beschriebene For-

schungslücke hinsichtlich der wirtschaftspolitischen Paradigmen als Deu-

tungsmuster im Diskurs über Arbeitsmarktpolitik in den unterschiedlichen 

Teil-Öffentlichkeiten sichtbar, die mithilfe des Beitrags der vorliegenden 

Studie geschlossen werden soll. 

Welche Rolle wirtschaftspolitische Paradigmen in öffentlichen Diskursen 

zur Arbeitsmarktpolitik einnehmen, kann anhand der in diesen Diskursen 

aufgefundenen Deutungsmuster erklärt werden. Deutungsmuster in wirt-

schaftspolitischen Diskursen, so die Annahme, lassen sich wirtschaftspoliti-

schen Paradigmen zuordnen und formen so allgemeine Wahrnehmungen 

und Überzeugungen. Diese werden in Belief-Systemen zu Kern-

Überzeugungen hinsichtlich spezifischer Politikfelder wie der Arbeits-

marktpolitik, die sich wiederum am politischen Output messen lassen. Um 

diesen Prozess in der deutschen Öffentlichkeit sichtbar zu machen, sollen 

die öffentlichen Diskurse zur Arbeitsmarktpolitik und die darin erkennbaren 

Deutungsmuster nachgewiesen werden und der politische Output auf diese 

Deutungsmuster hin untersucht werden.  

Ziel dieser Studie ist es, zu überprüfen, ob der wirtschaftswissenschaftli-

che Mainstream auch in der deutschen Öffentlichkeit vorherrscht und 

dadurch auch politische Entscheidungen in der Arbeitsmarktpolitik determi-

niert. Es soll gezeigt werden, wie sich neoklassische Deutungsmuster über 

Jahrzehnte als Deutungsmuster im öffentlichen Diskurs manifestieren und 

politische Entscheidungen dominieren konnten. Es geht also zentral um fol-

gende Fragestellung, die in dieser Studie beantwortet werden soll: 

 

Inwieweit lassen sich wirtschaftspolitische Paradigmen in Deutungsmus-

tern öffentlicher Diskurse zur Arbeitsmarktpolitik in Deutschland finden 

und welche Auswirkungen haben diese auf die parlamentarische und die 

formelle Agenda der Arbeitsmarktpolitik? 

 

Wie oben beschrieben, sollen öffentliche Diskurse differenziert zwischen 

der (massen-) medialen Öffentlichkeit, der parlamentarischen Öffentlichkeit 

und der formellen Regierungsagenda untersucht werden. Folgende spezifi-

sche Fragen sind für die einzelnen Teil-Öffentlichkeiten zu beantworten: 

 

Für die mediale Öffentlichkeit: 

 Welche wirtschaftspolitischen Paradigmen werden in der Arbeits-

marktpolitik in der medialen Öffentlichkeit vertreten? 

 Welche arbeitsmarktpolitischen Paradigmen dominieren die mediale 

Öffentlichkeit? 
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 Welche Akteure können den jeweiligen Deutungsmustern und somit 

den jeweiligen arbeitsmarktpolitischen Paradigmen zugeordnet wer-

den? 

 

Für die parlamentarische Öffentlichkeit: 

 Welche wirtschaftspolitischen Paradigmen werden in der Arbeits-

marktpolitik in der parlamentarischen Öffentlichkeit vertreten? 

 Welche arbeitsmarktpolitischen Paradigmen dominieren die parlamen-

tarische Öffentlichkeit? 

 

Für die formelle Regierungsagenda: 

 Auf Grundlage welcher Deutungsmuster werden Policies in der Ar-

beitsmarktpolitik in Form von Gesetzesinitiativen in den politischen 

Diskurs eingeführt und welchen wirtschaftspolitischen Paradigmen 

entsprechen diese? 

 Welche arbeitsmarktpolitischen Paradigmen dominieren die formelle 

Regierungsagenda? 

 

Wie oben dargestellt sind wirtschaftspolitische Überzeugungen als Belief-

Systeme in einzelnen Politikfeldern zwar stabil, jedoch auch veränderbar. 

Daher soll untersucht werden, wann und ob Veränderungen in den einzelnen 

Teil-Öffentlichkeiten im Untersuchungszeitraum stattgefunden haben und 

welche Einflussbeziehungen zwischen den unterschiedlichen Teil-

Öffentlichkeiten bestehen: 

 

 Gab es Änderungen der in den Diskursen der medialen und der parla-

mentarischen Öffentlichkeit dargestellten Deutungsmuster im Bereich 

der Arbeitsmarktpolitik im Untersuchungszeitraum? 

 Welche Richtung hatten diese Änderungen?  

 Wie waren die Einflussbeziehungen zwischen den verschiedenen Teil-

Öffentlichkeiten? 

 Hatten Veränderungen der massenmedialen Diskurse Auswirkungen 

auf Policies? 

 

Die Hinterfragung der Belief-Systeme, also der impliziten Theorien, Deu-

tungsentwürfe und Leitbilder in oder hinter den politischen Handlungspro-

grammen von Policy-Akteuren, kann darüber aufklären, wie Policies wirken 

sollen und welche Interessenlagen hinter der Politikformulierung stehen 

(Hofmann 1993). 

Am Beispiel der deutschen Arbeitsmarktpolitik der letzten 20 Jahre in-

tendiert die vorliegende Studie die wirtschaftspolitischen Paradigmen in der 

deutschen Öffentlichkeit erstmals offenzulegen. Mittels einer automatisier-

ten Inhaltsanalyse wird der wirtschaftspolitische Diskurs im Politikfeld Ar-

beitsmarktpolitik auf der massenmedialen, der parlamentarischen sowie der 
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formellen Regierungsagenda statistisch untersucht. Das Auftreten von Deu-

tungsmustern wird anhand von Regressionsmodellen verfolgt und durch 

Korrelationen werden Einflussbeziehungen zwischen den Agenden erfasst. 

Schließlich kann so festgestellt werden, wie sich neoklassische Deutungs-

muster im öffentlichen Diskurs manifestieren und politische Entscheidun-

gen der Arbeitsmarktpolitik dominieren konnten. 
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5 Methodik 
 

Der folgenden empirischen Analyse werden einige methodische Erläuterun-

gen vorangestellt. Sie informieren zunächst über das Design der Untersu-

chung, die Auswahl des Untersuchungszeitraumes, die verwendeten Materi-

alien sowie die Ableitung des Kategoriensystems zur automatisierten In-

haltsanalyse. Es folgt ein Überblick über die Auswertungsschritte und zu-

gleich werden die zentralen statistischen Analyseverfahren begründet. 

 

 

5.1 Methodisches Design 
 

Im empirischen Teil dieser Arbeit wird hauptsächlich auf die quantitative 

Sozialforschung zurückgegriffen, um Reproduzierbarkeit, intersubjektive 

Überprüfbarkeit und Systematik in der Verknüpfung zum theoretischen 

Modell zu gewährleisten (Otto 2001; Schnell/Hill/Esser 1992). Neben der 

Analyse inhaltlicher Schwerpunkte in Bezug auf die deutsche Arbeitsmarkt-

politik in den Jahren 1997 bis 2017 zielt die empirische Untersuchung auf 

die Erfassung der Einflussbeziehungen zwischen der massenmedialen Öf-

fentlichkeit, dem parlamentarischen Diskurs sowie der formellen Regie-

rungsagenda. Die Herleitung der dominierenden Themen und Interdepen-

denzen erfolgt über die, in politik- und kommunikationswissenschaftlichen 

Studien häufig praktizierte, inhaltsbasierte Textanalyse (Marcinkowski 

1999; White/Marsh 2006). Anders als bei qualitativen Studien werden bei 

der automatisierten Inhaltsanalyse statistische Verfahren angewandt, wes-

wegen diese über einen quantitativen Charakter verfügt (Marcinkowski 

1999; Rucht/Hocke/Oremus 1995). Um den Anforderungen einer solchen 

Datenanalyse gerecht zu werden und den Diskurs auf den Agenden sowie 

deren Interdependenzen trennscharf abzubilden, sind Aggregatdaten basie-

rend auf einer hinreichend großen Datenbasis erforderlich (van Dijk 2005). 

Aufgrund der Datenakkumulation können allerdings lediglich mittelbar Zu-

sammenhänge zwischen einzelnen Handlungen und konkreten Prozessen 

hergestellt werden, sodass die Aggregate vielmehr als Indikatoren zu ver-

stehen sind (Marcinkowski 1999). Der ökologische Fehlschluss, nämlich, 

dass deduktiv von allgemeinen Erkenntnissen aus den aggregierten Daten 

auf individuelle Handlungsmuster einzelner Politiker oder Journalisten ge-

schlossen wird, ist hierbei zu vermeiden (Otto 2001). Im Hinblick auf die 

vorliegende Forschungsarbeit kann folglich die Wichtigkeit der arbeits-

marktbezogenen Items im Zeitverlauf nur für die ausgewählten Gruppen auf 

den einzelnen Agenden aufgedeckt werden, was wiederum eine tiefergehen-

de, qualitative ex-post Analyse in Bezug auf die Haltung der Akteure zu-

lässt. Auf der einen Seite kann diese Abstraktion durch die Aggregation als 

Nachteil des Verfahrens gewertet werden, da eine höhere Untersuchungs-

ebene verfolgt wird, welche Details zunächst ausspart. Auf der anderen Sei-
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te verfügt der Ansatz auch über spezifische Stärken wie bspw. die Automa-

tisierung des Analyseprozesses, die wiederum mit Skalierungseffekten ein-

hergeht, welche die Anwendung der Methodik anhand eines umfangreichen 

Untersuchungszeitraumes und Korpus erlauben (Otto 2001). Darüber hinaus 

ist vorteilhaft, dass sich der Detailgrad der Untersuchung im Rahmen der 

Operationalisierung der Items beliebig wählen und sich die Untersuchung 

somit auf die Erfordernisse des jeweils zugrundeliegenden Forschungsvor-

habens anpassen lässt. Als positiv zu bewerten ist auch die Offenheit der au-

tomatisierten Inhaltsanalyse, da diese im Falle aufgedeckter Zusammenhän-

ge entsprechende Nachforschungen zulässt (Otto 2001). Außerdem bietet 

kein anderes den Verfassern dieser Studie bekanntes Verfahren eine solch 

breite und zugleich effizient realisierbare empirische Absicherung für einen 

Agenda-Vergleich über einen Zeitraum von 20 Jahren.  

 

 

5.2 Generierung der Datenbasis 
 

Um den Anforderungen einer fundierten Untersuchung einer so facettenrei-

chen Debatte über die deutsche Arbeitsmarktpolitik einerseits gerecht zu 

werden und andererseits die kapazitative Realisierbarkeit des Forschungs-

vorhabens zu gewährleisten, musste aus forschungsökonomischen Gesichts-

punkten eine Vorauswahl in Bezug auf die zeitliche Dimension sowie das 

Untersuchungsmaterial getroffen werden. Da es sich bei der deutschen Ar-

beitsmarktpolitik um eine beständig bedeutsame Thematik des öffentlichen, 

wirtschaftlichen und politischen Interesses handelt, die maßgeblich auch 

durch die amtierende Regierung geprägt wird, ist es immanent wichtig, ei-

nen ausreichend umfassenden Untersuchungszeitraum zu wählen, um die 

langfristigen Effekte verschiedener Akteure zu belegen.  

Zur Operationalisierung wird daher eine umfangreiche Textbasis, auch 

Korpus genannt, generiert. Die Textbasis basiert auf einer Vollerhebung für 

die Agenden über die vergangenen 20 Jahre vom 01.01.1997 bis zum 

31.12.2017 und besteht aus Dokumenten, die das Stichwort „Arbeitsmarkt“ 

im Volltext beinhalten (Merten 2013). Abbildung 6 vermittelt einen Über-

blick zur Generierung des Korpus für die automatische Inhaltsanalyse. Die 

Erfassung und Strukturierung des Datenmaterials für die einzelnen Agenden 

werden im Folgenden näher erläutert.  
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Abbildung 6: Erstellung des Textkorpus für die einzelnen Agenden 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

 

5.2.1 Massenmediale Öffentlichkeit/ Medienagenda 
 

Zur Operationalisierung der massenmedialen Öffentlichkeit bieten sich die 

Veröffentlichungen von vier der auflagenstärksten, deutschen Qualitätszei-

tungen (Süddeutsche Zeitung, Handelsblatt, Frankfurter Allgemeine Zeitung 

und Welt) an. Diese überregionalen Zeitungen liefern ein breites, publizisti-

sches Spektrum, wodurch sie sich für die inhaltsbasierte Analyse anbieten. 

Zudem gelten diese als Prestigemedien, sodass deren Einfluss nicht auf ei-

nen kleinen Leserkreis beschränkt ist, sondern eine Sonderstellung in der 

Medienlandschaft innehaben (Otto 2001). Daher werden die Artikel dieser 

Qualitätszeitungen auch von der politischen Elite gelesen, was wiederum 

eine Inter-Eliten-Beeinflussung zur Folge haben kann (Gerhards/Neidhardt 

1990). Ein weiterer Effekt der Popularität dieser Zeitungen ist, dass sie als 

Leitmedien für andere Journalisten gelten und dadurch die Diffusion be-

stimmter Themen innerhalb des Mediensystems maßgeblich bestimmen (Ot-

to 2001). Tabelle 1 schlüsselt für die Presseartikel der jeweiligen Quellen 

und Archive die Anzahl ermittelter Dokumente auf. 

  

RegierungsagendaParlamentarische AgendaMedienagenda

SZ

HB

FAZ

WELT

Plenarprotokolle

des Deutschen

Bundestages

Gesetzesentwürfe

(Bundesregierung

& regierende

Fraktionen) 

Anreicherung mit Metainformationen (Datum, Regierung, Identifikationsnummer)

Konvertierung in 

das CSV-Format
Konvertierung in 

das CSV-Format
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Tabelle 1: Stichwortsuchen zur Erfassung der massenmedialen 

Öffentlichkeit 

 

Quelle Anzahl der 

Artikel 

Süddeutsche Zeitung (archiv.szarchiv.de) 25.996 

Handelsblatt (wiso-net.de) 17.678 

Frankfurter Allgemeine Zeitung (faz-biblionet.de) 

FAZ.NET (faz-biblionet.de) 

FAZ-Woche (faz-biblionet.de) 

Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung (faz-biblionet.de) 

31.586 

DIE WELT (1999-2017) (wiso-net.de) 

WELT ONLINE (2009-2017) (wiso-net.de) 

WELT am Sonntag (wiso-net.de) 

25.980 

 101.240 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Eine Herausforderung bei der Ermittlung der Texte von „DIE WELT“ in 

den Jahren 1997 bis 1999 stellen eingescannte Zeitungstexte dar, da diese 

als Rastergrafiken keine digitalen Zeichen für die Inhaltsanalyse beinhalten. 

Zwar können die Rastergrafiken mittels automatischer Texterkennungsver-

fahren (OCR) in maschinenlesbaren, alphanumerischen Text konvertiert 

werden, aber da dieser Prozess fehlerbehaftet sein kann, ist eine manuelle 

Ergebnisprüfung erforderlich (Chaudhuri et al. 2017). Vor diesem Hinter-

grund werden lediglich die restlichen elf Presseartikel aus dem Jahr 1999, 

die nicht über „wiso-net.de“ erfasst werden konnten, mittels OCR konver-

tiert und das Ergebnis manuell nachkorrigiert. Somit wird das Jahr 1999 

komplettiert, während die beiden Jahre 1997 und 1998 von „DIE WELT“ 

aufgrund des erhöhten manuellen Korrekturaufwandes nicht miteinbezogen 

werden können.  

Die Zeitungsartikel werden im gängigen CSV-Format erfasst, wobei je-

der Artikel neben dem Volltext auch das Datum, eine individuell generierte 

Identifikationsnummer, sowie eine weitere kategoriale Variable umfasst, 

welche die amtierende Regierung zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des 

Textes zuordnet. Im Falle eines Regierungswechsels erfolgte die Verknüp-

fung von Presseartikel und Bundesregierung unter Einschluss des administ-

rativen Geschäftsführungszeitraumes am Ende einer Legislaturperiode. 

Während sich das Datum als essentieller Bestandteil für die gesamte statisti-

sche Analyse erweist, ist die Metainformation über die amtierende Regie-

rung für die spätere Untersuchung der Deutungsmuster auf den Agenden 

zwingend erforderlich. Die Identifikationsnummer vereinfacht die Zuorden-

barkeit und ermöglicht hierdurch neben manuellen Vergleichen der Analy-

setreffer mit den Originaltexten zur Kontrolle der statistischen Methode das 
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Anstellen gezielter, inhaltsbezogener Nachforschungen. Diese Schritte, von 

der Texterfassung über die Anreicherung mit Metainformationen und die 

anschließende Speicherung, erfolgen automatisiert mittels eines Skriptes in 

der Programmiersprache Python. Zur Vermeidung von Disambiguierungen 

durch sprachliche Mehrdeutungen werden Duplikate, die aufgrund mehrfach 

publizierter Versionen desselben Presseartikels entstehen, aus dem Korpus 

gelöscht. Hierbei wird stets die letzte Version eines redundanten Artikels 

beibehalten, da diese vermutlich der Endfassung dieses Textes entspricht. 

 

 

5.2.2 Parlamentarische Agenda 
 

Die Abbildung der parlamentarischen Agenda in den Jahren 1997 bis 2017 

erfolgt über den in den Plenarprotokollen des Bundestages festgehaltenen 

politischen Diskurs (Brettschneider 1995; Marcinkowski 1999; Otto 2001). 

Für die Erhebung wurde das Protokoll- und Drucksachenarchiv des Deut-

schen Bundestages genutzt. Zwischen dem 01.01.1997 und dem 31.12.2017 

werden 1.105 parlamentarische Mitschriften gelistet. Da es sich bei den Ple-

narprotokollen um Dokumente im PDF-Format handelt, müssen diese für 

eine statistische Analyse zunächst in reinen Text überführt und später mit-

samt den Metainformationen, wie bei den Presseartikeln, in ein tabellari-

sches Datenformat konvertiert werden. Während das Datum hierzu über die 

Programmiersprache Python automatisiert aus den Mitschriften extrahiert 

wird, erfolgt die Zuordnung der amtierenden Regierung ex-post manuell. 

 

 

5.2.3 Regierungsagenda 
 

Die formelle Regierungsagenda lässt sich über eine Inhaltsanalyse ausge-

wählter und im Deutschen Bundestag präsentierter Gesetzentwürfe aus dem 

Untersuchungszeitraum operationalisieren (Brettschneider 1995; Marcin-

kowski 1999; Otto 2001). Auch hier wurden lediglich Dokumente erfasst, 

die das Stichwort „Arbeitsmarkt“ im Text enthalten. Für die Erhebung wur-

de das Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentarische Vor-

gänge (DIP) mit der erweiterten Suchfunktion (Drs) unter Angabe des Her-

ausgebers „Bundestag“ und des Drucksachentyps „Gesetzentwurf“ herange-

zogen. Zwischen dem 01.01.1997 und dem 31.12.2017 lassen sich 492 Do-

kumente für das Stichwort „Arbeitsmarkt“ ermitteln. Allerdings handelt es 

sich bei einigen Dokumenten um Gesetzentwürfe, die seitens des Bundesra-

tes initiiert wurden, weswegen diese manuell herausgefiltert wurden. Auch 

sind einige Gesetzentwürfe von Fraktionen gestellt worden, die nicht der 

Regierung zum jeweiligen Zeitpunkt angehörten, weswegen diese Texte 

auch nicht in die Analyse eingebunden wurden. Somit ergeben sich insge-

samt 363 Gesetzentwürfe zur Abbildung der formellen Regierungsagenda 
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am Arbeitsmarkt. Da die Bundeshaushaltsgesetze und Bundeshaushaltsbe-

gleitgesetze in den Gesetzentwürfen durch die Tabellen sehr umfassend sind 

und somit die statistische Analyse aus technischer Sicht erheblich ein-

schränken sowie keinen inhaltlichen Mehrwert bieten, wird dieser Abschnitt 

jeweils manuell gelöscht. Die resultierenden Gesetzentwürfe beschränken 

sich somit auf den entscheidenden ersten Abschnitt mit der aussagekräftigen 

Gesetzeserklärung, die für die Abbildung des Diskurses relevant ist. Diese 

Methodik wird stringent für alle Texte mit Haushaltsplänen durchgeführt, 

indem nach dem Stichwort „Haushaltsplan” in allen Texten gesucht wird. 

Wie auch bei der parlamentarischen Agenda werden die PDF-Dokumente in 

das tabellarische Zielformat überführt und mit zusätzlichen Informationen 

angereichert. 

 

 

5.3 Erhebungsverfahren und 
Operationalisierung der Konstrukte 
 

Als inhaltsbasiertes Verfahren zur Rekonstruktion des Themenverlaufs und 

zur Erfassung der Deutungsmuster wird die Themenanalyse gewählt, da die-

ses Standardverfahren wie bereits eingangs erläutert eine erhebliche Infor-

mationsreduktion vornimmt, indem beliebig viele Inhalte vorab definierten 

Kategorien zugeordnet werden (Otto 2001). Hierfür wird der „Non-

Frequency“-Ansatz von Rager, Klaus und Elmar (1988) herangezogen, nach 

dem nicht die Häufigkeit der Vorkommnisse einzelner Konstrukte erfasst, 

sondern eine dichotome Kodierung der Dokumente vorgenommen wird, da 

die alleinige Thematisierung für die Analyse bedeutsam ist (Kliment 1994). 

Folglich ergibt sich eine Ergebnismatrix für die empirische Analyse mit der 

binären Information hinsichtlich der Thematisierung pro Dokument-

Konstrukt-Kombination, wobei eine „1“ die Thematisierung eines Elemen-

tes in einem Text indiziert, während die „0“ indes für dessen Absenz in die-

sem Dokument steht. Aus diesen aggregierten Daten kann somit der Dis-

kursverlauf der Konstrukte auf den entsprechenden Agenden ermittelt wer-

den.  

Bei den der Analyse zugrundeliegenden Konstrukten handelt es sich um 

Themenkomplexe. Nach Otto (2001) können diese Themen stark in Bezug 

auf deren Spezifität variieren, weswegen sich eine Begriffsklärung an dieser 

Stelle anbietet. Luhmann (1971) bezeichnet Themen als unbestimmte sowie 

entwicklungsfähige Sinnkomplexe mit individueller zeitlicher, sachlicher 

oder sozialer Sinndimension, denen eine gleiche oder unterschiedliche Mei-

nung zuordenbar ist. Diese Definition eignet sich insbesondere im Hinblick 

auf die in dieser Forschungsarbeit angestrebte Agenda-Setting-Forschung, 

da eine explizite Trennung zwischen Thema und Meinung herausgearbeitet 

wird (Otto 2001). Zudem stellen Themen dieser Begriffsklärung folgend 

keine zeitlich sowie inhaltlich irreversibel determinierten Bedeutungskon-
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strukte dar, sondern vielmehr sind diese über ihren aktuellen Sinn hinaus 

wandelbar (Marcinkowski 1999). Daher ist es wichtig, diese thematischen 

Sinnkomplexe in Einzelkomponenten zu zerlegen, um die gewünschte zeit-

liche, sachliche und soziale Dimension hinreichend zu determinieren und so 

letztlich die angestrebten Themenmuster, die sogenannten Deutungsmuster, 

trennscharf abzubilden (Otto 2001).  

Ein solches übergeordnetes Deutungsmuster besteht somit aus mehreren 

thematisch zusammenhängenden Ereignissen und Attributen, die durch de-

ren Kombination eine inhaltsbezogene Interpretation im Rahmen der Agen-

da-Setting-Forschung zulassen. Otto (2001) empfiehlt die Abbildung eines 

Deutungsmusters auf möglichst vielen Abstraktionsebenen, sodass durch die 

Präzision die Qualität der Forschungsergebnisse gesteigert werden kann. In 

Rückbezug auf das in Kapitel 3.4 angeführte konzeptuelle Verständnis der 

Deutungsmuster werden an dieser Stelle die Komponenten Problem, Ursa-

che, Lösung und Instrumente für die in dieser Forschungsarbeit analysierten 

wirtschaftspolitischen Paradigmen am deutschen Arbeitsmarkt aufgegriffen. 

Durch diese vier Dimensionen soll der zuvor thematisierten Forderung einer 

Vielzahl an Abstraktionsebenen nachgekommen werden. Jedoch müssen im 

Vorfeld der Instrumentalisierung dieser Deutungsmusterkomponenten für 

die automatische Inhaltsanalyse zunächst grundlegende Erläuterungen auf-

bauend auf den vorangegangen theoretischen Ausführungen erfolgen. 

So geht aus Kapitel 3.3 hervor, dass Probleme nicht objektiv gegeben 

sind, sondern sich der Problemcharakter erst durch einen kontextuellen Deu-

tungsprozess der Gesellschaft entwickelt. Überdies müssen Themen über 

eine Diskrepanz hinsichtlich der Ist- und Soll-Perspektive verfügen, um als 

Probleme definiert zu werden (Otto 2001). So steht bspw. bezogen auf den 

Arbeitsmarkt dem Ist-Zustand der Arbeitslosigkeit das Ziel der Vollbeschäf-

tigung konträr gegenüber. Auch die Ursachenkomponente ist essentieller 

Bestandteil eines Deutungsmusters und stellt daher als kausales Kettenglied 

die Schuldzuweisung eines thematisierten Problems dar. Wichtig hierbei ist 

nach Otto (2001), dass sich Ursache und Problem durch politisches Handeln 

beeinflussen lassen. Dies trifft für die in dieser Forschungsarbeit behandel-

ten Thematik zu. Für die exemplarische Problematik einer hohen Arbeitslo-

sigkeit am deutschen Arbeitsmarkt kann bspw. ein überregulierter Arbeits-

markt aus neoklassischer Sicht ursächlich sein. Eine weitere Dimension des 

Deutungsmusters ist die Problemlösung. Die Lösung, so die methodische 

Annahme, tritt in der Regel in Kombination mit der Thematisierung von 

Problem und Ursache auf und liefert eine passende Bearbeitungsstrategie 

für diese. So beschreiben Elder und Cobb (1984), dass zunächst eine Prob-

lematik erforderlich ist, sodass sich adäquate Lösungen ergeben können. In-

sofern lässt sich auch ableiten, dass eine im Kontext vorkommende, ent-

sprechende Problemursache erforderlich ist. Im Anklang an das zuvor auf-

geführte Beispiel kann eine Lösung des Problems Arbeitslosigkeit aufgrund 

einer zunehmenden Überregulierung des Arbeitsmarktes dessen Deregulie-
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rung sein. Die konkreten, zur Lösungsumsetzung erforderlichen Instrumen-

te, die auch als Policy-Optionen bezeichnet werden, bilden die vierte und 

letzte analysierte Deutungsmusterkomponente. Die Trennung zwischen Lö-

sung und den detaillierten Instrumenten ist nach Otto (2001) sinnvoll, da 

erwartbar ist, dass die verschiedenen Agenden hinsichtlich der Spezifikation 

bei der konkreten Thematisierung divergieren und somit bspw. Medien eher 

zur Diskussion allgemeiner Lösungsvorschläge tendieren, während die Poli-

tiker zur Debatte konkreter Instrumente mit hohem Detailgrad angehalten 

sind. Zur Komplettierung des beispielhaften Deutungsmusters kann das 

Zeitarbeitsmodell als ein entsprechendes Instrument zur Deregulierung des 

deutschen Arbeitsmarktes und zur Steigerung der Arbeitgeberflexibilität ge-

fordert werden. Akteure, die bestimmte Policy-Optionen vorantreiben oder 

diesen kritisch gegenüber eingestellt sind, sind kein Bestandteil der Deu-

tungsmuster. Vielmehr lässt sich durch die Verknüpfung von Akteur und 

Deutungsmuster deren Haltung ermitteln und schlussendlich erfassen, ob 

eine Beeinflussung im Rahmen der Interaktion festzustellen ist oder nicht. 

Nun da die Deutungsmusterkomponenten näher erläutert wurden, kann die-

se Schematik zur Operationalisierung der Konstrukte herangezogen werden. 

Wichtig ist hierbei, dass nicht zwingend alle zuvor aufgeführten Komponen-

ten eines Aussagekomplexes vorliegen müssen, um von einem schlüssigen 

Deutungsmuster sprechen zu können (Otto 2001). So ist es bspw. vertretbar, 

wenn die allgemeinere Lösung für eine Problematik ausgespart wird, wäh-

rend eine konkrete Policy-Option angeführt wird.  

Um Deutungsmusterkomponenten und Akteure in der zugrundeliegenden 

Datenbasis trennscharf zu ermitteln, wird ein themenbezogenes Kategorien-

system erstellt. Das Kategoriensystem stellt das grundlegende Regelwerk 

der Inhaltsanalyse dar. Es gibt vor, nach welchen objektiven Merkmalen die 

Texte kodiert werden sollen. Gleichzeitig ist seine Beschaffenheit die aus-

schlaggebende Determinante für die Gütekriterien der Validität und Reliabi-

lität der nachgestellten Analyse. Scharkow (2012) skizziert das diktionärs-

basierte Verfahren bzw. die Nutzung eines Kategoriensystems für die auto-

matisierte Inhaltsanalyse als etabliertes Instrumentarium. Weiterhin be-

schreibt der Autor, dass bei diesem Verfahren einzelne Wörter, Wortgrup-

pierungen oder Phrasenlisten als Indikatoren für die jeweilige Kategorie 

dienen (Scharkow 2012). Die Kodifikation dieser Wortlisten bzw. Kodier-

regeln, nach deren Prämisse die Textelemente den einzelnen Kategorien zu-

geordnet werden sollen, erfolgt mittels eines Diktionärs (Züll/Landmann 

2002). Demnach stehen das Kategoriensystem und das Diktionär in einem 

komplementären Verhältnis zueinander. Die Entwicklung des Kategorien-

systems oder des Diktionärs kann deduktiv (hypothesengeleitet) aus der be-

reits existierenden Theorie oder mithilfe induktiver (empiriegeleitet) Me-

thoden aus dem Untersuchungsmaterial erfolgen. Bei der deduktiven Ablei-

tung werden über die zu untersuchenden Texte anhand der zugrunde liegen-

den Theorie Hypothesen gebildet, die dann in Form eines Kategoriensys-
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tems, respektive Diktionärs, umgesetzt werden (Landmann/Züll 2004). Bei 

der induktiven Vorgehensweise hingegen ist es möglich mit der Methode 

der Worthäufigkeitslisten oder der Keyword-in-Context-(KWIC)-Analyse, 

die zu analysierenden Texte auf potentielle Kategorien zu untersuchen. Da-

für sollte jedoch im Voraus ein für die zu klärende, theoretische Fragestel-

lung adäquater Textkorpus so weit wie möglich eingegrenzt werden. Die 

Methode der Worthäufigkeitslisten gibt Aufschluss über die essentiellen 

Themen in den Texten und eröffnet so die vereinfachte Urteilsbildung bei 

der induktiven Kategorienbildung. In Kombination mit der KWIC-Analyse 

kann zudem der Kontext für zuvor als dominant klassifizierte, themenrele-

vante Begriffe untersucht werden, um hierdurch wiederum eine Unterstüt-

zung bei der endgültigen Entscheidung über deren tatsächliche forschungs-

bezogene Relevanz zu treffen. Zudem eignet sich die KWIC-Analyse zur 

Identifikation von Mehrwortverbindungen, wenn sich bspw. zusätzliche 

Wörter als Teil der zu definierenden Kategorie für die Aufnahme ins Dikti-

onär anbieten (Züll/Mohler 2001). Die dargestellten induktiven Methoden 

berücksichtigen durch ihren explorativen Charakter ebenfalls Textinhalte, 

die nicht direkt mit der Theorie und den daraus abgeleiteten Kategorien im 

Einklang stehen (Landmann/Züll 2004). Auf diese Weise kann ein bereits 

bestehendes, deduktiv abgeleitetes Kategoriensystem um zuvor unbekannte 

oder vernachlässigte Kategorien erweitert und für das Forschungsvorhaben 

verbessert werden. Allerdings ist die induktive Vorgehensweise wie bereits 

erwähnt lediglich ein komplementäres Werkzeug für die Entwicklung des 

Kategoriensystems dieser Forschungsarbeit, weswegen ein Mindestmaß an 

konzeptioneller, deduktiver Vorarbeit unumgänglich ist. Generell ist bei der 

Definition der Kategorien zu beachten, dass diese alle wesentlichen Aspekte 

des zu untersuchenden Themenbereiches vollständig erfassen sowie einheit-

lich und eindeutig definiert sind, sodass stets eine trennscharfe Zuordnung 

der Textelemente für die Kategorien möglich ist und keine inhaltlichen 

Überschneidungen entstehen können (Züll/Mohler 2001). Werden diese Be-

dingungen nicht berücksichtigt, hat dies negative Auswirkungen auf die be-

reits genannten Gütekriterien der Inhaltsanalyse zur Folge. 

Nun wird der deduktiv-lexikalische Ansatz zur theoriegeleiteten Erstel-

lung einer Erstversion des Kategoriensystems herangezogen, ehe diese dann 

über die komplementäre, induktive Vorgehensweise ergänzt wird. Hierfür 

wird ausgehend von den in Kapitel 2.1 erörterten beiden zentralen arbeits-

marktpolitischen Paradigmen Neoklassik und Keynesianismus ein für die 

Kodierung geeignetes Diktionär erstellt. Dessen Elemente ergeben sich über 

eine Expertenanalyse von insgesamt 96 Gesetzentwürfen sowie 216 Plenar-

protokollen aus dem Deutschen Bundestag, wobei bei dieser Datenbasis da-

rauf geachtet wird, dass die Aufteilung über alle Legislaturperioden des Un-

tersuchungszeitraumes gleichmäßig ausfällt. Zusätzlich werden die Ab-

schnitte zur Arbeitsmarktpolitik („Gute Arbeit“) aus den fünf Koalitionsver-

trägen von 1998 bis 2013 sowie 50 randomisierte Artikel pro Jahr aus dem 
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Untersuchungszeitraum der Süddeutschen Zeitung analysiert, um deduktiv 

Ergänzungen vorzunehmen. Im nächsten Schritt, der induktiven Anreiche-

rung des Diktionärs, werden fünf Prozent aller Treffer auf deren Passung 

hin für alle Kategorien geprüft. Hierbei wird für die Kategorien einerseits 

ermittelt, inwiefern deren Häufigkeiten plausibel sind und ob gegebenen-

falls Suchbegriffe zu ergänzen sind sowie andererseits die KWIC-Analyse 

zur Untersuchung des Kontextes genutzt. So können auch unerwünschte, 

entgegengesetzte Begriffe im Kontext oder inhaltliche Verschiedenheiten 

ausgemacht werden, welche die Statistik verfälschen würden und durch An-

passung des Kategoriensystems antizipiert werden können. Bspw. zielt die 

zugrundeliegende Analyse ausschließlich auf die deutsche Arbeitsmarktpo-

litik, weswegen Zeitungsartikel, die über Ereignisse in anderen Ländern be-

richten, aus der Datenbasis ausgeschlossen werden. Dies erfolgt in der Wei-

se, dass ein Diktionär mit allen Ländern der Welt, ausgenommen Deutsch-

land, generiert wird. Sofern ein Text eines der Länder beinhaltet, besteht das 

Risiko, dass darin über die Arbeitsmarktpolitik in einem anderen Land be-

richtet wird. Zwar ist diese Einschränkung drastisch, da alle Texte mit ande-

ren Ländern exkludiert werden, aber zur Erreichung einer hohen Ergebnis-

validität wird dieses Verfahren als zielführend erachtet. Ein weiteres Exem-

pel zur Anpassung des Kategoriensystems über die KWIC-Methode sind die 

Dekaden vor dem Analysezeitraum. Dies ist notwendig, da der Rückbezug 

in der Berichterstattung auf die Arbeitsmarktpolitik der vergangenen Jahr-

zehnte vor dem Jahr 1997 die Ergebnisse ebenfalls verfälschen kann. Daher 

wurden Formulierungen wie „1950er“, „50er“ oder die Jahreszahlen analog 

zu den Ländern in ein exkludierendes Diktionär aufgenommen. Zudem wird 

das Kategoriensystem so angelegt, dass für die Items in einem Radius von 

15 Wörtern je nach Sachverhalt entweder keine positiv oder negativ konno-

tierten Wörter stehen dürfen. Bspw. bedeutet das für die Kategorie „Steuern 

senken“, dass keine positiven Begriffe wie, um nur einige zu nennen, „ein-

führen“, „Anhebung“ oder „erhöhte“ im Kontext stehen sollten. Dies sind 

nur einige der vorgenommenen Anpassungsschritte zur Steigerung der Er-

gebnisqualität bei der automatisierten Inhaltsanalyse. Eine detaillierte Be-

schreibung der Herleitung des gesamten Kategoriensystems für diese For-

schungsarbeit wird an dieser Stelle aufgrund des Umfangs ausgespart und es 

wird auf das vollständige Kategoriensystem im Anhang verwiesen. Ein gro-

ber, schematischer Überblick für die abgeleiteten und letztlich operationali-

sierten Deutungsmusterkomponenten zu dem Themenfeld der Arbeits-

marktpolitik in Deutschland in den Jahren 1997 bis 2017 vor dem Hinter-

grund der beiden wirtschaftspolitischen Paradigmen Keynesianismus und 

Neoklassik wird in der folgenden Abbildung 7 dargestellt. 



Arbeitslosigkeit

Problem

Überregulierung am Arbeitsmarkt

Neoklassik: Ursache Deregulierung am Arbeitsmarkt
Neoklassik: Lösung

ABM
Neoklassik: Instrument

Werkverträge
Neoklassik: Instrument

Kombilohn
Neoklassik: Instrument

Zeitarbeit / Leiharbeit
Neoklassik: Instrument

Mehr Befristungen / Kettenbefristungen
Neoklassik: Instrument

Ich-AG / Gründungszuschüsse
Neoklassik: Instrument
Hartz-Gesetz

Minijobs / Midijobs
Neoklassik: Instrument
Hartz-Gesetz

PSA
Neoklassik: Instrument
Hartz-Gesetz

Hartz IV / ALG II / Sozialgeld
Neoklassik: Instrument
Hartz-Gesetz

Lohnkosten hoch

Neoklassik: Ursache

Lohnkosten senken
Neoklassik: Lösung

Moderate Lohnpolitik
Neoklassik: Instrument

Hohe Lohnnebenkosten / Belastung der Sozialkassen

Neoklassik: Ursache Lohnnebenkosten senken
Neoklassik: Lösung

Rentenversicherungsbeiträge senken
Neoklassik: Instrument

Krankenversicherungsbeiträge senken
Neoklassik: Instrument

Pflegeversicherungsbeiträge senken
Neoklassik: Instrument

Arbeitslosenversicherung senken
Neoklassik: Instrument

Riesterrente einführen
Neoklassik: Instrument

Steuern hoch

Neoklassik: Ursache Steuern senken
Neoklassik: Lösung

Körperschaftsteuer
Neoklassik: Instrument

Gewerbesteuer
Neoklassik: Instrument

Solidaritätszuschlag
Neoklassik: Instrument

Kapitelertragsteuer
Neoklassik: Instrument

Einkommen ungleich verteilt

Keynesianismus: UrsacheSteuern erhöhen
Keynesianismus: Lösung

Reichensteuer/ Spitzensteuersatz
Keynesianismus: Instrument

Vermögensteuer
Keynesianismus: Instrument

Erbschaftsteuer
Keynesianismus: Instrument

Einkommen niedrig

Keynesianismus: Ursache

Sozialleistungen erhöhen
Keynesianismus: Lösung

Kindergeld erhöhen
Keynesianismus: Instrument

Kinderbetreuung erhöhen
Keynesianismus: Instrument

Betreuungsgeld erhöhen
Keynesianismus: Instrument

Elterngeld erhöhen
Keynesianismus: Instrument

Löhne erhöhen
Keynesianismus: Lösung

Mindestlohn
Keynesianismus: Instrument

Wachstum gering

Keynesianismus: Ursache
Antizyklische Finanzpolitik/
Wirtschaftspolitik

Keynesianismus: Lösung

Kurzarbeitergeld erhöhen
Keynesianismus: Instrument

Konjunkturpaket Infrastruktur
Keynesianismus: Instrument

Konjunkturpaket Abschreibung
Keynesianismus: Instrument

Konjunkturpaket Umweltprämie
Keynesianismus: Instrument

Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 7: Untersuchte Deutungsmuster am deutschen Arbeitsmarkt 

 | 85 



| 86 

Neben den Deutungsmusterkomponenten werden auch die ebenfalls deduk-

tiv-induktiv ermittelten Akteure im Themenfeld deutscher Arbeitsmarktpoli-

tik in den vergangenen 20 Jahren in das Kategoriensystem aufgenommen. 

Wichtig ist hierbei, dass diese ex-ante weder den neoklassischen noch den 

keynesianischen Paradigmen zuzuordnen sind. Vielmehr sind diese abseits 

dieser bisherigen Bestandteile des Kategoriensystems als eigene Sparte auf-

zufassen. Neben den politischen Akteuren CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN, FDP und Die Linke sind auch Institute, Arbeitgeber- und 

Arbeitnehmervertretungen sowie der Sachverständigenrat zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) Teil dieser Akteurskatego-

rie. Die folgende Tabelle 2 schlüsselt die operationalisierten Institute, Ar-

beitgeber- sowie Arbeitnehmerverbände mitsamt deren geläufiger Abkür-

zung auf: 

Tabelle 2: Operationalisierte Institute, Arbeitnehmer- und 

Arbeitgeberverbände im Überblick 

Institut Institut für Makroökonomie 

und Konjunkturforschung 

IMK 

Institut Institut der deutschen Wirt-

schaft 

IW 

Institut Institut für Wirtschaftsfor-

schung 

IFO 

Institut Deutsche Institut für Wirt-

schaftsforschung 

DIW 

Institut Leibniz-Institut für Wirt-

schaftsforschung Halle 

IWH 

Arbeitnehmerverband Deutscher Gewerkschafts-

bund 

DGB 

Arbeitgeberverband Bundesverband der Deut-

schen Industrie 

BDI 

Arbeitgeberverband Bundesvereinigung der 

Deutschen Arbeitgeberver-

bände 

BDA 

Arbeitgeberverband Handwerkskammer 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Nun wird der gesamte Korpus anhand des finalisierten Kategoriensystems 

mit dem Text-Mining Tool Wordstat klassifiziert, sodass sich ein dichoto-

mer Wert für jede Dokument-Kategorie-Kombination ergibt. An dieser Stel-

le ist hervorgehoben, dass nach wie vor die Zuordnung der Texte zu den 

Metainformationen wie Datum und Legislaturperiode gegeben ist. Das Re-
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sultat dieser Kategorisierung dient der gesamten nachfolgenden Statistik als 

Datengrundlage. 

 

 

5.4 Auswertungsmethodik und Präsentation 
der Befunde 
 

Bei der vorliegenden Studie handelt es sich um eine Längsschnittanalyse, 

die die Erfassung der zeitlichen Entwicklung der operationalisierten Items 

auf den drei Agenden ermöglicht und somit die Dynamik der Thematisie-

rungsprozesse darstellt. Sobald ein Item die Schwelle von der Nicht-

Thematisierung zur Thematisierung überschreitet, so kann von dessen Be-

handlung auf der entsprechenden Agenda ausgegangen werden. Somit ergibt 

sich die individuelle Bedeutung eines Themas wie bspw. der „Arbeitslosig-

keit“ für ein bestimmtes zeitliches Intervall über dessen quantitative Häu-

fung in diesem Abschnitt. Demnach lautet die für die Agenda-Setting-

Forschung charakteristische Messhypothese wie folgt: Umso häufiger ein 

Thema von einem Akteur in einem bestimmten Zeitraum thematisiert wird, 

desto mehr Aufmerksamkeit ist diesem beizumessen und desto höher ist 

dessen Stellenwert auf der jeweiligen Agenda (Otto 2001).  

Zur Darstellung der empirischen Befunde wird zunächst die Entwicklung 

der Thematisierungsprozesse auf den drei Agenden, die massenmediale Be-

richterstattung, parlamentarische Bundestagsdebatten und Gesetzentwürfe, 

deskriptiv beschrieben. Hierbei geht es um die Frage, inwieweit sich die 

Thematisierung des zentralen Problems des Arbeitsmarktes Arbeitslosigkeit 

sowie die der weiteren Dimensionen Ursache, Lösung und Policy-Optionen 

quantitativ im Zeitverlauf, also in der sogenannten „Längsschnittperspekti-

ve“ (Otto 2001), entwickelt haben. Dadurch wird ein Einblick in die zeitli-

chen Verlagerungen der einzelnen Kategorien vermittelt und deren spezifi-

scher Bedeutungsgehalt pro Jahr geklärt. Während die Arbeitslosigkeit los-

gelöst von den übrigen Kategorien auf den drei Agenden analysiert wird, 

werden die Ursachen, Lösungen und die Instrumente einer Lösungsgruppe 

mithilfe von Kreuztabellen in Relation zueinander gesetzt betrachtet, um die 

Stärke und Richtung etwaiger Veränderungen zu ermitteln (Marcinkowski 

1999). Bspw. werden auf der Seite der Neoklassik die Thematisierungshäu-

figkeiten von „Überregulierung am Arbeitsmarkt“, „Lohnkosten hoch“, 

„Hohe Lohnnebenkosten“ und „Steuern hoch“ jahresweise ins Verhältnis 

zueinander gesetzt. Das bedeutet, dass die Summe der Thematisierungshäu-

figkeiten pro Jahr immer 100 Prozent entspricht, sodass der prozentuale An-

teil jeder Kategorie und damit der Thematisierungsstatus auf der jeweiligen 

Agenda angegeben werden kann.  

In den Kapiteln 6.1.2, 6.1.3 und 6.1.5 der statistischen Analyse steht nun 

die Analyse der Deutungsmuster sowie deren Zuordnung zu den Akteuren 
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im Mittelpunkt der Untersuchung. Wie bereits in Kapitel 3.4 festgestellt, be-

zeichnet ein Deutungsmuster ein Themenkonstrukt aus einer Kombination 

der verschiedenen Attribute Problem, Ursache, Lösung und Policy-Option. 

Um die Deutungsmuster statistisch zu belegen und deren zeitliche Zuord-

nung vorzunehmen, werden alle Rahmungsvariablen eines Deutungsmusters 

gleichzeitig in diesem Analyseschritt einbezogen. Da es hierfür eines mul-

tivariaten Analysemodells bedarf, wird im Folgenden das logistische Re-

gressionsmodell gewählt. Für inhaltsanalytische Untersuchungen wie sie in 

dieser Forschungsarbeit durchgeführt werden, bietet sich dieses binomiale 

LOGIT-Verfahren an, da es die Effekte von einer oder mehreren Prädiktor-

variablen auf nominale Kriteriumsvariablen misst und dadurch signifikante 

Zusammenhänge aufdeckt (Bruns 1998; Otto 2001). Zudem liegen die für 

eine LOGIT-Analyse geeigneten dichotom kodierten Daten bereits vor, so-

dass die Funktion mit der Zielvariable in Abhängigkeit der Prädiktorvariab-

len ohne weitere Arbeitsschritte formuliert werden kann. Da die LOGIT-

Analyse der Logik folgt und hier nicht die beobachteten Häufigkeiten der 

abhängigen Variable, sondern deren wahrscheinliche Realisierung als Funk-

tion der unabhängigen Variablen betrachtet wird, eignet sich das logistische 

anstelle eines linearen Schätzverfahrens, da hier lediglich einer der zwei 

Extremwerte anvisiert wird (Otto 2001). Die LOGIT-Analyse ist somit als 

binäres Klassifikationsmodell zu interpretieren. 

Die multivariate Analyse lässt sich in zwei Schritte unterteilen. Zunächst 

werden die Deutungsmuster auf den massenmedialen sowie parlamentari-

schen Agenden untersucht, um deren Kohärenz zu prüfen. Eine Untersu-

chung der Deutungsmuster auf der Regierungsagenda ist aus forschungs-

ökonomischen Gesichtspunkten nicht zielführend, da einerseits die arbeits-

marktpolitische Motivation bereits klar aus den Gesetzen hervorgeht sowie 

andererseits mit 363 Texten eine vergleichsweise geringe Datenbasis für ei-

ne LOGIT-Analyse vorliegt und daher von einer hohen Überschreitungs-

wahrscheinlichkeit des Signifikanzniveaus ausgegangen werden muss. Kon-

kret ist die Aufdeckung signifikanter Zusammenhänge zwischen den fünf 

Legislaturperioden Schröder I von 1998 bis 2002, Schröder II von 2002 bis 

2005, Merkel I von 2005 bis 2009, Merkel II von 2009 bis 2013 und Merkel 

III von 2013 bis 2017 einerseits und den Deutungsmusterkomponenten an-

dererseits von Forschungsinteresse. So wird für jede Kombination aus Le-

gislaturperiode und Deutungsmuster ein LOGIT-Modell aufgestellt, das die 

mit „1“ kodierte Wahrscheinlichkeit des Eintretens der abhängigen Variable 

(Legislaturperiode) als Funktion der unabhängigen Variablen (Deutungs-

musterkomponenten) modelliert. Dabei sind die Prädiktorvariablen ebenfalls 

mit der Ausprägung „1“ für die Thematisierung des Merkmals und „0“, falls 

das Merkmal nicht thematisiert wird, dichotom kodiert. Somit können alle 

statistisch signifikanten LOGIT-Koeffizienten der Prädiktoren auf deren 

Vorzeichen in Bezug auf die Zielvariable geprüft werden. Sind die Koeffi-

zienten der unabhängigen Variablen positiv, so sind diese als Teil des Deu-
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tungsmusters in der jeweiligen Legislaturperiode zu verstehen. Die Gesamt-

heit aller signifikanten Effekte eines Modells wird hier als themenspezifi-

sches Deutungsmuster interpretiert. Die Ergebnisse werden vor dem Hinter-

grund eines Signifikanzniveaus, das gleich oder unter 0,1 Prozent (höchst 

signifikant), 1 Prozent (sehr signifikant) oder größer als 1 Prozent aber klei-

ner oder gleich 10 Prozent liegt (signifikant), ausgewertet (Bortz/Döring 

2006). Hier ist angemerkt, dass eine Unterscheidung zwischen der massen-

medialen und der parlamentarischen Agenda vorgenommen wird. Aufgrund 

der umfangreichen Datenbasis werden die LOGIT-Koeffizienten für die 

Medienagenda auf einem hohen Signifikanzniveau von 1 Prozent analysiert, 

während für die parlamentarische Agenda alle Werte bis zu einem p-Wert 

von 10 Prozent berücksichtigt werden. 

Nach der statistischen Analyse der Deutungsmuster werden nun die ope-

rationalisierten Akteure mit den einzelnen Policy-Optionen über logistische 

Regressionsmodelle verknüpft, um offenzulegen, ob ein Akteur in einer be-

stimmten Legislaturperiode signifikant häufiger im Kontext zu einer Policy-

Option steht. Hierbei ist das arbeitsmarktpolitische Instrumentarium die ab-

hängige Zielvariable, während alle Akteure die Prädiktoren darstellen. Da in 

den Mitschriften der Plenarsitzungen stets alle der Regierung angehörigen 

Fraktionen aufgeführt werden, ermangelt es den Analysedaten der für das 

logistische Regressionsmodell erforderlichen Variation aus Nullen und Ein-

sen (Chawla/Japkowicz/Kotcz 2004; He/Garcia 2009). Bspw. ist die 

CDU/CSU seit der ersten Bundestagswahl im August 1949 Teil des deut-

schen Bundestages, wodurch diese in jedem Parlamentstext mindestens 

einmal genannt wird, sodass die Kodierung dieses Akteurs für die parlamen-

tarische Agenda immer eine „1“ ergibt. Dieser Umstand verhindert, dass das 

logistische Modell aufbauend auf einem Variationsmuster Schlüsse in Be-

zug auf die Zielvariable treffen kann. Daher wird die Akteursanalyse aus-

schließlich auf Basis der Medientexte, die eine größere Variation in Bezug 

auf die operationalisierten Akteure vorweisen, durchgeführt. 

Im Gegenzug zu den vorherigen empirischen Analyseverfahren, bei de-

nen jede Agenda für sich betrachtet wurde, sollen diese in einem letzten Un-

tersuchungsabschnitt miteinander verglichen werden. Das Ziel liegt in der 

Aufdeckung vorherrschender Interaktionen zwischen den drei Teil-

Öffentlichkeiten. Angelehnt an das methodische Vorgehen von Otto (2001) 

erfolgt die Analyse vor dem Hintergrund des Agenda-Bildungseffektes, der 

die Beeinflussung der Agenden untereinander spezifiziert. Konkret wird an-

genommen, dass sich die Bedeutung einzelner Policy-Optionen zum Prob-

lem der Arbeitslosigkeit am deutschen Arbeitsmarkt sowohl auf den ver-

schiedenen Agenden als auch in deren Interaktion zueinander niederschlägt. 

Somit sollen in dieser Forschungsarbeit neben den vorangegangenen Analy-

sen auch Wirkungskonstellationen hinsichtlich der Beeinflussung zwischen 

den Agenden erfasst und diskutiert werden. Da die Agenden wegen der un-

terschiedlichen Anzahl an Texten stark divergente absolute Häufigkeiten in 
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Bezug auf die verschiedenen Policy-Optionen vorweisen, ist an dieser Stelle 

eine Hilfestellung notwendig. Diese wird in der Form von Rangreihen für 

die Instrumente pro Jahr und Agenda, die zueinander ins Verhältnis gesetzt 

werden, realisiert (Rössler 1997; Marcinkowski 1999; Otto 2001). Während 

der Pearson-Korrelationskoeffizient die absoluten Werte miteinander ver-

gleicht, werden diese bei der Methode nach Spearman zunächst in eine 

Rangordnung überführt, anhand derer dann die Berechnung der Affinitäts-

maße erfolgt. Somit erfüllt das Spearman’sche rho die notwendigen Bedin-

gungen für einen zielführenden Vergleich der drei Agenden im Zeitverlauf. 

Problematisch ist allerdings an diesem Verfahren, dass lediglich die Rang-

ordnung der Items abgebildet wird und nicht deren tatsächlicher Abstand 

zueinander, sodass durch diese Abstraktion die genauen Unterscheidungs-

grade nicht erhalten bleiben (Marcinkowski 1999). Trotz dieses Nachteils 

bietet sich der rangbasierte Korrelationskoeffizient an, da dieser die Ver-

knüpfung der Agenden ermöglicht. Die resultierenden Spearman’schen Kor-

relationswerte (rs) können dabei zwischen „-1“ und „+1“ liegen, wobei die 

Höhe des Zahlenwertes die Stärke der negativen bzw. positiven Korrelation 

zwischen den verglichenen Variablen indiziert (Benninghaus 1994; Otto 

2001). So steht ein Affinitätsmaß von „+1“ für einen perfekten positiven 

Zusammenhang zwischen zwei betrachteten Variablen, sodass sich eine 

Veränderung hinsichtlich der Präferenzordnung einer oder mehrerer Policy-

Optionen deckungsgleich in der perfekt korrelierenden Agenda widerspie-

gelt. Analog bedeutet bspw., dass bei einem rho von 0,50 eine Policy-

Option auf der einen Agenda um zwei Rangplätze steigen müsste, damit 

sich der entsprechende Effekt, eine Präferenzsteigerung desgleichen Instru-

ments auf der anderen Agenda um einen Listenplatz, niederschlägt. Die 

Werte für das Spearman’sche rho ergeben sich in der nachfolgenden Analy-

se über den Vergleich zweier Rangreihen über jeweils alle 32 Policy-

Optionen. Der Logik von Gormley (1975) und Otto (2001) folgend sinkt die 

Höhe der resultierenden Korrelationswerte je länger die Ranglisten ausfal-

len, sodass bei einer Vielzahl an Policy-Optionen tendenziell niedrigere Af-

finitätsmaße zustande kommen. Dementsprechend sind die auf 32 Items ba-

sierenden Korrelationswerte der Analyse in Kapitel 6.2 als sicher zu inter-

pretieren. Cohen (1992) bewertet die Beziehung über den Rangkorrelations-

koeffizienten ab 0,1 als schwach, ab 0,4 als mittel und ab 0,5 als stark. Da 

sich die Zuweisung der Korrelationseffekte sachlogisch aus der Annahme 

ergibt, dass der Auslöser dem Effekt vorausgeht, ist eine Prüfung des Ein-

flusses von Zeitpunkt t+1 auf den Zeitpunkt t nicht zielführend. Zusätzlich 

erfolgt die Analyse, wie bereits in der Studie von Otto (2001), vor dem Hin-

tergrund, dass sich die Policy-Bildungseffekte innerhalb eines Jahres zeigen. 

Insgesamt ergeben sich bei je zwei verglichenen Agenden und Jahren drei 

mögliche Verbindungen, die es im Rahmen der Analyse mithilfe der Rang-

korrelationswerte zu untersuchen gilt und die auch durch Abbildung 8 
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schematisch veranschaulicht werden. Hierbei orientiert sich die Studie an 

der methodischen Vorgehensweise von Otto (2001): 

 

Abbildung 8: Korrelationsschema für zwei Agenden und Zeitpunkte 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung nach Rössler, 1997, S.106. 

 

Zunächst wird die dynamische Entwicklung auf der jeweiligen Agenda dar-

gestellt, indem die Rangreihen zwischen zwei unmittelbar aufeinanderfol-

genden Jahren verglichen werden (Verbindungen a und b in Abbildung 8). 

Diese Autokorrelationen auf einer Agenda erlauben einen Einblick in die 

Stabilität und entsprechend in die Veränderung hinsichtlich der arbeits-

marktpolitischen Policy-Optionen über die Zeit hinweg. Die zweite beo-

bachtete Verknüpfung betrifft die statische Beziehung zweier Agenden im 

gleichen Jahr zueinander (Verbindungen c und d in Abbildung 8). Hier wird 

über den Vergleich der Rangreihen ermittelt, ob sich ein Nivellierungspro-

zess über die Jahre gesehen einstellt. Der dritte und letzte analysierte Effekt 

ergibt sich aus den dynamischen, zeitversetzten Beziehungen zweier Agen-

den zueinander (Verbindungen e und f in Abbildung 8). Hierbei wird das 

Spearman’sche rho jeweils für die Querbeziehung einer Agenda im Zeit-

punkt t zu einer anderen Agenda in t+1 ermittelt. Neben diesen Korrelati-

onswerten sollen im Rahmen der Untersuchung auch durch den Vergleich 

der Affinitätsmaße die Stärke der Interaktionen zwischen den Agenden und 

gegebenenfalls die dominante Richtung der Agenda-Interaktionen darge-

stellt werden. Diese Effekte werden durch die zuvor errechneten, bivariaten 

Korrelationen nicht unmittelbar abgebildet, da sich diese Zusammenhangs-

werte nicht als konkrete Richtung, sondern vielmehr als beidseitiges Ver-

hältnis interpretieren lassen (Marcinkowski 1999). Aus diesem Grund ist ein 

Zeitpunkt t Zeitpunkt t+1

Agenda 1

Agenda 2

a

c

b

f

d

e
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weiterer Schritt erforderlich, der je für zwei aufeinanderfolgende, parallele 

Messungen, sogenannte Paneldaten, erfolgt und durch dessen Berechnungs-

ergebnis ein gerichteter Einfluss identifiziert werden kann (Marcinkowski 

1999). Diese Paneldaten werden in dieser Forschungsarbeit mithilfe zeitver-

setzter Überkreuzkorrelationen basierend auf der „CrossLagged Panel Cor-

relation“-Methode (CLPC) aufgedeckt, welche zwar der psychologischen 

Forschung entstammt, aber bereits mehrfach in den Kommunikationswis-

senschaften angewandt wurde (Rössler 1997). Dieser Ansatz erlaubt die 

Kausalinterpretation, die anhand einmaliger, zeitpunktbezogener Korrelati-

onsanalysen nicht erfolgen kann, da diese keine kausale Richtung determi-

nieren. In dieser Forschungsarbeit werden für die CLPC-Methode zwei An-

sätze verfolgt: 

Baseline Statistik von Rozelle und Campbell (1969): Zur Bestimmung 

des Gewichts einer Variablen in der Interaktion kann die Baseline Statistik 

von Rozelle und Campbell (1969) herangezogen werden. Diese lässt sich 

anhand der statischen Beziehungen zwischen zwei Agenden zum gleichen 

Zeitpunkt sowie den beiden Autokorrelationen auf jeweils einer Agenda be-

rechnen. Die entsprechende Formel stellt sich in Anlehnung an Tipton, Ha-

ney und Baseheart (1975), Atkin, Galloway und Nayman (1976), sowie 

Roberts und Mccombs (1994) für das obige Korrelationsschema wie folgt 

dar: 

 

𝐵𝑎𝑠𝑒𝑙𝑖𝑛𝑒 =
𝑐 + 𝑑

2
∗ √

𝑎2 + 𝑏2

2
 

 

Die Korrelation mit der größten Differenz zur Baseline verfügt über das 

stärkste Gewicht. 

Pfadkoeffizienten nach Heise (1969): Das Konzept der Pfadmodellierung 

lässt sich für die Berechnung der relativen Stärke sowie die Richtung kausa-

ler Zusammenhänge für die beiden zeitversetzten, dynamischen Kreuzbe-

ziehungen zwischen den Agenden einsetzen. Angelehnt an die Methodik für 

Heise wird das spezifische Pfadmodell zur Ermittlung der Pfadkoeffizienten 

für diese beiden Querverbindungen (e und f in Abbildung 8) aufgestellt. Das 

aus dem Pfadmodell hervorgehende rekursive Gleichungssystem wird so 

umgeformt, dass sich die entsprechenden Pfadkoeffizienten über die folgen-

den Formeln ermitteln lassen: 

 

𝑃𝑓 =
𝑎 ∗ 𝑐 − 𝑓

𝑐2 − 1
 

𝑃𝑒 =
𝑏 ∗ 𝑐 − 𝑒

𝑐2 − 1
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Vorteilhaft an diesem Verfahren ist, dass auch die Option einer wechselsei-

tigen Beeinflussung einbezogen werden kann (Otto 2001). 
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6 Ergebnisse der Untersuchung 
 

Das folgende Kapitel 6 dient dazu, die Ergebnisse der empirischen Analysen 

zu präsentieren und interpretieren. In Unterkapitel 6.1 werden zunächst die 

Ergebnisse der deskriptiven Analyse der theoriegeleiteten Elemente eines 

Deutungsmusters für die drei Teil-Öffentlichkeiten, die Massenmedien, den 

Deutschen Bundestag und die Regierung dargestellt. Begonnen wird jeweils 

mit dem Problem „Arbeitslosigkeit“, gefolgt von den neoklassischen Prob-

lemursachen, Problemlösungen und Policy-Optionen und anschließend den 

keynesianischen Problemursachen, Problemlösungen und Policy-Optionen. 

In einem zweiten Schritt wurden für die massenmediale und parlamentari-

sche Agenda LOGIT-Modelle gerechnet, mithilfe derer neoklassische und 

keynesianische Deutungsmuster sichtbar werden. Bei den multivariaten 

Deutungsmusteranalysen wird der Untersuchungszeitraum in fünf Legisla-

turperioden betrachtet. Namentlich sind diese Schröder I von 1998 bis 2002, 

Schröder II von 2002 bis 2005, Merkel I von 2005 bis 2009, Merkel II von 

2009 bis 2013 und Merkel III von 2013 bis 2017. Zudem wurde für die mas-

senmediale Öffentlichkeit der Zusammenhang von Policy-Optionen und 

Akteuren über die LOGIT-Modellierung untersucht. Wie in Kapitel 5.4 be-

reits diskutiert, ist eine Deutungsmusteranalyse und Akteursanalyse für die 

Regierungsagenda sowie eine Akteursanalyse für die parlamentarische 

Agenda aus statistischen Gründen nicht zielführend. Genauere Details und 

statistisch notwendige Angaben zum Auswahlverfahren, der Datenbasis und 

der in der vorliegenden Forschungsarbeit verwendeten Methodik sind dem 

vorherigen Kapitel 5 zu entnehmen. Ziel des Unterkapitels 6.2 ist es, die 

wechselseitigen Einflussbeziehungen der drei Agenden offenzulegen. Dazu 

wird der Einfluss der massenmedialen Agenda auf die parlamentarische 

Agenda und Regierungsagenda sowie der Einfluss der parlamentarischen 

Agenda auf die Regierungsagenda untersucht. Dies geschieht mithilfe rang-

basierter Korrelationskoeffizienten, die Änderungen auf den drei Agenden 

im Zeitverlauf aufzeigen. In einem zweiten Schritt wird der Agenda-

Bildung-Prozess als Interaktionsprozess zwischen den Agenden untersucht. 

Dazu wird die CLPC-Methode herangezogen. Zunächst werden durch die 

Berechnung der Baseline Statistik das Gewicht einer Agenda in der jeweili-

gen Beziehung offengelegt. Darauf folgt die Untersuchung der Pfadkoeffi-

zienten, die Aufschluss über die Einflussstärke und dominierende Richtung 

geben. Genauere Erläuterungen hierzu lassen sich ebenfalls dem vorherigen 

Kapitel 5.4 entnehmen. 
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6.1 Problemdefinition, Agenda-Entwicklung 
und Deutungsmuster im Politikfeld 
Arbeitsmarktpolitik in den drei Teil-
Öffentlichkeiten: Massenmedien, Deutscher 
Bundestag und Regierung 

 

 

6.1.1 Problemdefinition und Agenda-Entwicklung in den 
Massenmedien 
 

Die folgenden Unterkapitel beinhalten die Darstellung und Interpretation der 

Ergebnisse der deskriptiven Analyse für die Datenbasis der massenmedialen 

Öffentlichkeit. Die nachgestellte Abbildung 9 zeigt, dass diese Datenbasis 

durch eine relativ gleichmäßige Verteilung der Presseartikel über den ge-

samten Untersuchungszeitraum repräsentiert wird. 

 

Abbildung 9: Verteilung der Presseartikel über die Jahre (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die empirische Untersuchung wurde für das Problem „Arbeitslosigkeit“, 

mehrere dem Problem zugehörige neoklassische Ursachen, Lösungen und 

Instrumente sowie auf der anderen Seite die keynesianischen Ursachen, Lö-

sungen und Instrumente durchgeführt. 

 

Das Problem Arbeitslosigkeit 

Das Problem „Arbeitslosigkeit“ wurde in insgesamt 21.005 Zeitungsartikeln 

thematisiert, was etwa einem Fünftel der gesamten medialen Datenbasis von 

101.240 untersuchten Zeitungsartikeln entspricht. Der Thematisierungsver-

lauf über den gesamten Beobachtungszeitraum ist in Abbildung 10 darge-

stellt. 
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Abbildung 10: Thematisierungshäufigkeit des Problems „Arbeitslosigkeit“ 

in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

  
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zunächst ist hervorgehoben, dass das Problem „Arbeitslosigkeit“ über den 

gesamten Zeitverlauf häufig in den Medien diskutiert wurde. Auch im Jahr 

2015, in dem die Thematisierungshäufigkeit mit 601 Artikeln den Tiefpunkt 

verzeichnet, wurde „Arbeitslosigkeit“ im Durchschnitt in 1,64 Zeitungsarti-

keln pro Tag thematisiert. Trotz des beständig hohen medialen Interesses 

sind eindeutige Höhe- und Tiefpunkte erkennbar. So wurde diese zentrale 

Problematik am deutschen Arbeitsmarkt im Jahr 2000 in lediglich 733 Zei-

tungsartikeln thematisiert – ein Rückgang von knapp 300 Artikeln im Ver-

gleich zu den Jahren davor, in denen das Thema in etwa 1000 Artikeln pro 

Jahr thematisiert wurde. Dieser Rückgang kann sich teils auf die relativ 

niedrige Arbeitslosenquote im Jahr 2000 zurückführen lassen, die im Unter-

schied zu den Jahren zuvor mit 9,6 Prozent unter 10 Prozent lag (Bunde-

sagentur für Arbeit 2020c). Daneben kann auch der gesamtwirtschaftliche 

Zusammenhang ursächlich für den Rückgang sein. Die deutsche Wirtschaft 

konnte im Jahr 2000 ein durchschnittliches BIP-Wachstum von knapp 2,9 

Prozent verzeichnen (World Bank/OECD 2019). Im Jahr 2001 stieg die 

Thematisierungshäufigkeit wieder bis zum Höhepunkt im Jahr 2002 an, in 

dem „Arbeitslosigkeit“ in 1568 Artikeln problematisiert wurde. Auch die 

Jahre 2005 (1431 Artikel) und 2009 (1322 Artikel) stellen Höhepunkte im 

Zeitverlauf dar, die gemeinsam mit dem Jahr 2002 die Parallele einer durch-

geführten Bundestagswahl aufweisen. Die Bedeutung einer Bundestagswahl 

variiert auf der Medienagenda jedoch für die einzelnen Jahre. So kann wäh-

rend des Wahlkampfes im Jahr 2002 vor allem die SPD für die überdurch-

schnittlich häufige Thematisierung des Problems „Arbeitslosigkeit“ in den 
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Medien verantwortlich sein. Die politische Partei stellte den Bereich „Be-

schäftigung“ in den Fokus ihres Regierungsprogramms: „Arbeit für alle ist 

und bleibt zentrales Ziel unserer Politik“ (SPD 2002, S. 7). Ferner kann sich 

die hohe Thematisierung des Problems „Arbeitslosigkeit“ im Jahr 2002 auf 

den Vermittlungsskandal der Bundesanstalt für Arbeit sowie die daraus re-

sultierende Hartz-Kommission (Hartz et al. 2002) und das stagnierende BIP-

Wachstum (World Bank/OECD 2019) zurückführen lassen. Im Jahr 2005 

dominierten arbeitsmarktpolitische Themen aufgrund der gestiegenen Ar-

beitslosenquote von 11,7 Prozent (Bundesagentur für Arbeit 2020c) nicht 

nur das Wahlprogramm der SPD, sondern ebenso die Wahlprogramme der 

anderen politischen Parteien (Weichold/Dietzel 2005, S. 2). Im Zuge der 

Hartz IV-Gesetzgebung und der Einführung des Arbeitslosengeldes II durch 

§ 5 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

vom 24. Dezember 2003 (vgl. Bundesgesetzblatt I, S. 2954ff.) nimmt das 

Problem „Arbeitslosigkeit“ einen hohen Stellenwert auf der Medienagenda 

im Jahr 2005 ein. Einen ähnlich hohen Agenda-Status erfährt das Problem 

im Jahr 2009, in dem vor allem die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise 

Gegenstand der Berichterstattung war. Trotz der geringen Veränderung der 

Arbeitslosenquote im Vergleich zum Vorjahr (Bundesagentur für Arbeit 

2020c), schrumpfte die deutsche Wirtschaft um 6 Prozent (World 

Bank/OECD 2019). Nach diesem relativen Thematisierungshöhepunkt im 

Jahr 2009 sank die mediale Aufmerksamkeit für „Arbeitslosigkeit“ bis zu 

dem Tiefpunkt Jahr 2011, in dem das Problem lediglich in 649 Artikeln 

thematisiert wurde. Mögliche Begründungen dafür liegen in einem relativ 

starken BIP-Wachstum im Jahr 2011 von fast 4 Prozent (World 

Bank/OECD 2019) sowie in der vergleichsweise geringen Arbeitslosenquo-

te von 7,1 Prozent (Bundesagentur für Arbeit 2020c). Im Jahr 2012 wurde 

das Problem womöglich aufgrund der Einführung des Gesetzes zur Verbes-

serung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufs-

qualifikationen vom 6. Dezember 2011 (vgl. BGBl. I, S. 2515ff.) wieder 

häufiger in den Medien diskutiert. In den Jahren danach erfährt das Thema 

ein vergleichsweise niedriges, aber konstantes Thematisierungsniveau. Vom 

Jahr 2016 auf das Jahr 2017 gewinnt das Thema allerdings erneut an Auf-

merksamkeit. Dieser leichte Anstieg am Ende des Untersuchungszeitraums 

beruht möglicherweise wiederholt auf einer Bundestagswahl. Allerdings 

wird dem Problem „Arbeitslosigkeit“ trotz der Wahl und der damit einher-

gehenden stärkeren Thematisierung in den medial verbreiteten Wahlpro-

grammen ebenso wie im vorherigen Bundestagswahljahr 2013 deutlich we-

niger Bedeutung im Vergleich zu den Wahljahren 2002, 2005 und 2009 in 

den Medien beigemessen. Ursächlich für die geringere Aufmerksamkeit für 

das arbeitsmarktpolitische Problem können vor allem die niedrige Arbeits-

losenquote (Bundesagentur für Arbeit 2020c) und das solide BIP-Wachstum 

von etwa 2,4 Prozent (World Bank/OECD 2019) sein. 
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Zusammenfassend kann konstatiert werden, dass sich sowohl wichtige 

politische Ereignisse wie die Bundestageswahlen oder die Einführung neuer 

arbeitsmarktpolitischer Gesetze als auch ökonomische Faktoren wie die Ar-

beitslosenquote und das BIP-Wachstum stark auf die Berichterstattung der 

Medien auswirken. Des Weiteren spielen globale Ereignisse wie die Finanz- 

und Wirtschaftskrise 2009 eine wichtige Rolle für den Diskurs auf der Me-

dienagenda. Hier ist allerdings hervorgehoben, dass weder von der Arbeits-

losenquote noch vom BIP-Wachstum eines Jahres allein Rückschlüsse auf 

die Thematisierungshäufigkeit gezogen werden können. So lag das BIP-

Wachstum zwar sowohl im Jahr 2005 als auch im Jahr 2013 auf einem ähn-

lichen Niveau zwischen 0,4 Prozent und 0,8 Prozent (World Bank/OECD 

2019), das Problem „Arbeitslosigkeit“ wurde jedoch von den Medien im 

Jahr 2005 fast doppelt so häufig adressiert wie im Jahr 2013. Ähnliches 

zeigt sich auch bei dem Vergleich der Arbeitslosenquoten für die Jahre 1997 

und 2005. Diese lagen in beiden Jahren bei etwa 11,5 Prozent. Dennoch 

wurde das Problem „Arbeitslosigkeit“ im Jahr 2005 1,5 Mal so oft in den 

Medien thematisiert als acht Jahre zuvor (Bundesagentur für Arbeit 2020c). 

Dies demonstriert die Bedeutung des Zusammenspiels mehrerer ökonomi-

scher und politischer Faktoren für eine besonders häufige Thematisierung 

eines Themas in den Medien. 

 

Das neoklassische Deutungsmuster 

 

Die neoklassischen Ursachen 

Die vier neoklassischen Ursachen „Lohnkosten hoch“, „Hohe Lohnneben-

kosten“, „Steuern hoch“ und „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ wurden in 

insgesamt 21.310 Zeitungsartikeln thematisiert, was etwa einem Fünftel des 

gesamten Datenmaterials von 101.240 Zeitungsartikeln entspricht. Der Ver-

lauf der Thematisierungshäufigkeiten über den gesamten Beobachtungszeit-

raum ist in Abbildung 11 dargestellt. 
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Abbildung 11: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Problemursachen 

in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung von Abbildung 11 fällt zunächst auf, dass die beiden 

Ursachen „Lohnkosten hoch“ und „Hohe Lohnnebenkosten“ über den ge-

samten Zeitraum häufiger in den Medien thematisiert wurden als die Ursa-

chen „Steuern hoch“ und „Überregulierung am Arbeitsmarkt“. Dies kann 

darauf zurückgeführt werden, dass den Personal- und Lohnkosten nicht nur 

eine hohe betriebswirtschaftliche und arbeitsrechtliche Bedeutung, sondern 

auch eine hohe volkswirtschaftliche Bedeutung zukommt (Staffel 2015). 

Zudem kam es während des Beobachtungszeitraums zu Gesetzesbeschlüs-

sen, in deren Zentrum die Themen Lohnkosten, Lohnnebenkosten und Sozi-

alkassen standen. Hierzu zählen auch die Hartz-Gesetze mit dem Ziel der 

Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, die für die geringe Thematisierung der 

für den medialen Diskurs eher abstrakten und komplexen Ursache „Überre-

gulierung am Arbeitsmarkt“ verantwortlich sein können. Vor allem in der 

zweiten Hälfte des Untersuchungszeitraums ab dem Jahr 2007 zeigt sich 

dieser Thematisierungsunterschied noch deutlicher. Ab dem Jahr 2007 wur-

den in mindestens zwei Drittel der Zeitungsartikel die beiden Ursachen 

„Lohnkosten hoch“ und „Hohe Lohnnebenkosten“ thematisiert. Die hohe 

Thematisierung kann auch durch die statistische Herangehensweise bedingt 

mit der niedrigen Aufmerksamkeit der Ursache „Steuern hoch“ einhergehen. 

Die Massenmedien rückten "Steuern hoch" als Problemursache womöglich 

aufgrund konstant niedriger Steuersätze eher in den Hintergrund. Während 

der Eingangssteuersatz zu Beginn des Untersuchungszeitraums noch 25,9 
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Prozent betrug, lag er ab 2005 mit 15 Prozent und ab 2009 mit 14 Prozent 

mehr als zehn Prozentpunkte unter dem Wert von 1997 (Bundesministerium 

der Finanzen 2018). Im Rahmen der intendierten Einführung des Steuerre-

formgesetzes, welches die Senkung des Einkommensteuerhöchstsatzes, des 

Körperschaftsteuersatzes und des Solidaritätszuschlags zum Ziel hatte 

(Deutscher Bundestag 1997b, Drucksache 13/7775), wurde die Ursache 

„Steuern hoch“ zu Beginn des Untersuchungszeitraumes noch in einem 

Viertel der Zeitungsartikel thematisiert. Die gesunkene Thematisierungshäu-

figkeit dieser Ursache in den darauffolgenden Jahren kann mit der Ableh-

nung dieses Gesetzentwurfs zusammenhängen (Deutscher Bundestag 1997e, 

Drucksache 13/8592). Das Schröder-Blair-Papier (Schröder/Blair 1999) und 

das Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung der geringfügigen Beschäf-

tigungsverhältnisse vom 24. März 1999 (vgl. BGBl. I, S. 388ff.) ein Jahr 

zuvor sind mögliche Begründungen für den ersten Thematisierungshöhe-

punkt der Ursache „Lohnkosten hoch“ im Jahr 2000 (43,2 Prozent). Zudem 

wurde die auf zwei Jahre ausgerichtete Lohnrunde angesetzt, in welcher der 

Anstieg der Tarifverdienste von 2,2 Prozent vereinbart wurde (Jahresgutach-

ten 2000/01, S. 213). Dies können die Begründungen dafür sein, dass „Hohe 

Lohnnebenkosten“ und „Steuern hoch“ in diesen Jahren weniger im Fokus 

der medialen Aufmerksamkeit standen. Nachdem die Gesetze zur Senkung 

der Steuersätze und zur Reform der Unternehmensbesteuerung (Steuersen-

kungsgesetz) vom 23. Oktober 2000 (vgl. StSenkG BGBl. I, S. 1433ff.) so-

wie das Gesetz zur Ergänzung des Steuersenkungsgesetzes (Steuersen-

kungsergänzungsgesetz) vom 19. Dezember 2000 (vgl. StSenkErgG BGBl. 

I, S. 1812ff.) in Kraft traten, stieg die Thematisierungshäufigkeit der Prob-

lemursache „Steuern hoch“ in den Massenmedien langsam, aber beständig 

an. Im Jahr 2003 allerdings erfährt die Ursache „Steuern hoch“ einen relati-

ven Höhepunkt, der sich auf die Reformvorschläge des Sachverständigen-

rats bezüglich der Einkommens- und Unternehmensbesteuerung zurückfüh-

ren lassen kann (Jahresgutachten 2003/04, S. 21f.). Im darauffolgenden Jahr 

sinkt die mediale Aufmerksamkeit allerdings wieder. Ursächlich für diesen 

Rückgang kann das Absinken des Eingangssteuersatzes um vier Prozent-

punkte sein (Bundesministerium der Finanzen 2018) sowie die stärkere me-

diale Aufmerksamkeit für die Problemursache „Lohnkosten hoch“. Der Hö-

hepunkt im Jahr 2008, in dem „Lohnkosten hoch“ in 48,62 Prozent der Zei-

tungsartikel thematisiert wurden, lässt sich möglicherweise durch das gerin-

gere BIP-Wachstum von 0,96 Prozent im Vergleich zu dem Jahr 2007 mit 

2,98 Prozent BIP-Wachstum (World Bank/OECD 2019) sowie durch das 

Maßnahmenpaket zur Senkung der steuerlichen Belastung, Stabilisierung 

der Sozialversicherungsausgaben und für Investitionen in Familien am 7. 

Oktober 2008 erklären. In konjunkturellen schlechten Zeiten stellen hohe 

Lohnkosten eine Belastung für Unternehmen dar. Mithilfe des Maßnahmen-

pakets, das unter anderem die Verlängerung des Bezugs von Kurzarbeiter-

geld sowie die Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung 
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implizierte, intendierte die Regierung, dem Anstieg der Arbeitslosigkeit 

entgegenzuwirken. Zudem sollte die Unternehmenssteuerreform des folgen-

den Jahres zu einer Steuererleichterung von sieben Milliarden Euro führen 

(Bundesministerium für Wirtschaft und Energie/Bundesministerium der Fi-

nanzen 2008). Der Rückgang der Thematisierungshäufigkeit von „Lohnkos-

ten hoch“ im Jahr 2009 um etwa sieben Prozentpunkte im Vergleich zu 

2008 kann zum einen auf die gerade genannten Maßnahmen zurückgeführt 

werden. Zum anderen verdrängte die Ursache „Hohe Lohnnebenkosten“ die 

Ursache der hohen Lohnkosten auf der massenmedialen Agenda. Diese kann 

aufgrund der pauschalierten Erstattung von Sozialbeiträgen für Unterneh-

men durch die Bundesagentur für Arbeit (bzgl. Kurzarbeit) durch das Gesetz 

zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland vom 2. März 

2009 (vgl. Art. 10 BGBl. I, S. 430f.) möglicherweise stärker im Fokus ge-

standen haben. Daneben erreichte das Thema der Finanzkrise und die damit 

einhergehende schwächere Wirtschaft einen hohen Agenda-Status in den 

Massenmedien. Der erneute Anstieg der Thematisierungshäufigkeit der Ur-

sache „Lohnkosten hoch“ in den Folgejahren nach 2010 kann als Reaktion 

auf den kontinuierlichen Anstieg des durchschnittlichen Jahresgehalts in 

Deutschland verstanden werden (OECD 2020). Zudem sind die Arbeitskos-

ten je geleisteter Stunde (produzierendes Gewerbe und Dienstleistungsbe-

reich) über den gesamten Beobachtungszeitraum kontinuierlich gestiegen. 

Bereits im Jahr 2010 waren diese um 24,46 Prozent höher als noch im Jahr 

1997 und im Jahr 2017 war eine Arbeitsstunde fast um 50 Prozent teurer als 

20 Jahre zuvor (46,78 Prozent) (Statistisches Bundesamt 2020a). Dies belegt 

zudem, aus welchen Gründen die Ursache „Lohnkosten hoch“ in der zwei-

ten Hälfte des Untersuchungszeitraums häufiger in den Medien thematisiert 

wurde als in der ersten Hälfte. Abschließend stieg die massenmediale Auf-

merksamkeit im Jahr 2013 erneut für die Problemursache „Steuern hoch“ 

aufgrund der Bundestagswahlkampfdebatte der Parteien um potentielle 

Steuererhöhungen (Wahlprogramme im Vergleich 2013b). 

 

Die neoklassischen Lösungen 

Die vier neoklassischen Lösungen „Lohnkosten senken“, „Lohnnebenkosten 

senken“, „Steuern senken“ und „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ wurden in 

14.178 der insgesamt 101.240 Zeitungsartikeln thematisiert. Der Verlauf der 

Thematisierungshäufigkeiten über den gesamten Beobachtungszeitraum ist 

in Abbildung 12 dargestellt. 
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Abbildung 12: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer 

Lösungsvorschläge in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 

(in Prozent) 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Wie der Abbildung 12 zu entnehmen ist, wurden die beiden Lösungen 

„Lohnkosten senken“ und „Steuern senken“ über den gesamten Untersu-

chungszeitraum am häufigsten in den Medien thematisiert. Die hohe media-

le Aufmerksamkeit für die Lösung „Lohnkosten senken“ kann auf die glei-

chen Gründe zurückgeführt werden, die auch ursächlich für die hohe Bedeu-

tung der entsprechenden Ursache „Lohnkosten hoch“ sein können, wie 

bspw. das Schröder-Blair-Papier, das BIP-Wachstum und die globale Fi-

nanz- und Wirtschaftskrise. Die vergleichsweise hohe massenmediale Auf-

merksamkeit für die Lösung „Steuern senken“ in der ersten Hälfte des Be-

obachtungszeitraums lässt sich möglicherweise auf die vermehrten politi-

schen Diskussionen über die folgenden geplanten Gesetze zurückführen: das 

gescheiterte Steuerreformgesetz im Jahr 1997 (Deutscher Bundestag 1997b, 

Drucksache 13/7775), das Steuersenkungsgesetz vom 23. Oktober 2000 

(vgl. StSenkG BGBl. I, S. 1433ff.) und das Steuersenkungsergänzungsge-

setz vom 19. Dezember 2000 (vgl. StSenkErgG BGBl. I, S. 1812ff.). Ge-

genstand der Gesetze waren die Senkung des Eingangssteuersatzes von 25,9 

Prozent im Jahr 1997 auf 14 Prozent in 2006 sowie die Senkung des Spit-

zensteuersatzes von 53 Prozent im Jahr 1997 auf 42 Prozent im Jahr 2005 

(Bundesministerium der Finanzen 2018). Im Zuge der gesunkenen Steuer-

sätze verringerten sich die Forderungen nach Steuersenkungen als Prob-
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lemlösung, was sich auch in der massenmedialen Öffentlichkeit für diese 

Lösung in der zweiten Hälfte des Beobachtungszeitraums widerspiegeln 

kann. Die Lösungen „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ und mit einigen 

Ausnahmen auch „Lohnnebenkosten senken“ dagegen spielen nur eine sehr 

geringe Rolle, was auf eine vereinfachte Berichterstattung hindeuten kann. 

So erscheint das Thema „Deregulierung“ womöglich abstrakter als die ande-

ren Problemlösungen, weswegen es für den Leser nicht einfach zu erfassen 

sein kann. Es liegt nahe, dass „Deregulierung“ nicht mit dieser genauen Be-

zeichnung in den Presseartikeln diskutiert wird, sondern spezifischer und 

mithilfe konkreter Instrumente. In den ersten Jahren unterliegt die Themati-

sierung der Lösung „Lohnnebenkosten senken“ einigen Schwankungen, die 

teilweise auf die Entwicklung der Sozialversicherungsbeiträge im Zeitver-

lauf zurückgeführt werden kann. So waren die summierten Sozialversiche-

rungsbeiträge von 2000 bis 2006 vergleichsweise hoch, im Jahr 2007 dage-

gen sanken sie im Vergleich zum Vorjahr um 1,3 Prozentpunkte und weitere 

zwei Jahre später erreichten sie mit 39,6 Prozent erstmals wieder einen Wert 

unter 40 Prozent (Sozialpolitik aktuell 2020a). Zudem wurden in diesen 

Zeitraum einige Gesetze verabschiedet: Das Gesetz zur Bestimmung der 

Schwankungsreserve in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange-

stellten vom 20. Dezember 2001, das die Senkung des Beitragssatzes zur 

gesetzlichen Rentenversicherung (RV) auf 19,1 Prozent bewirkte (vgl. Art. 

2 §1 BGBl. I, S. 4010), das Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt vom 24. 

Dezember 2003, dessen Ziel die Senkung der Lohnnebenkosten war (vgl. 

BGBl. I, S. 3002ff.) und das Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finan-

zierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung vom 21. Juli 2004. 

Letzteres beinhaltete die Modifizierung der Rentenanpassungsformel, die 

mittelfristige Stabilisierung des RV-Beitragssatzes auf 19,5 Prozent und den 

Aufbau der Schwankungsreserve auf 1,5 Monatsausgaben (vgl. RV-

Nachhaltigkeitsgesetz BGBl. I, S. 1791ff.). 

Die erhöhte Aufmerksamkeit für die Lösung „Lohnkosten senken“ in den 

Jahren 1999 und 2000 kann auf das Schröder-Blair-Papier (Schröder/Blair 

1999) sowie das Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung der geringfügi-

gen Beschäftigungsverhältnisse vom 24. März 1999 (vgl. BGBl. I, S. 388ff.) 

im Jahr 2000 und den Start in die neue Lohnrunde im selben Jahr (Jahres-

gutachten 2000/01, S. 213) zurückgeführt werden. Angesichts der Stagnati-

on des Eingangssteuersatzes bei 22,9 Prozent sowie der oben genannten 

Senkung des RV-Beitragssatzes widmeten sich die Massenmedien der Lö-

sung „Steuern senken“ vermutlich weniger Aufmerksamkeit im Jahr 2001. 

In den Jahren 2002 und 2003 wurde die Lösung „Steuern senken“ jedoch 

häufiger im Vergleich mit der Lösung „Lohnkosten senken“ thematisiert. 

Dies kann im Zusammenhang mit der Senkung des Eingangssteuersatzes auf 

20 Prozent im Jahr 2002 sowie der Senkung des Spitzensteuersatzes von 51 

Prozent auf 48,5 Prozent stehen (Bundesministerium der Finanzen 2018). 

Im Jahr 2003, als der SVR Reformvorschläge bezüglich der Einkommens- 
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und Unternehmensbesteuerung machte (Jahresgutachten 2003/04, S. 21f.), 

erreicht die Lösung „Steuern senken“ ihren Kulminationspunkt und gleich-

zeitig erreicht die Lösung „Lohnkosten senken“ ihren Tiefpunkt in der 

Thematisierung. Im Hinblick auf die Lösung „Deregulierung am Arbeits-

markt“ zeigt die Abbildung 12 eine einmalig höhere Aufmerksamkeit in den 

Jahren von 2000 bis 2002. In dieser Zeit standen vor allem der Beginn der 

aktivierenden Arbeitsmarktpolitik („Fördern und Fordern“) und die geplante 

Einführung der Hartz-Gesetze im Fokus der Politik. Allerdings kann dem 

Thematisierungseffekt ausgelöst durch die Hartz-Gesetze nur mäßig Bedeu-

tung beigemessen werden, da die Aufmerksamkeit der Massenmedien für 

die Deregulierungslösung bereits im Jahr 2003, als die ersten Hartz-Gesetze 

eingeführt wurden, wieder sank. Der Höhepunkt im Thematisierungsverlauf 

der Lösung „Lohnnebenkosten senken“ im Jahr 2005 ging mit einer Bun-

destagswahl einher. Hier standen primär die Unionsparteien CDU und CSU 

mit ihrem neoklassisch geprägten Wahlprogramm im Zentrum der Bericht-

erstattung. Die Union forderte, die Arbeitnehmerrechte zu flexibilisieren 

und die Lohnnebenkosten zu senken. Konkret implizierten ihre Forderungen 

bspw. die Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung (ALV) 

von 6,5 Prozent auf 4,5 Prozent (Weichold/Dietzel 2005). Im Jahr 2007 va-

riierten die Thematisierungsverläufe der beiden Lösungen „Lohnkosten sen-

ken“ und „Steuern senken“ stark. Mögliche Begründungen hierfür liegen in 

der Einführung des Saison-Kurzarbeitergeldes, das mit dem Gesetz zur För-

derung ganzjähriger Beschäftigung vom 24. April 2006 (vgl. BGBl. I, S. 

926ff.) beschlossen wurde sowie in der Erweiterung der Kombilohninstru-

mente für ältere Erwerbspersonen, die im Zuge des Gesetzes zur Verbesse-

rung der Beschäftigungschancen älterer Menschen vom 19. April 2007 (vgl. 

BGBl. I, S. 538ff.) eingeführt wurde. Daneben können die neuen Kombi-

löhne für junge Arbeitslose, die mit dem Vierten Gesetz zur Änderung des 

Dritten Buches Sozialgesetzbuch – Verbesserung der Qualifizierung und 

Beschäftigungschancen von jüngeren Menschen mit Vermittlungshemmnis-

sen vom 10. Oktober 2007 (vgl. BGBl. I, S. 2329ff.) einhergingen, sowie 

das Inkrafttreten des Steueränderungsgesetzes 2007 vom 19. Juli 2006 im 

Jahr 2007, mit dem unter anderem die Reichensteuer in Höhe von 45 Pro-

zent für Einkommen über 200.000 Euro eingeführt wurde (vgl. Art. 1 Nr. 

14b, BGBl. I, S. 1654) ursächlich für den verstärkten Fokus der Massenme-

dien auf die Lösung „Lohnkosten senken“ sein. Ferner kann auch die Erhö-

hung der Mehrwertsteuer von 16 Prozent auf 19 Prozent, beschlossen durch 

das Haushaltsbegleitgesetz 2006 vom 29. Juni 2006, eine Rolle gespielt ha-

ben (vgl. Art. 4 Nr. 1, HBeglG 2006 BGBl. I, S. 1403). Nach dem Tiefpunkt 

im Jahr 2007 stieg die Thematisierung der Lösung „Steuern senken“ in den 

Jahren 2008 und 2009 wieder an. Dies kann auf die Verabschiedung des Un-

ternehmenssteuerreformgesetzes 2008 vom 14. August 2007 zurückgeführt 

werden, im Zuge dessen die Körperschaftsteuer auf 15 Prozent gesenkt 

wurde (vgl. BGBl. I, S. 1912ff.). Dieses Gesetz war vermutlich im Zusam-
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menwirken mit der globalen Finanzkrise dafür verantwortlich, dass die Lö-

sung „Lohnkosten senken“ in diesen beiden Jahren weniger thematisiert 

wurde. Nach dem Jahr 2009 widmeten die Massenmedien dieser Lösung 

wieder mehr Aufmerksamkeit, woraufhin „Lohnkosten senken“ im Jahr 

2011 den absoluten Thematisierungshöhepunkt im Untersuchungszeitraum 

erreicht. Als mögliche Gründe können das Ende des Prinzips der Tarifein-

heit sowie die Angst vor Lohndumping aufgeführt werden. Das Bundesar-

beitsgericht hatte im Jahr 2010 den Entschluss gefasst, die Anwendung des 

Prinzips der Tarifeinheit zu beenden. Diese Entscheidung führte zu einer 

kontroversen Diskussion zwischen den verschiedenen Vertretern, die zum 

einen vor permanenten Tarifauseinandersetzungen warnten und zum ande-

ren die Stärkung des Wettbewerbs lobten (Jahresgutachten 2010/11, S. 

299ff.). Zudem liefen im Jahr 2011 „die Beschränkungen der Freizügigkeit 

der Arbeitskräfte innerhalb der Europäischen Union für acht Beitrittsländer 

aus Mittel- und Osteuropa (MOEL-8) aus“ (Jahresgutachten 2010/11, 

S. 259). Dadurch entstand Angst vor großem Lohndruck durch ausländische 

Arbeitskräfte vor allem im Bereich der Geringqualifizierten (Jahresgutach-

ten 2010/11, S. 259). Dies ist möglicherweise, neben den geringeren Steu-

ersätzen in der zweiten Hälfte des Beobachtungszeitraums, auch die Be-

gründung dafür, dass die Lösung „Steuern senken“ in dieser Zeit weniger im 

Mittelpunkt der massenmedialen Aufmerksamkeit stand. 

 

Die neoklassischen Instrumente 

Die fünf neoklassischen Instrumente zur Lohnnebenkostensenkung „Ar-

beitslosenversicherungsbeiträge senken“, „Krankenversicherungsbeiträge 

senken“, „Pflegeversicherungsbeiträge senken“, „Rentenversicherungsbei-

träge senken“ und „Riesterrente einführen“ wurden in 5.067 von insgesamt 

101.240 Zeitungsartikeln thematisiert, was lediglich einem Anteil von fünf 

Prozent der gesamten Datenbasis entspricht. Der Verlauf der Thematisie-

rungen über den gesamten Beobachtungszeitraum ist in Abbildung 13 dar-

gestellt. 
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Abbildung 13: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

Lohnnebenkostensenkung in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 

bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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beiträge senken“ und „Rentenversicherungsbeiträge senken“ die Mediena-

genda über den gesamten Beobachtungszeitraum thematisch dominieren. 

Während „Krankenversicherungsbeiträge senken“ und „Riesterrente einfüh-

ren“ im Vergleich mit 17,8 Prozent und 15,43 Prozent noch recht häufig in 
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„Pflegeversicherungsbeiträge senken“ am wenigsten Aufmerksamkeit. Das 

Instrument „Rentenversicherungsbeiträge senken“ kann aufgrund verschie-

dener Änderungen des Rentensystems, herbeigeführt durch das Gesetz zur 

Reform der gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenreformgesetz 1999) 

vom 16. Dezember 1997, den höchsten Agenda-Status der Medienagenda zu 
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wurden unter anderem die Ausrichtung der gesetzlichen Rentenversicherung 
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(Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 1997), während bei der 

erhöhten Aufmerksamkeit für „Arbeitslosenversicherung senken“ die Ablö-

sung des Arbeitsförderungsgesetzes bzw. die Einordnung desselben als Ge-

setz zur Reform der Arbeitsförderung (Arbeitsförderungs-Reformgesetz) 

vom 24. März 1997 in das Sozialgesetzbuch ursächlich sein können. Ab 

dem 01.01.1998 beinhaltete das Dritte Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) nun 

die Regelungen zur Arbeitslosenversicherung (vgl. AFRG BGBl. I, S. 

594ff.). Während in den folgenden Jahren die anderen Instrumente weniger 

in den Medien thematisiert wurden, stieg die Thematisierungshäufigkeit des 

Instruments „Riesterrente einführen“ ab 1998 stetig an und erreichte den 

Höhepunkt in den Jahren zwischen 1999 und 2002. Dies kann exakt mit 

dem Zeitraum der Einführung der Riesterrente und der zugehörigen parla-

mentarischen Diskussionen korrespondieren. So wurden bereits zu Beginn 

des Untersuchungszeitraums die Vorschläge im Zuge der geplanten Renten-

reform 2000 des damaligen Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung, 

Walter Riester, häufig von den Medien wie bspw. von der Welt (Arbeitge-

ber kritisieren Riesters Tarifrenten-Modell 1999) und dem Handelsblatt 

(Neuer Streit um SPD-Rentenkurs, 1998) aufgegriffen. Die Vorschläge ma-

nifestierten sich schließlich in der Einführung der Riesterrente und der Ries-

terförderung durch das Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversiche-

rung und zur Förderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorgevermögens 

(Altersvermögensgesetz) vom 26. Juni 2001 (vgl. AVmG BGBl. I, S. 

1310ff.) und durch das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur Reform der 

gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten 

Altersvorsorgevermögens (Altersvermögensergänzungsgesetz) vom 21. 

März 2001 (vgl. AVmEG BGBl. I, S. 403ff.). Wie die Abbildung 13 zeigt, 

sinkt die Aufmerksamkeit für die Policy-Option „Riesterrente einführen“ 

von 2002 auf 2003/2004 deutlich ab und bleibt danach bis zum Ende des 

Beobachtungszeitraums auf einem niedrigen Aufmerksamkeitsniveau. Eine 

Ausnahme bildet das Jahr 2016, in dem besagtes Instrument aufgrund der 

Diskussion um eine von der hessischen Landesregierung und den Ökono-

men Andreas Knabe und Joachim Weimann entwickelte Deutschlandrente 

zur Stärkung des Wettbewerbs und der Nachfrage auf dem Altersvorsorge-

markt nochmals häufiger thematisiert worden sein kann (Knabe/Weimann 

2017). Was den Aufmerksamkeitszuwachs des Instruments „Arbeitslosen-

versicherung senken“ im Jahr 2001 betrifft, löste das Gesetz zur Reform der 

arbeitsmarktpolitischen Instrumente (Job-AQTIV-Gesetz) vom 10. Dezem-

ber 2001 mit den einhergehenden Änderungen des Arbeitslosengelds und 

der Arbeitslosenhilfe (vgl. BGBl. I, S. 3443ff.) vermehrte politische Diskus-

sionen aus. Zwei Jahre später sorgte das Gesetz zur Sicherung der Bei-

tragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung und in der gesetzlichen 

Rentenversicherung (Beitragssatzsicherungsgesetz) vom 23. Dezember 2002 

(vgl. BSSichG BGBl. I, S. 4637ff.) für einen Anstieg der Thematisierungs-

häufigkeiten von „Krankenversicherungsbeiträge senken“ und „Rentenver-
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sicherungsbeiträge senken“. Erstere Policy-Option erreichte im Jahr 2003 

den Höhepunkt. Im Zuge des Beitragssatzsicherungsgesetzes kam es zur 

Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze für RV-Beiträge auf das Zweifa-

che des aktuellen Durchschnittsverdienstes und des RV-Beitragssatzes von 

19,1 Prozent auf 19,5 Prozent im Jahr 2003. Im Bereich der Krankenversi-

cherung (KV) erfolgten die Anhebung der Versicherungspflichtgrenze und 

die Festschreibung der Beitragssätze von 2002 für das Jahr 2003 (vgl. 

BSSichG BGBl. I, S. 4637ff.). Im Anschluss daran wurde mit dem Gesetz 

zur Anpassung der Finanzierung von Zahnersatz vom 15. Dezember 2004 

eingeführt (vgl. Art. 1 Nr. 1c) BGBl. I, S. 3445) ein Sonderbeitrag von 0,9 

Prozentpunkten für Krankenversicherte ab dem 01.07.2005 erhoben. Auch 

im Jahr 2006 wurden diesen beiden Instrumente häufiger in den Medien 

thematisiert. Zum einen kann sich dies auf die Erhöhung des RV-

Beitragssatzes von 19,5 Prozent auf 19,9 Prozent durch das Gesetz über die 

Senkung des Beitrags zur Arbeitsförderung, die Festsetzung der Beitragssät-

ze in der gesetzlichen Rentenversicherung und der Beiträge und Beitragszu-

schüsse in der Alterssicherung der Landwirte für das Jahr 2007 vom 21. De-

zember 2006 (vgl. Art. 1 BGBl. I, S. 3286), wodurch der RV-Beitragssatz 

erstmalig ein Niveau von nahezu 20 Prozent erreichte (Sozialpolitik aktuell 

2020a), zurückführen lassen. Zum anderen resultierten die Diskussion um 

den Gesetzentwurf und schließlich die Verkündung des Gesetzes zur Stär-

kung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-

Wettbewerbungsstärkungsgesetz) vom 26. März 2007 möglicherweise in ei-

ner grundlegenden Strukturreform des Gesundheitswesens innerhalb der 

folgenden fünf Jahre (Deutscher Bundestag 2006d, Drucksache 16/3100; 

vgl. GKV-WSG BGBl. I, S. 378ff.). Ab dem Jahr 2005 stieg die mediale 

Aufmerksamkeit für das Instrument „Arbeitslosenversicherung senken“ ste-

tig an, mit relativen Höhepunkten in den Jahren 2005 und 2007 sowie dem 

absoluten Höhepunkt im Jahr 2008. Der hohe Agenda-Status dieses Instru-

ments in diesem Zeitraum lässt sich anhand mehrerer Aspekte erklären. So 

plädierten die Unionsparteien CDU und CSU im Bundestagswahlkampf 

2005 für eine Senkung des ALV-Beitragssatzes von 6,5 Prozent auf 4,5 Pro-

zent zum 01.01.2007 (Weichold/Dietzel 2005, S. 4), welche sie auch im 

Koalitionsvertrag gemeinsam mit der SPD festhielten (CDU Deutsch-

lands/CSU-Landesleitung/SPD Deutschlands 2005).Weiterhin wurde mit 

dem Fünften Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und 

anderer Gesetze vom 22. Dezember 2005 die Verlängerung von befristeten 

Instrumenten der aktiven Arbeitsmarktpolitik beschlossen (vgl. BGBl. I, S. 

3676ff.). Zwei Jahre später wurde im Rahmen des Sechsten Gesetzes zur 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 

22. Dezember 2007 der ALV-Beitragssatz zunächst auf 3,3 Prozent zum 

01.01.2008 gesenkt (vgl. Art. 1 Nr. 2 BGBl. I, S. 3245). Anschließend wur-

de der Beitragssatz mit dem Achten Gesetz zur Änderung des Dritten Bu-

ches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 20. Dezember 2008 aber-
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mals um 0,3 Prozentpunkte auf 3 Prozent (vgl. Art. 1 Nr. 1 BGBl. I, S. 

2860) bzw. um 0,5 Prozentpunkte auf 2,8 Prozent für die Zeit zwischen dem 

01.01.2009 und dem 30.06.2010 durch die Verordnung über die Erhebung 

von Beiträgen zur Arbeitsförderung nach einem niedrigeren Beitragssatz 

vom 21. Dezember 2008 (vgl. Beitragssatzverordnung 2009 BGBl. I, S. 

2979) gesenkt. Mit dem Konjunkturpaket II und dem Gesetz zur Sicherung 

von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland vom 2. März 2009 wurde 

diese Senkung schließlich bis zum 31.12.2010 verlängert (vgl. BGBl. I, S. 

416ff.). Aufgrund der Beendigung dieser Verlängerungsmaßnahme im Jahr 

2011 wurde das Instrument in diesem Jahr vermutlich häufiger in den Medi-

en thematisiert, bevor die mediale Aufmerksamkeit in den Jahren danach 

wieder sank. Lediglich im Jahr 2017 kam es zu einem erneuten relativen 

Thematisierungshöhepunkt. Auslöser für die erhöhte Aufmerksamkeit in der 

massenmedialen Öffentlichkeit war womöglich die Bundestagswahl, bei der 

die SPD mit der Einführung eines neuen Arbeitslosengeldes Q warb (SPD 

2017) und das seitens der Union und der Arbeitgeber auf viel Kritik stieß 

(Creutzburg 2017). Der Rückgang der Thematisierung von „Arbeitslosen-

versicherungsbeiträge senken“ ging mit einem Anstieg der Thematisie-

rungshäufigkeit von „Rentenversicherungsbeiträge senken“ einher. Dieser 

kann auf die Senkung des RV-Beitragssatzes von 19,6 Prozent auf 18,9 Pro-

zent ab dem 01.01.2013 durch das Gesetz zur Festsetzung der Beitragssätze 

in der gesetzlichen Rentenversicherung für das Jahr 2013 vom 5. Dezember 

2012 (vgl. Beitragssatzgesetz 2013 BGBl. I, S. 2446) sowie der Beibehal-

tung dieser Senkung im Jahr 2014 durch das Gesetz zur Festsetzung der 

Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung für das Jahr 2014 vom 

26. März 2014 (vgl. Beitragssatzgesetz 2014 BGBl. I, S. 260) zurückzufüh-

ren sein. Zudem wurden im Jahr 2014, in dem die Policy-Option „Renten-

versicherungsbeiträge senken“ ihre Aufmerksamkeitsspitze verzeichnet, ne-

ben dem Gesetz über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Renten-

versicherung vom 23. Juni 2014, eine abschlagsfreie Altersrente für beson-

ders langjährig Versicherte (ab dem 63. Lebensjahr nach 45 Beitragsjahren) 

und die Mütterrente eingeführt (vgl. RV-Leistungsverbesserungsgesetz 

BGBl. I, S. 787ff.). In den Jahren danach sank die Thematisierungshäufig-

keit dieses Instruments wieder. In Bezug auf das Instrument „Krankenversi-

cherungsbeiträge senken“ sind in der zweiten Hälfte des Untersuchungszeit-

raums drei Thematisierungshöhepunkte erkennbar. Im Jahr 2010 konnten 

Bürger und Bürgerinnen durch das Gesetz zur verbesserten steuerlichen Be-

rücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen vom 16. Juli 2009 zum ersten 

Mal ihre KV- und PV-Beiträge vollständig von der Einkommensteuer abset-

zen (vgl. Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung BGBl. I, S. 

1959ff.), was gleichzeitig zu einer häufigeren Thematisierung des Instru-

ments „Pflegeversicherungsbeiträge senken“ führte. Zudem wurde im Zuge 

des Gesetzes zur nachhaltigen und sozial ausgewogenen Finanzierung der 

Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Finanzierungsgesetz) vom 22. 
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Dezember 2010 der KV-Beitragssatz von 14,6 Prozent auf 15,5 Prozent er-

höht sowie der einkommensunabhängige Zusatzbeitrag eingeführt (vgl. Art. 

1 Nr. 17 und Art. 1 Nr. 18a)aa) GKV-FinG BGBl. I, S. 2313). Im Jahr 2013 

warb die SPD im Bundestagswahlkampf mit der Einführung einer neuen 

Bürgerversicherung anstelle des dualen Krankenversicherungssystems, wel-

che in leicht abgewandelter Form ebenfalls von den Parteien BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN und Die Linke gefordert wurde, wodurch die Parteien 

verstärkt Diskussionen auslösten (vgl. SPD 2013;  BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN 2013; Die Linke 2013). Auch bei der Bundestagswahl 2017 pos-

tulierten die drei politischen Parteien erneut die Bürgerversicherung (vgl. 

SPD 2017; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2017; Die Linke 2017). Durch das 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der ge-

setzlichen Krankenversicherung (GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-

Weiterentwicklungsgesetz) vom 21. Juli 2014 wurde im Jahr 2015 der all-

gemeine KV-Beitragssatz von 15,5 Prozent auf 14,6 Prozent gesenkt und 

der einkommensunabhängigen Zusatzbeitrag abgeschafft sowie der kassen-

individuelle, einkommensabhängige Zusatzbeitrag eingeführt (vgl. Art. 1 

Nr. 17 und Art. 1 Nr. 18 GKV-FQWG BGBl. I, S. 1137). Im Jahr 2017 kann 

die Verabschiedung des Gesetzes zur Stärkung der betrieblichen Altersver-

sorgung und zur Änderung anderer Gesetze vom 17. August 2017 für eine 

höhere mediale Aufmerksamkeit von „Krankenversicherungsbeiträge sen-

ken“ gesorgt haben, da mit diesem Gesetz die Beitragspflicht zur KV und 

PV für betriebliche Riesterrenten entfiel (vgl. Betriebsrentenstärkungsgesetz 

BGBl. I, S. 3214ff.). Bei der Betrachtung des Instruments „Pflegeversiche-

rungsbeiträge senken“ fällt auf, dass jenes über den gesamten Untersu-

chungszeitraum vergleichsweise wenig in den Medien thematisiert wurde. 

Der niedrige Agenda-Status dieser Policy-Option kann im Zusammenhang 

mit ihrem geringen Anteil an den gesamten Sozialversicherungsbeiträgen 

stehen. Nach dem bereits erwähnten Höhepunkt im Jahr 1997 wurde das In-

strument auch im Jahr 2005 möglicherweise aufgrund der Einführung des 

Beitragszuschlags von 0,25 Prozentpunkten für Kinderlose durch das Gesetz 

zur Berücksichtigung von Kindererziehung im Beitragsrecht der sozialen 

Pflegeversicherung (Kinder-Berücksichtigungsgesetz) vom 15. Dezember 

2004 häufiger thematisiert (vgl. Art. 1 Nr.1 KiBG BGBl. I, S. 3448). Da-

nach unterliegt die Thematisierung des Instruments einem marginalen 

Rückgang, bis es im Jahr 2007 wieder häufiger von den Medien adressiert 

wurde. Dies kann sich auf die Diskussion um eine Reform der PV zurück-

führen lassen, welche unter anderem die Deutsche Bundesbank in ihrem 

Monatsbericht vom April 2007 Bedeutung beimaß (Deutsche Bundesbank 

2007). Die Diskussion mündete ein Jahr später in der Verkündung und dem 

Inkrafttreten des Gesetzes zur strukturellen Weiterentwicklung der Pflege-

versicherung vom 28. Mai 2008. Jenes Gesetz zielte auf die strukturelle 

Veränderung der PV und auf den Anstieg des Beitragssatzes um 0,25 Pro-

zentpunkte (vgl. Pflege-Weiterentwicklungsgesetz BGBl. I, S. 874ff.). 
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Die fünf neoklassischen Instrumente zur Steuersenkung „Einkommen-

steuer senken“, „Gewerbesteuer senken“, „Kapitalertragsteuer senken“, 

„Körperschaftsteuer senken“ und „Solidaritätszuschlag senken“ wurden in 

1.295 von insgesamt 101.240 Zeitungsartikeln thematisiert, was lediglich 

einem Anteil von etwa 1,2 Prozent der gesamten Datenbasis entspricht. Ab-

bildung 14 stellt den Verlauf der Thematisierung dieser Instrumente in den 

Jahren 1997 bis 2017 dar. 

 

Abbildung 14: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

Steuersenkung in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in 

Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Abbildung 14 bietet eine Reihe interessanter Aufschlüsse. Auffällig ist 

zunächst der konstant hohe Age-nda-Status des Instruments „Einkommens-

teuer senken“. Gründe für diese hohe mediale Aufmerksamkeit können da-

rin liegen, dass die Einkommensteuer jeden Arbeitnehmer betrifft und 

gleichzeitig auch den größten Teil der Abgaben des Bruttolohns darstellt. Im 

Aufmerksamkeitszyklus der Policy-Option „Einkommensteuer senken“ sind 

einige Höhepunkte in den Jahren 2001, 2004, 2007, 2012 und 2014 erkenn-

bar. Einerseits ursächlich für den Höhepunkt im Jahr 2001 kann der Entwurf 

für eine Reform des Einkommensteuergesetzes des ehemaligen Verfas-

sungsrichters Paul Kirchhof und einer Expertengruppe (Kirchhof 2001) sein, 

der zwar von der Opposition begrüßt, von den Regierungsparteien jedoch 

abgelehnt wurde (SPD lehnt Kirchhof-Plan für Steuerreform ab 2001). An-

dererseits können auch die Forderungen der CDU, „niedrigere Einkommen 

über eine sogenannte negative Einkommensteuer staatlich zu subventionie-
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ren“ (Merkel legt Strategie zur Beitragsentlastung vor 2001), für die Medi-

enagenda relevant gewesen sein. Zudem wurden zum Jahreswechsel ab dem 

Jahr 2002 der Eingangssteuersatz von 22,9 Prozent auf 20 Prozent und der 

Spitzensteuersatz von 51 Prozent auf 48,5 Prozent gesenkt (Bundesministe-

rium der Finanzen 2018). Nachdem die Policy-Option in den folgenden Jah-

ren in den Hintergrund trat, erreichte sie ihren nächsten Thematisierungshö-

hepunkt im Jahr 2004. Dieser kann auf die vorparlamentarischen Diskussio-

nen vor der in 2005 realisierten Senkung des Eingangssteuersatzes auf 15 

Prozent und des Spitzensteuersatzes auf 42 Prozent zurückgeführt werden 

(Bundesministerium der Finanzen 2018). Im Jahr 2007 verzeichnet „Ein-

kommensteuer senken“ die mediale Aufmerksamkeitsspitze, die als Folge 

des Inkrafttretens des Steueränderungsgesetzes 2007 vom 19. Juli 2006 und 

der damit eingeführten Reichensteuer für Einkommen über 200.000 Euro in 

Höhe von 45 Prozent aufgefasst werden kann (vgl. Art. 1 Nr. 14b) BGBl. I, 

S. 1654). Der Thematisierungshöhepunkt im Jahr 2012 dagegen kann auf 

die Wahl von Peer Steinbrück als Kanzlerkandidat der SPD und seinem 

Wahlversprechen, den Spitzensteuersatz zu erhöhen, zurückgeführt werden 

(SPD 2012, S. 49). Zudem sprach sich der bayrische Finanzminister Markus 

Söder (CSU) mit dem „Bayern-Tarif“ für ländereigene Einkommensteuerre-

gelungen aus, die im Freistaat zur schrittweisen Senkung der Einkommen-

steuer um drei Prozent führen sollten (Bayern will im Alleingang Steuern 

senken 2012). Im Jahr 2014 wurde das Instrument in mehr als der Hälfte der 

Zeitungsartikel thematisiert. Dies führt zu dem Rückschluss, dass der Re-

formvorschlag für unterschiedliche Steuersätze für die Bundesländer des Fi-

nanzministers Wolfgang Schäuble (CDU), der von den beiden von dem 

Vorschlag profitierenden Ländern Bayern und Baden-Württemberg unter-

stützt wurde (Diese Steuerrevolution würde das Land verändern, 2014), 

vermehrte Kontroversen auslösen konnte. Darüber hinaus kam Söders Vor-

schlag hinsichtlich der Integration des Solidaritätszuschlags in die Einkom-

mensteuer in zahlreichen Debatten zum Ausdruck (Der Soli geht, die Milli-

arden bleiben 2014). Über das Instrument „Gewerbesteuer senken“ wurde 

nach der Policy-Option „Einkommensteuer senken“ am häufigsten in den 

Medien berichtet. Der Thematisierungsverlauf weist deutliche Schwankun-

gen auf, sodass von „Ups“ und „Downs“ gesprochen werden kann. Hin-

sichtlich des Beginns des Untersuchungszeitraums kann der Thematisie-

rungshöhepunkt im Jahr 1999 als Reaktion auf die Einführung des Gesetzes 

zur Fortsetzung der Unternehmenssteuerreform vom 29. Oktober 1997 zur 

Beendigung der Gewerbekapitalsteuer (vgl. Art. 4 BGBl. I, S. 2592f.) ver-

standen werden, wodurch die Gewerbesteuer zu einer rein ertragsabhängi-

gen Steuer wurde. Daneben war möglicherweise auch die Erhöhung des 

Landesvervielfältigers auf 64 Prozent durch die Verordnung zur Festsetzung 

der Erhöhungszahl für die Gewerbesteuerumlage nach § 6 Abs. 5 des Ge-

meindefinanzreformgesetzes im Jahr 2000 vom 14. Dezember 1999 Gegen-

stand der massenmedialen Berichterstattung (vgl. BGBl. I, S. 2417). Zudem 
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erörterten die rot-grüne Koalition sowie die FDP und die Union eine Neu-

ordnung der Steuerpolitik. Die Unionsparteien CDU und CSU forderten da-

bei explizit eine Abschaffung der Gewerbesteuer ab dem Jahr 2005 (Union 

stellt ein eigenes Steuerkonzept vor 1999), wodurch die politischen Parteien 

den parlamentarischen Diskurs über die Gewerbesteuer befeuert haben kön-

nen. Angesichts der nachfolgenden Thematisierungshöhepunkte dieses In-

struments in den Jahren 2002 und 2003, sind jene auf die Diskussionen hin-

sichtlich des Finanzierungssaldos der Gemeinden und Gemeindeverbänden, 

der im Jahr 2003 bei -8.395 Millionen Euro lag (Statistisches Bundesamt 

2020b), zurückzuführen. Ausdruck des hohen Agenda-Status dieser Policy-

Option kann die am 27. März 2002 von der Bundesregierung einberufene 

Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen sein, um auf den Druck der 

sich zuspitzenden kommunalen Finanzkrise zu reagieren (Junkernheinrich 

2003, S. 555). Infolgedessen beschloss die Kommission das Gesetz zur Än-

derung des Gewerbesteuergesetzes und anderer Gesetze vom 23. Dezember 

2003, das unter anderem die Senkung der Gewerbesteuerumlage auf 20 Pro-

zent sowie die Erhebung der Gewerbesteuer als Gemeindesteuer für Ge-

meinden beinhaltete (vgl. BGBl. I, S. 2922ff.). Kurze Zeit später sorgte das 

Unternehmenssteuerreformgesetz 2008 vom 14. August 2007 (vgl. BGBl. I, 

S. 1912ff.) bereits im Vorfeld für Diskussionen innerhalb der großen Koali-

tion. Die drei politischen Parteien kamen bezüglich der Gewerbesteuer zu-

nächst zu keinem Konsens, wodurch es zahlreiche parlamentarische Kont-

roversen gab (Union bekämpft Gewerbesteuerplan der SPD 2006). Am 24. 

Februar 2010 wurde erneut eine Gemeindefinanzkommission einberufen, 

um „Vorschläge zur Neuordnung der Gemeindefinanzierung zu erarbeiten“ 

(Bundesministerium der Finanzen 2011). Die letzte Sitzung der Kommissi-

on fand am 15. Juni 2011 statt, in der jedoch kein einvernehmlicher Be-

schluss über Alternativen zum kommunalen Steuereinnahmesystem gefasst 

wurde (Bundesministerium der Finanzen 2011). Dies kann im Zusammen-

wirken mit den weiterhin defizitären Gemeinden und Gemeindeverbänden, 

deren Finanzierungssaldo in den Jahren von 2009 bis 2011 negativ war 

(2009: -7.473 Millionen Euro, 2010: -6.875 Millionen Euro, 2011: -970 

Millionen Euro; Statistisches Bundesamt 2020b), ursächlich für die steigen-

de Aufmerksamkeit des Instruments „Gewerbesteuer senken“ ab dem Jahr 

2008 bis zu seinem Höhepunkt im Jahr 2011 gewesen sein. Im Verlauf des 

Beobachtungszeitraums wird das Instrument „Körperschaftsteuer senken“ in 

18,3 Prozent der Zeitungsartikel thematisiert, wodurch es am dritthäufigsten 

als Instrument der Steuersenkung von den Medien adressiert wurde. Zu Be-

ginn des Untersuchungszeitraums wurde die Policy-Option in durchschnitt-

lich 20 Prozent der Artikel pro Jahr thematisiert. In diesem Zeitraum schei-

terte das Steuerreformgesetz des Jahres 1998, mit dem die Bundesregierung 

intendierte, den Körperschaftsteuersatz von 45 Prozent auf 40 Prozent für 

einbehaltene und von 30 Prozent auf 28 Prozent für ausgeschüttete Gewinne 

zu senken (Deutscher Bundestag 1997b, Drucksache 13/7775). Der abge-
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lehnte Gesetzentwurf war Gegenstand einiger parlamentarischer Debatten 

(Deutscher Bundestag 1997e, Drucksache 13/8592). Somit wurde das The-

ma vermutlich auch auf der medialen Agenda platziert. Mit dem gleichen 

Gesetzentwurf verfolgte die Bundesregierung auch das Ziel, den Solidari-

tätszuschlag von 7,5 Prozent auf 5,5 Prozent zu senken (Deutscher Bundes-

tag 1997b, Drucksache 13/7775), weshalb das Instrument „Solidaritätszu-

schlag senken“ in dieser Zeit ebenfalls häufiger thematisiert wurde. Die 

Aufmerksamkeitsspitze erreichte die Policy-Option „Körperschaftsteuer 

senken“ in den Massenmedien im Bundestagswahljahr 2005. So warb die 

SPD mit der Senkung der Körperschaftsteuer von 25 Prozent auf 19 Pro-

zent, während die Unionsparteien für eine Körperschaftsteuer von 22 Pro-

zent plädierten (Weichold/Dietzel 2005). Die politischen Parteien konnten 

sich im März auf eine Senkung der Steuer auf 19 Prozent zum 01.01.2006 

einigen, aufgrund eines fehlenden Konsenses bezüglich der Gegenfinanzie-

rung wurde das Thema im Oktober allerdings wieder neu diskutiert (Über 

diese Punkte streiten Union und SPD 2005). Danach erhält die Senkung der 

Körperschaftsteuer nur noch marginale Aufmerksamkeit in der massenme-

dialen Öffentlichkeit, abgesehen von den Jahren 2008 und 2012. Der Hoch-

punkt im Jahr 2008 kann auf die Senkung des Körperschaftsteuersatzes von 

25 Prozent auf 15 Prozent durch das Unternehmenssteuerreformgesetz 2008 

vom 14. August 2007 zurückgehen (vgl. BGBl. I, S. 1912ff.). Im Jahr 2012 

dagegen war zum einen die Übernahme von Porsche durch Volkswagen für 

die massenmediale Berichterstattung von hoher Bedeutung, da das Unter-

nehmen aufgrund einer Gesetzeslücke im Umwandlungssteuergesetz Steu-

ern im Wert von 1,5 Milliarden Euro (darunter auch die Körperschaftsteuer) 

nicht zahlte (Gesetzeslücke im Wert von 1,5 Milliarden 2012). Zum anderen 

diskutierte die Europäische Union in diesem Jahr über eine gemeinsame 

konsolidierte Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer (Europäi-

sches Parlament 2012). Diese Diskussionen spielten demnach auch für die 

deutsche Medienagenda eine wichtige Rolle. Vor dem Hintergrund einer ge-

ringen Gesamtzahl an Zeitungsartikeln, in denen das Instrument „Kapitaler-

tragsteuer senken“ thematisiert wurde, sind auch hier entsprechende Hoch-

phasen erkennbar. So intendierte die Bundesregierung mit dem Steuerre-

formgesetz von 1999 den Kapitalertragsteuersatz bei Zinsen auf 25 Prozent 

und bei Dividenden auf 15 Prozent zu senken (Deutscher Bundestag 1997c, 

Drucksache 13/7917). Das Gesetz wurde jedoch nicht in der Form verkün-

det, sondern in das Gesetz zur Senkung der Lohnnebenkosten integriert 

(Deutscher Bundestag 1997f, Drucksache 13/8593). Angesichts der erhöh-

ten Aufmerksamkeit im Jahr 2003 plädierte der SVR in seinem Jahresgut-

achten dieses Jahres für eine grundlegende Reform der Einkommens- und 

Unternehmensbesteuerung, bei der auch die Besteuerung der Kapitalein-

künfte reformiert werden sollte (Jahresgutachten 2003/04). Werden darüber 

hinaus die Höhepunkte in den Jahren 2011 und 2013 betrachtet, war es 2011 

vermutlich insbesondere der Beschluss der SPD auf ihrem Bundesparteitag 
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Kapitalerträge höher zu besteuern (SPD 2011), der die mediale Aufmerk-

samkeit verstärkt beanspruchte, während im Jahr 2013 die Forderungen der 

Parteien Die Linke und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Bundestagswahl-

kampf nach einer progressiven Besteuerung von Kapitalerträgen für eine er-

höhte Aufmerksamkeit sorgten (Wahlprogramme im Vergleich 2013b). 

Schließlich verzeichnet diese Policy-Option in den Jahren 2015 und 2016 

deutliche Höhepunkte im Thematisierungsverlauf. Mögliche Ursachen kön-

nen in der Aufdeckung der Cum-Ex-Geschäfte sowie der Panama Papers 

liegen. Bei den Cum-Ex-Geschäften „wurde eine einmal gezahlte Kapitaler-

tragsteuer mehrfach zurückerstattet, indem die Aktien in verschachtelten 

Transaktionen gehandelt wurden“ (Frühauf 2016). Daraufhin wurde ein Un-

tersuchungsausschuss im Bundestag einberufen, der sich mit diesen Ge-

schäften im Jahr 2016 auseinandersetzte (Deutscher Bundestag 2016a, 

Drucksache 18/7601). Die Panama Papers wurden am 3. April 2016 veröf-

fentlicht und belegten unter anderem Steuerdelikte durch Kunden der Kanz-

lei Mossack Fonseca (Obermaier/Obermayer/Schäfer 2016). Abschließend 

wird der Aufmerksamkeitszyklus des Instruments „Solidaritätszuschlag 

senken“ betrachtet. Hier ist hervorgehoben, dass diese Policy-Option im 

Vergleich zu den anderen Instrumenten seltener in den Medien thematisiert 

wurde. In Anbetracht dessen verzeichnet das Instrument Höhepunkte im 

Jahr 1997 (wie bereits weiter oben erwähnt), im Jahr 2000 und erfährt einen 

Bedeutungszuwachs ab dem Jahr 2012 bis zum absoluten Höhepunkt im 

Jahr 2017. Im Hinblick auf das Jahr 2000 wurde dort das Steuersenkungsge-

setz vom 23. Oktober 2000 verkündet. Das Gesetz implizierte zwar keine 

Änderung des Solidaritätszuschlags (vgl. StSenkG BGBl. I, S. 1433ff.), je-

doch erregte die Kritik der Union an dieser Reform mediale Aufmerksam-

keit, wie bspw. im Handelsblatt (Union fordert weitreichende Korrekturen 

an Eichels Steuerreform 2000). Der Anstieg der Thematisierungshäufigkeit 

dieses Instruments ab dem Jahr 2012 steht vermutlich in einem engen Zu-

sammenhang mit der Diskussion um die Abschaffung des Solidaritätszu-

schlags. Eine sukzessive Abschaffung wurde bspw. bereits 2013 im Bundes-

tagswahlkampf von der FDP gefordert (FDP 2013). Bei der nächsten Bun-

destagswahl im Jahr 2017 plädierten die SPD und die Union dafür, den So-

lidaritätszuschlag ab 2020 allmählich abzuschaffen, wohingegen die FDP 

eine vollständige Abschaffung ab 2019 befürwortete (Programmvergleich 

2017c). 

Die neun neoklassischen Deregulierungsinstrumente sind präzise die 

„Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, „Ich-AG/ Gründungszuschüsse“, 

„PSA“, „Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“, „Zeitarbeit/ Leiharbeit“, 

„Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „Minijobs/ Midijobs“, „Kombilohn“ und 

„Werkverträge“. An dieser Stelle soll betont werden, dass diese Policy-

Optionen in 2.708 von insgesamt 101.240 Zeitungsartikeln thematisiert 

werden, was lediglich einem Anteil von etwa 2,6 Prozent des gesamten Da-

tenmaterials entspricht. Die Abbildungen 15 und 16 zeigen den Verlauf der 
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Thematisierungshäufigkeiten der Deregulierungsinstrumente in den Jahren 

1997 bis 2017. 

 

Abbildung 15: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

„Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der massenmedialen Öffentlichkeit 

von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Abbildung 16: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

„Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der massenmedialen Öffentlichkeit 

von 1997 bis 2017 (in Prozent)  

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Die Berichterstattung über die neoklassischen Deregulierungsinstrumente 

wurde von den drei Instrumenten „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „Mi-

nijobs/ Midijobs“ und „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ dominiert. Die anderen In-

strumente spielen angesichts der relativen Thematisierungshäufigkeiten von 

durchschnittlich unter zehn oder sogar fünf Prozent pro Jahr eine eher un-

tergeordnete Rolle. 

Das Instrument „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ (ABM) erreicht sei-

nen Höhepunkt im Jahr 1998. Dies lässt sich möglicherweise auf die Ein-

führung des Sozialgesetzbuchs III durch das Arbeitsförderungs-

Reformgesetz vom 24. März 1997 zurückführen, im Zuge dessen jedoch 

kaum Änderungen bezüglich der ABM beschlossen wurden (vgl. AFRG 

BGBl. I, S. 594ff.). Dahingegen umfasste das Zweite Gesetz zur Änderung 

des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze (Zweites SGB 

III-Änderungsgesetz) vom 21. Juli 1999 Rechtsänderungen für die ABM 

wie die Änderung der Bezugsgröße von Haushaltsmitteln auf geförderte Be-

schäftigte (vgl. 2. SGB III-ÄndG BGBl. I, S. 1648ff.), wodurch sich der 

zweite Thematisierungshöhepunkt im Jahr 2000 erklären ließe. Nachdem 

das Instrument „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ im Kontext der Refor-

men des Job-AQTIV-Gesetzes vom 10. Dezember 2001 (vgl. BGBl. I, S. 

3443ff.) häufiger in den Medien thematisiert wurde, sinkt dessen Bedeutung 

in der massenmedialen Öffentlichkeit in den nachfolgenden Jahren aller-

dings stark und bleibt bis zum Ende Untersuchungszeitraums konstant nied-

rig. Das Instrument „Ich-AG/ Gründungszuschüsse“ spielte lediglich in den 

Jahren zwischen 2003 und 2006 eine wichtige Rolle für die Medienagenda. 

Dies korrespondiert mit den politischen Diskursen vor, während und nach 

der realisierten Einführung des Konzeptes der Ich-AG im Rahmen des 

Zweiten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. 

Dezember 2002 (vgl. BGBl. I, S. 4621ff.). Ab dem Jahr 2007 wird das In-

strument vergleichsweise wenig in den Medien adressiert, da der Zuschuss 

für Existenzgründungen durch den sogenannten Gründungszuschuss nach 

dem 30.06.2006 durch das Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende vom 20. Juli 2006 ersetzt wurde (vgl. BGBl. I, S. 

1706ff.). Auch das Instrument „PSA“, ausgeschrieben „Personal-Service-

Agentur“, wurde lediglich in den beiden Jahren 2002 und 2003 in den Me-

dien thematisiert, was auf die Einführung der „PSA“ zum 01.01.2003 durch 

das Erste Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. 

Dezember 2002 zurückzuführen sein kann (vgl. Art. 1 Nr. 6 §37c Abs. 1 

BGBl. I, S. 4609). In Bezug auf den Thematisierungsverlauf des Instru-

ments „Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“ zeichnen sich einige leichte 

Höhepunkte ab. So kann die erhöhte mediale Aufmerksamkeit der Jahre 

1997 und 2000 als Reaktion auf den Beschluss der wiederholten Zulassung 

lückenlos aufeinanderfolgender Befristungen mit demselben Leiharbeit-

nehmer sowie der Möglichkeit zur einmaligen Befristung ohne Grund durch 

das Arbeitsförderungs-Reformgesetz vom 24. März 1997 (vgl. AFRG 
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BGBl. I, S. 594ff.) und auf das Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Ar-

beitsverträge und zur Änderung und Aufhebung arbeitsrechtlicher Bestim-

mungen vom 21. Dezember 2000 (vgl. Teilzeit- und Befristungsgesetz 

BGBl. I, S. 1966ff.) aufgefasst werden. Im Verlauf der Zeit stieg die The-

matisierungshäufigkeit in den Jahren 2012, 2014 und 2017 erneut an. Im 

Jahr 2012 steigerte sich die gemessene Bedeutung möglicherweise aufgrund 

des Falls von Bianca Kücük, deren Arbeitgeber ihren befristeten Vertrag in 

elfeinhalb Jahren insgesamt 13 Mal verlängerte und sie dagegen klagte. Der 

Fall sorgte für mediales Aufsehen, da sich sowohl der Europäische Ge-

richtshof als auch das Bundesarbeitsgericht damit beschäftigten (vgl. Euro-

päischer Gerichtshof 2012; Bundesarbeitsgericht 2012). Der Anstieg der 

Thematisierung im Jahr 2014 kann auf die Bundestagswahl im Jahr zuvor 

zurückgehen, da die späteren Koalitionsparteien während des Wahlkampfes 

unterschiedliche Ansichten bezüglich befristeter Verträge vertraten. Wäh-

rend die SPD strikt gegen prekäre Beschäftigungen war, sah die Union be-

fristete Verträge als eine Chance für Arbeitnehmer an (Wahlprogramme im 

Vergleich 2013a). Allerdings lehnte die SPD im Jahr 2014 einen Antrag ab 

(Deutscher Bundestag 2014c, Drucksache 18/2783), in dem die Fraktion Die 

Linke unter anderem für die Streichung der sachgrundlosen Befristung plä-

dierte (Deutscher Bundestag 2014b, Drucksache 18/1874). Im Jahr 2017 da-

gegen forderten die SPD in ihrem Bundestagswahlprogramm ebenso wie die 

Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Beendigung von Befristungen ohne 

sachlichen Grund, während die Union und die FDP weiterhin befristete Ver-

träge für unverzichtbar hielten (Programmvergleich 2017b). Das Instrument 

„Kombilohn“ wurde bis auf die Jahre 1998, 2001 und 2006 ebenfalls selte-

ner in den Zeitungsartikeln thematisiert. Da die Arbeitslosenquote im Jahr 

1998 mit 11,1 Prozent vergleichsweise hoch war (Bundesagentur für Arbeit 

2020c), stellten sowohl die Politik als auch die Wissenschaft unkonventio-

nelle Ansätze wie den Kombilohn zur Diskussion (Bofinger/Fasshauer 

1998). So setzten bspw. die Unionsparteien in ihrer Wahlplattform im Zeit-

raum von 1998 bis 2002 auf die Einführung eines Kombilohn-Modells 

(CDU/CSU 1998). Im Jahr 2001 blühten erneut politische Diskussionen 

über Kombilohn-Modelle auf: Der damalige Ministerpräsident von Rhein-

land-Pfalz, Kurt Beck (SPD), postulierte die Übernahme seines Kombilohn-

Modells für ganz Deutschland (Vermittlung wird reformiert - Beck für 

Kombilohn 2001) und auch Bundeskanzler Gerhard Schröder sowie der 

Bundesarbeitsminister Walter Riester zogen die Erweiterung des Kombi-

lohns in Betracht, was allerdings im Bereich des Niedriglohnsektors starke 

Kritik seitens der Gewerkschaften auslöste (Streit um Förderung des Nied-

riglohnsektors 2001). Der Anstieg der Thematisierungshäufigkeit im Jahr 

2006 kann als Folge der neu entfachten Diskussion über das Thema „Kom-

bilohn“ aufgefasst werden. Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte bereits 

Ende Dezember 2005, dass sich die Bundesregierung im Jahr 2006 intensiv 

„mit den Themen ‚Kombilohn‘ und ‚Niedriglohnbereich‘ (…) auseinander 
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setzen“ (Bundesrat 2005, S. 399) werde. Infolgedessen stellte unter anderem 

die Partei Die Linke einen Antrag zur Abschaffung des Kombilohns 

(Deutscher Bundestag 2006b, 16/1878) und die Partei BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN reichte einen Antrag zur Einführung eines Progressiv-Modells 

anstelle des Kombilohns ein (Deutscher Bundestag 2006a, Drucksache 

16/446). Zudem widmete sich der SVR dem Thema „Kombilohn“ in einer 

vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie beauftragten Ex-

pertise (Jahresgutachten 2006/07). Während die Policy-Option „Kombi-

lohn“ in den Jahren danach kaum noch in den Medien thematisiert wird, 

steigt gleichzeitig die mediale Aufmerksamkeit des bisher in die Medien 

selten thematisierten Instruments „Werkverträge“ in den letzten Jahren des 

Untersuchungszeitraums an. Dieser Aufmerksamkeitszuwachs erlaubt 

Rückschlüsse auf die Forderungen der SPD-Fraktion, die Ausdruck in An-

trägen wie bspw. dem Antrag zur Bekämpfung des Missbrauchs von Werk-

verträgen (Deutscher Bundestag 2013b, Drucksache 17/12378) fanden, so-

wie auf Forderungen der Fraktion Die Linke, die im Jahr 2013 den Gesetz-

entwurf zur Verhinderung des Missbrauchs von Werkverträgen vorlegten 

(Deutscher Bundestag 2013a, Drucksache 17/12373). Der Antrag sowie 

auch der Gesetzentwurf wurden mehrheitlich mit Stimmen von CDU, CSU 

und FDP abgelehnt (Deutscher Bundestag 2013c, Drucksache 17/14074). 

Aufgrund des Bundestagswahlkampfs in 2013 war das Thema der Werkver-

träge grundsätzlich stärker in den Medien präsent, da die politischen Partei-

en unterschiedliche Ansichten dazu vertraten (Wahlprogramme im Ver-

gleich 2013a). Der letzte, geringe Aufmerksamkeitszuwachs im Jahr 2016 

kann mit der Einigung der Koalition im Streit über eine Reform für mehr 

Arbeitnehmerschutz im Zusammenhang stehen (Koalition einig über Leih-

arbeit 2016). So legte die Regierungskoalition im Sommer 2016 einen Ge-

setzentwurf zur Bekämpfung des Missbrauchs von Werkverträgen und 

Leiharbeit vor (Bundesrat 2016), der ein halbes Jahr später in Form des Ge-

setzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer 

Gesetze vom 21. Februar 2017 verabschiedet wurde (vgl. BGBl. I, S. 

258ff.). Die Diskussion und das anschließende Inkrafttreten des Gesetzes 

können zudem ursächlich für die hohe Thematisierungshäufigkeit des In-

struments „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ im Jahr 2016 sein, da im Rahmen des Ge-

setzes unter anderem festgelegt wurde, dass Arbeiter maximal 18 Monate 

lang im gleichen Unternehmen als Leiharbeitnehmer angestellt sein dürfen 

(vgl. Art. 1 Nr. 1c, BGBl. I, S. 258). Das Instrument „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ 

wurde auch in anderen Jahren des Untersuchungszeitraums aufgrund ver-

schiedener Gesetzesverabschiedungen häufiger von den Medien adressiert. 

Mit dem Arbeitsförderungs-Reformgesetz vom 24. März 1997 gingen im 

Jahr 1997 die Verlängerung der Überlassungshöchstdauer von neun auf 

zwölf Monaten sowie die bereits erwähnte Genehmigung der wiederholten 

Zulassung lückenlos aufeinanderfolgender Befristungen mit demselben 

Leiharbeitnehmer einher (vgl. AFRG BGBl. I, S. 594ff.). Vier Jahre später 
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wurden Leiharbeit mit dem Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsge-

setzes vom 23. Juli 2001 rechtlich in das Betriebsverfassungsgesetz aufge-

nommen (vgl. BetrVerf-Reformgesetz BGBl. I, S. 1852ff.) sowie wurde im 

Jahr 2002 im Rahmen des Job-AQTIV-Gesetzes die Überlassungshöchst-

dauer von 12 auf 24 Monaten verlängert (vgl. Art. 7 BGBl. I, S. 3462f.). 

Zudem wurde im Jahr 2003 mit dem Ersten Gesetz für moderne Dienstleis-

tungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 das Synchronisations- und 

Wiedereinstellungsverbot und die Überlassungshöchstdauer abgeschafft 

(vgl. BGBl. I, S. 4607ff.), was „zu einer Ausweitung dieser Beschäftigungs-

form geführt“ (Bundesagentur für Arbeit 2020a, S. 6) hat. Mögliche Gründe 

für den darauffolgenden Thematisierungshöhepunkt im Jahr 2008 liegen in 

der schwachen wirtschaftlichen Lage im Zuge der Finanzkrise sowie der 

Möglichkeit der Inanspruchnahme von Kurzarbeit in der Leiharbeit durch 

das Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland 

vom 2. März 2009 (vgl. BGBl. I, S. 416ff.). Zudem erregte die Debatte um 

den Leiharbeitsmissbrauch bei der Drogeriekette Schlecker mediale Auf-

merksamkeit (Öchsner 2010). Den absoluten Höhepunkt erreicht die The-

matisierung des Instruments „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ im Jahr 2011. Dies 

kann auf zwei Umstände zurückgehen: einerseits auf die Einführung der so-

genannten Drehtürklausel durch das Erste Gesetz zur Änderung des Arbeit-

nehmerüberlassungsgesetzes – Verhinderung von Missbrauch der Arbeit-

nehmerüberlassung vom 28. April 2011 (vgl. BGBl. I, S. 642ff.) sowie an-

dererseits auf den Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsstellen 

in der Arbeitnehmerüberlassung (Zeitarbeit) von 44,2 Prozent von im Jahr 

2010 110.972 Arbeitsstellen auf 160.068 Arbeitsstellen im Jahr 2011 (Bun-

desagentur für Arbeit 2020b). Das Instrument „Hartz IV/ ALG II/ Sozial-

geld“ wurde vor allem in den Jahren 2004 bis 2006 sowie 2009 und 2010 in 

der massenmedialen Öffentlichkeit thematisiert. Der erste Thematisierungs-

höhepunkt kann mit der Reform des Arbeitslosengeldes durch die Einfüh-

rung des Arbeitslosengelds II (ALG II, umgangssprachlich Hartz IV ge-

nannt) und des Sozialgelds zum 01.01.2005 durch das Vierte Gesetz für 

moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003 be-

gründet werden (vgl. BGBl. I, S. 2954ff.). Die mediale Aufmerksamkeit 

dieses Instruments im Jahr 2009 spiegelt sich auch in der Wahl des Wortes 

„hartzen“ zum Jugendwort des Jahres wider (Das Jugendwort des Jahres 

2009 steht fest 2009), während das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2010 

die Berechnungen der Regelleistung für verfassungswidrig erklärte, da diese 

ein menschenwürdiges Existenzminimum nicht gewährleisten würde 

(BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 09. Februar 2010 – 1 BvL 1/09). Im 

Hinblick auf den Thematisierungsverlauf des neoklassischen Instruments 

„Minijobs/ Midijobs“ sind ebenfalls einzelne Höhepunkte erkennbar. Mit 

dem Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 

vom 24. März 1999 entfiel die pauschale Besteuerung der Minijobs und die 

sogenannten 630-Mark-Jobs wurden mit 12 Prozent RV-Beitrag und 10 
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Prozent KV-Beitrag seitens des Arbeitgebers besteuert (vgl. Art. 2, Art. 3 

und Art. 4 BGBl. I, S. 389ff.). Da diese Änderungen die Gesellschaft unmit-

telbar betrafen, wurden über jene stärker in den Massenmedien berichtet. In 

paralleler Weise wurden die Änderung des Zweiten Gesetzes für moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 von den Mas-

senmedien verstärkt thematisiert. Jenes Gesetz umfasste die Anhebung der 

Geringfügigkeitsgrenze auf 400 Euro, den Wegfall der Begrenzung auf we-

niger als 15 Wochenstunden und die Einführung des Midijobs für Entgelte 

zwischen 400,01 und 800,00 Euro (vgl. BGBl. I, S. 4621ff.). In den darauf-

folgenden Jahren wurde die Policy-Option „Minijobs/ Midijobs“ weitge-

hend von der Medienagenda verdrängt, abgesehen von einem leichten Hö-

hepunkt im Jahr 2006. In diesem Jahr trat das Haushaltsbegleitgesetz 2006 

vom 29. Juni 2006 in Kraft, mit dem die Anhebung des pauschalen RV-

Beitrags von 12 Prozent auf 15 Prozent beschlossen wurde (vgl. Art. 11 Nr. 

3 HBeglG 2006 BGBl. I, S. 1405). Ab dem Jahr 2012 stieg die Thematisie-

rungshäufigkeit von „Minijobs/ Midijobs“ wieder an und verzeichnet im 

Jahr 2014 die Aufmerksamkeitsspitze. Gründe hierfür können unter ande-

rem die Anhebung der Entgeltgrenze für Minijobs von 400 auf 450 Euro 

und von Midijobs von 800 auf 850 Euro sowie die Einführung der RV-

Pflicht für Minijobs ab dem 01.01.2013 durch das Gesetz zu Änderungen im 

Bereich der geringfügigen Beschäftigung vom 5. Dezember 2012 sein (vgl. 

BGBl. I, S. 2474ff.). Zudem schrieb das Tarifautonomiestärkungsgesetz 

vom 11. August 2014 vor, dass auch Mini- und Midijobs ab dem 01.01.2015 

mit dem neu geltenden gesetzlichen Mindestlohn bezahlt werden müssen 

(vgl. BGBl. I, S. 1348ff.). Abschließend kann der Thematisierungshöhe-

punkt im Jahr 2017 auf die Erhöhung des Mindestlohns auf 8,84 Euro brutto 

ab dem 01.01.2017 zurückgehen, der von der Mindestlohnkommission im 

Sommer 2016 für die Jahre 2017 und 2018 festgelegt wurde (Mindestlohn-

kommission 2016). 

Das neoklassische Instrument „moderate Lohnpolitik“ zur Lohnkosten-

senkung wurde in 504 Artikeln von insgesamt 101.240 Zeitungsartikeln 

thematisiert, was lediglich einem Anteil von weniger als 0,5 Prozent des ge-

samten Datenmaterials entspricht. Der Thematisierungsverlauf der Policy-

Option „moderate Lohnpolitik“ über den gesamten Beobachtungszeitraum 

ist in Abbildung 17 dargestellt. 
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Abbildung 17: Thematisierungshäufigkeit des neoklassischen Instruments 

„moderate Lohnpolitik“ zur Lohnkostensenkung in der massenmedialen 

Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der Abbildung 17 fallen zunächst die beachtlichen Schwankungen im 

Zeitverlauf der Thematisierung des neoklassischen Instruments „moderate 

Lohnpolitik“ auf. Wird zunächst die erste Hälfte des Untersuchungszeit-

raums betrachtet, lässt sich die Thematisierungshochphase in den Jahren 

1998/1999 vermutlich auf die relativ hohe Arbeitslosigkeit von 11,1 Prozent 

in 1998 und 10,5 Prozent in 1999 zurückführen (Bundesagentur für Arbeit 

2020c). Die vergleichsweise hohe Arbeitslosenquote wurde von verschiede-

nen Institutionen und Parteien thematisiert. So riet der SVR bspw. der Koa-

lition aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „dringend davon ab, den 

moderaten Kurs der Lohnpolitik aufzugeben“ (Jahresgutachten 1998/99, 

S. 239), da die neue Regierung unter anderem „Fehlentscheidungen wie 

beim Kündigungsschutz, bei der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und 

beim Schlechtwettergeld korrigieren und die Chancengleichheit der Tarif-

vertragsparteien sichern“ wollte (SPD/BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 1998, 

S. 7) und demnach vom moderaten Kurs abweichen wollte. Der Höhepunkt 

im Jahr 2001 kann sich mit der schlechten konjunkturellen Lage aufgrund 

der geplatzten Dotcom-Blase im März 2000 erklären lassen. Um die Wirt-

schaft vor einer Rezession zu schützen, plädierten Experten wie der damali-

ge Direktor des Instituts für Finanzwissenschaft der Universität Mainz, Rolf 

Peffekoven, in den Medien für eine Fortführung der moderaten Lohnpolitik 

(Dettweiler 2001). Diesen Kurs betonten auch die sechs führenden Wirt-

schaftsforschungsinstitute in ihrem Frühjahrsgutachten 2001 (Forscher for-

dern moderate Lohnpolitik 2001). Einige Jahre später, im Jahr 2007, kann 

der Höhepunkt der Thematisierung vor allem als Reaktion auf die Netto-

lohn-Debatte aufgefasst werden, die von der Bild-Zeitung angestoßen wur-

de. Mit dem Zeitungsartikel versuchte die Bild zu belegen, dass der durch-

schnittliche preisbereinigte Nettolohn eines Arbeitnehmers im Jahr 2006 auf 
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dem niedrigsten Niveau seit 1986 liege, obwohl die Steuer- und Sozialabga-

benbelastung der Arbeitnehmer im gleichen Zeitraum um 66 Prozent gestie-

gen sei (Der Netto-Lohn-Skandal 2007). Ferner erreichte die „moderate 

Lohnpolitik“ als Instrument einen recht hohen Agenda-Status in den Medien 

im Jahr 2007, da unter anderem der Bundesverband der Deutschen Industrie 

(BDI) sowie die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

weiterhin eine moderate Lohnpolitik forderten (Auch der BDI erhöht Prog-

nose für Wachstum 2007; Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-

verbände 2007), da „die moderate Lohnpolitik der letzten Jahre (…) einen 

wichtigen Beitrag zum gegenwärtigen wirtschaftlichen Aufschwung und 

damit zur positiven Beschäftigungsentwicklung geleistet“ (Bundesvereini-

gung der Deutschen Arbeitgeberverbände 2007) habe. Die Befürworter ar-

gumentierten mit der gesunkenen Arbeitslosenquote von 9,0 Prozent (Bun-

desagentur für Arbeit 2020c). 

 

Das keynesianische Deutungsmuster 

 

Die keynesianischen Ursachen  

Die drei keynesianischen Problemursachen „Einkommen niedrig“, „Wachs-

tum gering“ und „Einkommen ungleich verteilt“ wurden in 12.524 der ins-

gesamt 101.240 Zeitungsartikel thematisiert. Der Verlauf hierzu wird in 

Abbildung 18 für den gesamten Untersuchungszeitraum dargestellt. 

 

Abbildung 18: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Problemursachen 

in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung von Abbildung 18 fällt zunächst der mäßige Themati-

sierungsverlauf aller drei Ursachen auf. Ausnahmen bilden lediglich das 

Jahr 2009 sowie die letzten Jahre des Untersuchungszeitraums ab dem Jahr 

2013. Die höchste Bedeutung in der massemedialen Öffentlichkeit kommt 
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der Ursache „Wachstum gering“ zu, was darauf zurückgehen kann, dass das 

Thema „Wachstum“ grundsätzlich häufig in den Medien diskutiert wird. 

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht für jedes Quartal die neusten Zah-

len bezüglich der Wirtschaftsleistung Deutschlands, bei der das BIP-

Wachstum der zentrale Indikator ist (Statistisches Bundesamt 2020c). Diese 

Statistiken sowie Wachstumszahlen wichtiger Unternehmen oder ganzer 

Sektoren werden regelmäßig von den Medien aufgegriffen. Zudem erhalten 

die Resultate von Auswertungen und Prognosen von Wirtschaftsforschungs-

instituten, die sich ebenfalls regelmäßig mit dem Thema Wachstum beschäf-

tigen, recht konstant einen Platz auf der Medienagenda. Mit dem hohen me-

dialen Stellenwert der Ursache „Wachstum gering“ gehen demnach auch die 

selteneren Agenda-Platzierungen der beiden anderen keynesianischen Ursa-

chen einher. Eine mögliche Begründung für die vergleichsweise geringe 

mediale Aufmerksamkeit bezüglich der Ursache „Einkommen ungleich ver-

teilt“ kann einerseits sein, dass die Medien eher Termini wie niedrige bzw. 

hohe Einkommen statt „ungleich verteilte Einkommen“ aufgriffen. Anderer-

seits können die Diskussionen über das Thema „Ungleichheit“ häufig in 

Verbindung mit ungleich verteilten Vermögen statt ungleich verteilten Ein-

kommen stehen. Darüber hinaus sind die spiegelbildlichen Verläufe der 

Thematisierungen der Ursache „Wachstum gering“ und der Ursache „Ein-

kommen niedrig“ von 1997 bis zum Jahr 2013 bemerkenswert. Bei beiden 

Ursachen ist das Jahr 2009 auffällig: Die Ursache „Wachstum gering“ ver-

zeichnet hier mit 82,34 Prozent die Aufmerksamkeitsspitze während die Ur-

sache „Einkommen niedrig“ mit 16,28 Prozent ihren Tiefpunkt erreicht, der 

vermutlich im Zusammenhang mit der globalen Finanzkrise und dem nega-

tiven BIP-Wachstum dieses Jahres (-5,69 Prozent) steht (World 

Bank/OECD 2019). In den Jahren gleichen sich die Thematisierungshäufig-

keiten dieser beiden Ursachen langsam, aber beständig an, bis sie ab dem 

Jahr 2013 ein Thematisierungsniveau von etwa 47 Prozent erreichen und 

sich danach bis zum Ende des Beobachtungszeitraums kontinuierlich auf 

diesem halten. Ursächlich für diese Entwicklung kann einerseits das gestie-

gene BIP-Wachstum sein (World Bank/OECD 2019), andererseits trugen 

möglicherweise die Bundestagswahl 2013 und das wichtige Wahl-

kampfthema „Einführung des Mindestlohns“ (Wahlprogramme im Ver-

gleich 2013a) zur häufigeren Thematisierung der Ursache „Einkommen 

niedrig“ bei. Des Weiteren liefert der relativ große Niedriglohnsektor, der 

seit dem Jahr 2008 etwa konstant 24 Prozent aller abhängig Beschäftigten 

ausmacht, eine mögliche Begründung für die stetig steigende Aufmerksam-

keit für die Ursache „Einkommen niedrig“ ab 2009 (Grabka/Schröder 2019). 

Aufgrund der Finanzkrise und deren wirtschaftlichen sowie gesellschaftli-

chen Folgen, welcher die Medien einen sehr hohen Stellenwert beimaßen, 

ist anzunehmen, dass der Aspekt des wachsenden Niedriglohnsektors erst 

zeitlich verzögert von den Medien aufgenommen wurde. 
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Die keynesianischen Lösungen 

Die vier keynesianischen Lösungen „antizyklische Finanzpolitik“, „Löhne 

erhöhen“, „Sozialleistung erhöhen“ und „Steuern erhöhen“ wurden in 

17.793 von insgesamt 101.240 Zeitungsartikeln thematisiert. Abbildung 19 

zeigt die Thematisierungsverläufe der vier Problemlösungen von 1997 bis 

2017. 

 

Abbildung 19: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer 

Lösungsvorschläge in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 

(in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung von Abbildung 19 ist zunächst die verstärkte Fokussie-

rung der Medien ab der Mitte des Untersuchungsraums auf zwei der vier 

keynesianischen Lösungen ersichtlich. Während die beiden Lösungen „anti-

zyklische Finanzpolitik“ und „Löhne erhöhen“ zusammen in dieser Zeit im 

Durchschnitt in etwa 81 Prozent der Zeitungsartikel thematisiert wurden, 

sank die Thematisierungshäufigkeit der Lösung „Steuern erhöhen“ kontinu-

ierlich bis sie ein ähnlich niedriges Niveau wie der anderen Lösung „Sozial-

leistung erhöhen“ erreicht. Diese Entwicklung erlaubt mehrere mögliche 

Rückschlüsse: Die Lösung „Löhne erhöhen“ erreicht einen hohen Mediena-

genda-Status, da das Thema „Lohn“ wie bereits oben erwähnt grundsätzlich 

ein relevantes Thema für die Rezipienten ist. Zudem stellen Lohnerhöhun-

gen meist die Kernforderung von Gewerkschaften an Unternehmen dar, die 

oftmals mit Streiks und der massenmedialen Berichterstattung über diese 

einhergeht. Dass die Thematisierungshäufigkeit der Lösung „Löhne erhö-

hen“ in der zweiten Hälfte höher ist als in der ersten, kann zum einen auf die 

sinkende Relevanz der Lösung „Steuern erhöhen“ ab 2007 durch die Einfüh-
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rung der Reichensteuer mit dem Steueränderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 

2006 zurückzuführen sein (vgl. Art. 1 Nr. 14b) BGBl. I, S. 1654). Zum an-

deren erregte die Debatte um den Mindestlohn und dessen Einführung im 

Jahr 2015 sowie das hohe Niveau des Niedriglohnsektors von etwa konstant 

24 Prozent aller abhängig Beschäftigten seit 2008 mediale Aufmerksamkeit 

(Grabka/Schröder 2019). Ferner forcierte die arbeitsmarktpolitisch eher 

keynesianisch ausgerichtete Partei Die Linkspartei.PDS nach ihrem Einzug 

ins Parlament (gemeinsam mit der Partei Arbeit & soziale Gerechtigkeit – 

Die Wahlalternative WASG und parteilosen Abgeordneten bildete die 

Linkspartei.PDS die Fraktion Die Linke) im Zuge der Bundestagswahl 2005 

den Diskurs über Arbeitsmarkt- und Lohnpolitik (Deutscher Bundestag 

2017c). Auch die Einführung des Saison-Kurzarbeitergeldes mit dem Gesetz 

zur Förderung ganzjähriger Beschäftigung vom 24. April 2006 (vgl. BGBl. 

I, S. 926ff.), die Erweiterung der Kombilohninstrumente für ältere Erwerbs-

personen mit dem Gesetz zur Verbesserung der Beschäftigungschancen älte-

rer Menschen vom 19. April 2007 (vgl. BGBl. I, S. 538ff.) und die neuen 

Kombilöhne für junge Arbeitslose mit dem Vierten Gesetz zur Änderung 

des Dritten Buches Sozialgesetzbuch – Verbesserung der Qualifizierung und 

Beschäftigungschancen von jüngeren Menschen mit Vermittlungshemmnis-

sen vom 10. Oktober 2007 (vgl. BGBl. I, S. 2329ff.) können die Ursache für 

eine höhere Aufmerksamkeit hinsichtlich der Lösung „Löhne erhöhen“ ab 

dem Jahr 2007 sein. Parallel wurde auch die Lösung „antizyklische Finanz-

politik“ häufig in den Medien adressiert. Die unmittelbar mit ihr verbunde-

nen Stichworte wie „Konjunktur“ und „Wachstum“ werden gemeinsam mit 

Expertenmeinungen aus der Finanzpolitik regelmäßig in den Medien thema-

tisiert. Daher ist der absolute Thematisierungshöhepunkt dieser Lösung in 

die Finanzkrise im Jahr 2009 nicht überraschend, bei welcher der Diskussi-

on um die richtige Reaktion der Finanzpolitik zur Bekämpfung der Krise 

höhere Bedeutung als der Debatte um höhere Löhne beigemessen wurde. 

Während im Jahr 2013 das Wahlkampfthema „Einführung des Mindest-

lohns“ das Interesse der Medien hinsichtlich höherer Löhne auf sich zog 

(Wahlprogramme im Vergleich 2013a), können die Folgen der Finanzkrise 

ursächlich für die gesunkene Thematisierungshäufigkeit der Lösung „anti-

zyklische Finanzpolitik“ bis zum Ende des Beobachtungszeitraums sein. Im 

Sinne der antizyklischen Finanzpolitik wurden keine höheren Steuern ge-

fordert, wodurch diese Lösung vermehrt in den Hintergrund der medialen 

Berichterstattung rückte. Die marginale Rolle von „Sozialleistung erhöhen“ 

bei der keynesianischen Problemlösung von „Arbeitslosigkeit“ kann darauf 

zurückgehen, dass anstelle dieser Lösung häufig aus Gründen der Verständ-

lichkeit und Nachvollziehbarkeit wirtschaftspolitischer Themen konkrete 

Maßnahmen von den Medien aufgegriffen und dargestellt werden, wodurch 

dem Rezipienten der Zugang erleichtert werden soll. So berichteten die Me-

dien möglicherweise eher über die Erhöhung spezifischer Sozialleistungen 
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wie einer höheren Rente oder einer Kindergelderhöhung anstatt von der all-

gemeinen Lösung „Sozialleistungen erhöhen“.  

 

Die keynesianischen Instrumente 

Die vier keynesianischen Instrumente „Konjunkturpaket Abschreibung“, 

„Konjunkturpaket Infrastruktur“, „Konjunkturpaket Umweltprämie“ und 

„Kurzarbeitergeld erhöhen“, die im Rahmen einer antizyklischen Finanzpo-

litik ergriffen werden und im Rahmen dieser Analyse untersucht werden, 

wurden in 1.673 von insgesamt 101.240 Zeitungsartikeln thematisiert, was 

lediglich einem Anteil von etwa 1,5 Prozent des gesamten Datenmaterials 

entspricht. Der Verlauf der Thematisierungshäufigkeiten der vier Policy-

Optionen über den gesamten Beobachtungszeitraum ist in Abbildung 20 

dargestellt. 

 

Abbildung 20: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente im 

Rahmen einer antizyklischen Fiskalpolitik in der massenmedialen 

Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Das Instrument „Konjunkturpaket Infrastruktur“ dominierte die Mediena-

genda fast über den gesamten Zeitraum hinweg. Lediglich zwischen den 

Jahren 2006 bis 2012 erregte auch die Policy-Option „Kurzarbeitergeld er-

höhen“ Aufmerksamkeit in den Medien. Die anderen beiden Instrumente 

spielen mit Ausnahme einzelner, sich auf einem niedrigen Aufmerksam-

keitsniveau bewegender Höhepunkte in der Berichterstattung nur marginale 

Rollen. So wurde das Instrument „Konjunkturpaket Umweltprämie“ ledig-

lich in den Jahren 2009, 2010 und 2011 häufiger thematisiert. Diese Thema-

tisierungshochphase in den Medien bildet die Diskussionen um die Einfüh-

rung der befristeten Umweltprämie durch das Gesetz zur Sicherung von Be-
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schäftigung und Stabilität in Deutschland vom 2. März 2009 wirklichkeits-

getreu ab (vgl. Anlage 697 01-332 BGBl. I, S. 421.). Wird die konstant 

niedrige Thematisierung des Instruments „Konjunkturpaket Abschreibung“ 

betrachtet, verzeichnet jene Policy-Option nur im Jahr 2005 einen Aufmerk-

samkeitssprung, was auf die Planung verbesserter Abschreibungsbedingun-

gen für die nächsten Jahre, die Teil eines 25 Milliarden Euro-

Investitionsprogramms der neuen Bundesregierung sein sollten (Hoffen auf 

Konjunkturwachstum durch Investitionen 2005), zurückgehen kann. Bereits 

ein Jahr später, im Jahr 2006 wurde die befristete Anhebung der degressiven 

Abschreibung von 20 Prozent auf höchstens 30 Prozent mit dem Gesetz zur 

steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung vom 26. April 

2006 beschlossen (vgl. Art. 1 Nr. 4 BGBl. I, S. 1091f.). Wie die Abbildung 

20 veranschaulicht, steigt die Aufmerksamkeit der Medien für das Instru-

ment „Kurzarbeitergeld erhöhen“ ab dem Jahr 2006. Dieser Anstieg ging 

mit der Einführung des Saison-Kurzarbeitergeldes mit dem Gesetz zur För-

derung ganzjähriger Beschäftigung vom 24. April 2006 einher (vgl. BGBl. 

I, S. 926ff.). Für die kontinuierlich zunehmende Thematisierung in der mas-

senmedialen Öffentlichkeit in den darauffolgenden Jahren spielen die Ver-

längerung der Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld von 12 auf 18 Monate für 

ein Jahr bis zum 31.12.2009 (Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-

gie/Bundesministerium der Finanzen 2008) sowie eine weitere Verlänge-

rung bis Ende 2010 durch das Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und 

Stabilität in Deutschland vom 2. März 2009 vermutlich eine wichtige Rolle. 

Im Zuge dieses Gesetzes wurde zudem beschlossen, die Kosten für Weiter-

bildungsmaßnahmen während der Kurzarbeit zu erstatten sowie Leiharbeit-

nehmer und befristete Beschäftigte für die neuen Kurzarbeit-Regelungen zu 

berücksichtigen (vgl. BGBl. I, S. 416ff.). Die durch die globale Finanzkrise 

bedingte schlechte wirtschaftliche Lage führte dazu, dass die SPD und Die 

Linke im Jahr 2010 eine erneute Verlängerung des Kurzarbeitergeldes be-

schlossen (Deutscher Bundestag 2010a, Drucksache 15/255; Deutscher 

Bundestag 2010d, Drucksache 17/523). Mit dem Gesetz für bessere Be-

schäftigungschancen am Arbeitsmarkt vom 24. Oktober 2010 wurde die 

Kurzarbeiterregelung schließlich bis Ende März 2012 verlängert (vgl. Be-

schäftigungschancengesetz BGBl. I, S. 1417ff.). Schließlich ist die massen-

mediale Aufmerksamkeit, wie der Abbildung 20 zu entnehmen ist, für das 

Instrument „Konjunkturpaket Infrastruktur“ über die Jahre konstant hoch. 

Dies lässt sich möglicherweise darauf zurückführen, dass Infrastruktur ein 

allgemein wichtiges Thema ist, das im Zeitverlauf gleichmäßiges Interesse 

in der Gesellschaft findet. Nicht nur die Bürger profitieren von einer guten 

Infrastruktur, sondern auch die Unternehmen und der Staat (Bardt 2014). 

Lediglich in den Jahren der globalen Finanzkrise erfährt das Instrument eine 

geringere Aufmerksamkeit in den Medien. Die geringere Thematisierung 

geht mit einem gleichzeitigen Anstieg der Thematisierungshäufigkeit des 

Instruments „Kurzarbeitergeld erhöhen“ einher. Ab dem Jahr 2013 domi-
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niert die Policy-Option „Konjunkturpaket Infrastruktur“ die Medienagenda 

wieder bis zum Ende des Untersuchungszeitraums, was unter anderem als 

Reaktion auf die Forderung der Union nach einem 25 Milliarden Euro 

schweren Investitionsprogramm zur Stärkung der Infrastruktur gedeutet 

werden kann (CDU/CSU 2013, S. 8). Zudem leistete möglicherweise ein 

weiteres Gesetz einen wichtigen Beitrag zu der verstärkten Thematisierung 

dieses Instrument. Mit dem Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens 

„Aufbauhilfe" und zur Änderung weiterer Gesetze vom 15. Juli 2013 sollte 

die durch das starke Hochwasser zerstörte Infrastruktur wieder aufgebaut 

werden (vgl. Aufbauhilfegesetz BGBl. I, S. 2401ff.). 

Die vier keynesianischen Instrumente zur Sozialleistungserhöhung „Be-

treuungsgeld erhöhen“, „Kindergeld erhöhen“, „Elterngeld erhöhen“ und 

„Kinderbetreuung erhöhen“ wurden in 2.107 von insgesamt 101.240 Zei-

tungsartikeln thematisiert. Die Abbildung 21 enthält die Ergebnisse der de-

skriptiven Analyse hinsichtlich der Thematisierungsverläufe der vier Policy-

Optionen in den Jahren 1997 bis 2017. 

 

Abbildung 21: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente zur 

Sozialleistungserhöhung in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 

2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Wie die Abbildung 21 verdeutlicht, wurden die beiden Instrumente „Kin-

derbetreuung erhöhen“ und „Kindergeld erhöhen“ am häufigsten in den 

Medien thematisiert, obgleich die Thematisierungshäufigkeit von „Kinder-

geld erhöhen“ ab dem Jahr 2003 stark sank. Dahingegen wurden die Policy-

Optionen „Elterngeld erhöhen“ und „Betreuungsgeld erhöhen“ nur in ein-

zelnen Jahren häufiger thematisiert. So geht der relative Thematisierungs-

höhepunkt von „Betreuungsgeld erhöhen“ im Jahr 2009 vermutlich auf den 
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einmaligen Kinderbonus, den alle Kindergeldberechtigten in diesem Jahr in 

Höhe von 100 Euro aufgrund des Gesetzes zur Sicherung von Beschäfti-

gung und Stabilität in Deutschland vom 2. März 2009 erhielten, zurück (vgl. 

Art. 3 BGBl. I, S. 417). Die Aufmerksamkeitsspitze verzeichnet das Instru-

ment im Jahr 2012, in dem die geplante Einführung des Betreuungsgeldes 

zahlreiche politische Debatten auslöste. Die Union und die FDP legten im 

Juni 2012 einen Gesetzentwurf vor (Deutscher Bundestag 2012a, Drucksa-

che 17/9917), der schließlich mit dem Gesetz zur Einführung des Betreu-

ungsgeldes vom 15. Februar 2013 im Jahr 2013 realisiert wurde (vgl. Be-

treuungsgeldgesetz BGBl. I, S. 254ff.). Zwei Jahre später wurde dieses Ge-

setz allerdings vom Bundesverfassungsgericht für nichtig erklärt, was den 

leichten Anstieg der Thematisierungshäufigkeit im Jahr 2015 erklären kann 

(BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13). Als 

Nächstes wird der Aufmerksamkeitszyklus des Instruments „Elterngeld er-

höhen“ betrachtet. Diese Policy-Option erlangte im Jahr 2003 womöglich 

aufgrund der Senkung des Elterngeldes, das zu jener Zeit als Erziehungsgeld 

bezeichnet wurde, durch das Haushaltsbegleitgesetz 2004 vom 29. Dezem-

ber 2003 einen Bedeutungszuwachs in der massenmedialen Öffentlichkeit 

(vgl. Art. 20 HBeglG 2004 BGBl. I, S. 3087ff.). Die Höhepunkte in den 

Jahren 2005 und 2006 korrespondieren mit der Einführung des neu geschaf-

fenen Elterngeldes durch das Gesetz zur Einführung des Elterngeldes vom 

5. Dezember 2006 (vgl. BGBl. I, S. 2748ff.), was CDU, CSU und SPD be-

reits 2005 in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart hatten (CDU et al. 2005). 

Darüber hinaus adressieren die Medien im Zuge der Einführung des Eltern-

geldPlus durch das Gesetz zur Einführung des ElterngeldPlus mit Partner-

schaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und El-

ternzeitgesetz vom 18. Dezember 2014 diese Policy-Option verstärkt im 

Jahr 2014. Mit dem Gesetz intendierte die Politik den Wiedereinstieg von 

Eltern in den Arbeitsmarkt zu erleichtern und verlängerte im Zuge dessen 

die Bezugsdauer des Elterngeldes von bisher 14 auf 28 Monate bei gleich-

zeitiger Teilzeitarbeit (vgl. BGBl. I, S. 2325ff.). Im Hinblick auf das In-

strument „Kindergeld erhöhen“ wurde jenes vor allem bis zum Jahr 2002 

vergleichsweise häufig in den Medien thematisiert. Die Begründung dafür 

liegt darin, dass in dieser Zeit das monatliche Kindergeld für das erste und 

zweite Kind in einem mehrstufigen Prozess von 112 Euro im Jahr 1998 auf 

154 Euro im Jahr 2002 erhöht wurde. In den darauffolgenden Jahren sank 

die Thematisierungshäufigkeit dieser Policy-Option, da das Kindergeld auf 

dem Niveau des Jahres 2002 stagnierte und somit nicht im Fokus politischer 

sowie medialer Debatten stand (Sozialpolitik aktuell 2020b). Im Jahr 2008 

verabschiedete der Deutsche Bundestag das Gesetz zur Änderung des Bun-

deskindergeldgesetzes vom 24. September 2008 (vgl. BGBl. I, S. 1854ff.) 

und das Gesetz zur Förderung von Familien und haushaltsnahen Dienstleis-

tungen (Familienleistungsgesetz) vom 22. Dezember 2008 (vgl. FamLeistG 

BGBl. I, S. 2955ff.), die nach ihrem Inkrafttreten zu der höheren Themati-
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sierung dieses Instruments beitrugen. Zudem erhöhte sich das Kindergeld 

zum Jahreswechsel in das Jahr 2009 erstmalig wieder auf nun 164 Euro mo-

natlich für das erste und zweite Kind. Die nächste Erhöhung auf 184 Euro 

erfolgte bereits ein Jahr später, was der Auslöser für die vergleichsweise ho-

he mediale Aufmerksamkeit für jene Policy-Option sein kann (Sozialpolitik 

aktuell 2020b). Gegen Ende des Untersuchungszeitraums spielte „Kinder-

geld erhöhen“ lediglich in den beiden Bundestagswahljahren 2013 und 2017 

nochmals eine stärkere Rolle in den Medien. Im Jahr 2013 greifen die Me-

dien dieses Instrument möglicherweise verstärkt aufgrund der Wahlverspre-

chen aller Parteien mit Ausnahme der FDP zur Erhöhung des Kindergeldes 

auf (Wahlprogramme im Vergleich 2013c). Parallel stimmt die erhöhte 

Thematisierung in 2017 mit dem Diskussionszeitpunkt zu den Wahlpro-

grammen überein. Während die FDP in diesem Jahr das Kindergeld 2.0 ein-

führen wollte, forderten die Union sowie Die Linke eine Erhöhung des Kin-

dergeldes und die Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN plädierte für einen 

Kindergeldbonus (Programmvergleich 2017a). Der Thematisierungsverlauf 

des Instruments „Kinderbetreuung erhöhen“ dagegen verläuft in entgegen-

gesetzter Richtung. So stieg die mediale Aufmerksamkeit zu Beginn des 

Untersuchungszeitraums an und erreichte im Jahr 2004 einen ersten Höhe-

punkt. Dieser ging mit dem Gesetz zum qualitätsorientierten und bedarfsge-

rechten Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder (Tagesbetreuungsausbauge-

setz) vom 27. Dezember 2004 einher, das die Bereitstellung eines Mindest-

bedarfs an Plätzen in Kindertageseinrichtungen für Kinder unter drei Jahren 

vorschrieb (vgl. Art. 1 Nr. 3 §24 TAG BGBl. I, S. 3853). Drei Jahre später 

wurden mit dem Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Kinderbe-

treuungsausbau" und zur Entfristung des Kinderzuschlags vom 18. Dezem-

ber 2007 Finanzmittel für den Ausbau der Betreuung von Kindern unter drei 

Jahren bereitgestellt (vgl. BGBl. I, S. 3022ff.). Neben diesem Gesetz be-

schloss der Deutsche Bundestag das Gesetz zur Förderung von Kindern un-

ter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderför-

derungsgesetz) vom 10. Dezember 2008, welches den Rechtsanspruch auf 

einen Betreuungsplatz für alle Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr 

einführte (vgl. Art. 1 Nr. 7 §24 (2) KiföG BGBl. I, S. 2404.). Beide Gesetze 

waren Gegenstand vieler politischer Diskussionen, welche die analysierten 

Leitmedien aufgriffen. Der Thematisierungshöhepunkt im Jahr 2011 steht 

vermutlich in einem engen Zusammenhang mit der Zwischenevaluierung 

des Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung 2008-2013“, die 

das Finanzwissenschaftliche Forschungsinstitut an der Universität zu Köln 

im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend durchführte. Die befragten Experten schlussfolgerten, dass es für die 

Erreichung des bundesweiten Ziels bezüglich verbesserter Kinderbetreuung 

eine Steigerung der bisherigen Ausbaugeschwindigkeit für Kinderbetreu-

ungsplätze bräuchte (Diekmann/Thöne 2011). Zudem forderte der Bundesrat 

von der Bundesregierung eine stärkere finanzielle Beteiligung an der Be-
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treuung für Kinder unter drei Jahren und der frühkindlichen Bildung (Bun-

desrat 2011). Mit dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Finanzhilfen 

des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder und zur Änderung 

des Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetzes vom 12. Dezember 2013 be-

schloss die Politik die Verlängerung der beiden Investitionsprogramme 

„Kinderbetreuungsfinanzierung 2008-2013“ und „Kinderbetreuungsfinan-

zierung 2013-2014“ um ein bzw. eineinhalb Jahre (vgl. BGBl. I, S. 4118ff.). 

Im Zusammenwirken mit der Aufstockung des bestehenden Sondervermö-

gens „Kinderbetreuungsausbau“ sowie der weiteren Beteiligung des Bundes 

an den Betriebskosten der Kinderbetreuung durch das Gesetz zur weiteren 

Entlastung von Ländern und Kommunen ab 2015 und zum quantitativen 

und qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreuung sowie zur Änderung des 

Lastenausgleichsgesetzes vom 22. Dezember 2014 (vgl. BGBl. I, S. 2411ff.) 

thematisierten die Medien das Instrument „Kinderbetreuung erhöhen“ im 

Jahr 2014 verstärkt. Zwei Jahre später erreicht die Policy-Optionen einen 

erneuten Höhepunkt im Jahr 2016. Ursächlich hierfür kann die Verlänge-

rung des Investitionsprogramms („Kinderbetreuungsfinanzierung 2015-

2018“) um ein weiteres Jahr sowie die entsprechende Verschiebung der 

Auflösung des Sondervermögens „Kinderbetreuungsausbau“ durch das Ge-

setz zur Änderung des Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau 

der Tagesbetreuung für Kinder und des Kinderbetreuungsfinanzierungsge-

setzes vom 8. Juli 2016 sein (vgl. BGBl. I, S. 1614ff.). 

Die drei keynesianischen Instrumente zur Steuererhöhung „Erbschaft-

steuer erhöhen“, „Vermögensteuer erhöhen“ und „Reichensteuer/ Spitzen-

steuer erhöhen“ wurden in 781 von insgesamt 101.240 Presseartikeln the-

matisiert, was lediglich einem Anteil von weniger als 1 Prozent des gesam-

ten Datenmaterials entspricht. Der Verlauf der Thematisierungshäufigkeiten 

über den gesamten Beobachtungszeitraum ist in Abbildung 22 dargestellt. 
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Abbildung 22: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente zur 

Steuererhöhung in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in 

Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung der Thematisierungsverläufen der Instrumente zur 

Steuererhöhung fällt zunächst auf, dass alle Verläufe mehrere Hoch- und 

Tiefphasen aufweisen. Folglich fokussierte sich die Berichterstattung nicht 

auf ein spezifisches Instrument. Dies ist auf die Verabschiedung zahlreicher 

unterschiedlicher Steuergesetze sowie die teils stark voneinander divergie-

renden Forderungen der Parteien zu dem Thema Besteuerung zurückzufüh-

ren. Im Jahr 1997 wurde das Instrument „Reichensteuer/ Spitzensteuer er-

höhen“ am stärksten in den Medien thematisiert, was im Zusammenhang 

mit dem Scheitern der Steuerreform 1997/1998 stehen kann: Die Bundesre-

gierung intendierte mit dem Steuerreformgesetz 1998 den Einkommensteu-

erhöchstsatz für gewerbliche Einkünfte von 47 Prozent auf 40 Prozent zu 

senken (Deutscher Bundestag 1997b, Drucksache 13/7775). Allerdings 

wurde dieser Gesetzentwurf abgelehnt (Deutscher Bundestag 1997e, Druck-

sache 13/8592). Aus der Abbildung 22 wird zudem ersichtlich, dass das In-

strument „Vermögensteuer erhöhen“ in den ersten drei Jahren des Beobach-

tungszeitraums relativ häufig in den Medien thematisiert wurde. Die Be-

gründung dafür liegt vermutlich in der Abschaffung der Vermögensteuer zu 

Beginn des Jahres 1997 (Bach/Beznoska 2012, S. 14), in dem Postulat der 

neuen Bundesregierung für die Wiedereinführung dieser Steuer 

(SPD/BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 1998, S. 11) und in der darauffolgen-

den „Diskussion um die ‚Gerechtigkeitslücke‘ im Sommer und Herbst 

1999“ (Bach/Bartholmai 2002, S. 2). Diese Kontroverse sowie die durch das 

Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 24. März 1999 angekündigten 
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Änderungen im Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz führten im 

Jahr 1999 ebenso zum Anstieg der Thematisierungshäufigkeit von „Erb-

schaftsteuer erhöhen“. Im Rahmen dieses Gesetzes wurde zudem die 

schrittweise Senkung des Höchststeuersatzes von 53 Prozent auf 51 Prozent 

im Jahr 2000 und auf 48,5 Prozent im Jahr 2002 realisiert, was die Auf-

merksamkeitsspitze von „Reichensteuer/ Spitzensteuer erhöhen“ im Jahr 

2000 erklären kann (vgl. Art. 1 Nr. 56 (52) BGBl. I, S. 419). In den Jahren 

danach dominierte die Vermögensteuer die Berichterstattung. Dies kann auf 

die Senkung des Spitzensteuersatzes von 51 Prozent im Jahr 2001 auf 45 

Prozent im Jahr 2004 (Bundesministerium der Finanzen 2018) und die Dis-

kussion um eine Wiedereinführung der Vermögensteuer zurückgeführt wer-

den. Während sich die Union bei der Bundestagswahl 2002 gegen eine 

Wiedereinführung der Vermögensteuer aussprach (CDU/CSU 2002), forder-

te die PDS „eine Abgaben- und Steuerreform, die eine höhere Beteiligung 

von großen Vermögen und Erbschaften an der Finanzierung öffentlicher 

Aufgaben und vor allem an der Förderung gemeinnütziger Zwecke sichert“ 

(PDS 2002, S. 7). Nach der Bundestagswahl wurde im Koalitionsvertrag der 

Regierungsparteien die Wiedereinführung nicht explizit aufgeführt 

(SPD/BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2002), jedoch lehnte die Regierung den 

Gesetzentwurf der CDU-Fraktion zur Aufhebung des Vermögensteuergeset-

zes (Deutscher Bundestag 2002c, Drucksache 15/196) sowie den Antrag der 

CDU-Fraktion zwei Jahre später zur endgültigen Einstellung der Wiederbe-

lebung der Vermögensteuer ab (Deutscher Bundestag 2003f, Drucksache 

15/436; Deutscher Bundestag 2004a, Drucksache 15/2670; Deutscher Bun-

destag 2004b, Drucksache 15/3726). Die parlamentarische Diskussion über 

eine Wiedereinführung der Vermögensteuer kann bis zum Ende des Be-

obachtungszeitraums zu der verstärkten Thematisierung dieser Policy-

Option geführt haben. So forderte die Partei Die Linke im Jahr 2011 die 

Wiedereinführung der Vermögensteuer in Form einer Millionärssteuer (Die 

Linke 2011) und im Bundestagswahlkampf 2013 positionierten sich die Par-

teien SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Die Linke abermals als Be-

fürworter, während FDP sowie die Unionsparteien strikt gegen eine Wieder-

einführung der Vermögensteuer waren (Wahlprogramme im Vergleich 

2013b). Auch bei der nächsten Bundestagswahl vier Jahre später hielten alle 

Parteien noch an ihren vorherigen Wahlprogrammen fest (Programmver-

gleich 2017c). Beim Vergleich der Bundestagswahljahre fällt jedoch auf, 

dass die Bedeutung der Diskussion einer Erhöhung der Vermögensteuer im 

Jahr 2017 geringer ausfällt als noch zuvor im Jahr 2013. Eine mögliche Be-

gründung dafür kann der veröffentlichte Vierte Armuts- und Reichtumsbe-

richt der Bundesregierung, der wegen der frühzeitigen Publikation zweier 

Fassungen bereits laut Spiegel Online seit Monaten umstritten war (Janssen 

2013). Wird der Thematisierungsverlauf der Policy-Option „Reichensteuer/ 

Spitzensteuer erhöhen“ betrachtet, verzeichnet dieser in den Jahren 2005 

und 2006 relative Höhepunkte, was zum einen auf die Senkung des Spitzen-
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steuersatzes auf 42 Prozent (Bundesministerium der Finanzen 2018) sowie 

zum anderen auf den Wahlkampf zur Bundestagswahl 2005 zurückgehen 

kann. Während die Union für eine weitere Senkung des Spitzensteuersatzes 

auf 39 Prozent plädierte, wollten die Parteien BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

den Spitzensteuersatz auf 45 Prozent und Die Linke auf 50 Prozent erhöhen. 

Dahingegen forderte die SPD die Einführung der Reichensteuer, die in Höhe 

von 45 Prozent mit dem Steueränderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 2006 

zum Jahr 2007 für Einkommen über 200.000 Euro eingeführt wurde 

(Weichold/Dietzel 2005; vgl. Art. 1 Nr. 14b) BGBl. I, S. 1654). Die Erhö-

hung der Spitzensteuer blieb auch in den Jahren danach ein Thema, das be-

ständig an Bedeutung in den Medien gewann. So kann der Thematisie-

rungshöhepunkt im Jahr 2010 mit der Forderung seitens der SPD nach der 

Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf 49 Prozent (SPD 2010), der Ableh-

nung desselben von der schwarz-gelben Koalition und der Verbreitung der 

Kritik über die Medien begründet werden. In einem Artikel der FAZ hieß es 

bspw.: „Die SPD-Vorstellungen seien eine Gefahr für die wirtschaftliche 

Erholung, kritisierten Unions- und FDP-Politiker (…). Angesichts des fragi-

len Aufschwungs verböten sich diese ‚obszönen Steuererhöhungen‘, sagte 

FDP-Generalsekretär Christian Lindner“ (Kritik an Steuererhöhungsplänen 

der SPD 2010). Der Höhepunkt im Jahr 2012 geht mit der Wahl von Peer 

Steinbrück als Kanzlerkandidat der SPD (SPD 2012, S. 81f.) und seinem 

politischen Versprechen, den Spitzensteuersatz zu erhöhen (SPD 2012, 

S. 49), einher. Dies kann als Beginn des Wahlkampfs für die Bundestags-

wahl im darauffolgenden Jahr verstanden werden. Auch im Jahr 2017 wurde 

das Thema Spitzensteuer erneut im Bundestagswahlkampf diskutiert. Wäh-

rend die Parteien Die Linke, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN weiter-

hin für eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes plädierten, lehnten Union und 

FDP solche Steuererhöhungen ab (Programmvergleich 2017c). Die Policy-

Option „Erbschaftsteuer erhöhen“ verzeichnet im Jahr 2008 ihre Aufmerk-

samkeitsspitze. In diesem Jahr wurde das Gesetz zur Reform des Erbschaft-

steuer- und Bewertungsrechts (Erbschaftsteuerreformgesetz) vom 24. De-

zember 2008 verabschiedet, das zu einigen Änderungen wie der Erhöhung 

der sachlichen Freibeträge und der Erhöhung der persönlichen Freibeträge 

für Ehegatten, Kinder, Enkel und sonstige Personen führte (vgl. ErbStRG 

BGBl. I, S. 3018ff.). Weitere Gesetze wie das Gesetz zur Anpassung steuer-

licher Regelungen an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

vom 18. Juli 2014 (vgl. BGBl. I, S. 1042ff.), das Steueränderungsgesetz 

2015 vom 2. November 2015 (vgl. BGBl. I, S. 1834ff.), das Gesetz zum In-

ternationalen Erbrecht und zur Änderung von Vorschriften zum Erbschein 

sowie zur Änderung sonstiger Vorschriften vom 29. Juni 2015 (vgl. BGBl. 

I, S. 1042ff.) und das Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und 

Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts vom 4. November 2016 (vgl. BGBl. I, S. 2464ff.) sorgten am Ende 
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des Beobachtungszeitraums womöglich für eine erneut hohe Thematisierung 

dieses Instruments in den Medien.  

Das keynesianische Instrument „Mindestlohn“ zur Lohnerhöhung wurde 

in 2.874 von insgesamt 101.240 Presseartikeln thematisiert. Der Thematisie-

rungsverlauf dieser Policy-Option von 1997 bis 2017 ist in Abbildung 23 

dargestellt. 

 

Abbildung 23: Thematisierungshäufigkeit des keynesianischen Instruments 

„Mindestlohn“ in der massenmedialen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in 

Prozent) 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Der Verlauf der Thematisierungshäufigkeit des Instruments „Mindestlohn“ 

zeigt, dass die Einführung eines Mindestlohns vor allem im Jahr 2007 und 

ab dem Jahr 2013 stärker diskutiert wurde. So debattierten die Regierungs-

parteien und Interessengruppen im Jahr 2007 deutlich verstärkt über dieses 

Thema, da in diesem Jahr die Postbranche zeigte, „worum es bei diesem 

Mindestlohn wirklich geht, nämlich um die Abwehr unliebsamer Konkur-

renz“ (Jahresgutachten 2007/08, S. 391). Die Diskussion wurde danach auf-

grund des Fehlens eines Konsenses weitgehend von der Medienagenda ver-

drängt. Die Aufmerksamkeit der Medien wurde im Jahr 2013 jedoch erneut 

verstärkt auf die Einführung eines Mindestlohns gelenkt. In 2013 war die 

„Einführung des Mindestlohns“ eines der wichtigsten Wahlkampfthemen 

bei der Bundestagswahl und erreichte demnach einen hohen Agenda-Status 

in den Medien (Wahlprogramme im Vergleich 2013a). Bis zur tatsächlichen 

Einführung des Mindestlohns im Jahr 2015 durch das Tarifautonomiestär-

kungsgesetz vom 11. August 2014 verliert das Instrument „Mindestlohn“ 

langsam, aber beständig an Bedeutung, bleibt jedoch auf einem relativ ho-

hen Thematisierungsniveau (vgl. BGBl. I, S. 1348ff.). 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass im Hinblick auf die 

Rollen der wirtschaftspolitischen Paradigmen im öffentlichen Diskurs zur 

Arbeitsmarktpolitik die Dominanz auf Seiten der Neoklassik deutlich wird. 
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Dies belegt der Vergleich der absoluten Anzahl der Presseartikel, welche 

neoklassische sowie keynesianische arbeitsmarktpolitische Themen themati-

sierten. Ausnahmen bilden dabei vor allem die Zeiträume, in denen die 

deutsche Wirtschaft und somit auch der Arbeitsmarkt aufgrund von Krisen 

wie der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise ab dem Jahr 2008 ge-

schwächt war und in denen eher die keynesianische Arbeitsmarktpolitik 

dominieren konnte. So werden die neoklassischen Ursachen „Lohnkosten 

hoch“, „Hohe Lohnnebenkosten“, „Steuern hoch“ und „Überregulierung am 

Arbeitsmarkt“ für Arbeitslosigkeit in 21.310 Zeitungsartikeln thematisiert, 

während sich lediglich 12.524 Zeitungsartikel mit den keynesianischen Ur-

sachen „Einkommen niedrig“, „Einkommen ungleich verteilt“ und „Wachs-

tum gering“ von 1997 bis 2017 beschäftigt haben. Werden in diesem Kon-

text die unterschiedlichen Legislaturperioden betrachtet, fällt zudem auf, 

dass „Steuern hoch“ und „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ am häufigsten 

als neoklassische Ursachen unter Bundeskanzler Schröder diskutiert wur-

den, wohingegen die Medien die drei keynesianischen Ursachen „Einkom-

men gering“, „Einkommen ungleich verteilt“ und „Wachstum gering“ in 

Summe am wenigsten in Schröders zweiten Amtszeit und am häufigsten un-

ter dem Kabinett Merkel I thematisierten. Ähnliches zeigt sich für die medi-

alen Aufmerksamkeitsverläufe der Lösungsvorschläge für „Arbeitslosig-

keit“. In den Legislaturperioden Schröder I und II adressieren die Medien 

die neoklassischen Lösungen „Deregulierung am Arbeitsmarkt“, „Lohnkos-

ten senken“, „Lohnnebenkosten senken“ und „Steuern senken“ am häufigs-

ten, während über die vier keynesianischen Lösungen „Antizyklische Fis-

kalpolitik“, „Sozialleistungen erhöhen“, „Steuern erhöhen“ und „Löhne er-

höhen“ in Merkel I, II und III häufiger im Vergleich zu Schröder I und II be-

richtet wird. Hier sind auch die Aufmerksamkeitszyklen der neoklassischen 

Flexibilisierungsinstrumente („Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, „Hartz 

IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „Ich-AG/Gründungszuschüsse“, „Minijobs/ Mi-

dijobs“, „PSA“, „Kombilohn“, „Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“, 

„Werkverträge“ und „Zeitarbeit/ Leiharbeit“) sowie der Instrumente einer 

antizyklischen Fiskalpolitik („Konjunkturpaket Umweltprämie“, „Konjunk-

turpaket Infrastruktur“, „Konjunkturpaket Abschreibung“ und „Kurzarbei-

tergeld erhöhen“) hervorgehoben. Die Analyse konnte belegen, dass sich die 

Policy-Optionen, welche eine Deregulierung des Arbeitsmarktes zum Ziel 

haben wie die „Minijobs/ Midijobs“, „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „Ich-

AG/ Gründungszuschüsse“ oder „Zeitarbeit/ Leiharbeit“, überwiegend in 

der Zeit von der Regierung Schröder II in der Presseberichterstattung wie-

derfanden. Im Vergleich nahmen die Medien seltener Bezug zu den Flexibi-

lisierungsinstrumenten wie „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, „Kombi-

lohn“ und „Kettenbefristungen“ in der dritten Amtszeit Merkels. Ferner lie-

fert die deskriptive Untersuchung, dass die Zeitungsartikel unter Merkel I 

mit Abstand den größten Anteil aller Zeitungsartikel bilden, welche die Po-

licy-Optionen im Rahmen einer antizyklischen Fiskalpolitik wie die Kon-
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junkturpakete der Umweltprämie und der Abschreibung sowie die Erhöhung 

des Kurzarbeitergeldes thematisierten. Parallel war auch das keynesianische 

Instrument des Mindestlohns in der gesamten Amtszeit Merkels verstärkt 

Gegenstand der Presseberichterstattung. In diesem Zeitraum vermittelten die 

Medien verstärkt keynesianische arbeitsmarktpolitische Ansichten. 

 

 

6.1.2 Multivariate Deutungsmusteranalyse in den 
Massenmedien 
 

Das folgende Kapitel 6.1.2 befasst sich mit der Analyse der neoklassischen 

und keynesianischen Deutungsmuster in der medialen Öffentlichkeit. Hier-

für wurde der Untersuchungszeitraum in die fünf Legislaturperioden 

Schröder I von 1998 bis 2002, Schröder II von 2002 bis 2005, Merkel I von 

2005 bis 2009, Merkel II von 2009 bis 2013 und Merkel III von 2013 bis 

2017 unterteilt. Für jeden dieser Zeiträume erfolgte die Rechnung eines 

LOGIT-Modells, um zu untersuchen, „welche Dimensionen besonders häu-

fig gemeinsam auf (…) [der medialen Agenda] genannt“ (Otto 2001, S. 185) 

wurden. Wie bereits in Kapitel 5.4 erörtert, stellen in diesem Modell die Le-

gislaturperioden die abhängige und die Komponenten des Deutungsmusters 

die unabhängigen Variablen dar, die je nach ihrem Vorkommen oder Nicht-

Vorkommen mit „1“ oder „0“ dichotom kodiert wurden, wobei das LOGIT-

Modell analysiert, inwieweit die Eintrittswahrscheinlichkeit der mit „1“ ko-

dierten Ausprägung der abhängigen Variablen als Funktion der unabhängi-

gen Variablen betrachtet werden kann. Die Vorzeichen der Prädiktorvariab-

len werden über eine Farbcodierung visualisiert, wobei ein grün markiertes 

Item für eine positiv korrelierende Variable steht und rot für ein negatives 

Vorzeichen des Koeffizienten. Themenspezifische Deutungsmuster in den 

Medien werden in dieser Arbeit als Gesamtheit aller nach Bortz und Döring 

(2006) höchst oder sehr signifikanten Dimensionen interpretiert. An dieser 

Stelle ist angemerkt, dass aufgrund zu geringer Fallzahlen nicht alle Dimen-

sionen vorgestellt werden, sondern nur jene, die zum jeweiligen Zeitpunkt 

einen relativ hohen medialen Agenda-Status erreichen konnten. 

 

Tabelle 3: Die Ergebnisse der Item-Auswahl für die massenmediale 

Deutungsmusteranalyse 

 

Paradigma Ursache Lösung Legislaturperio-

de 

Neoklassisch Überregulierung 

am Arbeitsmarkt 

Deregulierung 

am Arbeitsmarkt 

Schröder I & II, 

Merkel I, II & III 

Neoklassisch Hohe Lohnne-

benkosten 

Lohnnebenkos-

ten senken 

Schröder I & II, 

Merkel I, II & III 
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Neoklassisch Steuern hoch Steuern senken Schröder I & II 

Keynesia-

nisch 

Wachstum gering Antizyklische Fi-

nanzpolitik 

Merkel I 

Keynesia-

nisch 

Einkommen nied-

rig 

Sozialleistungen 

erhöhen 

Schröder I & II, 

Merkel II & III 

Keynesia-

nisch 

Einkommen nied-

rig 

Löhne erhöhen Merkel I, II & III 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Diese Selektion basiert auf den absoluten Häufigkeiten der arbeitsmarktpoli-

tischen Lösungen als Oberkategorie auf der Medienagenda. Hierbei wurden 

die vier häufigsten Lösungsgruppen durch Summieren der untergeordneten 

Policy-Optionen pro Legislaturperiode ermittelt und als relevant für die 

Analyse befunden. Diese Auswahl erfolgte mit dem Ziel einer Beschrän-

kung der Deutungsmusteranalyse auf die wesentlichen Instrumentarien. 

 

Neoklassische Deutungsmusteranalyse 

 

Überregulierung am Arbeitsmarkt – Deregulierung am Arbeitsmarkt 

 

Abbildung 24: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Schröder I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Bezüglich der Ursache „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ zeigen die Er-

gebnisse der LOGIT-Analyse für die erste Legislaturperiode Schröder I ein 

Deutungsmuster, das sich aus dem Problem „Arbeitslosigkeit“, der Ursache 

„Überregulierung am Arbeitsmarkt“, der Lösung „Deregulierung am Ar-

beitsmarkt“ sowie den beiden Policy-Optionen „Arbeitsbeschaffungsmaß-

nahmen“ und „Kombilohn“ zusammensetzt. Somit bringt die multivariate 

Analyse der Deutungsmuster ein gut interpretierbares Ergebnis für die erste 

Amtszeit Schröders. Alle Elemente des Deutungsmusters sind höchst signi-

fikant und bilden die Ergebnisse der deskriptiven Analyse für die Themati-

sierungshäufigkeiten jener Variablen zwischen 1998 und 2002 nahezu spie-

gelbildlich ab. So fielen die Einführung des Sozialgesetzbuchs III durch das 

Arbeitsförderungs-Reformgesetz im Jahr 1997 (vgl. AFRG BGBl. I, S. 

594ff.), die Verabschiedung des Zweiten SGB III-Änderungsgesetzes im 

Jahr 1999 (vgl. 2. SGB III-ÄndG BGBl. I, S. 1648ff.) sowie des Job-

AQTIV-Gesetzes von 2001 (vgl. BGBl. I, S. 3443ff.), die sich alle mit den 

ABM befassten, in den Zeitraum dieser Legislaturperiode. Auf Seiten des 

Instruments „Kombilohn“ spielten vermutlich die hohe Arbeitslosenquote 

von 11,1 Prozent im Jahr 1998 (Bundesagentur für Arbeit 2020c) sowie die 

durch den rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Kurt Beck initiierte 

und durch Bundeskanzler Gerhard Schröder und seinen Bundesarbeitsminis-

ter Walter Riester weitergeführte Diskussion über die Einführung des Kom-

bilohn-Modells in allen Bundesländern eine wichtige Rolle (Vermittlung 

wird reformiert - Beck für Kombilohn 2001; Streit um Förderung des Nied-

riglohnsektors 2001). Die Instrumente „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, 

„Werkverträge“ und „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ wurden signifikant seltener als 

mögliche Policy-Optionen, um Arbeitslosigkeit zu reduzieren, in dieser Le-

gislaturperiode thematisiert. 

 

Abbildung 25: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Schröder II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der zweiten Legislaturperiode Schröders fällt zunächst auf, dass sich das 
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menten auszeichnet. Präziser besteht das Deutungsmuster unter Schröder 

von 2002 bis 2005 aus dem Problem „Arbeitslosigkeit“, der Ursache „Über-

regulierung am Arbeitsmarkt“ sowie den konkreten Policy-Optionen „Hartz 

IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „Ich-AG/ Gründungszuschüsse“, „Minijobs/ Mi-

dijobs“ und „PSA“. Die Ergebnisse des LOGIT-Modells für diese Legisla-

turperiode repräsentieren Gerhard Schröders Arbeitsmarktpolitik, in deren 

Zentrum die Agenda 2010 und die Hartz-Gesetze standen. So beschloss das 

Parlament in seiner zweiten Amtszeit die Einführung des ALG II und des 

Sozialgeldes zum 01.01.2005 (vgl. Viertes Gesetz für moderne Dienstleis-

tungen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003 BGBl. I, S. 2954ff.). Da-

neben wurden in dieser Zeit zudem das Konzept der Ich-AGs (vgl. Zweites 

Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 

2002 BGBl. I, S. 4621ff.), die „Personal-Service-Agenturen“ (vgl. Art. 1 Nr. 

6 §37c Abs. 1 Erstes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

vom 23. Dezember 2002 BGBl. I, S. 4609) und die Option der Midijobs 

(vgl. Zweites Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 

23. Dezember 2002 BGBl. I, S. 4621ff.) eingeführt. Die Instrumente „Kom-

bilohn“, „mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“, „Werkverträge“ sowie 

„Zeitarbeit/ Leiharbeit“ weisen einen negativen Koeffizienten auf. Folglich 

wurden sie signifikant seltener in den Medien von 2002 bis 2005 diskutiert. 

Dies gleicht größtenteils den Ergebnissen der deskriptiven Analyse in die-

sem Zeitraum. Eine Ausnahme bildet die negativ definierte Policy-Option 

„Zeitarbeit/ Leiharbeit“, die der deskriptiven Analyse zufolge ebenfalls in 

den Jahren 2002 und 2003 häufig von den Medien aufgegriffen wurde. So 

wurde die Option der Zeit- und Leiharbeit vermutlich nicht in Verbindung 

mit den anderen unabhängigen Variablen in dieser Legislaturperiode in den 

Medien thematisiert. 

 

Abbildung 26: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Merkel I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Für die dritte Legislaturperiode Merkel I liefert die LOGIT-Analyse ein 

Deutungsmuster, das aus dem Problem und drei Instrumenten besteht. Dabei 

weisen sowohl die Ursache als auch die Lösung negative Koeffizienten auf 

und wurden daher im Kontext zu den anderen Elementen des Deutungsmus-

ters signifikant seltener thematisiert. Das Deutungsmuster in den Medien 

bildet sich hier demnach aus dem Problem „Arbeitslosigkeit“ sowie den 

höchst signifikanten Instrumenten „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „Kombi-

lohn“ und „Zeitarbeit/ Leiharbeit“. Dies korrespondiert mit dem Verlauf der 

Thematisierungen jener Instrumente in Merkels ersten Amtszeit. Dabei wa-

ren die bereits in Schröder II eine wichtige Rolle spielende Einführung von 

Hartz IV zum 01.01.2005, der Wunsch Merkels, sich „mit den Themen 

‚Kombilohn‘ und ‚Niedriglohnbereich‘ (…) auseinander setzen“ (Bundesrat 

2005, S. 399) zu wollen, die Expertise über das Thema „Kombilohn“ des 

SVR (Jahresgutachten 2006/07) sowie die Einführung der Möglichkeit der 

Inanspruchnahme von Kurzarbeit in der Leiharbeit durch das Gesetz zur Si-

cherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland besonders von 

medialem Interesse (vgl. BGBl. I, S. 416ff.). Wie die Ergebnisse der de-

skriptiven Analyse zeigten, wurde auch das Instrument „Minijobs/ Mi-

dijobs“ in dieser Zeit häufig thematisiert, allerdings weist es in der Deu-

tungsmusteranalyse einen negativen Koeffizienten auf. Es wurde folglich 

signifikant seltener im Kontext der anderen Instrumente, der Lösung, Ursa-

che und des Problems in dieser Legislaturperiode thematisiert. Ferner sind 

auch die Policy-Optionen „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, „PSA“, 

„Werkverträge“ und „Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“ unter dem 

ersten Kabinett Merkels negativ definiert, wodurch sie ebenso signifikant 

seltener diskutiert wurden. 

 

Abbildung 27: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Merkel II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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In der vierten Legislaturperiode Merkel II berichteten die Medien vor allem 

über konkrete Instrumente. So weisen „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, 

„Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“, „Werkverträge“ und „Zeitarbeit/ 

Leiharbeit“ positive Koeffizienten auf. Sowohl das Problem „Arbeitslosig-

keit“, die Ursache „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ als auch die Lösung 

„Deregulierung am Arbeitsmarkt“ sind ebenso negativ definiert wie die Po-

licy-Optionen „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, „Ich-AG/ Gründungszu-

schüsse“, „PSA“ sowie „Kombilohn“ und wurden folglich in dieser Kons-

tellation in dieser Legislaturperiode signifikant seltener thematisiert. Unter 

Rückgriff auf die Ergebnisse der deskriptiven Analyse können folgende Er-

eignisse ursächlich für die auf die spezifischen Policy-Optionen fokussierte 

Berichterstattung der Medien sein: Die Wahl des auf dem Begriff Hartz IV 

basierenden Wortes „hartzen“ zum Jugendwort des Jahres 2009 (Das Ju-

gendwort des Jahres 2009 steht fest 2009), die Erklärung des Bundesverfas-

sungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit der Berechnungen der Regelleis-

tung für Arbeitslosengeld im Jahr 2010 (BVerfG, Urteil des Ersten Senats 

vom 09. Februar 2010 – 1 BvL 1/09), der Fall der Bianca Kücük (vgl. Euro-

päischer Gerichtshof 2012; Bundesarbeitsgericht 2012), die Diskussion im 

Deutschen Bundestag über die Bekämpfung des Missbrauchs von Werkver-

trägen (vgl. Deutscher Bundestag 2013b, Drucksache 17/12378; Deutscher 

Bundestag 2013a, Drucksache 17/12373) sowie der Bundestagswahlkampf 

im Jahr 2013 (Wahlprogramme im Vergleich 2013a). Zudem erregten die 

Verabschiedung der sogenannten Drehtürklausel im Jahr 2011 (vgl. Erstes 

Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes – Verhinde-

rung von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung vom 28. April 2011 

BGBl. I, S. 642ff.) sowie der Anstieg der sozialversicherungspflichtigen 

Arbeitsstellen in der Arbeitnehmerüberlassung von 44,2 Prozent von 

110.972 Arbeitsstellen im Jahr 2010 auf 160.068 Arbeitsstellen im Jahr 

2011 hohe Aufmerksamkeit in der Politik und den Medien (Bundesagentur 

für Arbeit 2020b). 
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Abbildung 28: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Merkel III 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Werden die Ergebnisse der multivariaten Analyse für das Deutungsmuster 

unter dem Kabinett Merkel III betrachtet, werden die Ursache sowie zwei 

Policy-Optionen auffallend häufig mit diesem Zeitraum in Verbindung ge-

bracht. Namentlich die Ursache „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ sowie 

die beiden Instrumente „Minijobs/ Midijobs“ und „Werkverträge“ weisen 

positive Koeffizienten auf. Inhaltlich geht es um die Anhebung der Entgelt-

grenze für Minijobs von 400 Euro auf 450 Euro und von Midijobs von 800 

Euro auf 850 Euro im Jahr 2013 (vgl. Gesetz zu Änderungen im Bereich der 

geringfügigen Beschäftigung vom 5. Dezember 2012 BGBl. I, S. 2474ff.), 

die Einführung des flächendeckenden Mindestlohns zum 01.01.2015, der 

zwei Jahre später auf 8,84 Euro brutto erhöht wurde (Mindestlohnkommis-

sion 2016; vgl. Tarifautonomiestärkungsgesetz vom 11. August 2014 BGBl. 

I, S. 1348ff.), sowie die Einigung der Koalition im Streit über eine Reform 

für mehr Arbeitnehmerschutz (Koalition einig über Leiharbeit 2016). In die-

sem Modell sind das Problem „Arbeitslosigkeit“, die Lösung „Deregulie-

rung am Arbeitsmarkt“ und die Instrumente „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, 

„Zeitarbeit/ Leiharbeit“, „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, „Ich-AG/ 

Gründungszuschüsse“, „PSA“ und der „Kombilohn“ negativ definiert, 

wodurch sie signifikant seltener von 2013 bis 2017 im Zusammenwirken in 

den Medien adressiert werden. 

 

Hohe Lohnnebenkosten – Lohnnebenkosten senken 

Die multivariate Deutungsmusteranalyse im Bereich des neoklassischen 

Pfades mit dem Problem „Arbeitslosigkeit“, der Ursache „Hohe Lohnne-

benkosten“, der Lösung „Lohnnebenkosten senken“ und den zugehörigen 

Instrumenten „Rentenversicherungsbeiträge senken“, „Arbeitslosenversiche-

rung senken“, „Krankenversicherungsbeiträge senken“, „Pflegeversiche-
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rungsbeiträge senken“ sowie „Riesterrente einführen“ eine hohe Anzahl sig-

nifikanter Effekte auf, was auf recht komplexe Deutungsmuster hindeutet. 

 

Abbildung 29: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Schröder I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der Legislaturperiode Schröder I besteht das Deutungsmuster aus dem 

Problem „Arbeitslosigkeit“, der Lösung „Lohnnebenkosten senken“ sowie 

den Instrumenten „Rentenversicherungsbeiträge senken“ und „Riesterrente 

einführen“. Negativ definiert sind in diesem Zeitraum die Ursache „Hohe 

Lohnnebenkosten“ und das Instrument „Pflegeversicherungsbeiträge sen-

ken“. Folglich befassten sich die Medien unter Schröder von 1998 bis 2002 

mit verschiedenen Dimensionen des Deutungsmusters. Dabei bildet dieses 

Ergebnis die verschiedenen Anpassungen des Rentensystems durch Renten-

reformgesetz 1999 (vgl. RRG 1999 BGBl. I, S. 2998ff.) sowie die Diskussi-

on über die Riesterrente im Zuge der geplanten Rentenreform 2000 (vgl. 

Arbeitgeber kritisieren Riesters Tarifrenten-Modell 1999; Neuer Streit um 

SPD-Rentenkurs 1998) und ihre tatsächliche Einführung durch das Alters-

vermögensgesetz von 2001 (vgl. AVmG BGBl. I, S. 1310ff.) ab, wodurch 

die multivariaten Analyseergebnisse weitgehend mit den Resultaten der de-

skriptiven Analyse übereinstimmen. 
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Abbildung 30: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Schröder II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Auch in der Legislaturperiode Schröder II weisen die Koeffizienten der Ur-

sache „Hohe Lohnnebenkosten“ sowie des Instruments „Riesterrente einfüh-

ren“, negative Vorzeichen auf. Somit wurde die Riesterrenteneinführung 

signifikant seltener im Deutungsmusterkontext von 2002 bis 2005 themati-

siert, was vor dem Hintergrund der deskriptiven Analyse, ihren Thematisie-

rungsverlauf widerspiegelt, da jene in den Jahren nach der Einführung nicht 

mehr thematisiert wurde. Das Deutungsmuster besteht in diesem Zeitraum 

aus dem Problem „Arbeitslosigkeit“, der Lösung „Lohnnebenkosten sen-

ken“ sowie den beiden Instrumenten „Krankenversicherungsbeiträge sen-

ken“ und „Pflegeversicherungsbeiträge senken“. Thematisch beschäftigten 

sich die Massenmedien hier vermutlich mit der Anhebung der Versiche-

rungspflichtgrenze sowie der Festschreibung der KV-Beitragssätze für 2003 

auf die des Jahres 2002 (vgl. BSSichG BGBl. I, S. 4637ff.), die Einführung 

eines Sonderbeitrags von 0,9 Prozentpunkten für Krankenversicherte ab 

dem 01.07.2005 (vgl. Gesetz zur Anpassung der Finanzierung von Zahner-

satz Art. 1 Nr. 1c) BGBl. I, S. 3445) sowie der Einführung des Beitragszu-

schlags von 0,25 Prozentpunkten für kinderlose Mitglieder zum Pflegeversi-

cherungsbeitrag durch das Kinder-Berücksichtigungsgesetz von 2004 (vgl. 

Art. 1 Nr.1 KiBG BGBl. I, S. 3448). 
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Abbildung 31: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Merkel I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Von 2005 bis 2009 thematisieren die Medien erstmals auch die Ursache 

„Hohe Lohnnebenkosten“ im Zusammenwirken der anderen Deutungsmus-

ter-Elemente. Aus dem multivariaten Modell geht neben dem höchstsignifi-

kanten positiven Koeffizienten der Ursache auch das Problem „Arbeitslo-

sigkeit“ sowie das Instrument „Arbeitslosenversicherung senken“ als Kom-

ponenten des Deutungsmusters hervor. In Übereinstimmung mit der Thema-

tisierungshäufigkeit dieses Instruments, spiegelt sich das Ergebnis der mul-

tivariaten Analyse in dem recht hohen Agenda-Status dieses Instruments in 

der ersten Amtszeit Merkels wider. Dabei ging es inhaltlich vermutlich vor 

allem um den Bundestagswahlkampf 2005, die im Koalitionsvertrag verein-

barte Senkung des ALV-Beitragssatzes auf 4,5 Prozent zum 01.01.2007 

(CDU Deutschlands/CSU-Landesleitung/SPD Deutschlands 2005) sowie die 

weiteren Senkungen des Beitragssatzes auf 3,3 Prozent zum 01.01.2008 

(vgl. Art. 1 Nr. 2 Sechstes Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozial-

gesetzbuch und anderer Gesetze vom 22. Dezember 2007 BGBl. I, S. 3245) 

und auf 2,8 Prozent zum 01.01.2009 (vgl. Beitragssatzverordnung 2009 vom 

21. Dezember 2008 BGBl. I, S. 2979). Die Medien vermitteln in diesem Zu-

sammenhang die Lösung „Lohnnebenkosten senken“ sowie die Instrumente 

„Rentenversicherungsbeiträge senken“, „Riesterrente einführen“ und „Ries-

terrente einführen“ signifikant seltener in diesem Zeitraum. 
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Abbildung 32: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Merkel II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der Legislaturperiode Merkel II kann allein der Ursache „Hohe Lohnne-

benkosten“ ein höchstsignifikanter positiver Effekt nachgewiesen werden. 

Neben dem Problem „Arbeitslosigkeit“, der Lösung „Lohnnebenkosten sen-

ken“ weisen auch die Instrumente „Arbeitslosenversicherung senken“, 

„Krankenversicherungsbeiträge senken“ und „Riesterrente einführen“ signi-

fikante negative Koeffizienten auf.  
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Abbildung 33: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Merkel III 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Diese ursacheninduzierte massenmediale Berichterstattung in der zweiten 

Amtszeit Merkels lässt sich in paralleler Weise auch für die dritte Amtszeit 

Merkels beobachten: Während das Problem, die Lösung sowie die Instru-

mente „Arbeitslosenversicherung senken“, „Krankenversicherungsbeiträge 

senken“, Pflegeversicherungsbeiträge senken“ und „Riesterrente einführen“ 

negativ definiert sind, geht von der Ursache ein höchstsignifikanter und po-

sitiver Einfluss auf das Modell aus. Die Ergebnisse der multivariaten Analy-

se für diese beiden Legislaturperioden verdeutlichen die Befunde der de-

skriptiven Analyse. So wurde das Problem „Arbeitslosigkeit“ in den Jahren 

ab 2010 bis zum Ende des Beobachtungszeitraums deutlich seltener in den 

Medien thematisiert als noch in den Jahren zuvor und auch bei den neoklas-

sischen Lösungen verlor die Lösung „Lohnnebenkosten senken“ im Zeitver-

lauf an Bedeutung in den Medien. Dahingegen blieb die Aufmerksamkeit 

der Massenmedien für die Ursache „Hohe Lohnnebenkosten“ auf einem 

recht hohen Niveau über den gesamten Beobachtungszeitraum stabil. 

 

Steuern hoch – Steuern senken 

Für den Pfad Problem „Arbeitslosigkeit“, Ursache „Steuern hoch“, Lösung 

„Steuern senken“ und die fünf zugehörigen Instrumente „Einkommensteuer 

senken“, „Körperschaftsteuer senken“, „Kapitalertragsteuer senken“, „Ge-

werbesteuer senken“ sowie „Solidaritätszuschlag senken“ sind die LOGIT-

Modelle für Merkel I, Merkel II und Merkel III aufgrund der selteneren 

Thematisierung weniger relevant und werden deshalb nicht dargestellt. 
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Abbildung 34: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Steuern senken“ in der Legislaturperiode Schröder I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Abbildung 35: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Steuern senken“ in der Legislaturperiode Schröder II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Im Hinblick auf die multivariate Analyse für das Kabinett Schröder I sind 

das Problem „Arbeitslosigkeit“, die Lösung „Steuern senken“ und das In-

strument „Gewerbesteuer senken“ positiv und höchstsignifikant. In der ers-

ten Amtszeit Schröders wurde das Instrument „Kapitalertragsteuer senken“ 

signifikant seltener gemeinsam mit den anderen Dimensionen des Deu-

tungsmusters von den Medien in Verbindung gebracht. Dies kann auf die 

Änderung der Gewerbesteuer zu einer rein ertragsabhängigen Steuer (vgl. 

Art. 4 Gesetz zur Fortsetzung der Unternehmenssteuerreform vom 29. Ok-

tober 1997 BGBl. I, S. 2592f.) sowie die Erhöhung des Landesvervielfälti-

gers auf 64 Prozent (vgl. Verordnung zur Festsetzung der Erhöhungszahl für 

die Gewerbesteuerumlage nach § 6 Abs. 5 des Gemeindefinanzreformgeset-

zes im Jahr 2000 vom 14. Dezember 1999 BGBl. I, S. 2417) zurückgehen. 

Zudem befasste sich die Union bereits Ende der Neunziger mit einer Ab-

schaffung der Gewerbesteuer ab dem Jahr 2005 (Union stellt ein eigenes 

Steuerkonzept vor 1999). Thematisch widmete sich die mediale Berichter-

stattung zudem der am 27. März 2002 von der Bundesregierung einberufe-

nen Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen, mit der Intention, auf 

den Druck der sich zuspitzenden kommunalen Finanzkrise zu reagieren 

(Junkernheinrich 2003). Aus den Arbeiten der Kommission ging das Gesetz 

zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes und anderer Gesetze vom 23. De-

zember 2003 hervor, mit dem unter anderem die Senkung der Gewerbesteu-

erumlage auf 20 Prozent sowie die Möglichkeit für Gemeinden zur Erhe-

bung der Gewerbesteuer als Gemeindesteuer beschlossen wurden (vgl. 

BGBl. I, S. 2922ff.).  

In der zweiten Amtszeit Schröders sind die Koeffizienten für das Prob-

lem „Arbeitslosigkeit“, die Lösung „Steuern senken“ und das Instrument 

„Gewerbesteuer senken“ signifikant positiv.  

Gesetz zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes und anderer Gesetze 

vom 23. Dezember 2003 

Auch hier liefert dieses Gesetz die mögliche Begründung für den höchst-

signifikanten und positiven Koeffizienten des Instruments „Gewerbesteuer 

senken“ in Schröder II. Neben „Gewerbesteuer senken“ ist in dieser Legisla-

turperiode zudem das Instrument „Körperschaftsteuer senken“ Teil des Deu-

tungsmusters der Medien. In diesem Zeitraum waren häufig das Werben der 

SPD für eine Senkung der Körperschaftsteuer von 25 Prozent auf 19 Prozent 

und ebenso die Forderung der Union nach einer Senkung der Steuer auf 22 

Prozent im Zuge der Bundestagswahl 2005 Gegenstand der massenmedialen 

Berichterstattung (Weichold/Dietzel 2005). Hier ist angemerkt, dass in dem 

LOGIT-Modell unter Kabinett Schröder II von den beiden Instrumenten der 

größte Einfluss ausgeht. Das Instrument „Solidaritätszuschlag senken“ da-

gegen ist in Schröder II negativ definiert und wurde demnach signifikant 

seltener in Verbindung mit den anderen Dimensionen des Deutungsmusters 

von 2002 bis 2005 thematisiert. 
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Keynesianische Deutungsmusteranalyse 

 

Wachstum gering – Antizyklische Fiskalpolitik 

Wegen der geringen Fallzahlen wird die multivariate Deutungsmusteranaly-

se für den keynesianischen Pfad mit dem Problem „Arbeitslosigkeit“, der 

Ursache „Wachstum gering“, der Lösung „antizyklische Finanzpolitik“ und 

den zugehörigen Instrumenten „Konjunkturpaket Infrastruktur“, „Konjunk-

turpaket Abschreibung“, „Konjunkturpaket Umweltprämie“ sowie „Kurzar-

beitergeld erhöhen“ nur beschränkt durchgeführt. Hier wird allein die Legis-

laturperiode Merkel I betrachtet, für die ein signifikantes LOGIT-Modell be-

rechnet werden konnte. 

 

Abbildung 36: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Antizyklische Fiskalpolitik“ in der Legislaturperiode 

Merkel I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Analyse zeigt, dass sich die Berichterstattung der Medien von 2005 bis 

2009 insbesondere auf die Ursache „Wachstum gering“ sowie die beiden In-

strumente „Konjunkturpaket Umweltprämie“ und „Kurzarbeitergeld erhö-

hen“ konzentrierte. Die drei unabhängigen Variablen weisen positive und 

höchstsignifikante Vorzeichen auf, wobei der stärkste Einfluss in dem Mo-

dell der Policy-Option „Konjunkturpaket Umweltprämie“ zugeschrieben 

werden kann. Das Resultat der Deutungsmusteranalyse spiegelt zum einen 

die Einführung der befristeten Umweltprämie wider (vgl. Anlage 697 01-

332 Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland 

vom 2. März 2009 BGBl. I, S. 421.). Zum anderen standen inhaltlich die 
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Einführung des Saison-Kurzarbeitergeldes (vgl. Gesetz zur Förderung ganz-

jähriger Beschäftigung vom 24. April 2006 BGBl. I, S. 926ff.), die Verlän-

gerung der Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld von 12 auf 18 Monate für ein 

Jahr bis zum 31.12.2009 (Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-

gie/Bundesministerium der Finanzen 2008) sowie die weitere Verlängerung 

bis Ende 2010 auf der Agenda der Massenmedien während der ersten Amts-

zeit Merkels (vgl. Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 

Deutschland vom 2. März 2009 BGBl. I, S. 416ff.). 

 

Einkommen niedrig – Sozialleistungen erhöhen 

Im Folgenden wird der dem keynesianischen Paradigma entsprechenden 

Pfad mit dem Problem „Arbeitslosigkeit“, der Ursache „Einkommen nied-

rig“, der Lösung „Sozialleistungen erhöhen“ und den zugehörigen Instru-

menten „Kinderbetreuung erhöhen“, „Kindergeld erhöhen“, „Elterngeld er-

höhen“ und „Betreuungsgeld erhöhen“ betrachtet.  

 

Abbildung 37: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Sozialleistungen erhöhen“ in der Legislaturperiode 

Schröder I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Für das Modell der ersten Legislaturperiode Schröder I sind die Koeffizien-

ten des Problems „Arbeitslosigkeit“ und des Instruments „Kindergeld erhö-

hen“ höchstsignifikant positiv und alle anderen Prädiktoren negativ defi-

niert. Der Einfluss der Variable „Kindergeld erhöhen“ bildet inhaltlich die 

Berichterstattung über die Erhöhung des monatlichen Kindergeldes für das 
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erste und zweite Kind in mehreren Etappen von 112 Euro im Jahr 1998 auf 

154 Euro im Jahr 2002 ab (Sozialpolitik aktuell 2020a). Dieses Ergebnis re-

flektiert die Resultate der deskriptiven Analyse weitgehend, da „Kindergeld 

erhöhen“ die Berichterstattung zu dieser Zeit dominierte und auch das Prob-

lem „Arbeitslosigkeit“ im Jahr 2002 die Aufmerksamkeitsspitze in den Me-

dien erreichte. Eine Diskrepanz zeigt sich allerdings bezüglich des Instru-

ments „Kinderbetreuung erhöhen“, da dieses im Verlauf von Schröder I 

zwar stets häufig thematisiert wurde, im LOGIT-Modell aber negativ defi-

niert ist. Dass dieses Instrument demnach signifikant seltener gemeinsam 

mit den anderen Dimensionen des Deutungsmusters thematisiert wurde, 

kann darauf zurückzuführen sein, dass eine Erhöhung der Kinderbetreu-

ungsplätze zumindest in diesen Jahren nicht mit Arbeitslosigkeit in Verbin-

dung gebracht worden sein kann. 

 

Abbildung 38: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Sozialleistungen erhöhen“ in der Legislaturperiode 

Schröder II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Auch in der Legislaturperiode Schröder II zeigt die multivariate Analyse ein 

Deutungsmuster, das allein aus dem Problem „Arbeitslosigkeit“ besteht. 

Folglich befassten sich die Massenmedien in Schröders zweiter Amtszeit 

vor allem mit dem Problem. Dahingegen berichten die Medien in diesem 

Kontext signifikant seltener über die Ursache „Einkommen niedrig“ und das 

Instrument „Betreuungsgeld erhöhen“. Der signifikant positive Koeffizient 

des Problems entspricht seinem Thematisierungsverlauf der deskriptiven 
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Analyse, da „Arbeitslosigkeit“ relativ häufig Gegenstand der massenmedia-

len Berichterstattung von 2002 bis 2005 war. Somit wurde in dieser Legisla-

turperiode dieses keynesianische Deutungsmuster nicht verfolgt. 

 

Abbildung 39: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Einkommen niedrig“ in der Legislaturperiode Merkel II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Das Deutungsmuster in der vierten Legislaturperiode Merkel II zeigt sich im 

Vergleich breiter gefächert, da hier die Koeffizienten der Ursache „Ein-

kommen niedrig“ sowie der beiden Instrumente „Betreuungsgeld erhöhen“ 

und „Kinderbetreuung erhöhen“ höchstsignifikante, positive Werte aufwei-

sen. Der stärkste Einfluss in diesem Modell geht von der Policy-Option 

„Betreuungsgeld“ aus. Ursächlich hierfür waren vermutlich zum einen die 

Einführung des einmaligen Kinderbonus von 110 Euro im Jahr 2009 (vgl. 

Art. 3 Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutsch-

land vom 2. März 2009 BGBl. I, S. 417) sowie zum anderen die politische 

Debatte um die Einführung des Betreuungsgeldes und seine tatsächliche 

Einführung (vgl. Betreuungsgeldgesetz vom 15. Februar 2013 BGBl. I, S. 

254ff.). Im Hinblick auf das Thema Kinderbetreuung ging es in der Bericht-

erstattung der Medien vermutlich im Jahr 2009 um die Einführung des 

Rechtsanspruches auf einen Betreuungsplatz für alle Kinder ab dem vollen-

deten ersten Lebensjahr (vgl. Art. 1 Nr. 7 §24 (2) KiföG BGBl. I, S. 2404.) 

und die Zwischenevaluierung des Investitionsprogramms „Kinderbetreu-

ungsfinanzierung 2008-2013“ im Jahr 2011 (Diekmann/Thöne 2011). Das 

Problem „Arbeitslosigkeit“ ist als einzige Dimension negativ definiert und 
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wurde demnach in diesem Zeitraum signifikant seltener in Verbindung mit 

den anderen Dimensionen thematisiert. 

 

Abbildung 40: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Sozialleistungen erhöhen“ in der Legislaturperiode 

Merkel III 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Für die fünfte Legislaturperiode Merkel III liefert das multivariate Modell 

höchstsignifikante, positive Koeffizienten für die Ursache „Einkommen 

niedrig“, die Lösung „Sozialleistungen erhöhen“ und das Instrument „Kin-

derbetreuung erhöhen“. Über das Problem „Arbeitslosigkeit“ sowie das In-

strument „Kindergeld erhöhen“ berichten die Medien von 2013 bis 2017 

vergleichsweise seltener in diesem Kontext. Dieses Resultat der multivaria-

ten Deutungsmusteranalyse korrespondiert größtenteils mit den Ergebnissen 

der deskriptiven Analyse. Das Instrument „Kinderbetreuung erhöhen“ do-

minierte die Berichterstattung in den letzten vier Jahren des Beobachtungs-

zeitraums stark, während die Ursache „Einkommen niedrig“ ebenfalls rela-

tiv häufig von den Medien aufgegriffen wurde, das Problem „Arbeitslosig-

keit“ jedoch vergleichsweise selten in dieser Legislaturperiode thematisiert 

wurde. Die Gründe lagen vermutlich in der Verlängerung der beiden Inves-

titionsprogramme „Kinderbetreuungsfinanzierung 2008-2013“ und „Kin-

derbetreuungsfinanzierung 2013-2014“ um ein bzw. eineinhalb Jahre, der 

Aufstockung des bestehenden Sondervermögens „Kinderbetreuungsausbau“ 

und der Verlängerung des Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinan-

zierung 2015-2018“ um ein weiteres Jahr (vgl. Gesetz zur Änderung des 
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Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für 

Kinder und zur Änderung des Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetzes vom 

12. Dezember 2013 BGBl. I, S. 4118ff.; vgl. Gesetz zur Änderung des Ge-

setzes über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für 

Kinder und des Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetzes vom 8. Juli 2016 

BGBl. I, S. 1614ff.; vgl. Gesetz zur weiteren Entlastung von Ländern und 

Kommunen ab 2015 und zum quantitativen und qualitativen Ausbau der 

Kindertagesbetreuung sowie zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

vom 22. Dezember 2014 BGBl. I, S. 2411ff.). 

 

Einkommen niedrig – Löhne erhöhen 

Für die keynesianischen Deutungsmuster hinsichtlich des Pfades mit dem 

Problem „Arbeitslosigkeit“, der Ursache „Einkommen niedrig“, der Lösung 

„Löhne erhöhen“ und dem Instrument „Mindestlohn“ wurden nur für die 

letzten drei Legislaturperioden LOGIT-Modelle berechnet. Die Resultate 

der signifikanten Modelle bringen die Befunde der deskriptiven Analyse des 

Instruments „Mindestlohn“ zum Ausdruck, da der Mindestlohn während 

Schröder I und Schröder II nur eine marginale Rolle für die massenmediale 

Agenda spielte. 

 

Abbildung 41: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Löhne erhöhen“ in der Legislaturperiode Merkel I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

So thematisieren die Medien sowohl das Problem „Arbeitslosigkeit“ als 

auch das Instrument „Mindestlohn“ signifikant häufig im Zusammenwirken 
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mit der ersten Amtszeit von Angela Merkels von 2005 bis 2009. Dabei wur-

de, vor dem Hintergrund der Interpretation der Ergebnisse der deskriptiven 

Analyse, sowohl das Problem als auch das Instrument in dieser Zeit ver-

gleichsweise häufig in den Medien thematisiert. Zudem ging es inhaltlich 

bezüglich der Policy-Option „Mindestlohn“ primär um die durch den Post-

branchen-Mindestlohn entfachte Diskussion unter Regierungsparteien und 

Interessengruppen im Jahr 2007 (Jahresgutachten 2007/08). 

 

Abbildung 42: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Löhne erhöhen“ in der Legislaturperiode Merkel II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der Legislaturperiode Merkel II liefert die LOGIT-Analyse ein dimensi-

onsreicheres Deutungsmuster. So weisen in diesem Zeitraum die Ursache 

als auch die Lösung und das Instrument positive Koeffizienten auf, wohin-

gegen das Problem „Arbeitslosigkeit“ negativ definiert ist. Dies spiegelt die 

Thematisierungshäufigkeiten jener höchstsignifikanten, positiven Prä-

diktoren der deskriptiven Analyse wider. Im Hinblick auf die Themen der 

Berichterstattung von 2009 bis 2013 war vermutlich vor allem die Prioritä-

tensetzung der Parteien im Bundestagswahlkampf 2013 für den hohen 

Agenda-Status des Mindestlohns verantwortlich, da das Thema „Einführung 

des Mindestlohns“ eines der wichtigsten Wahlkampfthemen war (Wahlpro-

gramme im Vergleich 2013a). 
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Abbildung 43: Deutungsmusteranalyse in der massenmedialen 

Öffentlichkeit für „Löhne erhöhen“ in der Legislaturperiode Merkel III 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Das Deutungsmuster in der Legislaturperiode Merkel III dagegen setzt sich 

aus der positiv definierten Lösungsdimension „Löhne erhöhen“ und der 

konkreten Policy-Option „Mindestlohn“ zusammen. Das Problem „Arbeits-

losigkeit“ wurde signifikant seltener in Verbindung mit den anderen Dimen-

sionen in dem Zeitraum von 2013 bis 2017 genannt. Die Zusammensetzung 

des Deutungsmusters, bei dem das Instrument „Mindestlohn“ den stärksten 

Einfluss auf die Zielvariable ausüben kann, ist auf die Einführung des Min-

destlohns im Jahr 2015 zurückzuführen (vgl. Tarifautonomiestärkungsgesetz 

vom 11. August 2014 BGBl. I, S. 1348ff.). 

Die Ergebnisse der Deutungsmusteranalyse belegen in Anknüpfung an 

die Forschungsfragen dieser Arbeit, dass bestimmte Deutungsmuster, die im 

Rahmen dieser Forschungsarbeit theoretisch hergeleitet wurden, in den fünf 

Legislaturperioden vorliegen. Dabei konnten sowohl neoklassische sowie 

keynesianische Deutungsmuster veranschaulicht werden. Insbesondere in 

den beiden Legislaturperioden unter Bundeskanzler Schröder von 1998 bis 

2005 konnten neoklassische Deutungsmuster nachgewiesen werden. Das 

lässt sich darauf zurückführen, dass während der Amtszeit Schröders die 

Hartz-Reformen eingeführt wurden, die einen fundamentalen Wandel der 

Arbeitsmarktpolitik in Deutschland evozierten. Änderungen der in den Me-

dien-Diskursen dargestellten Deutungsmuster im Bereich der Arbeitsmarkt-

politik konnten ab dem Jahr 2005 nachgewiesen werden. Seit der Bundes-

tagswahl im Jahr 2005, als Angela Merkel zur Bundeskanzlerin gewählt 
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wurde, weisen die Analyseergebnisse sowohl neoklassische als auch keyne-

sianische Deutungsmuster in den Medien nach, die sich im Gleichgewicht in 

den Legislaturperioden Merkel I, II und III befinden. So wird gerade in Zei-

ten externer Schocks wie bspw. der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 

auf keynesianische Instrumente im Rahmen einer antizyklischen Fiskalpoli-

tik wie das Kurzarbeitergeld, die Umweltprämie und das Konjunkturpaket 

der Abschreibung zurückgegriffen, um die Rezession zu mildern. In Anbe-

tracht dieser Befunde belegen die Ergebnisse der Deutungsmusteranalyse 

jedoch die hier zugrundeliegende Annahme, dass sich das neoklassische Pa-

radigma über die Jahre hinweg im öffentlichen Diskurs über Arbeitsmarkt-

politik manifestieren und den Diskurs somit dominieren konnte. 

 

 

6.1.3 Multivariate Akteursanalyse: Verknüpfung von 
Policy-Optionen und Akteuren in den Massenmedien 
 

In Anknüpfung an den Beleg der Deutungsmuster in der massenmedialen 

Öffentlichkeit wird nun ermittelt, welche der operationalisierten Akteure aus 

dem Umfeld der deutschen Arbeitsmarktpolitik signifikant häufig im Kon-

text zu den neoklassischen oder keynesianischen Instrumenten stehen. Wie 

auch im vorherigen Kapitel 6.1.2 erfolgt eine Unterteilung des Untersu-

chungszeitraums in die fünf Legislaturperioden Schröder I, Schröder II, 

Merkel I, Merkel II und Merkel III. Für jeden dieser Zeiträume und die ana-

lysierten Instrumente wird erneut ein binär-logistisches Regressionsmodell 

aufgestellt. Im Gegensatz zu den LOGIT-Modellen aus dem Kapitel 6.1.2 

stellen die Legislaturperioden hier jedoch, wie in Kapitel 5.4 erläutert, keine 

Variable dar, sondern dienen lediglich der Sortierung der Presseartikel. 

Während die abhängige Variable in diesem Modell der betrachteten Policy-

Option entspricht, sind die unabhängigen Variablen die Akteure, die je nach 

ihrem Vorkommen oder Nicht-Vorkommen wie der Rest der Datenbasis mit 

„1“ oder „0“ dichotom kodiert wurden. Das LOGIT-Modell analysiert auch 

hier, inwieweit die Eintrittswahrscheinlichkeit der mit „1“ kodierten Aus-

prägung der abhängigen Variablen als Funktion der unabhängigen Variablen 

betrachtet werden kann. Aufgrund der verhältnismäßig geringen Thematisie-

rung der einzelnen Akteure in den Massenmedien wird für diesen Teil der 

Analyse ein p-Wert von zehn Prozent gewählt (Bortz/Döring 2006). Die Er-

gebnisse werden daher vor dem Hintergrund eines niedrigen Signifikanzni-

veaus interpretiert. Zudem ist an dieser Stelle anzumerken, dass die betrach-

teten Instrumente in Kombination mit der Legislaturperiode einer Voraus-

wahl basierend auf deren Relevanz für diese unterliegen. Abbildung 44 zeigt 

die ausgewählten Policy-Optionen sowie die mit ihnen verknüpften Akteure. 
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Abbildung 44: Verknüpfung von Policy-Optionen und Akteuren in der 

massenmedialen Öffentlichkeit 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Legislaturperiode Schröder I 

In der Legislaturperiode Schröder I von 1998 bis 2002 wurde das neoklassi-

sche Instrument „Riesterrente einführen“ signifikant häufig mit sechs Akt-

euren thematisiert. Dazu zählen die beiden Koalitionsparteien SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SVR, der Deutsche Gewerkschaftsbund 

(DGB), die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 

sowie das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW). Die signifikan-

te Verknüpfung beider Koalitionsparteien in dieser Legislaturperiode sowie 

des SVR als Gremium der wirtschaftswissenschaftlichen Politikberatung mit 

dieser Policy-Option ist vermutlich auf die von der Regierung geplante und 

schließlich realisierte Absenkung des Rentenniveaus im Rahmen des Al-

tersvermögensgesetzes vom 26. Juni 2001 (vgl. AVmG BGBl. I, S. 1310ff.) 

zurückzuführen, welches die Zusatzvorsorge mit der Riesterrente zur Folge 

hatte. Auch der BDA spricht sich für die Riesterrente aus (BDA 2017). Die 

Skepsis gegenüber der Riesterrente von Seiten des DGB kann hier für die 

signifikante Verknüpfung des Deutschen Gewerkschaftsbundes mit dem In-

strument „Riesterrente“ verantwortlich sein (DGB 2001; DGB Finanz- und 

Wirtschaftskrise; Erster Tarifvertrag zu Riesters Zusatzrente 2001). Das 

DIW berechnete im Jahr 1999, „dass eine Teilkapitaldeckung der Altersvor-

sorge, wie sie Arbeitsminister Walter Riester (SPD) vorgeschlagen hat, mit 

Einbußen beim Wachstum und bei Arbeitsplätzen verbunden ist“ (DIW 
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1999), was wiederum ursächlich für die Verknüpfung dieser beiden Elemen-

te im Rahmen der Akteursanalyse sein kann. 

Neben „Riesterrente einführen“ wurde auch das neoklassische Instrument 

„Kapitalertragsteuer senken“ für diese Legislaturperiode ausgewählt, wel-

ches signifikant häufig in Verbindung mit der Partei FDP in den Medien 

thematisiert wurde. Dies kann darauf zurückgehen, dass die FDP die von 

Finanzminister Hans Eichel geplante Steuerreform, die auch Änderungen im 

Bereich der Kapitalertragsteuer vorsah, stark kritisierte. So sagte der FDP-

Finanzexperte Herman-Otto Solms bspw. in einem Interview mit der Welt, 

„Eichels Berechnungen über die Auswirkungen der Steuerreform seien von 

Anfang an falsch gewesen‘“ (Die Einnahmen aus Körperschaftsteuer bre-

chen weg 2002). 

 

Legislaturperiode Schröder II 

Die neoklassische Policy-Option „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“ wurde in 

der Legislaturperiode Schröder II von 2002 bis 2005 signifikant häufig ge-

meinsam mit der SPD sowie dem DGB und dem Institut für Wirtschaftsfor-

schung Halle (IWH) thematisiert. Die Verknüpfung mit der damaligen Re-

gierungspartei SPD lässt sich auf die von Bundeskanzler Gerhard Schröder 

geplante und durchgeführte Reform des Arbeitslosengelds durch die Einfüh-

rung des Arbeitslosengelds II und des Sozialgelds zum 01.01.2005 durch 

das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24. 

Dezember 2003 (vgl. BGBl. I, S. 2954ff.) zurückführen. Im Hinblick auf die 

signifikant hohe Thematisierungsverbindung zum DGB kann diese in einem 

engen Zusammenhang mit dem Streit des DGB mit der SPD über die Ar-

beitsmarktreformen stehen, in deren Zentrum Hartz IV stand (Engelen-

Kefer warnt Gewerkschaften vor Bruch mit der SPD 2004). Wird zudem der 

IWH in diesem Kontext untersucht, so war vermutlich dessen kritische Ana-

lyse der Hartz IV-Reformen ursächlich. Der Analyse zufolge würden falsche 

Anreize für geringfügig Beschäftige gesetzt (Buscher 2004). 

Das neoklassische Instrument „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ wurde in Schröder 

II signifikant häufig in Verbindung mit den drei Akteuren DGB, BDA und 

IWH in den Presseartikeln thematisiert. Dies kann im Falle der ersten bei-

den Akteure auf die Diskussion über die Bezahlung von Leiharbeitnehmern, 

die durch die neu eingeführten „Personal-Service-Agenturen“ vermittelt 

wurden, zurückzuführen sein. Während die Einigung der Koalition auf ge-

sonderte Regelungen für PSA-Leiharbeiter von DGB-Chef Michael Sommer 

als „Durchbruch“ bezeichnet wurde, vertrat die BDA die Auffassung, dass 

es keine Einigung gebe (Clement bessert Hartz-Reform erneut nach 2002). 

Zudem sicherte der DGB die Aushandlung von Tarifverträgen mit Leihar-

beitsfirmen zu (Koalition einigt sich auf letzte Details beim Streitthema 

Leiharbeit 2002). Die signifikante, gemeinsame Thematisierung der Policy-

Option „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ und des Akteurs IWH dagegen kann auf der 

Kritik des damaligen Institutspräsidenten Rüdiger Pohl gegenüber des 
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Hartz-Konzeptes, das vor allem mit den PSA auch das Thema Leiharbeit be-

inhaltete, begründet sein. Bspw. bezeichnete der Präsident eine Halbierung 

der Arbeitslosenzahl durch die Hartz-Reform im Gespräch mit der WELT 

als illusorisch (Kritik auch von Verbänden und Opposition 2002).  

 

Legislaturperiode Merkel I 

In der Legislaturperiode Merkel I von 2005 bis 2009 wurde die neoklassi-

sche Policy-Option „Arbeitslosenversicherung senken“ signifikant häufig 

mit den Koalitionsparteien CDU/CSU und SPD sowie den drei Akteuren 

SVR, BDA und IWH thematisiert. Bezüglich der Regierungsparteien 

CDU/CSU und SPD lässt sich dies anhand der Senkung des ALV-

Beitragssatzes von 6,5 Prozent auf 4,5 Prozent zum 01.01.2007, welche die 

Parteien in ihrem Koalitionsvertrag festhielten und auch umsetzten (CDU et 

al. 2005), erklären. Zudem beschlossen die Koalitionsparteien eine weitere 

Beitragssatzsenkung auf 3,3 Prozent zum 01.01.2008 (vgl. Art. 1 Nr. 2 

Sechstes Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und an-

derer Gesetze vom 22. Dezember 2007 BGBl. I, S. 3245) und kurze Zeit 

später durch die Beitragssatzverordnung 2009 auf 2,8 Prozent ab dem 

01.01.2009 (vgl. BGBl. I, S. 2979). Ferner kann die Verbindung der beiden 

Akteure SVR und IWH mit dem Instrument „Arbeitslosenversicherung sen-

ken“ mit ihrer jeweiligen Kritik gegenüber den Senkungen der ALV-

Beitragssätze in diesem Zeitraum zusammenhängen. So riet der SVR der 

Bundesregierung in dem Jahresgutachten 2007/2008 von einer Senkung un-

ter 3,9 Prozent ab (Jahresgutachten 2007/08). Auch das IWH bezeichnete 

eine Herabsenkung unter diese Schwelle von 3,9 Prozent aufgrund der nicht 

nachgewiesenen nachhaltigen Finanzierbarkeit als problematisch (IWH 

2007). Seitens der Arbeitgeber wurden die Senkungen hingegen als positiv 

aufgefasst. So plädierte Arbeitgeberpräsident Dr. Dieter Hundt für eine wei-

tere Senkung der ALV-Beitragssätze, sodass die gesamten Sozialversiche-

rungsbeiträge unter 40 Prozent lägen (BDA 2007). 

In Verbindung mit dem keynesianischen Instrument „Konjunkturpaket 

Umweltprämie“ wurden in der Legislaturperiode Merkel I die beiden Akteu-

re DGB und IMK signifikant häufig thematisiert. Hinsichtlich des DGB 

kann dies darauf zurückgehen, dass die Umweltprämie, die im Jahr 2009 

durch das Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 

Deutschland vom 2. März 2009 eingeführt wurde (vgl. Anlage 697 01-332 

BGBl. I, S. 421.), eine gewerkschaftliche Forderung darstellte. Im Unter-

schied dazu stellte das IMK das Maßnahmenpaket der Bundesregierung im 

Jahresbericht 2008 als unzureichend dar und untersuchte im Zuge dessen die 

Folgen des Konjunkturpakets II (IMK 2008; Horn et al. 2009).  

 

Legislaturperiode Merkel II 

In der Legislaturperiode Merkel II von 2009 bis 2013 wurde das neoklassi-

sche Instrument „Rentenversicherungsbeiträge senken“ signifikant häufig 
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mit den Koalitionsparteien CDU/CSU und FDP, der Oppositionspartei SPD 

sowie dem BDA in den Medien thematisiert. Im Hinblick auf die Regie-

rungsparteien CDU/CSU und FDP lässt sich diese Verbindung mit der Sen-

kung des RV-Beitragssatzes von 19,6 Prozent auf 18,9 Prozent ab dem 

01.01.2013 durch das Gesetz zur Festsetzung der Beitragssätze in der ge-

setzlichen Rentenversicherung für das Jahr 2013 vom 5. Dezember 2012 

(vgl. Beitragssatzgesetz 2013 BGBl. I, S. 2446) begründen. Während die 

SPD als Oppositionspartei gegen die Beitragssenkung stimmte, begrüßte die 

BDA diese (Deutscher Bundestag 2012e, Drucksache 17/11175). Letztere 

Sichtweise wird zudem durch die Tatsache begründet, dass die BDA bereits 

die vorherige Beitragssatzsenkung von 19,9 Prozent im Jahr 2011 um 0,3 

Prozentpunkte im Jahr 2012 befürwortete (Schwenn 2011). Die Verbindung 

der beiden Akteure SPD und BDA mit dem Instrument „Rentenversiche-

rungsbeiträge senken“ kann demnach mit den gerade genannten Aspekten 

zusammenhängen. 

Eine weitere relevante Policy-Option der Legislaturperiode Merkel II 

stellt das keynesianische Instrument „Mindestlohn“ dar. Dieses wurde auf-

fällig häufig in Verbindung mit den Regierungsparteien CDU/CSU und SPD 

sowie dem DGB in der massenmedialen Arena thematisiert. Bezüglich der 

Parteien war vermutlich die Diskussion um die Einführung eines allgemei-

nen Mindestlohns ursächlich für diese Verbindung, da der Mindestlohn ins-

besondere zum Ende der Legislaturperiode und somit im Wahlkampf ein 

wichtiges und oft diskutiertes Thema war (Wahlprogramme im Vergleich 

2013a). Zwar kam es in diesem Zeitraum noch nicht zur Einführung des all-

gemeinen Mindestlohns, allerdings gab es regelmäßig Anträge zu branchen-

spezifischen Mindestlöhnen, wie bspw. beim Wachtschutz und Pflegeperso-

nal, deren Prüfung unter anderem Vertretern des DGB unterlag. Aus diesem 

Grund lieferte das LOGIT-Modell vermutlich die signifikante Verknüpfung 

des DGB mit der Policy-Option „Mindestlohn“ in Merkel II (Creutzburg 

2010).  

Zusammenfassend lässt sich für die Akteursanalyse in den Medien unter 

Rückgriff auf die Fragestellungen dieser Forschungsarbeit sagen, dass sich 

grundsätzlich Koalitionen aus den entsprechenden Regierungsparteien im 

Zusammenwirken mit den beratenden Institutionen hinsichtlich der Policy-

Optionen bilden. Dadurch kann belegt werden, dass die politischen Ent-

scheidungsträger häufig auf die Fachexpertise seitens der Forschungsinstitu-

te in den Entscheidungsprozess aufgreifen, um ein fundiertes und zugleich 

differenziertes Urteil zu bilden, das dann in der Regel in der Form von Ge-

setzen beschlossen wird. Hier ist auch hervorgehoben, dass sowohl Befür-

worter als auch Gegner der einzelnen Instrumente signifikant häufig in dem 

jeweiligen Kontext genannt werden. So zeigt die Analyse der Policy-Option 

„Riesterrente einführen“ in der Legislaturperiode unter dem Kabinett 

Schröder I, dass annahmegemäß die Regierungsparteien signifikant häufig 

in Verbindung mit dem Instrument gebracht werden, wie auch Forschungs-
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einrichtungen wie der DIW als mögliche Beratungsfunktion und ebenso In-

teressensvertreter der Arbeitnehmerseite wie der DGB und der Arbeitgeber-

seite wie die BDA. Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Akteure in der 

gesamten Amtszeit von Gerhard Schröder als Bundeskanzler durchweg ne-

oklassischen Instrumenten und somit dem neoklassischen Paradigma zuge-

ordnet werden können. Dies ändert sich leicht unter Kanzlerin Merkel. Hier 

können neoklassische sowie keynesianische Policy-Optionen signifikant mit 

dem jeweiligen Regierungsbündnis verknüpft werden. Vor dem Hinter-

grund, dass die SPD weiterhin von 2005 bis 2009 die Regierungskoalition 

mit der CDU/CSU bildet, kann belegt werden, dass arbeitsmarktpolitische 

Überzeugungen zwar recht stabil sind, jedoch auch Veränderungen wie 

bspw. in Zeiten der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise unterliegen kön-

nen. 

 

 

6.1.4 Problemdefinition und Agenda-Entwicklung im 
Deutschen Bundestag 
 

Wie bereits im Kapitel 5.2 erläutert, repräsentieren die Befunde, die im Fol-

genden dargestellt werden, eine Datenbasis von 1105 Plenarprotokollen des 

Deutschen Bundestages, in denen das Wort „Arbeitslosigkeit“ nicht im 

Kontext eines negativen Wortes wie bspw. „sinkt“ oder „Abnahme“ steht. 

Die folgende Abbildung 45 verdeutlicht für diese Datenbasis die prozentua-

le Verteilung der Texte über die Jahre. 

 

Abbildung 45: Verteilung der Plenarprotokolle über die Jahre (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Auch hier wurde die Untersuchung wie zuvor bei der Analyse der massen-

medialen Öffentlichkeit für das Problem „Arbeitslosigkeit“ sowie die glei-

chen neoklassischen und keynesianischen Ursachen, Lösungen und Instru-

mente durchgeführt.  
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Das Problem Arbeitslosigkeit 

Eingeleitet wird die Ergebnisauswertung mit einer quantitativen Betrach-

tung der Anzahl der Volltexte pro Jahr, in denen das Problem „Arbeitslosig-

keit“ in der parlamentarischen Öffentlichkeit vom Jahr 1997 bis 2017 ge-

nannt wurde und die in der Abbildung 46 veranschaulicht werden. 

 

Abbildung 46: Thematisierungshäufigkeit des Problems „Arbeitslosigkeit“ 

in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Vor dem Hintergrund einer absoluten Anzahl von 667 Plenarprotokollen aus 

der Grundgesamtheit von 1105 Protokollen, bietet die Abbildung 46 eine 

Reihe von Aufschlüssen. Zunächst fällt der relativ gleichmäßige Themati-

sierungsverlauf des Problems „Arbeitslosigkeit“ auf. Bei einer einmaligen, 

maximalen Schwankungsbreite von 25 Protokollen zwischen den Jahren 

2009 und 2010, was einer prozentualen Schwankungsbreite von 3,69 Pro-

zent entspricht, und einigen weiteren Abweichungen, lässt sich von einer 

konstanten Aufmerksamkeit für das Problem sprechen. 

Erwähnenswert sind darüber hinaus die Kulminationspunkte in den Jah-

ren 2006 und 2010, die Tiefpunkte der Jahre 2013 und 2017 sowie, dass das 

Problem „Arbeitslosigkeit“ ab 2010 beständig an Bedeutung verlor, abgese-

hen von einem moderaten Aufmerksamkeitssprung zwischen den Jahren 

2013 und 2014. 

Im Hinblick auf das Jahr 1997, das mit 32 Protokollen hinsichtlich der 

Nennung des Problems Arbeitslosigkeit etwa die durchschnittliche Anzahl 

über alle Jahre hinweg repräsentiert, lässt sich dies auf die Bekämpfung der 

Arbeitslosigkeit, die im Zuge der Wiedervereinigung Deutschlands 1989 

drastisch anstieg und somit eine große Herausforderung darstellte, zurück-

führen. In der Mitte der neunziger Jahre erreichte die Arbeitslosigkeit erst-

mals nach der Wiedervereinigung die vier Millionen Marke. Diese Entwick-

lung sowie die immer mehr in den Fokus rückende Globalisierung und die 

mit ihr einhergehenden wachsenden internationalen Verflechtungen lösten 
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zahlreiche Kontroversen aus (Deutscher Bundestag 2017a). Die Regierung 

aus CDU/CSU und FDP unter Bundeskanzler Kohl ergriff daraufhin ne-

oklassische Maßnahmen, die der Arbeitslosigkeit entgegenwirken sollten. 

Mit der Integration des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) in das Sozialge-

setzbuch III im Jahr 1998 wurde die aktive Arbeitsmarktpolitik eindeutig 

abgelehnt, da der Staat so wenig wie möglich in den Arbeitsmarkt eingrei-

fen sollte. Stattdessen sollten einerseits Arbeitslose mehr Eigenverantwor-

tung erhalten und andererseits hatte die Einführung des „Eingliederungsti-

tels“ eine eigenständigere Bewirtschaftung örtlicher Arbeitsämter zum Ziel. 

Dies und das an der Angebotstheorie angelehnte Schröder-Blair-Papier von 

1999, in dessen Fokus die Schaffung eines flexiblen Niedriglohnsektor 

stand, stellten einen Wendepunkt der deutschen Arbeitsmarktpolitik dar, der 

zugleich die Grundgedanken der Hartz-Gesetze antizipierte (Schröder/Blair 

1999), woraufhin das Problem „Arbeitslosigkeit“ im Parlament einen Auf-

merksamkeitszuwachs verzeichnen konnte. 

Im Zuge der neuen Regierung, bestehend aus den Parteien SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unter Bundeskanzler Schröder (1998 bis 

2002), war es insbesondere die SPD, die es sich zur zentralen Aufgabe 

machte, Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. Somit trug diese maßgeblich dazu 

bei, den parlamentarischen Diskurs über Arbeitslosigkeit zu initiieren, 

wodurch das Problem regelmäßig auf der parlamentarischen Agenda plat-

ziert wurde (SPD 2002). 

Nachdem das Problem „Arbeitslosigkeit“ in den darauffolgenden Jahren 

an Bedeutung verlor und im Jahr 2005 einen relativen Tiefstwert erreichte, 

wurde es nach der Einführung der Hartz-Gesetze, die im Zentrum des Kon-

zepts zur Reform des deutschen Sozialsystems und Arbeitsmarktes „Agenda 

2010“ standen, wieder häufiger thematisiert, bis es seinen Kulminations-

punkt im Jahr 2006 erreichte, in dem es in 46 Fällen der Plenarsitzungen 

diskutiert wurde. Dies kann darauf zurückgehen, dass die radikale Wende 

hinsichtlich der Sozialreformen durch die Hartz IV-Gesetze und dem ein-

hergehenden Arbeitslosengeld II viele Debatten in der Politik und der Öf-

fentlichkeit hervorrief, in deren Zentrum die Minderung des Arbeitslosen-

geldes, die Lockerung des Kündigungsschutzes sowie eine Zusammenle-

gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe standen. In diesem Rahmen ging es 

bei den Kontroversen auch um den Kombilohn, der intendierte, Arbeitslosen 

materielle Anreize zur Aufnahme einer gering entlohnten Beschäftigung zu 

bieten. Im Zuge dessen sank die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland, wäh-

rend sich das Arbeitsvolumen ausdehnte (Deutscher Bundestag 2017b). 

Nach der verzeichneten Aufmerksamkeitsspitze in 2006 wurde das Prob-

lem „Arbeitslosigkeit“ in den darauffolgenden Jahren weniger thematisiert, 

bis es erneut einen deutlichen Aufmerksamkeitszuwachs von 2009 auf 2010 

verzeichnete. Die Folgen der Finanzkrise, die 2008 einsetzte und in einer 

globalen Wirtschaftskrise resultierte, wurden auch in Deutschland spürbar 

und im Deutschen Bundestag diskutiert. 
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An dieser Stelle ist zudem hervorgehoben, dass in den Jahren, in denen 

sich ein Regierungswechsel vollzog, also in 2005, 2009, 2013 und 2017, das 

Problem „Arbeitslosigkeit“ in den politischen Diskursen der parlamentari-

schen Öffentlichkeit seltener wegen der Wahl bzw. Wiederwahl adressiert 

wurde. Dies lässt sich womöglich dadurch begründen, dass zu diesen Zeit-

punkten ein Umbruch im Parlament im Anschluss an die Sommerpause er-

folgte und so vergleichsweise weniger Parlamentssitzungen durchgeführt 

wurden, was auch durch Abbildung 45 bestätigt wird.  

Angesichts dessen, dass das Problem ab 2010 beständig an Aufmerksam-

keit verlor, lässt sich was das Jahr 2014 betrifft, ein relativer Höhepunkt 

feststellen. In diesem Jahr wurden die Arbeitsmarkt-Debatten im Parlament 

insbesondere von der geplanten Mindestlohneinführung zum 1. Januar 2015 

und die einhergehenden Folgen sowie von der zunehmenden Immigration 

und „Flüchtlingskrise“, die einen hohen Agenda-Status auf der Regierungs-

agenda einnahm, geprägt (Deutscher Bundestag 2017e). Abgesehen davon 

liegt die Begründung für den Abwärtstrend darin, dass die Anzahl registrier-

ter Arbeitslose und somit die Arbeitslosenquote (bezogen auf alle zivilen 

Erwerbspersonen) in Deutschland seit 2005 (11,7 Prozent) bis 2017 (5,7 

Prozent) kontinuierlich gesunken ist und sich diese Entwicklung weiterhin 

abzeichnet (Bundesagentur für Arbeit 2020c). 

 

Das neoklassische Deutungsmuster 

Das vorliegende Kapitel beschäftigt sich mit der Analyse des neoklassischen 

Deutungsmusters in den parlamentarischen Diskussionen. Hierzu werden 

die neoklassischen Ursachen, Lösungen sowie Instrumente deskriptiv darge-

stellt und nachfolgend interpretiert. 

 

Die neoklassischen Ursachen 

Zunächst wurde die Datenbasis für die parlamentarische Öffentlichkeit hin-

sichtlich der Thematisierung der neoklassischen Ursachen untersucht. 
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Abbildung 47: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Problemursachen 

in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der Deutung der Dimension der Neoklassik zugeordneten Ursachen zeigt 

sich, dass hohe Lohnkosten, die mit 29,92 Prozent den größten Anteil der 

neoklassischen Ursachen in den Plenarprotokollen ausmachen, was einer 

absoluten Anzahl von 766 Fällen entspricht, und „Hohe Lohnnebenkosten“ 

(27,58 Prozent), als die am häufigsten genannten Problemursachen für Ar-

beitslosigkeit im Deutschen Bundestag gesehen werden. Es folgen „Überre-

gulierung am Arbeitsmarkt“ (21,99 Prozent) und „Steuern hoch“ (20,51 

Prozent) als genannte Problemursachen. 

Der hohe Wert bezüglich des Items „Hohe Lohnnebenkosten“ kann sich 

darauf zurückführen lassen, dass die Entscheidung Lohnnebenkosten zu 

senken, bspw. durch eine Reduzierung der Renten-, Kranken-, Pflege- und 

Arbeitlosenversicherungsbeiträge für die Arbeitgeber, der Politik und somit 

dem Parlament obliegt, wohingegen die Abgeordneten des Deutschen Bun-

destages im Hinblick auf die Thematisierung von zu hohen Lohnkosten die 

Unternehmen und die Gewerkschaften adressieren, die über die Höhe der 

Lohnkosten entscheiden können. Folglich kann sich die beständig zuneh-

mende Aufmerksamkeit ab dem Jahr 2008 bis zum Jahr 2011, in dem die 

Anzahl der Fälle, bei denen „Hohe Lohnnebenkosten“ in den Plenarproto-

kollen genannt wurden, einen Höhepunkt verzeichnet, auf das Gesetz zur 

Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland aus dem Jahr 

2009 (vgl. Art. 10 BGBl. I, S. 430f.) sowie auf das Gesetz zur Verbesserung 

der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011 zu-

rückführen lassen. Mit dem letzteren Gesetz wurde die pauschale Besteue-
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rung der Minijobs abgeschafft und die sogenannten 630-Mark-Jobs wurden 

mit 12 Prozent RV-Beitrag und 10 Prozent KV-Beitrag seitens des Arbeit-

gebers besteuert (vgl. BGBl. I, S. 2854ff.; Deutscher Bundestag 2008g, 

Drucksache 16/11233). 

Wird nun das Item „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ betrachtet, fällt 

zunächst der etwas schwankende Verlauf von 2001 bis 2008 auf. Die Be-

gründung für den Aufmerksamkeitszuwachs von 2001 auf 2002 liegt darin, 

dass kurze Zeit nachdem die rot-grüne Regierung im Jahr 2001 die aktivie-

rende Arbeitsmarktpolitik initiierte, die auf den Grundzügen der aktiven Ar-

beitsmarktpolitik basierte und erstmalig die Maxime des „Förderns und For-

derns“ implizierte, der Vermittlungsskandal im Januar 2002 öffentlich wur-

de, der die Bundesanstalt für Arbeit Manipulationen der Vermittlungsstatis-

tiken vorwarf. Infolgedessen wurde die Hartz-Kommission gegründet, die 

mithilfe von deregulierenden Maßnahmen zu einer effizienteren Arbeits-

marktpolitik beitragen sollte. In diesem Sinne schlug die Kommission der 

Regierung unter anderem vor, Personal-Service-Agenturen, sozialversiche-

rungsfreie Minijobs für Dienstleistungen und die Grundsicherung für Ar-

beitslose und erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger (ALG II) einzuführen 

sowie die Existenzgründung von „Ich-AGs“ zu fördern. Infolge der Einfüh-

rung der Hartz-Gesetze von 2003, 2004 und 2005 verlor die Problemursache 

der Überregulierung im parlamentarischen Diskurs wesentlich an Bedeu-

tung, bis sie im Jahr 2015 aufgrund der Mindestlohneinführung wieder in 

den Fokus der Debatten rückte. Im Rahmen der Mindestlohneinführung ver-

zeichnet ebenso die Benennung hoher Lohnkosten als Problemursache, die 

über die Jahre beständig an Aufmerksamkeit gewinnt, einen Höhepunkt. Der 

stetig hohe parlamentarische Agenda-Status dieser Ursache kann damit be-

gründet werden, dass die Mehrheit der Abgeordneten des deutschen Parla-

ments über den gesamten Beobachtungszeitraum eine moderate Lohnpolitik 

propagierten (bspw. Jahresgutachten 1998/99; Jahresgutachten 1999/00; 

Jahresgutachten 2008/09; Jahresgutachten 2016/17). Angesichts des Thema-

tisierungsverlaufs der Ursache „Steuern hoch“, sinkt die Thematisierung 

dieser Ursache langsam, aber beständig über den gesamten Beobachtungs-

zeitraum. Hervorzuheben ist hier die erhöhte Aufmerksamkeit am Anfang 

des Untersuchungszeitraums. Diese kann sich mit der intendierten Einfüh-

rung des Steuerreformgesetzes, mit dem die Einkommensteuerhöchstsätze, 

Körperschaftsteuersätze und der Solidaritätszuschlag gesenkt werden soll-

ten, erklären lassen (Deutscher Bundestag 1997b, Drucksache 13/7775). Al-

lerdings wurde dieser Gesetzentwurf abgelehnt (Deutscher Bundestag 

1997e, Drucksache 13/8592). Nach der Einführung des Steuersenkungsge-

setzes im Jahr 2000 (vgl. StSenkG BGBl. I, S. 1433ff.) sowie des Steuer-

senkungsergänzungsgesetzes in 2000 (vgl. StSenkErgG BGBl. I, S. 

1812ff.), bleibt die Ursache „Steuern hoch“ auf einem konstanten Aufmerk-

samkeitsniveau. Darüber hinaus geht ein verstärkter Fokus des Parlaments 

auf diese Ursache, bis auf das Jahr 2011, mit dem regierenden Kabinett 
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Merkel II einher, bei dem die CDU/CSU und FDP von 2009 bis 2013 die 

Regierungskoalition bildeten und somit die FDP verstärkt Einfluss üben 

konnte. Nach dem Jahr 2013 sinkt die Thematisierung hoher Steuern auf ein 

Niveau, welches bis zum Ende des Beobachtungszeitraums beständig bleibt. 

 

Die neoklassischen Lösungen 

Im Folgenden wird auf die Ergebnisauswertung der Thematisierung der ne-

oklassischen Lösungsvorschläge näher eingegangen. Die Thematisierungs-

verläufe der vier neoklassischen Lösungen sind in der nachstehenden Abbil-

dung 48 über den gesamten Untersuchungszeitraum dargestellt. 

 

Abbildung 48: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer 

Lösungsvorschläge in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 bis 

2017 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In Anbetracht der Teilmenge jener Plenarprotokolle, in denen neoklassische 

Lösungen für das Problem „Arbeitslosigkeit“ diskutiert wurden, konzentrie-

ren sich die präferierten Lösungsvorschläge des Parlaments über den gesam-

ten Beobachtungszeitraum auf die Senkung der Lohnkosten (44,24 Prozent) 

und Steuersenkungen (38,72 Prozent). 

Die konstante Thematisierung hinsichtlich der Lösung Steuersenkungen 

lässt sich größtenteils der SPD, den Unionsparteien CDU und CSU sowie 

der FDP zuschreiben. Die CDU/ CSU sowie die FDP intendierten, die Ein-

kommensteuer herabzusetzen. Explizit betonten die CDU und CSU, die 

Einkommensteuer um 15 Milliarden Euro bis 2021 senken zu wollen. Eben-

falls nahmen sich die politischen Parteien zum Ziel, den Solidaritätszu-

schlag abzuschaffen (CDU/CSU 2005; CDU/CSU 2017; FDP 2009; FDP 

2017). Ferner waren auch der abgelehnte Gesetzentwurf des Steuerreform-
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gesetzes im Jahr 1997 (Deutscher Bundestag 1997b, Drucksache 13/7775) 

und das Steuersenkungsgesetz (vgl. StSenkG BGBl. I, S. 1433ff.) sowie das 

Steuersenkungsergänzungsgesetz (vgl. StSenkErgG BGBl. I, S. 1812ff.) aus 

dem Jahr 2000 unter der rot-grünen Regierung Gegenstand der parlamenta-

rischen Diskussionen über Steuersenkungen. Der 1998 einsetzende stetige 

Rückgang der Nennung der Lösung „Lohnnebenkosten senken“, kann da-

rauf zurückgehen, dass die Regierung aus CDU/CSU und FDP unter Bun-

deskanzler Kohl von 1994 bis 1998 neoklassische Lösungen, wie bspw. die 

Flexibilisierung des Arbeitsmarktes durch Lohnnebenkostenkürzungen um-

setzte (Deutscher Bundestag 2017a). Nachdem diese Maßnahmen ihre Wir-

kung erzielt hatten, konzentrierten sich die Parlamentarier auf andere Lö-

sungsvorschläge, um der Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Unter der 

schwarz-gelben Koalition von 2009 bis 2013 und der einhergehenden Ein-

flussnahme der FDP sank in diesem Zusammenhang die Thematisierung der 

Senkung von Lohnnebenkosten und im Gegenzug stieg die Trefferzahl der 

Plenarsitzungen, in denen die Abgeordneten über die Senkung der Lohnkos-

ten als Lösung für Arbeitslosigkeit debattierten (Deutscher Bundestag 

2017d). Dabei ist es insbesondere die FDP, die die Wirtschaft als Adressat 

für diese Lösung ansieht und daher verbesserte Rahmenbedingungen schaf-

fen will, um die bürokratischen Lasten angesichts des damals geplanten und 

später eingeführten flächendeckenden Mindestlohns für Unternehmen zu re-

duzieren (FDP 2017). Mit der Mindestlohndebatte kann demnach auch der 

Höhepunkt der Thematisierung, die Lohnkosten zu senken im Jahr 2014 be-

gründet werden. Wird dahingegen die erste Hälfte des Beobachtungszeit-

raums betrachtet, in der die FDP nicht wesentlich die Debatten über „Lohn-

kosten senken“ initiierte, lässt sich die erhöhte Aufmerksamkeit des Parla-

ments auf verschiedene Gesetze zurückführen. So trat das Gesetz zur Neu-

regelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse vom 24. März 1999 

(vgl. BGBl. I, S. 388ff.) im gleichen Jahr in Kraft, das vermutlich im Parla-

ment im Vorfeld aber auch nach dessen Einführung diskutiert wurde. Im 

weiteren Verlauf können die Einführung des Saison-Kurzarbeitergeldes, das 

im Zuge des Gesetzes zur Förderung ganzjähriger Beschäftigung im Jahr 

2006 (vgl. BGBl. I, S. 926ff.) beschlossen wurde sowie die Einführung der 

Kombilohninstrumente für ältere Erwerbspersonen durch das Gesetz zur 

Verbesserung der Beschäftigungschancen älterer Menschen im Jahr 2007 

(vgl. BGBl. I, S. 538ff.) ursächlich für die beständig zunehmende parlamen-

tarische Aufmerksamkeit gewesen sein. Wie bereits für die Teil-

Öffentlichkeit der Massenmedien beschrieben, lösten die neuen Kombilöhne 

für junge Arbeitslose durch das Vierte Gesetz zur Änderung des Dritten Bu-

ches Sozialgesetzbuch – Verbesserung der Qualifizierung und Beschäfti-

gungschancen von jüngeren Menschen mit Vermittlungshemmnissen aus 

dem Jahr 2007 (vgl. BGBl. I, S. 2329ff.) vermehrt Kontroversen aus. 

Als die FDP allerdings bei der Bundestagswahl 2013 an der fünf Prozent 

Hürde scheiterte und somit nicht erneut in den Deutschen Bundestag in der 
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folgenden Legislaturperiode einziehen konnte und die SPD zusammen mit 

den Unionsparteien das Regierungskabinett bildete, reduzierte sich die Nen-

nung von Steuersenkungen als Lösung für Arbeitslosigkeit ab 2013 deutlich 

(Deutscher Bundestag 2017e). Überraschend ist hier jedoch, dass die Parla-

mentsmitglieder, während sie noch Überregulierung in 22 Prozent der Pro-

tokolle als Problemursache deklarieren, „Deregulierung“ als Lösungsvor-

schlag lediglich in 4,30 Prozent der Daten, in denen sich neoklassische Lö-

sungen wiederfinden, empfehlen. Neben einer geringeren Bedeutung dieser 

Lösung kann dies allerdings auch darauf zurückzuführen sein, dass vorran-

gig konkrete Policy-Optionen hierfür anstelle von der allgemeinen Lösung 

im Deutschen Bundestag diskutiert wurden. 

 

Die neoklassischen Instrumente 

Im Fokus dieses Unterkapitels steht die deskriptive Analyse der Thematisie-

rung der neoklassischen Instrumente. Deren Thematisierungsverläufe sind 

in der Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. von 1997 

bis 2017 dargestellt. 

 

Abbildung 49: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

Lohnnebenkostensenkung in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 

bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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rungsbeiträge und Rentenversicherungsbeiträge sowie die Einführung der 

Riesterrente. 

Im Hinblick die Riesterrenteneinführung und die Senkung der Renten-

versicherungsbeiträge bilden diese beiden Thematisierungsverläufe die par-

lamentarischen Diskurse über geplante und daraufhin von der Bundesregie-

rung verabschiedete Rentenreformen recht präzise ab. Im Zuge des Renten-

reformgesetzes von 1999 (RRG 1999) und der Rentenreform 2000 (Haus-

haltssanierungsgesetz vom 22. Dezember 1999) unter dem ersten Schröder-

Kabinett wurden unter anderem die Erwerbsminderungsrente eingeführt, die 

Renten wegen Berufsunfähigkeit abgeschafft, Veränderung in der Formel 

zur Rentenberechnung vorgenommen und neue Rahmenbedingungen für 

Minijobs geschaffen (Deutscher Bundestag 1997d, Drucksache 13/8011; 

vgl. HSanG BGBl. I, S. 2534ff., vgl. RRG 1999 BGBl. I, S. 2998ff.). Beide 

neoklassischen Instrumente zur Senkung der Lohnnebenkosten verzeichnen 

jeweils im eigenen Aufmerksamkeitszyklus im Jahr 2003 einen (relativen) 

Höhepunkt. Der Höhepunkt für die Riesterrente ging mit dem Inkrafttreten 

des Altersvermögensgesetzes (AVmG) und des Altersvermögensergän-

zungsgesetzes (AVmEG) in den Jahren 2001 und 2002 einher, in denen die 

Einführung der Riesterrente und Riesterförderung impliziert war. Mit der 

Riesterrente wurde neben der gesetzlichen Rentenversicherung die private 

Altersvorsorge eingeführt (vgl. AVmEG BGBl. I, S. 403ff.; AVmG BGBl. 

I, S. 1310ff.). Neben der privaten Altersvorsorge, waren die wesentlichen 

Ziele der Reform die dauerhafte Stabilisierung der Beitragssätze sowie der 

Aufbau eines kapitalgedeckten Ergänzungssystems, da das Sozialrentensys-

tem, das zuvor ausschließlich umlagenfinanziert wurde, restrukturiert wer-

den sollte (Jahresgutachten 2000/01). Kurze Zeit später beschloss die Regie-

rung eine erneute Änderung der Rentenreform, das Beitragssicherungsgesetz 

(BSSichG), die weitere Rentenabzüge beinhaltete (vgl. BSSichG BGBl. I, S. 

4637ff.). Infolgedessen machte das Instrument „Rentenversicherungsbeiträ-

ge senken“ im Jahr 2003 den größten Anteil mit 31,94 Prozent an der The-

matisierung der in Abbildung 49 genannten neoklassischen Instrumente in 

den Sitzungsprotokollen aus. In den darauffolgenden Jahren rückten die Ar-

beitslosen- und Krankenversicherung mehr in den Fokus, bis zur Rentenre-

form 2014 der schwarz-roten Regierung, die die Mütterrente für Mütter mit 

Kindern, die vor 1992 geboren wurden und die Rente ab 63 für Arbeitneh-

mer, die bereits 45 Jahre Beiträge in die Rentenkasse eingezahlt haben lan-

cierte (vgl. Gesetz über Leistungsverbesserungsrente in der gesetzlichen 

Rentenversicherung vom 23. Juni 2014 BGBl. I, S. 787ff.). Unmittelbar vor 

dem Inkrafttreten dieser Reform diskutierte das Parlament die Rentenversi-

cherung stärker, wodurch der absolute Höhepunkt im Jahr 2013 (45,83 Pro-

zent) zu erklären ist. Für die Aufmerksamkeitsspitze im Jahr 2013 können 

zudem die Einführung des Gesetzes zur Festsetzung der Beitragssätze in der 

gesetzlichen Rentenversicherung (vgl. Beitragssatzgesetz 2013 BGBl. I, S. 

2446), mit dem der RV-Beitragssatz auf 18,9 Prozent gesenkt wurde, sowie 



| 175 

 

 

 

die Beibehaltung dieser Senkung durch das Gesetz zur Festsetzung der Bei-

tragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung vom 26. März 2014 (vgl. 

Beitragssatzgesetz 2014 BGBl. I, S. 260) ursächlich sein. 

Die Abbildung 49 zeigt darüber hinaus, dass sich der Thematisierungs-

verlauf der Senkung der Arbeitslosenversicherung stets auf einem geringen 

Niveau bewegt, abgesehen von einem Aufmerksamkeitszuwachs ausgehend 

von 2005 bis zu dem Kulminationspunkt im Jahr 2007. Bemerkenswert ist 

hierbei die spiegelbildliche Entwicklung der Thematisierung der beiden In-

strumente „Krankenversicherungsbeiträge senken“ und „Pflegeversiche-

rungsbeiträge senken“. Eine mögliche Begründung dafür besteht darin, dass 

der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung in dem benannten Zeitraum 

zwar herabgesetzt wurde, dieser Rückgang jedoch mit gestiegenen Kranken- 

und Pflegeversicherungsbeiträgen einherging. Wie der SVR darlegte, konnte 

die Reduktion der Arbeitslosenversicherungsbeiträge durch die Erhöhung 

der Gesetzlichen Krankenversicherungsbeiträge nicht für eine Entlastung öf-

fentlicher Haushalte sorgen. Die Belastung der Sozialkassen stieg sogar 

leicht an, während die Beitragszahler um ca. 6,5 Milliarden Euro entlastet 

wurden (Jahresgutachten 2008/09; vgl. Sechstes Gesetz zur Änderung des 

Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 22. Dezember 

2007 Art. 1 Nr. 2 BGBl. I, S. 3245ff.; vgl. Achtes Gesetz zur Änderung des 

Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 20. Dezember 

2008 Art. 1 Nr. 1 BGBl. I, S. 2860ff.). Ab 2010 verliert die Policy-Option 

„Arbeitslosenversicherung senken“ kontinuierlich an Bedeutung. Dieser 

Verlauf kann die Folge der Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente, 

die massive Einsparungen bei der Arbeitslosenversicherung vorsah, sein 

(vgl. BGBl. I, S. 2854ff). In Anbetracht der vergleichsweisen hohen Auf-

merksamkeit für die Senkung der Krankenversicherungsbeiträge ist diese 

möglicherweise auf das Inkrafttreten des Gesetzes zur nachhaltigen und so-

zial ausgewogenen Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversicherung 

(GKV-Finanzierungsgesetz) im Jahr 2010 zurückzuführen. Im Zuge dessen 

wurde der KV-Beitragssatz von 14,6 Prozent auf 15,5 Prozent erhöht sowie 

der einkommensunabhängige Zusatzbeitrag eingeführt (vgl. Art. 1 Nr. 17 

sowie Art. 1 Nr. 18a)aa) GKV-FinG BGBl. I, S. 2313). Daher forderten die 

Parlamentarier verstärkt die Senkung der Krankenversicherungsbeiträge in 

den Jahren ab 2010. 

Grundlegend lässt sich die große Teilmenge, genauer die 1193 Fälle der 

Plenarprotokolle, darauf zurückführen, dass das Sozialleistungsbudget so-

wie die Sozialleistungsquote in Deutschland kontinuierlich anstiegen und 

laut den Prognosen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales auch 

weiterhin ansteigen werden (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

2017). Folglich stützen sich die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 

im Vergleich mit anderen Instrumenten häufiger auf dem neoklassischen Pa-

radigma entsprechende Maßnahmen zur Entlastung der Sozialkassen. 
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Abbildung 50: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

Steuersenkung in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 

(in Prozent) 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Ergebnisse der Untersuchung der neoklassischen Instrumente zur Sen-
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nächst auf, dass die Senkung der Einkommensteuer (35,15 Prozent) sowie 

die Senkung der Gewerbesteuer (29,43 Prozent) über den gesamten Zeit-
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hinsichtlich der Senkung der Körperschaftsteuer (17,71 Prozent), des Soli-
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ternehmen. Der Spitzensteuersatz der Einkommensteuer wurde mit den an-

fänglichen 51 Prozent auf 42 Prozent reduziert (vgl. StSenkG BGBl. I, S. 

1433ff.; vgl. StSenkErgG BGBl. I, S. 1812ff.). Aus diesem Grund lenkte 

sich die Aufmerksamkeit der Parlamentarier nach dem Inkrafttreten dieser 

Gesetze auf andere Instrumente, wie die Reduzierung der Gewerbesteuer 

und des Solidaritätszuschlags. 
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deren Höhepunkt im Jahr 2013 lassen sich dem zweiten Merkel-Kabinett 

unter dem liberalen Einfluss der FDP von 2009 bis 2013 zuschreiben. 

Nachdem die FDP im Jahr 2013 nicht erneut in den Bundestag gewählt 

wurde, machte sich dieser Umstand in der danach relativ geringen Aufmerk-

samkeit für jene Policy-Option bemerkbar (Deutscher Bundestag 2017e; 

FDP 2009). 

Wird der Thematisierungsverlauf von „Gewerbesteuer senken“ betrach-

tet, fällt zunächst die „wellenförmige“ Tendenz auf. Zunächst ist die erhöhte 

Aufmerksamkeit im Jahr 1999 hervorgehoben. In diesem Jahr können die 

Abgeordneten über die Folgen des Ende 1997 eingeführten Gesetzes zur 

Fortsetzung der Unternehmenssteuerreform zur Beendigung der Gewerbe-

kapitalsteuer (vgl. Art. 4 BGBl. I, S. 2592f.) verstärkt diskutiert haben. Da-

neben war auch die im Jahr 1999 beschlossene Erhöhung des Landesverviel-

fältigers auf 64 Prozent für die meisten Bundesländer durch die Verordnung 

zur Festsetzung der Erhöhungszahl für die Gewerbesteuerumlage nach § 6 

Abs. 5 des Gemeindefinanzreformgesetzes im Jahr 2000 Gegenstand des 

parlamentarischen Diskurses (vgl. BGBl. I, S. 2417). Die hohen Thematisie-

rungswerte ab dem Jahr 2003, in dem jenes Instrument mit 43,75 Prozent 

den größten Anteil an Sitzungsprotokollen, die Maßnahmen zu Steuersen-

kungen diskutierten, ausmachte, können als Reaktion auf das Gesetz zur 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes und anderer Gesetze vom 23. Dezem-

ber 2003, mit dem die Gewerbesteuerumlage auf 20 Prozent gesenkt wurde, 

verstanden werden. Zudem sah das Gesetz vor, dass Gemeinden von nun an 

die Gewerbesteuer als Gemeindesteuer erheben können (vgl. BGBl. I, S. 

2922ff.). Zudem spielten auch die kontroversen Diskussionen über die 

Agenda 2010 eine Rolle für die parlamentarische Tagesordnung in dieser 

Zeit. Mit der umfassenden Arbeitsmarkt- und Sozialreform sollte auch eine 

Reform der Gewerbesteuer verabschiedet werden (Deutscher Bundestag 

2017b). Danach erfuhr das Instrument eine Phase, in der es weniger Gegen-

stand der parlamentarischen Diskussionen ist, bis die FDP im Jahr 2009 zu-

sammen mit der CDU/CSU die Regierungsfraktion bildete. Die FDP inten-

sivierte den Diskurs über die Gewerbesteuer, da sie sich wiederholt gegen 

eine Erhöhung aussprach (Deutscher Bundestag 2017d). So postulieren sie 

ausdrücklich in ihrem Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2009 „einfache, 

niedrige und gerechte Steuern für mehr Netto vom Brutto“ (FDP 2009, S. 

4). 

Durch die Unternehmenssteuerreform 2008 vom 14. August 2007 wurde 

die Besteuerung von Kapitaleinkünften neugestaltet. Die Körperschaftsteuer 

wurde von 25 Prozent auf 15 Prozent gesenkt, woraufhin die Abgeordneten 

des Parlaments eine Reduzierung der Körperschaftsteuer im darauffolgen-

den Jahr nicht mehr (0,00 Prozent) thematisierten (vgl. BGBI I, S. 1912ff.). 

Zudem war der in der Reform inbegriffene gesonderte Steuertarif für Ein-

künfte aus Kapitalvermögen (Abgeltungsteuer) für die beständig zunehmen-
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de Aufmerksamkeit für das Instrument „Kapitalertragsteuer senken“ ver-

antwortlich (Art. 1 Unternehmenssteuerreform 2008 BGBl. I, S. 1912ff.). 

 

Abbildung 51: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

„Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der parlamentarischen Öffentlichkeit 

von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Abbildung 52: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

„Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der parlamentarischen Öffentlichkeit 

von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Die vorstehenden Abbildungen 51 und 52 enthalten die Thematisierungsver-

läufe der konkreten Instrumente, die den Arbeitsmarkt flexibilisieren und 

deregulieren sollten. In insgesamt 232 Mal adressierten die Abgeordneten 

neoklassische Flexibilisierungsmaßnahmen in den Plenarprotokollen. In et-

wa einem Drittel (34,91 Prozent) beschäftigten sich die Politiker mit Hartz 

IV, dem Arbeitslosengeld II und Sozialgeld. Zwei andere Policy-Optionen 

wurden ebenfalls häufig thematisiert: die Einführung von „Zeitarbeit/ Leih-

arbeit“ (21,12 Prozent) sowie die Einführung von „Minijobs/ Midijobs“ 

(20,69 Prozent). Alle anderen Deregulierungsinstrumente, der „Kombilohn“ 

(5,17 Prozent), „Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“ (4,31 Prozent), 

„Ich-AGs/ Gründungszuschüsse“ (4,31 Prozent), „Werkverträge“ (3,45 Pro-

zent), „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ (3,02 Prozent) und „Personal-

Service-Agenturen (PSA)“ (3,02 Prozent) wurden in der expliziten Umset-

zung des Lösungsvorschlags zur Deregulierung nur marginal thematisiert. 

Die Ergebnisse der Untersuchung des Instruments „Arbeitsbeschaf-

fungsmaßnahmen“ spiegeln die vermehrten Diskurse um Gesetzeseinfüh-

rungen in den Jahren 1998 und 2003, die sich auf Arbeitsbeschaffungsmaß-

nahmen beziehen, exakt wider. Mit der Aufnahme des Arbeitsförderungsge-

setzes (AFRG) in das Sozialgesetzbuch III im Jahr 1998 führte die Regie-

rung Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ein. Es wurde eine schnellere und auf 

mehr Eigenverantwortung basierende Wiedereingliederung der Arbeitslosen 

in den Arbeitsmarkt gefördert, welche die vorher der Qualifikation entspre-

chende aktive Arbeitsvermittlung und -förderung durch staatliche Institutio-

nen ersetzte (vgl. AFRG BGBl. I, S. 594ff.). Nach dem Höhepunkt 1998 re-

duzierte sich die Aufmerksamkeit für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bis 

zum Jahr 2003, in dem es in 12,5 Prozent der Plenarprotokolle dieses Jahres 

als Lösungsmaßnahme diskutiert wurde. Dieser relative Höhepunkt bildet 

die Debatten über das Gesetzpaket der Hartz I und II Reformen ab. Mit dem 

ersten und zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

wurde die Leiharbeit stark dereguliert und ein Niedriglohnsektor bewusst 

herbeigeführt. In der Intention, Arbeitslosen mittels Leiharbeitoption die 

Rückkehr in den Arbeitsmarkt leichter zu gestalten, wurden die größtenteils 

privat organisierten „Personal-Service-Agenturen“ eingeführt (vgl. Art. 1 

Nr. 6 §37c Abs. 1 BGBl. I, S. 4609). Insgesamt stiegen die atypischen Be-

schäftigungsverhältnisse wie die Teilzeitarbeit, Minijob-Beschäftigung, 

Zeitarbeit und Leiharbeit signifikant an. Obgleich die Anzahl der Leiharbei-

ter in der längerfristigen Perspektive stetig ansteigt, verzeichnet die Branche 

einige Rückgänge. So gibt es in der Regel für diese atypischen Beschäfti-

gungen während konjunkturellen Abschwüngen oder wirtschaftlichen Kri-

sen Beschäftigungseinbrüche (Bundesagentur für Arbeit 2020a). Daher sind 

die erhöhten Aufmerksamkeitswerte nach den Jahren der Dotcom-Krise und 

in den Jahren nach 2008 wegen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 

nicht ungewöhnlich. Zudem diskutierten die Abgeordneten vermutlich im 

Vorfeld der politischen Entscheidungen über die Hartz-Reformen sowie 
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auch nach dem Inkrafttreten der Gesetze kontinuierlich über die atypischen 

Beschäftigungsverhältnisse. Im Rahmen der Hartz-Gesetze wurden auch die 

„Ich-AGs“ eingeführt. Dadurch erhielten Arbeitslose, die eine selbstständige 

Tätigkeit aufnahmen, eine Drei-Jahres-Förderung vom Arbeitsamt (vgl. 

Zweites Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt BGBl. I, S. 

4621ff.). Danach wird das Instrument nur selten von den Parlamentariern 

thematisiert, da der Zuschuss für Existenzgründungen durch den sogenann-

ten Gründungszuschuss nach dem 30.06.2006 durch das Gesetz zur Fort-

entwicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende vom 20. Juli 2006 er-

setzt wurde (vgl. BGBl. I, S. 1706ff.). 

Die erhöhte Thematisierungshäufigkeit der Policy-Option „Minijobs/ 

Midijobs“ zu Beginn des Untersuchungszeitraums ging mit dem Gesetz zur 

Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse aus dem Jahr 

1999 einher, mit dem die pauschale Besteuerung der Minijobs abgeschafft 

wurde (vgl. Art. 2, Art. 3 und Art. 4 BGBl. I, S. 389ff.). Einige Jahre später 

wurden erneut Veränderungen für die „Minijobs/ Midijobs“ im Rahmen des 

Hartz-Gesetzes von 2003 beschlossen. Im Zentrum dabei standen die Erhö-

hungen der Verdienstgrenzen bei den geringfügigen Beschäftigungen. Ins-

besondere mit der Schaffung der Midijobs, bei denen nur geringe Steuern 

und Sozialabgaben zu entrichten sind, sollte ein (Wieder-)einstieg in den 

Arbeitsmarkt leichter gelingen (vgl. Zweites Gesetz für moderne Dienstleis-

tungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 BGBl. I, S. 4621ff.). Nach 

dem Hartz II Gesetz wurde dieses Instrument erst wieder in Zeiten der glo-

balen Finanzkrise im Jahr 2008 verstärkt thematisiert, woraufhin es einen 

konstant hohen Aufmerksamkeitsverlauf bis zum Jahr 2016 verzeichnet. Ei-

ne weitere Begründung dafür kann in der Anhebung der Entgeltgrenze für 

Minijobs von 400 auf 450 Euro und für Midijobs von 800 auf 850 Euro so-

wie in der Einführung der RV-Pflicht für Minijobs liegen, die durch das Ge-

setz zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung vom 5. 

Dezember 2012 beschlossen wurde (vgl. BGBl. I, S. 2474ff.). Dabei wurde 

im Parlament auch im Rahmen des Tarifautonomiestärkungsgesetzes vom 

11. August 2014 verstärkt über Mini- und Midijobs diskutiert, da diese ab 

dem 01.01.2015 mit dem flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn ent-

lohnt werden mussten (vgl. BGBl. I, S. 1348ff.). 

Die grundlegenden Arbeitsmarktreformen der Jahre 2003, 2004 und 2005 

stellen ebenso die Begründung für die vergleichsweise hohen Thematisie-

rungswerte der Instrumente „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „PSA“, „Ich-

AG/ Gründungszuschüsse“ und „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ dar. Insbesondere in 

Anbetracht des Hartz IV Gesetzes ist die hohe Anzahl von Plenarsitzungen 

im Jahr 2005, in denen das neoklassische Instrument „Hartz IV/ ALG II/ 

Sozialgeld“ thematisiert wurde (60,00 Prozent), kaum überraschend. Mit 

dem impliziten ALG II wurde die nach dem Lohnprinzip bemessene Ar-

beitslosenhilfe durch ein streng bedürftigkeitsgeprüftes Arbeitslosengeld 

substituiert. Daneben wurden Kürzungen bei dem Arbeitslosengeld I vorge-
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nommen, der Leistungsanspruch verschärft sowie die Leistungszeit auf ma-

ximal zwölf Monate reduziert. Somit stellte dies eine deutliche finanzielle 

Verschlechterung für Arbeitslose dar, da die Zusammenlegung von Sozial-, 

Arbeitslosenhilfe und Grundsicherung zu Leistungskürzungen führten. Im 

Zuge des Hartz IV-Gesetzes wurde zudem das Kombilohnmodell eingeführt 

(vgl. Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt BGBl. 

I, S. 2954ff.).  

Der Höhepunkt des Instruments „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ ist auch auf das 

Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes von 2001 sowie das 

Job-AQTIV-Gesetz von 2002 zurückzuführen (vgl. BetrVerf-Reformgesetz 

BGBl. I, S. 1852ff.; vgl. Art. 7 BGBl. I, S. 3462f.). Ferner kann die stetig 

steigende Thematisierung für jenes Instrument ab dem Jahr 2009 auf die 

durch das Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 

Deutschland beschlossene Möglichkeit der Inanspruchnahme von Kurzar-

beit in der Leiharbeit im Jahr 2009 (vgl. BGBl. I, S. 416ff.) sowie auf die 

Einführung der sogenannten Drehtürklausel durch das Erste Gesetz zur Än-

derung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes – Verhinderung von Miss-

brauch der Arbeitnehmerüberlassung vom 28. April 2011 (vgl. BGBl. I, S. 

642ff.) zurückgeführt werden. 

Hinsichtlich der Maßnahme „Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“ 

lässt sich der Höhepunkt im Jahr 1997 auf das arbeitsrechtliche Gesetz zur 

Förderung von Wachstum und Beschäftigung von 1996 (arbeitsrechtliches 

Beschäftigungsförderungsgesetz) und das Arbeitsförderungs-Reformgesetz 

vom 24. März 1997 zurückführen (vgl. AFRG BGBl. I, S. 594ff.). Im Zent-

rum des arbeitsrechtlichen Beschäftigungsförderungsgesetzes stand, dass 

Arbeitgebern von nun an die Möglichkeit geboten wurde, ohne sachlichen 

Grund bis zu 18 Monate laufende befristete Arbeitsverträge abzuschließen 

(vgl. BGBl. I, S. 1476ff.). Schließlich lässt sich die erhöhte Aufmerksamkeit 

für „Werkverträge“ in den Jahren 2015 und 2016 auf den durch die Bundes-

regierung vorgelegten Gesetzentwurf zur Bekämpfung des Missbrauchs von 

Werkverträgen und Leiharbeit (Bundesrat 2016), der ein halbes Jahr später 

als das Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und 

anderer Gesetze vom 21. Februar 2017 in Kraft trat, erklären (vgl. BGBl. I, 

S. 258ff.). 
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Abbildung 53: Thematisierungshäufigkeit des neoklassischen Instruments 

„moderate Lohnpolitik“ in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 

bis 2017 (in Prozent) 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Wie der Abbildung 53 zu entnehmen ist, wurde eine moderate Lohnpolitik 

zur Senkung der Lohnkosten vor allem in den Jahren 2006, 2007, 2015 und 

2016 gefordert. Dies ist vor dem Hintergrund einer absoluten Trefferanzahl 

von 70 Sitzungsprotokollen, die eine moderate Lohnpolitik als Instrument 

enthielten, interpretiert. 

Der Höhepunkt im Jahr 2007 rekurriert auf der zunehmend dynamischen 

Entwicklung der Löhne, die mit einem steigenden ökonomischen Wachstum 

und rückläufigen Arbeitslosenzahlen einhergingen (Wirtschafts- und Sozi-

alwissenschaftliches Institut 2008). Infolge des Wirtschaftswachstums 

Deutschlands stiegen die Verbraucherpreise und in einem geringeren Aus-

maß auch die Nominallöhne. Allerdings erfuhr die deutsche Konjunk-

turentwicklung eine im Jahr 2007 einsetzende Schwächephase aufgrund der 

Degradierung der für die Aufschwünge verantwortlichen positiven Entwick-

lungen der Investitionen und Exporte. Anhand des leicht rückläufigen Wirt-

schaftswachstums lässt sich der Abwärtstrend nach dem Kulminationspunkt 

im Jahr 2007 erklären (Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut 

2008). 

Angesichts der von dem Statistischen Bundesamt präsentierten Entwick-

lung der Reallöhne, der Nominallöhne und der Verbraucherpreise in 

Deutschland wird deutlich, dass der Reallohnindex im Jahr 2013 um 0,1 

Prozent sank (Statistisches Bundesamt 2019b). Dies kann die Begründung 

dafür sein, dass die Policy-Option „moderate Lohnpolitik“ nicht im Fokus 

der parlamentarischen Debatten stand. In den Folgejahren wuchs der Real-

lohn wieder beständig (Statistisches Bundesamt 2019b). Diese Reallohn-

entwicklung wird in dem Thematisierungsverlauf der Parlamentarier nahezu 
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vollständig reflektiert, da sie die moderate Lohnpolitik wieder häufiger als 

Lösungsmaßnahme zur Senkung der Lohnkosten zur Diskussion stellten. 

 

Das keynesianische Deutungsmuster 

Nachdem die neoklassischen Elemente des Deutungsmusters dargestellt und 

deren Thematisierungsverläufe interpretiert wurden, folgt im vorliegenden 

Kapitel die Analyse des keynesianischen Deutungsmusters. Parallel dazu 

wurden die Plenarprotokolle des Deutschen Bundestages auf die Themati-

sierung keynesianischer Ursachen für das Problem „Arbeitslosigkeit“, präfe-

rierter Lösungen und spezifisch eingesetzter Instrumente untersucht. 

 

Die keynesianischen Ursachen 

In Übereinstimmung mit der Vorgehensweise der neoklassischen Deu-

tungsmusteranalyse wird zu Beginn die Thematisierung keynesianischer 

Problemursachen betrachtet und ausgewertet. 

 

Abbildung 54: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Problemursachen 

in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Im Hinblick auf die Ursachen, die mit der keynesianischen Wirtschaftspoli-

tik übereinstimmen, ist zunächst im Vergleich mit den Thematisierungen 

neoklassischer Ursachen auf die geringere Zahl der Fälle zu verweisen, na-

mentlich 1197, die hier betrachtet werden können. Vor diesem Hintergrund 

sind insbesondere geringes Wachstum sowie niedriges Einkommen hervor-

gehoben. Der Verlauf der Thematisierung der Ursache „geringes Wachs-

tum“, lässt sich auf die globale Finanzkrise ab 2008 und die allgemeine 

Wachstumsschwäche der deutschen Wirtschaft Anfang des Jahrhunderts zu-
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rückführen. Diese Rezession und die damit einhergehende hohe Arbeitslo-

sigkeit entstand aus der Dotcom-Krise heraus, deren Auslöser das Platzen 

einer enormen Spekulationsblase war (Schneider 2012). Im Zuge der Fi-

nanzkrise wurden umfassende Konjunkturpakete von der Regierung verab-

schiedet, um die sich in der Rezession befindende deutsche Wirtschaft wie-

der anzukurbeln, Beschäftigung zu sichern und das Wachstum zu stärken 

(Deutscher Bundestag 2017c). 

Ferner fällt der Aufmerksamkeitswechsel für die Ursachen „Wachstum 

gering“ und „Einkommen niedrig“ im Jahr 2005 auf. Dieser akteursinduzier-

te Wechsel lässt sich mit der Bundestagswahl 2005 erklären. Die Partei Die 

Linkspartei.PDS, später als Die Linke bekannt, schaffte es in der Bundes-

tagswahl 2005 erstmals in dieser Parteienkonstellation ins Parlament, wo sie 

den Diskurs über Arbeitsmarktpolitik befeuerten (Deutscher Bundestag 

2017c). Infolgedessen erhöhte sich der prozentuale Anteil an Plenarsitzun-

gen, in denen sich die Parlamentsmitglieder der Ursache „Einkommen nied-

rig“ widmeten, von 2005 bis 2006 von 32,26 Prozent auf 47,44 Prozent. Die 

Partei Die Linke hatte ausdrücklich die Forderung nach höheren Löhnen in 

ihrem Wahlprogramm zu der Bundestagswahl 2005 und insistierten zudem 

auf die Einführung eines existenzsichernden gesetzlichen Mindestlohns (Die 

Linke 2005). 

In Anbetracht der Tatsache, dass „Einkommen ungleich verteilt“ ledig-

lich in 7,02 Prozent der Plenarsitzungen diskutiert wurde, in denen keynesi-

anische Ursachen für Arbeitslosigkeit thematisiert wurden, zeigt die Abbil-

dung 54, dass ab dem Jahr 2013 verstärkt parlamentarische Diskussionen 

über diese Ursache zu verzeichnen sind. So fordert Die Linke wie die SPD 

bspw. eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes sowie die Einführung einer 

Reichensteuer, um eine gerechtere Lastenverteilung in der Gesellschaft her-

zustellen (Deutscher Bundestag 2017f, Plenarprotokoll 18/218, Die Linke 

2013; SPD, 2013). 

 

Die keynesianischen Lösungen  

Ziel dieses Unterkapitels ist es, die Thematisierungshäufigkeiten von vier 

konkreten keynesianischen Lösungsvorschlägen zu beschreiben und deren 

Hintergrund näher zu erörtern. 
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Abbildung 55: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer 

Lösungsvorschläge in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 bis 

2017 (in Prozent) 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der parlamentarischen Datenbasis wurden in 1942 Fällen keynesianische 

Lösungen für die Reduzierung von Arbeitslosigkeit thematisiert. Hier postu-

lierten die Parlamentarier vor allem Lohn- und Steuererhöhungen (39,44 

Prozent bzw. 25,85 Prozent) sowie eine antizyklische Finanzpolitik (26,78 

Prozent). 

Gerade in Zeiten schlechterer konjunktureller Lagen wie während der 

Dotcom-Krise ab 2003 und der Finanzkrise ab 2008/2009 setzte das Parla-

ment verstärkt auf die Lösung einer antizyklischen Finanzpolitik, um Ar-

beitslosigkeit zu reduzieren. Darunter fallen die Konjunkturpakete I und II, 

die Abschreibungserleichterungen für Unternehmen, die Einführung des 

Kurzarbeitergeldes, Infrastrukturmaßnahmen und die Umweltprämie, auch 

als „Auto-Abwrackprämie“ (Zimmermann 2013, S. 16) bezeichnet. 

Im Hinblick auf den Verlauf der Thematisierung „Löhne erhöhen“ ist der 

Aufmerksamkeitszuwachs der SPD und den Linken zuzuschreiben. Beide 

politischen Parteien konnten den Diskurs über einen flächendeckenden 

Mindestlohn immer wieder initiieren (bspw. Die Linke 2009; SPD 2013). 

Ab dem Jahr 2015 wird die Thematik nach der Einführung des Mindest-

lohns im Jahr letztlich seltener diskutiert. Die SPD, Die Linke und die Partei 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN waren es auch, die eine parlamentarische De-

batte über die Erhöhung der Sozialleistungen als Problemlösung insbeson-

dere ab dem Jahr 2006 anregten. Bspw. forderte Die Linke eine Erhöhung 

des Kindergeldes und, wie auch die Grünen, verbesserte Rahmenbedingun-
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gen für die Kinderbetreuung, um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

zu erleichtern (Die Linke 2006; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2005). 

 

Die keynesianischen Instrumente 

Das folgende Unterkapitel widmet sich der Analyse der Thematisierung der 

keynesianischen Instrumente, mithilfe derer die Reduzierung des Problems 

„Arbeitslosigkeit“ angestrebt wird. 

 

Abbildung 56: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente im 

Rahmen einer antizyklischen Fiskalpolitik in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die vorstehende Grafik enthält die Ergebnisse der Analyse der deskriptiven 

Statistik für die Thematisierung der Instrumente, die den Lösungsvorschlag 

einer antizyklischen Fiskal- und Wirtschaftspolitik realisieren sollen. Dazu 

zählen die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes und die Konjunkturpakete der 

Abschreibung, Umweltprämie sowie Infrastruktur, mit denen sich die Ab-

geordneten insgesamt 477 Mal in den Plenarsitzungen beschäftigt haben. 

Hier ist hervorgehoben, dass die Thematisierung des Konjunkturpakets Inf-

rastruktur einen Anteil von 83,86 Prozent ausmacht und die anderen drei In-

strumente folglich lediglich eine marginale Rolle einnahmen. 

Angesichts der Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland 

von 1997 bis 2017 bildet das Jahr 2009 eine Ausnahme mit einem negativen 

Wachstum von 5,7 Prozent. Danach stieg das Bruttoinlandsprodukt bestän-

dig an, wobei die Wachstumsraten von 2010 bis 2015 niedrigerer als im je-

weiligen Vorjahr ausfielen (Statistisches Bundesamt 2020d). Die Folgen der 

globalen Finanz- und Wirtschaftskrise zeigten sich im Jahr 2009 auch in 
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Deutschland. Somit war die Krise ursächlich für den Wirtschaftseinbruch. 

Daher verabschiedete die Regierung zwei umfangreiche Konjunkturpro-

gramme mit dem Ziel, eine weitere Rezession zu vermeiden (Deutscher 

Bundestag 2017c). Das erste Konjunkturprogramm, das Abschreibungser-

leichterungen und eine Verlängerung der Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld 

implizierte, wurde Ende 2008 beschlossen (vgl. Gesetz zur Umsetzung steu-

errechtlicher Regelungen des Maßnahmenpakets Beschäftigungssicherung 

durch Wachstumsstärkung BGBl. I, S. 2896ff.), wodurch sich der relative 

Höhepunkt (13,04 Prozent) der Thematisierung des Konjunkturpakets Ab-

schreibung und die Aufmerksamkeits-Hochphase der Maßnahme „Kurzar-

beitergeld erhöhen“ in den Jahren 2008 bis 2010 begründen lassen. Darüber 

hinaus initiierte der Gesetzentwurf der Bundesregierung im Jahr 2010 ver-

mehrt parlamentarische Diskurse über die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes. 

Die Lösung der Bundesregierung für die immer noch spürbaren Folgen der 

weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise bestand darin, den Arbeitsmarkt 

durch die Verlängerung der Erstattungsregelungen der Sozialversicherungs-

beiträge bei Kurzarbeit, die Verlängerung der Erleichterungen der Voraus-

setzungen für Kurzarbeitergeld und die verbesserte Förderung des Transfer-

kurzarbeitergeldes zu stabilisieren und dadurch Arbeitslosigkeit zu verhin-

dern (Deutscher Bundestag 2010f, Drucksache 17/1945). Im Rahmen des 

Aufmerksamkeitsverlaufs für die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes kann je-

ne Policy-Option auch für das Jahr 2006 eine erhöhte Aufmerksamkeit ver-

zeichnen. Diese lässt sich mit der Einführung des Saison-Kurzarbeitergeldes 

mit dem Gesetz zur Förderung ganzjähriger Beschäftigung vom 24. April 

2006 begründen (vgl. BGBl. I, S. 926ff.). Für die kontinuierlich zunehmen-

de Thematisierung dieses Instruments ab dem Jahr 2008 war die Verlänge-

rung der Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld von 12 auf 18 Monate für ein 

Jahr bis zum 31.12.2009 (Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-

gie/Bundesministerium der Finanzen 2008) von hoher Bedeutung für den 

parlamentarischen Diskurs. Kurze Zeit später, im März 2009, folgte das 

Konjunkturpaket II im Rahmen des Gesetzes zur Sicherung von Beschäfti-

gung und Stabilität in Deutschland, das der Rezession durch eine weitere 

Verlängerung der Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld bis Ende 2010, Inves-

titionen in die Infrastruktur sowie die befristete Einführung der Umwelt-

prämie entgegenwirken sollte (vgl. BGBl. I, S. 416ff.). Dementsprechend 

erreichte das Instrument „Konjunkturpaket Umweltprämie“ in diesem Jahr 

seinen Kulminationspunkt mit 40,54 Prozent. Dies ist auch die Begründung 

dafür, dass das „Konjunkturpaket Infrastruktur“ in diesem Jahr relativ wenig 

thematisiert wurde (43,24 Prozent), wohingegen diese Policy-Option in al-

len anderen Jahren in ungefähr 90 Prozent der Plenarsitzungen diskutiert 

wurde. Ein Grund für das hohe Aufmerksamkeitsniveau lag bspw. in dem 

Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe“ und zur Ände-

rung weiterer Gesetze vom 15. Juli 2013, das den Aufbau der durch das 

starke Hochwasser zerstörten Infrastruktur regelte (vgl. Aufbauhilfegesetz 
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BGBl. I, S. 2401ff.). An dieser Stelle ist auch nochmal das Gesetz für besse-

re Beschäftigungschancen am Arbeitsmarkt vom 24. Oktober 2010 erwähnt, 

mit dem die Kurzarbeiterregelung bis Ende März 2012 verlängert wurde 

(vgl. Beschäftigungschancengesetz BGBl. I, S. 1417ff.), wodurch sich der 

Höhepunkt der Policy-Option „Kurarbeitergeld erhöhen“ im Jahr 2010 er-

klären lässt. 

 

Abbildung 57: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente zur 

Sozialleistungserhöhung in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 

bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In 753 Fällen hat der Deutsche Bundestag in den Sitzungsprotokollen In-

strumente adressiert, die eine Erhöhung der Sozialleistungen bewirken soll-

ten. Die Aufmerksamkeit der Abgeordneten verteilt sich vergleichsweise 

gleichmäßig über die drei Instrumente „Kindergeld erhöhen“ (30,54 Pro-

zent), „Kinderbetreuung erhöhen“ (33,73 Prozent) und „Elterngeld erhöhen“ 

(21,78 Prozent). Weniger im Fokus stand „Betreuungsgeld erhöhen“ mit 

13,94 Prozent. Die relativen Tiefpunkte im Jahr 2009 der Thematisierung 

der vier Maßnahmen lässt sich anhand der hohen Sozialleistungsquote im 

selben Jahr, die durch die Finanzmarktkrise gesunkene Wirtschaftskraft in 

Verbindung mit höheren Ausgaben im Bereich des SGB II und SGB III ei-

nen Höchstwert von 30,6 Prozent erreichte, erklären (Bundesministerium 

für Arbeit und Soziales 2017). Daher rückte die Erhöhung der Sozialleistun-

gen in diesem Jahr in den Hintergrund der Plenarsitzungen über Arbeitslo-

sigkeit. 
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Im Hinblick auf den Verlauf des Instruments „Betreuungsgeld erhöhen“ 

ist das Gesetz zur Einführung des Betreuungsgeldes im Februar 2013 für die 

beständig zunehmende Aufmerksamkeit mit dem Höhepunkt von 35,94 Pro-

zent ursächlich (vgl. Betreuungsgeldgesetz BGBl. I, S. 254ff.). Nachdem 

das Gesetz vom Bundesverfassungsgericht im Jahr 2015 für nichtig erklärt 

wurde (BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 -), 

sinkt die Thematisierung des Betreuungsgeldes rapide ab und ist im Jahr 

2017 schließlich nicht mehr Gegenstand des parlamentarischen Diskurses. 

Wird der Graph für die Erhöhung des Elterngeldes betrachtet, fällt die 

kontinuierlich wachsende Aufmerksamkeit von 2003 bis zum Kulminati-

onspunkt im Jahr 2006 auf. Hier diskutierten die Abgeordneten verstärkt 

über das Gesetz zur Einführung des Elterngeldes, das im September 2006 in 

der 55. Sitzung des Deutschen Bundestages beschlossen wurde (vgl. Gesetz 

zur Einführung des Elterngeldes vom 5. Dezember 2006 BGBl. I, S. 

2748ff.; vgl. Gesetzesbeschluss zur Einführung des Elterngeldes vom 

13.10.2006, Drucksache 698/06). Bis zu dem erneuten Anstieg im Jahr 2015 

weist die Erhöhung des Elterngeldes eine konstant hohe Bedeutung auf. Die 

Zunahme der Anzahl der Plenarsitzungen im Jahr 2015, in denen sich das 

Parlament auf dieses Instrument bezogen hat, basiert auf dem Vorhaben der 

Parteien CDU/CSU und SPD, die in ihrem Koalitionsvertrag 2013 festleg-

ten, das ElterngeldPlus einzuführen. Mit dem ElterngeldPlus intendierte die 

Regierungsfraktion der 18. Legislaturperiode Eltern den Wiedereinstieg in 

den Arbeitsmarkt zu erleichtern (CDU Deutschlands/CSU-Landes-

leitung/SPD Deutschlands 2013). Im Dezember 2014 trat das Gesetz in 

Kraft (vgl. BGBl. I, S. 2325ff.). 

Die historische Entwicklung des Kindergeldes bildet den Aufmerksam-

keitsverlauf dieses Instruments realitätsnah ab. In den Jahren 1997 bis 2002 

stagnierte einerseits die Anhebung des Kindergeldes, abgesehen von margi-

nalen Änderungen, und andererseits stieg die Anzahl der Kindergeldberech-

tigten. Deswegen diskutierten die Parlamentarier in diesem Zeitraum ver-

stärkt über eine Erhöhung des Kindergeldes. Die beständig zunehmende 

Thematisierung der Policy-Option ab dem Jahr 2008 lässt sich möglicher-

weise auf das Gesetz zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes vom 24. 

September 2008 (vgl. BGBl. I, S. 1854ff.) und das Gesetz zur Förderung 

von Familien und haushaltsnahen Dienstleistungen (Familienleistungsge-

setz) vom 22. Dezember 2008 (vgl. FamLeistG BGBl. I, S. 2955ff.) zurück-

führen. Zudem wurde zum 01. Januar 2009 das Kindergeld erhöht sowie im 

Rahmen des Gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 

Deutschland ein einmaliger Kinderbonus in der Höhe von 100 Euro pro 

Kind gezahlt. Infolgedessen und der erneuten Erhöhung im Jahr 2010 be-

schäftigte sich das Parlament nach dieser Thematisierungs-Hochphase we-

niger stark mit einer Kindergeld-Erhöhung (vgl. BGBl. I, S. 416ff.; Famili-

enkasse der Bundesagentur für Arbeit 2017). Der relative Höhepunkt im 

Jahr 2015 (25,53 Prozent) kann auf die Ankündigung, das Kindergeld mit 
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Wirkung zum 01.01.2016 abermals zu erhöhen, zurückgehen (Familienkas-

se der Bundesagentur für Arbeit 2017). 

Bei der Betrachtung der Thematisierung der Erhöhung der Kinderbetreu-

ung fällt der Höhepunkt im Jahr 2003 (61,54 Prozent) auf. Die Begründung 

liegt vor allem in dem Tagesbetreuungsgesetz (TAG), das 2004 von der rot-

grünen Regierung beschlossen wurde und über das im Parlament kurz vor 

seinem Inkrafttreten häufig diskutiert wurde. Zentraler Aspekt des Gesetzes 

war, ein qualitätsorientiertes und bedarfsgerechtes Angebot der Kinderbe-

treuung zu schaffen (vgl. TAG BGBl. I, S. 3852ff.). Darüber hinaus waren 

andere Gesetze ursächlich für das relativ konstant hohe Aufmerksamkeitsni-

veau der Policy-Option „Kinderbetreuung erhöhen“, auch wenn dieses lang-

sam über die Jahre sank. So diskutierte das Parlament über das Kinderförde-

rungsgesetz vom 10. Dezember 2008, welches den Rechtsanspruch auf ei-

nen Betreuungsplatz für alle Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr 

einführte (vgl. Art. 1 Nr. 7 §24 (2) KiföG BGBl. I, S. 2404.) und über die 

Zwischenevaluierung des Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinan-

zierung 2008-2013“ der Universität zu Köln. Im Zuge des Gesetzes zur Än-

derung des Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tages-

betreuung für Kinder und zur Änderung des Kinderbetreuungsfinanzie-

rungsgesetzes vom 12. Dezember 2013 wurden die beiden Investitionspro-

gramme „Kinderbetreuungsfinanzierung 2008-2013“ und „Kinderbetreu-

ungsfinanzierung 2013-2014“ verlängert (vgl. BGBl. I, S. 4118ff.). Im wei-

teren Verlauf nahm das Parlament in den Debatten Bezug auf das Gesetz zur 

weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen und zum quantitativen 

und qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreuung sowie zur Änderung des 

Lastenausgleichsgesetzes vom 22. Dezember 2014 (vgl. BGBl. I, S. 

2411ff.). Im Jahr 2016 war die Verlängerung des Investitionsprogramms 

(„Kinderbetreuungsfinanzierung 2015-2018“) sowie die entsprechende Ver-

schiebung der Auflösung des Sondervermögens „Kinderbetreuungsausbau“ 

durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes 

zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder und des Kinderbetreuungsfi-

nanzierungsgesetzes vom 8. Juli 2016 verstärkt Gegenstand der politischen 

Diskussionen im Parlament (vgl. BGBl. I, S. 1614ff.). 
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Abbildung 58: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente zur 

Steuererhöhung in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 

(in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Vor dem Hintergrund einer Trefferanzahl von 236 Plenarsitzungen, in denen 

die Abgeordneten über konkrete Steuererhöhungen diskutierten, standen alle 

drei Items, namentlich die Erhöhung der Vermögensteuer (35,17 Prozent), 

die Erbschaftsteuer (33,90 Prozent) und die Reichensteuer/ Spitzensteuer 

(30,93 Prozent), durchschnittlich vergleichsweise stark im Fokus. 

Diese Instrumente werden im Hinblick auf die Problemursache einer un-

gleichen Einkommensverteilung in Deutschland diskutiert. Die Höhe der 

verfügbaren Einkommen der Haushalte hängt stark von der Abgabenlast wie 

die Höhe verschiedener Steuern ab. Obwohl die Haushaltsbrutto- sowie 

Haushaltsnettoeinkommen von 2007 bis 2017 langsam, aber stetig anstiegen 

(Statistisches Bundesamt 2019a), wuchs die Ungleichheit der Einkommens-

verteilung. Diese Entwicklung spiegelt sich in der Thematisierungshäufig-

keit dieser Policy-Optionen wider. Die absoluten Treffer der hier betrachte-

ten Plenarprotokolle nehmen bedeutend in der ersten Periode bis 2007 zu, in 

dem bspw. die Diskussion einer Erbschaftsteuererhöhung ihren Höhepunkt 

erreichte (61,54 Prozent), woraufhin sich ein leichter Thematisierungs-

Abwärtstrend der gesamten Policy-Optionen abzeichnet. 

Wie die Ergebnisse der Abbildung 58 zeigen, wird die Erhöhung der 

Vermögensteuer, die auf das Nettovermögen des Steuerpflichtigen erhoben 

wird, über den betrachteten Zeitraum relativ konstant thematisiert, abgese-

hen von dem Ausbleiben der Thematisierung in 2001 (0,00 Prozent) und 
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dem direkt darauffolgenden Höhepunkt im Jahr 2002 (70,59 Prozent). Hier 

regte vor allem die Partei PDS die Debatte über die Erhebung der Vermö-

gensteuer an (Deutscher Bundestag 2002d, Plenarprotokoll 14/242). Die 

Vermögensteuer wird seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts im 

Jahr 1995, dass die Steuer unvereinbar mit dem Grundgesetz sei, nicht mehr 

erhoben (Deutscher Bundestag 1994, 12/7744). Allerdings ist das Gesetz bis 

heute noch formal in Kraft und wird fortwährend von den politischen Par-

teien BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Die Linke verstärkt gefordert, die 

die Vermögen- sowie Erbschaftsteuer als Möglichkeit ansehen, eine gerech-

tere Verteilung der Einkommen zu erwirken. So postulieren die BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN eine „verfassungsfeste, ergiebige und umsetzbare Ver-

mögensteuer“ (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2020) sowie eine reformierte 

Erbschaftsteuer. Über den gesamten Beobachtungszeitraum werden wieder-

holt Anträge auf eine Wiedererhebung der Vermögensteuer gestellt, wie 

bspw. im Jahr 2001 (Deutscher Bundestag 2001a, Drucksache 14/6112), 

womit die erhöhte Thematisierung im Jahr 2002 nochmals verdeutlicht 

wird, und im Jahr 2010 von der Partei Die Linke (Deutscher Bundestag 

2010b, Drucksache 17/453). In diesem Antrag berufen sich die Abgeordne-

ten auf eine sich stetig ungleicher entwickelnde Vermögensverteilung in 

Deutschland, die mithilfe der Vermögensteuer, auch als Millionärssteuer be-

zeichnet, gerechter gestaltet werden könne. Daraufhin steht die Vermögen-

steuer wieder mehr im Fokus der parlamentarischen Debatten. Grundsätz-

lich veranschaulichen die Aufmerksamkeitszyklen der Vermögen- und Erb-

schaftsteuer sowie auch größtenteils der Thematisierungsverlauf der Rei-

chensteuer, dass Die Linke, als sie 2005 in den Bundestag gewählt wurde, 

vermehrte Diskurse über Steuererhöhungen in der parlamentarischen Öf-

fentlichkeit anregen konnte. Dabei ist die Erbschaftsteuer durch das Erb-

schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz (ErbStRG) geregelt und wurde im 

Zuge des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts, das Teile des Geset-

zes als verfassungswidrig deklarierte, durch das Erbschaftsteuerreformge-

setz von 2008 modifiziert (BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 07. 

November 2006 – 1 BvL 10/02; vgl. ErbStRG BGBl. I, S. 3018ff.). Folglich 

widmeten sich die Parlamentarier besonders der Erhöhung der Erbschaft-

steuer in den Jahren 2007 und 2008, wo das Instrument auch den Höhepunkt 

erreicht, und danach eine Phase durchläuft, in der die absolute Trefferzahl 

der Protokolle zunächst stark bis zum Jahr 2011 absinkt, in dem es keine 

Diskussion diesbezüglich im Deutschen Bundestag gibt (0,00 Prozent). In 

den Folgejahren steigt die relative Thematisierung wieder an und im Jahr 

2016 verzeichnet die Policy-Option erneut einen Höhepunkt, der sich mit 

dem Steueränderungsgesetz 2015 vom 2. November 2015 (vgl. BGBl. I, S. 

1834ff.), dem Gesetz zum Internationalen Erbrecht und zur Änderung von 

Vorschriften zum Erbschein sowie zur Änderung sonstiger Vorschriften 

vom 29. Juni 2015 (vgl. BGBl. I, S. 1042ff.) und dem Gesetz zur Anpassung 

des Erbschaftsteuer- und Schenkungssteuergesetzes an die Rechtsprechung 
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des Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 2016 (vgl. BGBl. I, S. 

2464ff.) erklären lässt. 

Im Hinblick auf den Verlauf der Thematisierung der Reichensteuer/ Spit-

zensteuer, erfährt jenes Instrument von 1999 auf 2000 einen Aufmerksam-

keitszuwachs, der durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 

24. März 1999 ausgelöst wurde. Im Rahmen dieses Gesetzes wurde die 

Senkung des Höchststeuersatzes von 53 Prozent auf 51 Prozent im Jahr 

2000 und auf 48,5 Prozent im Jahr 2002 beschlossen (vgl. Art. 1 Nr. 56 (52) 

BGBl. I, S. 419). Ferner werden die vermehrten Diskussionen nach der 

Bundestagswahl 2005 um das deutsche Steuerrecht und die von 48,5 Pro-

zent auf 45 Prozent im Jahr 2004 und später im Jahr 2005 auf 42 Prozent 

gesenkten Spitzensteuersätze sichtbar. Daraufhin befasste sich der Deutsche 

Bundestag zunehmend mit einer Erhöhung der Steuer, wodurch die Bundes-

regierung aus CDU, CSU und SPD die Reichensteuer in der Höhe von 45 

Prozent als Form der Einkommensteuer mit dem Steueränderungsgesetz 

2007 vom 19. Juli 2006 einführte (vgl. BGBl. I, S. 1652ff.). Dies äußert sich 

in dem relativen Höhepunkt der Thematisierung im Jahr 2006 mit 36 Pro-

zent. In seinem Jahresgutachten von 2010/11 fasst der Sachverständigenrat 

die verstärkten parlamentarischen Diskussionen über die Anhebung des 

Spitzensteuersatzes als möglichen Rückschritt auf (Jahresgutachten 

2010/11). Diese Diskurse im Parlament werden durch die hohen relativen 

Thematisierungshäufigkeiten in den beiden Jahren (2010: 55,56 Prozent; 

2011: 60,00 Prozent) abgebildet. Hier ist angemerkt, dass das Thema im 

Jahr 2011 trotz geringerer absoluter Zahlen weiterhin dominiert, da der ab-

solute Thematisierungsanteil der anderen Maßnahmen sinkt. 

 

Abbildung 59: Thematisierungshäufigkeit des keynesianischen Instruments 

„Mindestlohn“ in der parlamentarischen Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 

(in Prozent) 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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In 277 Fällen diskutierte das deutsche Parlament in den Sitzungsprotokollen 

über die Einführung eines Mindestlohns. Dabei ist der Aufmerksamkeitszu-

wachs vom Jahr 2005 (0,36 Prozent) auf 2006 (7,94 Prozent) deutlich er-

kennbar. An dieser Stelle sind die spürbaren Folgen der Hartz Gesetze er-

wähnt. Die Arbeitsmarktreformen übten einen enormen Lohndruck aus, der 

primär die geringfügig Beschäftigten betraf, da deren Reallöhne von 2007 

bis 2012 nicht gestiegen sind, während sich der Niedriglohnsektor ausweite-

te (Statistisches Bundesamt 2013). Daher stieg die Thematisierung eines 

Mindestlohns nach der Einführung der Hartz Reformen der Jahre 2003, 

2004 und 2005 signifikant an. Danach lässt sich von einer relativ konstanten 

Aufmerksamkeit für das Thema sprechen. Ausnahmen bilden dabei der rela-

tive Tiefpunkt in 2009 (5,42 Prozent) und der darauffolgende Höhepunkt im 

Jahr 2010 (11,91 Prozent). Nach 2015 verliert der Diskurs über die Einfüh-

rung eines Mindestlohns erheblich an Bedeutung. Dieser Thematisierungs-

verlauf bildet das Inkrafttreten des Gesetzes zur Stärkung der Tarifautono-

mie (Tarifautonomiestärkungsgesetz) exakt ab, in dessen Zentrum der ge-

setzliche, flächendeckende Mindestlohn stand, der in der Höhe von 8,50 Eu-

ro brutto pro Zeitstunde zum 01. Januar 2015 realisiert wurde (vgl. BGBl. I, 

S. 1348ff.). Der Leitgedanke hinter dem Mindestlohn war, auf die struktu-

rellen Veränderungen des Arbeitsmarktes, bedingt bspw. durch den Rück-

gang von Tarifverträgen, zu reagieren, sodass Beschäftigte ihre Lebenshal-

tungskosten durch eine Vollzeittätigkeit decken können sollten (Deutscher 

Bundestag 2014d, Drucksache 18/2010). 

Vor 2014 regelte das Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) einen Min-

destlohn lediglich in einzelnen Branchen wie dem Baugewerbe oder Sicher-

heitsdienstleistungen. Dazu mussten die Tarifvertragsparteien einen Antrag 

auf tarifvertragliche Mindestlöhne stellen und aushandeln (vgl. AEntG 

BGBl. I, S. 799ff.). Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz wurde wiederholte 

Male geändert und lenkte mit der Änderung von 2009, wodurch somit die 

ursprüngliche Gesetzregelung von 1996 außer Kraft gesetzt wurde, die 

Aufmerksamkeit der Parlamentarier auf einen Mindestlohn, der nicht nur für 

einzelne Branchen rechtsgültig sein sollte. Daraufhin artikulierten die Ab-

geordneten im Jahr 2010 verstärkt dieses Instrument zur Lohnerhöhung, in 

der Intention, die Einkommen zu erhöhen und folglich Arbeitslosigkeit zu 

verringern. Der darauffolgende, leichte Abwärtstrend hinsichtlich der The-

matisierung des Mindestlohns erstreckt sich über die Jahre von 2011 bis 

2014, der sich jedoch auf einem recht hohen Aufmerksamkeitsniveau be-

wegt. Angesichts der absoluten Trefferanzahl von 18 Plenarprotokollen in 

den Jahren 2013 und 2014, legt der Deutsche Bundestag im Vergleich zu 

anderen keynesianischen Instrumenten ein besonderes Augenmerk auf die 

Einführung eines Mindestlohns. Dies ist auch auf den gesunkenen Reallohn-

indexes um 0,1 Prozent im Jahr 2013, vor dem Hintergrund der Verände-

rung gegenüber dem jeweiligen Vorjahreszeitraum (Statistisches Bundesamt 

2019b), zurückzuführen, womit sich ein weiterer Grund für die entspre-
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chend hohe Thematisierung des Mindestlohns um das Jahr 2013 herauskris-

tallisiert. Damit bildet das Jahr 2013 zusammen mit dem Jahr 2009, in dem 

der Reallohn ebenso um 0,1 Prozent gesunken ist, eine Ausnahme bei der 

Betrachtung der Entwicklung der Reallöhne in Deutschland (Statistisches 

Bundesamt 2019b). Daneben ist zudem das negative Bruttoinlandsprodukt 

im Jahr 2009 mit einer Veränderung von 5,7 Prozent zum Jahre 2008 ur-

sächlich für den Aufmerksamkeitsrückgang bzw. den relativen Tiefpunkt in 

diesem Zeitraum (Statistisches Bundesamt 2020d). Dadurch wird ersicht-

lich, dass speziell das nachfrageorientierte Instrument des Mindestlohns be-

sonders in Zeiten konjunktureller Abschwünge, wie bspw. infolge der glo-

balen Finanz- und Wirtschaftskrise (Deutscher Bundestag 2017c), zuguns-

ten anderer Instrumente in den Hintergrund rückten, um der Arbeitslosigkeit 

in Deutschland entgegenzuwirken. 

Zusammenfassend erlauben die Ergebnisse der deskriptiven Analyse für 

den Deutschen Bundestag den Rückschluss, dass in Übereinstimmung mit 

den Befunden der Analyse für die Medien, das Gewicht auf Seiten der Ne-

oklassik liegt. So belegt der Vergleich der Plenarprotokolle, in denen ne-

oklassische und keynesianische Ursachen, Lösungen sowie Policy-Optionen 

von den Abgeordneten thematisiert wurden, dass die neoklassischen Ansich-

ten in der Arbeitsmarktpolitik dominieren. Beispielsweise fanden sich ne-

oklassische Problemursachen („Lohnkosten hoch“, „Steuern hoch“, „Hohe 

Lohnnebenkosten“ und „Überregulierung am Arbeitsmarkt“) über den Be-

obachtungszeitraum insgesamt 2560 Mal in den Plenarprotokollen wieder, 

während lediglich in 1197 Fällen keynesianische Ursachen („Einkommen 

niedrig“, „Einkommen ungleichverteilt“ und „Wachstum gering“) protokol-

liert wurden. Werden dazu die Legislaturperioden herangezogen, zeigen sich 

insbesondere höhere Thematisierungen der keynesianischen Ursachen „Ein-

kommen niedrig“, „Einkommen ungleich verteilt“ und „Wachstum gering“ 

unter Merkel I und II und vergleichsweise geringere Aufmerksamkeitsni-

veaus in der zweiten Amtszeit Schröders. Insgesamt vertraten die Parlamen-

tarier über den gesamten Beobachtungszeitraum sowohl neoklassische als 

auch keynesianische Problemsichten. Da die politischen Parteien im Parla-

ment unterschiedliche Positionen zu Themen einnehmen, die sie in diesem 

Kontext auf das Politikfeld der Arbeitsmarktpolitik beziehen, sind die 

Schwankungen der Thematisierungsverläufe im Zeitverlauf, wodurch teils 

neoklassische und teils keynesianische Problemlösungen und Instrumente 

verstärkt gefordert werden, nicht verwunderlich. Im Vergleich zu den Be-

funden hinsichtlich der Problemursachen liefert die Analyse für die Lö-

sungsvorschläge etwas differente Befunde. Obgleich der Deutsche Bundes-

tag über die neoklassische Lösungen „Deregulierung am Arbeitsmarkt“, 

„Lohnkosten senken“, „Lohnnebenkosten senken“ und „Steuern senken“ am 

häufigsten unter Schröder I und über keynesianische Lösungsvorschläge 

(„Antizyklische Fiskalpolitik“, „Löhne erhöhen“, „ Sozialleistungen erhö-

hen“ und „Steuern erhöhen“) unter Merkel I, II und III diskutierte, zeigt sich 
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im Vergleich eine recht ähnliche Anzahl an Plenarprotokollen in der gesam-

ten Amtszeit Schröders, in der neoklassische sowie keynesianische Lösun-

gen thematisiert werden. Angesichts der Thematisierungen der Policy-

Optionen konnte bspw. der annahmegemäß neoklassische Einfluss der FDP 

in ihrer Regierungszeit von 2009 bis 2013 unter Kanzlerin Merkel in Form 

einer verstärkten Thematisierung von Steuersenkungen wie der Senkung der 

Einkommensteuer und des Solidaritätszuschlags belegt werden. Ferner fällt 

bei den Aufmerksamkeitsverläufen der Instrumente auf, dass analog zu den 

Medien, auch das Parlament die Maßnahmen der antizyklischen Fiskalpoli-

tik, namentlich die Konjunkturpakete „Umweltprämie“, „Abschreibung“ 

und „Infrastruktur“ sowie die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes, am häufigs-

ten in der Legislaturperiode Merkel I in den Debatten aufgriff. So zeigten 

die Ergebnisse, dass der Deutsche Bundestag während konjunktureller 

Schwächephasen eher keynesianische Lösungen und Policy-Optionen wie 

eine antizyklische Fiskalpolitik präferiert. Trotz dieser zeitweisen Dominanz 

des keynesianischen Paradigmas in konjunkturellen Schwächephasen, de-

battierten die Abgeordneten des deutschen Parlaments über die Jahre von 

1997 bis 2017 verstärkt im Sinne einer neoklassisch orientierten Arbeits-

marktpolitik. 

 

 

6.1.5 Multivariate Deutungsmusteranalyse im Deutschen 
Bundestag 
 

Das folgende Kapitel 6.1.5 widmet sich der Analyse der Deutungsmuster im 

Deutschen Bundestag für die fünf Legislaturperioden Schröder I von 1998 

bis 2002, Schröder II von 2002 bis 2005, Merkel I von 2005 bis 2009, Mer-

kel II von 2009 bis 2013 und Merkel III von 2013 bis 2017. Parallel zur 

multivariaten Deutungsmusteranalyse in den Medien wird für jede Legisla-

turperiode ein LOGIT-Modell gerechnet, das analysiert, inwieweit die Ein-

trittswahrscheinlichkeit der mit „1“ kodierten Ausprägung der abhängigen 

Variablen (jeweilige Legislaturperiode) als Funktion der unabhängigen Va-

riablen (alle Komponenten des Deutungsmusters) betrachtet werden kann. 

Dabei sind die unabhängigen Variablen ebenfalls mit der Ausprägung „1“ 

für die Thematisierung des Merkmals und „0“, falls das Merkmal nicht the-

matisiert wird, dichotom kodiert. Die Gesamtheit aller signifikanten Effekte 

eines Modells wird hier als themenspezifisches Deutungsmuster interpre-

tiert. Dabei werden die Ergebnisse vor dem Hintergrund eines Signifikanz-

niveaus, das gleich oder unter 0,1 Prozent (höchst signifikant), 1 Prozent 

(sehr signifikant) oder größer als 1 Prozent aber kleiner oder gleich 10 Pro-

zent liegt (signifikant), ausgewertet (vgl. Bortz/Döring 2006). Auch hier 

sind die Richtung der Vorzeichen der unabhängigen Variablen per Farbco-

dierung visualisiert, wobei das grün markierte Item für eine positiv korrelie-

rende Variable steht und rot für ein negatives Vorzeichen des Koeffizienten. 
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Zunächst werden die logistischen Regressionsmodelle für das neoklassische 

Paradigma dargestellt, bevor die Ergebnisse der LOGIT-Analyse für das 

keynesianische Paradigma präsentiert werden. Hierbei ist ebenfalls anzu-

merken, dass nicht für alle Deutungsmusterpfade aus Abbildung 7 ein logis-

tisches Regressionsmodell aufgrund zu geringer Fallzahlen und nicht signi-

fikanter Effekte berechnet bzw. vorgestellt wird. Die Selektion der unab-

hängigen Variablen erfolgte auf der Grundlage absoluter Häufigkeiten aller 

Plenarprotokolle, in denen die neoklassischen bzw. keynesianischen Ar-

beitsmarktinstrumente pro Legislaturperiode thematisiert wurden. Demnach 

wurden Deutungsmusteranalysen nur für diejenigen Instrumente durchge-

führt, die eine repräsentative Anzahl von Beobachtungen aufweisen können. 

Dieses Vorgehen lässt sich statistisch sowie inhaltlich begründen, da insbe-

sondere die Themen für die Deutung von Interesse sind, die im jeweiligen 

Beobachtungszeitraum einen relativ hohen parlamentarischen Agenda-

Status erreichen konnten. 

 

Tabelle 4: Die Ergebnisse der Item-Auswahl für die parlamentarische 

Deutungsmusteranalyse 

 

Paradigma Ursache Lösung Legislaturperio-

de 

Neoklassisch Überregulierung 

am Arbeitsmarkt 

Deregulierung 

am Arbeitsmarkt 

Schröder I & II, 

Merkel I, II & III 

Neoklassisch Hohe Lohnne-

benkosten 

Lohnnebenkos-

ten senken 

Schröder I & II, 

Merkel I, II & III 

Neoklassisch Steuern hoch Steuern senken Schröder I & II 

Keynesia-

nisch 

Wachstum gering Antizyklische Fi-

nanzpolitik 

Merkel I, II & III 

Keynesia-

nisch 

Einkommen nied-

rig 

Sozialleistungen 

erhöhen 

Schröder I & II, 

Merkel II & III 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Neoklassische Deutungsmusteranalyse 

Bei der Analyse der neoklassischen Deutungsmuster wird zu Beginn von 

der Problemursache „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ ausgegangen, da-

nach folgen die Analysen auf Basis der Ursachen „Hohe Lohnnebenkosten“ 

und „Steuern hoch“. 
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Überregulierung am Arbeitsmarkt – Deregulierung am Arbeitsmarkt 

 

Abbildung 60: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Schröder I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Wie das LOGIT-Modell für diese Analyse zeigt, setzt sich das Deutungs-

muster der Parlamentarier in der ersten Regierungsperiode unter Gerhard 

Schröder aus dem Problem „Arbeitslosigkeit“, der Lösung der „Deregulie-

rung am Arbeitsmarkt“ sowie den „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ als 

konkrete Policy-Option zusammen. Die drei positiven Koeffizienten sind 

jeweils auf dem 0,1-prozentigen Signifikanzniveau höchst signifikant. Wei-

tere Instrumente, explizit „Hartz IV“, „Gründungszuschüsse“ und der 

„Kombilohn“, sind negativ definiert, das heißt, jene werden signifikant sel-

tener in der genannten Legislaturperiode thematisiert und sind damit nicht 

als Teil des parlamentarischen Deutungsmusters aufzufassen. Die Analyse 

bildet die erhöhte parlamentarische Aufmerksamkeit, insbesondere für die 

Einführung von „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, um die Jahre 1998 und 

2003 aufgrund bevorstehender bzw. realisierter Gesetzeseinführungen präzi-

se ab. In Anbetracht der Vorwegnahme der neoklassischen Leitgedanken der 

Hartz-Reformen durch das Arbeitsförderungsgesetz im Jahr 1997 (vgl. 

AFRG BGBl. I, S. 594ff.), die Verabschiedung des Zweiten SGB III-

Änderungsgesetzes im Jahr 1999 (vgl. 2. SGB III-ÄndG BGBl. I, S. 

1648ff.) sowie des Job-AQTIV-Gesetzes von 2001 (vgl. BGBl. I, S. 

3443ff.) sind die höchst signifikanten Deutungsmuster-Komponenten der 

Schröder I

ABM Hartz IV Gründungszuschüsse Kombilohn

Arbeitslosigkeit

Deregulierung am 
Arbeitsmarkt

Deregulierung 
am 

Arbeitsmarkt
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Lösung „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ und der „Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen“ als Instrument nicht verwunderlich. 

 

Abbildung 61: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Schröder II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Wird die zweite Legislaturperiode unter Kanzler Schröder betrachtet, spie-

geln sich auch in diesem Deutungsmuster die vollzogenen Beschlüsse und 

Reformen wider. Die Policy-Optionen „Hartz IV“, „Gründungszuschüsse“ 

sowie „Personal-Service-Agenturen“ weisen signifikante positive Koeffi-

zienten auf, wohingegen der „Kombilohn“ und die „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ 

signifikant negativ mit dem Zeitraum in Verbindung gebracht werden.  

Der Koeffizient für „Hartz IV“ lässt sich mit dem Vierten Gesetz für mo-

derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003 (vgl. 

BGBl. I, S. 2954ff.) begründen. Beim Vergleich der Einflussstärke der Prä-

diktoren aus derselben Legislaturperiode untereinander fällt auf, dass die 

Variable „Gründungszuschüsse“ das Modell am stärksten beeinflusst. Dies 

lässt sich auf die Einführung des Existenzgründungszuschusses im Zuge des 

zweiten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt im De-

zember 2002 (vgl. BGBl. I, S. 4621ff.) sowie auf die unmittelbar folgenden 

Debatten über dessen Abschaffung zurückführen. Die vermehrte Themati-

sierung von „Personal-Service-Agenturen“ in der zweiten Amtszeit des 

Bundeskanzlers Gerhard Schröder geht auf das Erste Gesetz für moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 zurück (vgl. 

Art. 1 Nr. 6 §37c Abs. 1, BGBl. I, S. 4609). 

 

  

Schröder II

Hartz IV Gründungszuschüsse PSA Kombilohn Zeit-/ Leiharbeit
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Abbildung 62: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Merkel I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Das Deutungsmuster des Parlaments unter dem Kabinett Merkel von 2005 

bis 2009 zeichnet sich lediglich durch zwei positive höchst signifikante Ko-

effizienten aus, nämlich durch die Instrumente „Hartz IV“ und „Kombi-

lohn“. Auffällig hier ist, dass die Parlamentsmitglieder die Maßnahmen 

„Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, „Kettenbefristungen“, „Werkverträge“ 

und „Zeitarbeit/ Leiharbeit“ signifikant seltener postulierten. Dahingegen ist 

das Deutungsmuster in der parlamentarischen Öffentlichkeit in der zweiten 

Amtszeit Merkels breiter gefächert.  

 

Abbildung 63: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Merkel II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der Legislaturperiode von 2009 bis 2013 sahen die Abgeordneten des 

Deutschen Bundestages „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ als Ursache für 

„Arbeitslosigkeit“ und „Hartz IV“, „Gründungszuschüsse“, „Minijobs/ Mi-
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dijobs“ sowie „Zeit-/ Leiharbeit“ als explizite Policy-Optionen an. Auch 

hier weisen einige Items signifikant negative Koeffizienten auf, wie das 

Problem „Arbeitslosigkeit“, die Lösung „Deregulierung“ und die Instrumen-

te „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ sowie „Personal-Service-Agenturen“. 

Jene wurden folglich von den Parlamentariern seltener in den Plenarsitzun-

gen in Betracht gezogen.  

 

Abbildung 64: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der 

Legislaturperiode Merkel III 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Im Anschluss daran beschränkt sich das parlamentarische Deutungsmuster 

unter dem Kabinett Merkel III auf die Lösung der „Deregulierung am Ar-

beitsmarkt“ sowie auf das Instrument der „Werkverträge“. Eine mögliche 

Begründung für den höchst signifikanten Koeffizienten der „Werkverträge“ 

kann die hohe Thematisierung dieser Maßnahme sowie die Thematisierung 

der Abschaffung jener im Zeitraum von 2013 bis 2017 darstellen. Vermehr-

te Anträge zur Bekämpfung des Missbrauches von Werkverträgen lenkten 

die Aufmerksamkeit der Parlamentarier auf dieses Instrument (bspw. Deut-

scher Bundestag 2013b, Drucksache 17/12378), woraufhin die Bundesregie-

rung, in der Absicht, den missbräuchlichen Einsatz von Werkverträgen zu 

verhindern, einen Gesetzentwurf zur Änderung des Arbeitnehmerüberlas-

sungsgesetzes im Jahr 2016 einbrachte (Deutscher Bundestag 2016b, 

Drucksache 18/9232). Das Problem „Arbeitslosigkeit“, die „Arbeitsbeschaf-
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fungsmaßnahmen“, „Gründungszuschüsse“ sowie der „Kombilohn“ sind auf 

dem fünf Prozent Signifikanzniveau signifikant, jedoch negativ definiert. 

Vor dem Hintergrund, dass nicht in jeder Legislaturperiode jede Variable 

signifikant positiv für die Bildung eines Deutungsmusters ist, lässt sich 

schließlich bei der Untersuchung der Einflussstärke aller unabhängigen Va-

riablen feststellen, dass die Lösung „Deregulierung am Arbeitsmarkt“ unter 

Merkel III, das Instrument der „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ unter 

Schröder I, die „Gründungszuschüsse“ unter Schröder II und die „Werkver-

träge“ ebenfalls in der dritten Amtszeit Merkels jeweils den stärksten Ein-

fluss in diesen Modellen ausüben. Die Ergebnisse der LOGIT-Analyse kor-

respondieren mit der Auswertung der deskriptiven Statistik des Problems 

Arbeitslosigkeit, der neoklassisch sowie keynesianisch zugeordneten Prob-

lemursachen, Lösungen und Instrumente. 

 

Hohe Lohnnebenkosten – Lohnnebenkosten senken 

 

Abbildung 65: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Schröder I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Ergebnisse der Deutungsmusteranalyse für das Instrument „Hohe 

Lohnnebenkosten“ in der ersten Legislaturperiode von Schröder machen 

sichtbar, dass die Abgeordneten im deutschen Parlament vor allem die Prob-

lemlösung, Lohnnebenkosten zu senken, um Arbeitslosigkeit zu reduzieren, 

sowie die Policy-Optionen „Entlastung der Rentenversicherung“ und „Ries-
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terrente einführen“ signifikant häufiger als andere Lösungsmaßnahmen ge-

nannt haben. Als Auslöser hierfür zeichnen sich das Rentenreformgesetz 

von 1999 (vgl. BGBl. I, S. 2998ff.) sowie das Altersvermögensgesetz (vgl. 

AVmG BGBl. I, S. 1310ff.) verantwortlich. Daneben waren es insbesondere 

die Ursache „Hohe Lohnnebenkosten“ und die Entlastung der Arbeitslosen-

versicherung, die signifikant seltener im Parlament diskutiert wurden. Der 

Einfluss der SPD als Regierungspartei ist hierbei deutlich erkennbar, da die 

politische Partei in ihrem Regierungsprogramm von 1998 explizit die Sen-

kung der gesetzlichen Lohnnebenkosten für den Abbau der Massenarbeits-

losigkeit forderte (SPD 1998). 

 

Abbildung 66: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Schröder II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Wird nun dazu das Deutungsmuster der parlamentarischen Öffentlichkeit 

unter Schröder von 2002 bis 2005 betrachtet, zeigt sich hier erneut die Ein-

führung der Riesterrente signifikant positiv, wohingegen die Entlastung der 

Rentenversicherung einen signifikant negativen Koeffizienten aufweist, die-

se Maßnahme also auffällig seltener Gegenstand der parlamentarischen Dis-

kussionen ist. Die Deutungsmuster unter Bundeskanzler Schröder vermitteln 

die stattgefundenen Diskurse über die Rentenreformen von 1999 und 2000 

und über die Riesterrenteneinführung im Rahmen des Altersvermögensge-

setzes und des Altersvermögensergänzungsgesetzes in den Jahren 2001 und 
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2002 (vgl. HSanG BGBl. I, S. 2534ff.; AVmEG BGBl. I, S. 403ff.; AVmG 

BGBl. I, S. 1310ff.). 

 

Abbildung 67: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Merkel I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Während der ersten Amtszeit Merkels deuteten die Abgeordneten das Prob-

lem der „Arbeitslosigkeit“ mithilfe zweier Elemente, der Lösung „Lohnne-

benkosten senken“ und der Maßnahme der „Entlastung der Arbeitslosenver-

sicherung“, wobei der Einfluss der konkreten Policy-Option insgesamt stär-

ker ausfällt und somit den bereits beschriebenen Thematisierungshöhepunkt 

einer Senkung dieser Versicherung im Jahr 2007 aufgrund gesunkener Bei-

tragssätze stützt (vgl. BGBl. I, S. 1402ff.). An dieser Stelle ist vorwegge-

nommen, dass von der Prädiktorvariable „Entlastung der Arbeitslosenversi-

cherung“ unter dem Regierungskabinett Merkel I insgesamt der stärkste 

Einfluss in diesem LOGIT-Modell ausgeht. 
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Abbildung 68: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Merkel II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Von 2009 bis 2013 gestalten die Ursache „Hohe Lohnnebenkosten“ sowie 

die Instrumente „Entlastung der Krankenversicherung“ und „Riesterrente 

einführen“ das Deutungsmuster des deutschen Parlaments. Der Koeffizient 

bei der „Riesterrente“ begründet sich durch das Gesetz zur Verbesserung der 

steuerlichen Förderung der privaten Altersvorsorge (Altersvorsorge-

Verbesserungsgesetz) (vgl. AltvVerbG BGBl. I, S. 1667ff.), während die 

Thematisierung hinsichtlich der Krankenversicherung auf das Gesetz zur 

Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen Krankenversi-

cherung zurückgeht (vgl. GKV-VStG BGBl. I, S. 2983ff.). Signifikant sel-

tener thematisierten die Parlamentsmitglieder die Senkung der Lohnneben-

kosten als Lösung, die Entlastung der Arbeitslosenversicherung und die Ent-

lastung der Pflegeversicherung.  
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Abbildung 69: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Lohnnebenkosten senken“ in der Legislaturperiode 

Merkel III 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Ursachenzuschreibung zu „Lohnnebenkosten hoch“ prägte auch das 

parlamentarische Deutungsmuster in der 18. Legislaturperiode. Allerdings 

ist hier zu betonen, dass ausschließlich die Ursachendimension signifikant 

positiv ist und die Problemdimension, Lösungsdimension sowie die Einfüh-

rung der Riesterrente als Instrument für das Parlament signifikant weniger 

bedeutsam waren. 
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Steuern hoch – Steuern senken 

 

Abbildung 70: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Steuern senken“ in der Legislaturperiode Schröder I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Im Hinblick auf die Instrumente, mithilfe derer das Parlament intendierte, 

die Steuern zu senken, werden aus Gründen statistischer Verwertbarkeit, 

wie eingangs erläutert, lediglich die ersten beiden Legislaturperioden unter 

Schröder in die Analyse miteinbezogen. Die Ergebnisse der Deutungsmus-

teranalyse für die Amtszeit Schröders von 1998 bis 2002 zeigen signifikant 

positive Koeffizienten der Ursache „Steuern hoch“ sowie der Policy-Option 

„Körperschaftsteuer senken“. Dahingegen wurde „Kapitalertragsteuer sen-

ken“ signifikant seltener als potentielle Lösungsmaßnahme diskutiert. Bun-

deskanzler Schröder plädierte grundlegend für eine angebotsorientierte Aus-

richtung der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik. Im Mittelpunkt stand 

ausdrücklich ein Staat, der investitionsförderliche Anreize setzen solle, in-

dem er Steuern reduziere. Dabei stand die Zielmaßnahme der Senkung der 

Körperschaftsteuersätze im Zentrum der geplanten Unternehmensteuerre-

form (vgl. SPD 1998), die im Zuge der Steuerreform 2000 realisiert wurde. 
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Abbildung 71: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Steuern senken“ in der Legislaturperiode Schröder II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Problemdeutung der Parlamentarier beschränkte sich in der zweiten Re-

gierungsperiode von Schröder vor allem auf das Instrument „Gewerbesteuer 

senken“, dessen Koeffizient sehr signifikant ist, während die Abschaffung 

des Solidaritätszuschlags signifikant seltener im Fokus der Debatten stand. 

Dies entspricht erneut dem Thematisierungsverlauf der Maßnahme der Sen-

kung der Gewerbesteuer, die im Jahr 2003 einen Höhepunkt verzeichnete. 

Dies geht auf das Gesetz zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes und an-

derer Gesetze vom 23. Dezember 2003 zurück, mit dem unter anderem die 

Senkung der Gewerbesteuerumlage auf 20 Prozent sowie die Möglichkeit 

für Gemeinden zur Erhebung der Gewerbesteuer als Gemeindesteuer be-

schlossen wurden (vgl. BGBl. I, S. 2922ff.). 

 

Keynesianische Deutungsmusteranalyse 

Gegenstand der folgenden Unterkapitel sind die Analysen der keynesiani-

schen Deutungsmuster. Zunächst werden die LOGIT-Modelle für die Legis-

laturperioden Merkel I, II und III mit denjenigen Instrumenten, die die Prob-

lemursache „Wachstum gering“ beheben sollen, dargestellt, bevor die Er-

gebnisse der Deutungsmusteranalysen auf Basis der konkreten Maßnahmen 

zur Erhöhung der Sozialleistungen für alle Legislaturperioden präsentiert 

werden. 

 

Wachstum gering – Antizyklische Fiskalpolitik 

Im Folgenden fungieren das Problem „Arbeitslosigkeit“, die Ursache 

„Wachstum gering“, die Lösung „Antizyklische Fiskalpolitik/ Wirtschafts-

politik“ sowie die Instrumente „Konjunkturpaket Abschreibung“, „Konjunk-
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turpaket Infrastruktur“, „Konjunkturpaket Umweltprämie“ und „Kurzarbei-

tergeld erhöhen“ als unabhängige Variablen. 

 

Abbildung 72: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Antizyklische Fiskalpolitik“ in der Legislaturperiode 

Merkel I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der ersten Regierungsperiode von Bundeskanzlerin Merkel von 2005 bis 

2009 bestand das Deutungsmuster des Parlaments aus der Lösung und den 

beiden Konjunkturpaketen „Abschreibung“ und „Umweltprämie“. Die Po-

licy-Option „Konjunkturpaket Infrastruktur“ hingegen wurde signifikant 

seltener adressiert. 
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Abbildung 73: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Antizyklische Fiskalpolitik“ in der Legislaturperiode 

Merkel II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Umgekehrt bezog sich die Problemdeutung des Deutschen Bundestages in 

der 17. Legislaturperiode auf die Problemursache des geringen Wachstums, 

das „Konjunkturpaket Infrastruktur“ und die Erhöhung des Kurzarbeitergel-

des. Durch die Auswertung der Ergebnisse konnte gezeigt werden, dass das 

Instrument „Kurzarbeitergeld erhöhen“ den stärksten Einfluss auf die ab-

hängige Variable (Merkel II) ausüben konnte. Dieses Resultat verdeutlicht 

den oben erläuterten Thematisierungshöhepunkt dieser Policy-Option im 

Jahr 2010. Die signifikanten positiven Variablen, die themenspezifische 

Deutungsmuster für die Regierungsperioden Merkel I und II bilden, spie-

geln den Diskursverlauf über die Einführung des ersten und zweiten Kon-

junkturprogramms in 2008 und 2009 und deren Folgen nahezu exakt wider 

(vgl. BGBl. I, S. 1982ff.; BGBl. I, S. 725ff.). 
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Abbildung 74: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Antizyklische Fiskalpolitik“ in der Legislaturperiode 

Merkel III 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der dritten Amtszeit Merkels von 2013 bis 2017 verzeichnet das parla-

mentarische Deutungsmuster lediglich einen höchst signifikanten positiven 

Koeffizienten, nämlich den des „Konjunkturpaketes Infrastruktur“. Dies 

geht auf das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobili-

tät und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften sowie das Gesetz 

zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen und zur Ent-

lastung von Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung 

von Asylbewerbern zurück (vgl. BGBl. I, S. 2451ff.; BGBl. I, S. 974ff.). 

Die Problemdimension sowie die Lösungsdimension sind sehr signifikant, 

jedoch negativ definiert. Somit wiesen die Abgeordneten dem Problem „Ar-

beitslosigkeit“ und einem geringen Wachstum, also der Problemursache, in 

dem betrachteten Zeitraum eine geringfügige Rolle im Diskurs über Ar-

beitsmarktpolitik zu. 

 

Einkommen niedrig – Sozialleistungen erhöhen 

Im Folgenden wird auf die Ergebnisse der Deutungsmusteranalysen für alle 

Legislaturperioden, die sich auf die Problemursache „Einkommen niedrig“ 

und die Lösung „Sozialleistungen erhöhen“ zurückführen lassen, eingegan-

gen. Dies ist an dieser Stelle hervorgehoben, da diese Ursache insofern eine 

Ausnahme bildet, da die Parlamentarier, im Gegensatz zu allen anderen eru-

ierten Problemursachen, hier drei verschiedene Lösungswege, namentlich 
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„Sozialleistungen erhöhen“ sowie „Löhne erhöhen“, mit dem Ziel, die Ein-

kommen zu erhöhen, thematisierten. 

 

Abbildung 75: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Sozialleistungen erhöhen“ in der Legislaturperiode 

Schröder I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Wie die LOGIT-Analyse für die erste Amtszeit Schröders zeigt, umfasst das 

Deutungsmuster des Deutschen Bundestages das Problem „Arbeitslosigkeit“ 

und das Instrument „Kindergeld erhöhen“. Beide Prädiktorvariablen sind 

höchst signifikant. Der positive Koeffizient für „Kindergeld erhöhen“ geht 

auf das Gesetz zur Familienförderung von Bundeskanzler Gerhard Schröder 

zurück (vgl. BGBl. I, S. 2552ff.). Im Vergleich dazu beschäftigen sich die 

Parlamentsmitglieder signifikant seltener mit der Lösungsdimension und 

den Policy-Optionen „Betreuungsgeld erhöhen“, „Elterngeld erhöhen“ so-

wie „Kinderbetreuung erhöhen“. 
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Abbildung 76: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Sozialleistungen erhöhen“ in der Legislaturperiode 

Schröder II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Ähnliches gilt für die zweite Amtszeit Schröders. Hier weist ausschließlich 

das Problem „Arbeitslosigkeit“ einen höchst signifikanten positiven Koeffi-

zienten auf, während im Parlament über die Ursache, Lösung sowie die In-

strumente „Elterngeld erhöhen“ und „Kindergeld erhöhen“ signifikant selte-

ner debattiert wurde. 
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Abbildung 77: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Sozialleistungen erhöhen“ in der Legislaturperiode 

Merkel I 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Nahezu spiegelbildlich zeichnet sich das Deutungsmuster unter Merkel I aus 

der Ursachenzuschreibung, der Lösung und den beiden Lösungsmaßnahmen 

„Elterngeld erhöhen“ und „Kinderbetreuung erhöhen“ aus. Hierfür ist das 

Gesetz zur Vereinfachung des Elterngeldvollzugs verantwortlich (vgl. 

BGBl. I, S. 1878ff.). Die Maßnahme des Betreuungsgeldes wurde in dieser 

Legislaturperiode signifikant seltener gefordert, im Gegensatz zur 17. Legis-

laturperiode unter Merkel, in der „Betreuungsgeld erhöhen“ einen höchst 

signifikanten, positiven Koeffizienten nachweisen kann, von dem zudem der 

stärkste Einfluss im Modell ausgeht. Im Zusammenspiel mit dieser Policy-

Option, bilden die Erhöhung der Sozialleistungen als Lösung und geringes 

Einkommen als Ursache das parlamentarische Deutungsmuster. Das Prob-

lem „Arbeitslosigkeit“ hingegen zeigt sich signifikant negativ und wurde 

folglich nicht von den Parlamentariern im Deutungsmusterkontext themati-

siert. 

 

  

Merkel I

Betreuungsgeld 
erhöhen

Elterngeld erhöhen
Kinderbetreuung 

erhöhen

Einkommen gering

Sozialleistungen 
erhöhen



| 215 

 

 

 

Abbildung 78: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Sozialleistungen erhöhen“ in der Legislaturperiode 

Merkel II 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Für das LOGIT-Modell in der zweiten Amtszeit Angela Merkels als Bun-

deskanzlerin ergeben sich negative Koeffizienten für das Problem „Arbeits-

losigkeit“ sowie das Instrument „Betreuungsgeld erhöhen“. Positiven in 

Verbindung mit der Zielvariable „Merkel II“ hingegen stehen die Prob-

lemursache „Einkommen gering“ und „Sozialleistungen erhöhen“. 
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Abbildung 79: Deutungsmusteranalyse in der parlamentarischen 

Öffentlichkeit für „Sozialleistungen erhöhen“ in der Legislaturperiode 

Merkel III 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der Zeit des Bundeskabinetts Merkel III beschränkt sich das Deutungs-

muster des Deutschen Bundestages lediglich auf die Policy-Option „Eltern-

geld erhöhen“, während das Problem der „Arbeitslosigkeit“ sowie die Lö-

sungsmaßnahme „Kindergeld erhöhen“ signifikant seltener apostrophiert 

wurden. Der positive Koeffizient für „Elterngeld erhöhen“ lässt sich durch 

das Gesetz zur Einführung des Elterngeld Plus mit Partnerschaftsbonus und 

einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz be-

gründen (vgl. BGBl. I, S. 2325ff.). 

In Übereinstimmung mit der Entwicklung der Anzahl berechtigter Leis-

tungsempfänger, nämlich, dass diese von 1998 bis 2006 kontinuierlich stieg 

und danach mit geringer Schwankungsbreite relativ konstant bleibt, sowie 

der Höhe des Kindergeldes, die während der Amtszeit Schröders nicht we-

sentlich angehoben wurde (Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit 

2017), thematisierte der Deutsche Bundestag diese Entwicklungen verstärkt 

in den Diskursen über Arbeitsmarktpolitik. Unter Merkel wird erstmals die 

Problemursache Teil des parlamentarischen Deutungsmusters. Dieser Be-

fund lässt sich auf den Einfluss der Partei Die Linke, die in der Bundes-

tagswahl 2005 in das Parlament gewählt wurde, zurückführen. Ferner ist der 

Befund auch teilweise kriseninduziert, da die keynesianischen Befürworter 

gerade in Zeiten konjunktureller Abschwünge für Maßnahmen plädierten, 

die das Einkommen der Bevölkerung erhöhen sollten. 

Merkel III

Elterngeld erhöhen Kindergeld erhöhen

Arbeitslosigkeit
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Wird die Policy-Option „Elterngeld erhöhen“ betrachtet, welche unter 

der Regierung Merkel I sowie Merkel III signifikant positiv ist, reflektieren 

auch hier die Ergebnisse der LOGIT-Analyse den Thematisierungsverlauf 

der Policy-Option, die im Jahr 2006 aufgrund der Einführung des Gesetzes 

des Elterngeldes einen Höhepunkt verzeichnet (vgl. Gesetzesbeschluss vom 

13.10.2006, Drucksache 698/06) sowie auch im Jahr 2014, in dem die Par-

lamentsmitglieder das ElterngeldPlus in das Zentrum der Debatten rückten 

(vgl. (CDU Deutschlands/CSU-Landesleitung/SPD Deutschlands 2013). 

Im Hinblick auf die unabhängige Variable „Betreuungsgeld erhöhen“, 

der im Vergleich mit allen anderen Prädiktorvariablen in der 17. Legislatur-

periode unter Merkel der stärkste Einfluss zugeschrieben werden kann, 

kommt hier das Gesetz zur Einführung des Betreuungsgeldes im Jahr 2013 

deutlich zum Ausdruck. Da jenes allerdings kurze Zeit später vom Bundes-

verfassungsgericht als nichtig deklariert wurde, ist es nicht überraschend, 

dass das Instrument in der darauffolgenden Legislaturperiode nicht mehr 

Bestandteil des parlamentarischen Deutungsmusters ist. 

Zusammenfassend lässt sich für die Deutungsmusteranalyse sagen, dass 

sich im Deutschen Bundestag bestimmte Deutungsmuster im Diskurs zur 

Arbeitsmarktpolitik wiedergefunden haben. Parallel zur Analyse für die 

Medien, belegen die Ergebnisse auch im Parlament vor allem in den Legis-

laturperioden unter Bundeskanzler Schröder neoklassische Deutungsmuster. 

Hier sind besonders die Hartz-Gesetze hervorgehoben, welche die deutsche 

Arbeitsmarktpolitik weitgehend in ihrer neoklassischen Ausgestaltung präg-

ten. Parallel zu der Auswertung für die Medien, konnte auch für den Deut-

schen Bundestag ein leichter Richtungswechsel der in den parlamentari-

schen Diskursen dargestellten Deutungsmuster in der Arbeitsmarktpolitik 

gezeigt werden. So rücken keynesianische Deutungsmuster in den Legisla-

turperioden Merkel I, II und III aufgrund externer Schocks, wie beispiels-

weise die globale Finanz- und Wirtschaftskrise mehr in den Fokus der par-

lamentarischen Tagesordnung, während wie bereits erläutert, die neoklassi-

schen Deutungsmuster unter Schröder von 1998 bis 2005 dominieren. Den-

noch kann erneut gefolgert werden, dass das neoklassische Paradigma poli-

tische Diskussionen und somit vermutlich teilweise auch politische Ent-

scheidungen in der Arbeitsmarktpolitik determinieren konnte. 

 

 

6.1.6 Problemdefinition und Agenda-Entwicklung in der 
Regierung 
 

In Übereinstimmung mit dem Vorgehen für die beiden Teil-Öffentlichkeiten 

Massenmedien und Deutscher Bundestag wird sich in diesem Kapitel 6.1.6 

der Darstellung und Interpretation der Ergebnisse der deskriptiven Analyse 

der Regierungsagenda gewidmet. Wie durch folgende Abbildung 80 ver-

deutlicht wird, schwankt die Textanzahl für die Datenbasis hier vergleichs-
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weise stark. Wie bereits bei der parlamentarischen Agenda zuvor spiegeln 

die Tiefpunkte die Wahljahre wider. 

 

Abbildung 80: Verteilung der Gesetzentwürfe über die Jahre (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Für die empirische Analyse wird nun zunächst die Thematisierungshäufig-

keit des Problems „Arbeitslosigkeit“ dargestellt und interpretiert, bevor auf 

die neoklassischen Ursachen, Lösungen und Instrumente sowie anschlie-

ßend auf die keynesianischen Ursachen, Lösungen sowie Instrumente ein-

gegangen wird. 

 

Das Problem Arbeitslosigkeit 

Innerhalb der Jahre 1997 und 2017 wurde das Problem „Arbeitslosigkeit“ 

118 Mal in der Regierungsagenda thematisiert. Zum Tiefpunkt des Verlaufs 

wurde das Problem lediglich einmal in den Gesetzentwürfen thematisiert, 

wohingegen der Thematisierungshöhepunkt bei einer absoluten Anzahl von 

elf liegt, was einem Anteil von 9,32 Prozent entspricht. Die Thematisie-

rungshäufigkeit des Problems „Arbeitslosigkeit“ von 1997 bis 2017 ist in 

Abbildung 81 dargestellt.  
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Abbildung 81: Thematisierungshäufigkeit des Problems „Arbeitslosigkeit“ 

in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Aus der Abbildung 81 geht hervor, dass das Problem in den Jahren 1997 bis 

1999 mit 2,54 Prozent bis 4,24 Prozent sehr selten thematisiert wurde, wo-

hingegen im Jahr 2000 ein deutlicher Anstieg zu den Jahren zuvor zu erken-

nen ist. Im Jahr 2000 wurde ein Gesetzentwurf zur Stabilisierung der Fi-

nanzlage der Sozialversicherungssysteme und zur Einführung eines Sonder-

programms mit Maßnahmen für Milchviehhalter sowie zur Änderung ande-

rer Gesetze vorlegt (Deutscher Bundestag 2000a, Drucksache 17/507). In 

den darauffolgenden Jahren sinkt die Aufmerksamkeit der Regierung für das 

Problem „Arbeitslosigkeit“ bis das Thema seine Aufmerksamkeitsspitze im 

Jahr 2003 erreicht. Diese ist auf das dritte und vierte Gesetz für moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz III und IV) zurückführen (vgl. 

BGBl. I, S. 2848ff.; BGBl. I, S. 2945ff.). Beide Gesetzentwürfe legte die 

Bundesregierung im Jahr 2003 vor (Deutscher Bundestag 2003a, Drucksa-

che 15/1515; Deutscher Bundestag 2003b, Drucksache 15/1516). 

Nennenswert erscheint darüber hinaus das Jahr 2005. Wird das Problem 

in den Jahren zuvor noch häufiger thematisiert, erreicht die Aufmerksamkeit 

der Regierung im genannten Jahr einen Tiefpunkt. Arbeitslosigkeit wurde 

lediglich 1,69 Prozent der gesamten Gesetzentwürfe behandelt. In den Jah-

ren ab 2006 bleibt das Thema auf dem Niveau bis zum Jahr 2011 relativ 

stabil. Die mit den anderen Jahren vergleichsweise hohe Thematisierung 

lässt sich neben den genannten Maßnahmen der Grundsicherung auf die 

Einführung von strengeren Kontrollmechanismen im Jahr 2007, die einen 

Leistungsmissbrauch verhindern sollten und die im Jahr 2010 durch das 

Bundesverfassungsgericht erteilte Verfassungswidrigkeit der Berechnung 

von Regelleistungen der Hartz-Gesetze zurückführen (BVerfG, Urteil des 
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Ersten Senats vom 09. Februar 2010 – 1 BvL 1/09). Im Jahr 2011 wurde die 

Arbeitsmarktpolitik schließlich durch die Reform der arbeitsmarktpoliti-

schen Instrumente teilweise neu ausgerichtet. Das Ziel lag in der Einsparung 

von zwei Milliarden Euro bei der Arbeitslosenversicherung. Besonders die 

damalige Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen ist in diesem Zu-

sammenhang als eine der aktiven Akteure zu nennen. 

In den Jahren von 2012 bis 2015 sowie im Jahr 2017 widmete die Regie-

rung dem Problem „Arbeitslosigkeit“ relativ wenig Aufmerksamkeit. Die 

Ausnahme bildet das Jahr 2016. In diesem Jahr legte die Bundesregierung 

einen Entwurf zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und 

anderer Gesetze vor. Mit diesem Entwurf stellte das Kabinett Merkel III den 

Einsatz von Instrumenten für einen flexibleren Personaleinsatz innerhalb der 

Arbeitsnehmerüberlassung zur Diskussion. Die Koalition aus CDU/CSU 

und SPD intendierte auf diese Weise neue Arbeitsplätze zu schaffen (Deut-

scher Bundestag 2016b, Drucksache 18/9232). 

 

Das neoklassische Deutungsmuster 

Ziel des folgenden Unterkapitels ist die Ergebnisauswertung der deskripti-

ven Analyse der einzelnen Elemente des neoklassischen Deutungsmusters. 

Zunächst werden die neoklassischen Ursachen deskriptiv dargestellt und in-

terpretiert, gefolgt von den Lösungen und den Policy-Optionen. 

 

Die neoklassischen Ursachen 

Die Abbildung 82 zeigt die Thematisierungshäufigkeiten der vier neoklassi-

schen Problemursachen über den gesamten Beobachtungszeitraum. 
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Abbildung 82: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Problemursachen 

in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In den Jahren 1997 bis 2017 werden die vier unterschiedlichen neoklassi-

schen Ursachen 609 Mal in Gesetzentwürfen thematisiert. Hierunter fallen 

die Ursachen „Lohnkosten hoch“, „Hohe Lohnnebenkosten“, „Steuern 

hoch“ sowie „Überregulierung am Arbeitsmarkt“. Bei einer maximalen 

Schwankungsbreite von einer absoluten Anzahl von 42 Thematisierungen 

lässt sich von einer recht konstanten Aufmerksamkeit für die Ursachen spre-

chen. Grundsätzlich zeigt die Abbildung 82, dass „Steuern hoch“ für die 

Regierung eine vergleichsweise marginale Rolle als Problemursache spie-

len, da sie lediglich in 9,36 Prozent der gesamten Gesetzentwürfe themati-

siert werden. Im Weiteren ist besonders die Entwicklung der Ursache 

„Lohnkosten hoch“ hervorzuheben, die zunächst von der Regierung am häu-

figsten adressiert wird, deren Thematisierungshäufigkeit jedoch langsam, 

aber beständig bis zum Jahr 2004 sinkt. Nach einem weiteren Anstieg zum 

Jahr 2005 erreicht die Problemursache ein relativ konstantes Niveau. Ferner 

wird die Problemursache „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ zu Beginn re-

lativ selten thematisiert. Im weiteren Verlauf gewinnt die Ursache jedoch 

beständig an Bedeutung, während die Problemursache „Hohe Lohnneben-

kosten“ über den Untersuchungszeitraum recht konstant von der Regierung 

diskutiert wird, wodurch sie sich mit einigen Ausnahmen auf einem bestän-

digen Aufmerksamkeitsniveau hält. Die verstärkte Aufmerksamkeit für die 

Problemursache „Lohnkosten hoch“ zu Beginn im Jahr 1997 liegt bei 42,31 
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Prozent. Diese Ursache wurde im Zusammenwirken mit der Ursache „Steu-

ern hoch“, die einen Aufmerksamkeitszuwachs von 1997 auf 1998 erfährt, 

von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP in einem Gesetzentwurf des 

Steuerreformgesetzes für das Jahr 1999 thematisiert. Die Regierungsparteien 

unter Bundeskanzler Kohl forderten grundsätzlich ein gerechteres Steuer-

recht für Bürger und Wirtschaft sowie verbesserte steuerliche Rahmenbe-

dingungen hinsichtlich der Investitionen und Arbeitsplätze nach dem Pe-

tersberger Abkommen (Deutscher Bundestag 1997a, Drucksache 13/7480). 

In den darauffolgenden Jahren 1998 und 1999 lässt sich die hohe Aufmerk-

samkeit für „Lohnkosten hoch“ auf das Gesetz zur Neuregelung der gering-

fügen Beschäftigungsverhältnisse aus dem Jahr 1999 zurückführen, das an-

nahmegemäß vor seinem Inkrafttreten innerhalb der Regierungskoalition 

diskutiert wurde (vgl. BGBl. I, S. 388ff.). Kurze Zeit später traten das Steu-

ersenkungsgesetz vom 23. Oktober 2000 (vgl. StSenkG BGBl. I, S. 1433ff.) 

sowie das Steuersenkungsergänzungsgesetz vom 19. Dezember 2000 (vgl. 

StSenkErgG BGBl. I, S. 1812ff.) in Kraft, wodurch „Steuern hoch“ als 

Problemursache in diesem Jahr häufiger von der Regierung adressiert wur-

de. Die Ursache „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ verzeichnet ihre erste 

Aufmerksamkeitsspitze im Jahr 2001. In diesem Jahr werden zudem „Lohn-

kosten hoch“ als auch „Hohe Lohnnebenkosten“ mit jeweils 38,71 Prozent 

und 22,58 Prozent verstärkt in den Fokus genommen. Ursächlich für die er-

höhte Aufmerksamkeit für „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ ist der Ge-

setzentwurf der Bundesregierung zur Reform der gesetzlichen Rentenversi-

cherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorgevermö-

gens. Dieser Eingriff seitens der Bundesregierung in den Arbeitsmarkt lässt 

sich als Reaktion auf die Ursache „Überregulierung am Arbeitsmarkt“ ver-

stehen. Gleichzeitig werden im Rahmen der im Gesetzentwurf vorgeschla-

genen Lösungen wie die Förderung der zusätzlichen kapitalgedeckten Al-

tersvorsorge oder die Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge die Ursa-

chen „Lohnkosten hoch“ und „Hohe Lohnnebenkosten“ adressiert (Deut-

scher Bundestag 2001b, Drucksache 14/5068). Im selben Jahr liegt ein Ge-

setzentwurf der Bundesregierung zur Reform des Betriebsverfassungsgeset-

zes vor. Dieser bezieht sich ebenfalls auf den Arbeitsmarkt, da die Regie-

rungskoalition Lösungsvorschläge wie die Änderungen des Mitwirkungs- 

und Mitbestimmungsrechts, die Ausdehnung der Aufgaben des Betriebsrats 

sowie die Einbeziehung von Leiharbeitnehmern in die Betriebsverfassung 

postulierte (Deutscher Bundestag 2001c, Drucksache 14/5741). Die ver-

stärkte Thematisierung der Problemursache „Überregulierung am Arbeits-

markt“ ist auch auf das Job-AQTIV-Gesetz im Jahr 2001 zurückzuführen. 

Hierzu legte die Bundesregierung aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN den entsprechenden Gesetzentwurf im Jahr 2001 vor (Deutscher 

Bundestag 2001d, Drucksache 14/6944). Aus der Abbildung 82 geht außer-

dem hervor, dass im Jahr 2005 ein Aufmerksamkeitswechsel in der Regie-

rung stattfand: Während der Thematisierungsverlauf der Ursache „Lohnkos-
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ten hoch“ deutlich anstieg, sinkt gleichermaßen die Aufmerksamkeit für 

„Überregulierung am Arbeitsmarkt“. Allerdings verzeichnet „Lohnkosten 

hoch“ nach dem Höhepunkt im Jahr 2005 in den darauffolgenden Jahren ein 

konstantes Absinken bis zum Jahr 2009, während gleichzeitig „Überregulie-

rung am Arbeitsmarkt“ deutlich an Bedeutung gewinnt. Ursächlich für die 

beschriebene spiegelbildliche Entwicklung der Thematisierungsverläufe der 

beiden Ursachen sind die eingeführten Kontrollmechanismen zur Vermei-

dung von Leistungsmissbrauch durch das Gesetz zur Fortentwicklung der 

Grundsicherung für Arbeitsuchende vom 20. Juli 2006 (BGBl I S. 1706). 

Instrumente, wie der Einsatz von Inspektoren zur Aufdeckung von Miss-

brauchsfällen oder der Datenabgleich von Leistungsempfängern wurden in 

diesem Rahmen eingesetzt. Darüber hinaus versucht die Bundesregierung 

durch eine Änderung des fünften Vermögensbildungsgesetzes insbesondere 

Menschen mit niedrigem oder mittlerem Einkommen für Weiterbildungen 

zu motivieren. In diesem Zusammenhang erhielten Arbeitnehmer und Ar-

beitnehmerinnen Prämien sowie Weiterbildungsdarlehen (Deutscher Bun-

destag 2008b, Drucksache 16/9560). Daneben wurde im selben Jahr ein Ge-

setz beschlossen, das zum Ziel hatte, die Fachkräfte in Deutschland zu hal-

ten oder neue Fachkräfte aus dem Ausland zu akquirieren. Dazu werden die 

Mindesteinkommensgrenzen nach dem Aufenthaltsgesetz gesenkt und die 

Regelungen hinsichtlich der Hochschulabsolventen bzw. der sich gerade in 

einer Ausbildung befindlichen Arbeitnehmer gelockert (Deutscher Bundes-

tag 2008c, Drucksache 16/10288). Auch für Branchen, in denen keine Ta-

rifbindung besteht, sah die Bundesregierung eine Gesetzesänderung vor. Die 

Änderung implizierte die Überarbeitung des Mindestarbeitsbedingungenge-

setzes von 1952, das bis dahin in der Praxis nicht angewandt wurde (Deut-

scher Bundestag 2008d, Drucksache 16/10485).  

Zusätzlich forderte die Bundesregierung einen Rechtsrahmen für tarifver-

tragliche Mindestlöhne für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer 

und Arbeitnehmerinnen. Dadurch sollte die Zahlung von Mindestlöhnen in-

nerhalb einer Branche verbindlich werden, unabhängig davon, wo sich der 

Sitz des Arbeitgebers befindet (Deutscher Bundestag 2008e, Drucksache 

16/10486). Insgesamt liegt die Mehrzahl der Thematisierungen der vier Ur-

sachen in dem Zeitraum von 1997 bis 2008/2009, da durch Gesetze, die 

bspw. auf mehr Regulierung am Arbeitsmarkt zielen, verstärkt „Überregu-

lierung am Arbeitsmarkt“ als Ursache in den Fokus rückt. 

 

Die neoklassischen Lösungen 

Im Weiteren wird auf die Aufmerksamkeitszyklen von neoklassischen Prob-

lemlösungen eingegangen. Die Abbildung 83 veranschaulicht den Verlauf 

der Thematisierungen der unterschiedlichen Lösungsansätze. 342 Gesetz-

entwürfe bilden die Teilmenge der nachfolgenden Ergebnisauswertung für 

den Zeitraum von 1997 bis 2017. 
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Abbildung 83: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer 

Lösungsvorschläge in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die vier neoklassischen Lösungen sind „Deregulierung am Arbeitsmarkt“, 

„Lohnkosten senken“, „Lohnnebenkosten senken“ und „Steuern senken“. 

Auffällig an der vorliegenden Entwicklung ist zunächst, dass die Lösungen 

„Deregulierung am Arbeitsmarkt“ und „Lohnnebenkosten senken“ aufgrund 

ihres sehr geringen Anteils von 1,46 Prozent und 6,43 Prozent an den Ge-

setzentwürfen, in denen neoklassische Lösungen thematisiert wurden, nahe-

zu keine Rolle als Lösung für das Problem „Arbeitslosigkeit“ in den Gesetz-

entwürfen spielen. Die anderen beiden Lösungen werden deutlich mehr 

thematisiert. Insgesamt dominiert „Lohnkosten senken“ hinsichtlich der 

Rangfolge der Lösungen auf der Regierungsagenda mit einem Anteil von 

59,94 Prozent, gefolgt von „Steuern senken“ mit 32,16 Prozent, „Lohnne-

benkosten senken“ und schließlich „Deregulierung am Arbeitsmarkt“. Die 

Entwicklung der Lösung „Lohnkosten senken“ betreffend, lässt sich über 

den gesamten Zeitraum ein regelmäßiger „wellenförmiger“ Verlauf erken-

nen, der teilweise spiegelbildlich mit dem Aufmerksamkeitsverlauf der Ur-

sache „Steuern senken“ einhergeht. So steigt die Aufmerksamkeit der Re-

gierung von 1997 bis 1999 für „Lohnkosten senken“ bei einem zeitgleichen 

Absinken der Thematisierungen für „Steuern senken“. Während sich der 

Verlauf der Lösung der Lohnkostensenkung nach dem Jahr 1999 abwärts 

bewegt, steigt die Aufmerksamkeit für die Lösung der Steuersenkungen an 
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und erreicht im Jahr 2002 einen Höhepunkt. Eine weitere entgegengesetzte 

Entwicklung der beiden Lösungen wird im Jahr 2005 sichtbar, in dem die 

Thematisierung „Steuern senken“ bis auf einen Tiefpunkt absinkt und die 

die Lösung „Lohnkosten senken“ mit einem Anteil von 71,43 Prozent der 

Gesetzentwürfe eine Aufmerksamkeitsspitze erreicht. Dieser Höhepunkt 

wird jedoch angesichts einer Gesamtanzahl von lediglich sieben Treffern in 

diesem Jahr relativiert. In Anbetracht des Aufmerksamkeitszuwachses der 

Regierung für „Lohnkosten senken“ im Jahr 2005, legte die Bundesregie-

rung in diesem Jahr einen Gesetzentwurf vor, der das Ziel der Europäischen 

Union betont, die kapitalgedeckten Systeme betrieblicher Altersversorgung 

an den Binnenmarktgrundsätzen des freien Kapitalverkehrs und des freizü-

gigen Dienstleistungsverkehrs zu orientieren. Auf Basis dieses Ziels sieht 

der Gesetzentwurf eine Änderung der Versicherungsaufsichtsgesetze zur 

Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung sowie Regelungen hinsicht-

lich der grenzüberschreitenden Pensionskassen und Pensionsfonds vor 

(Deutscher Bundestag 2005a, Drucksache 15/5221). Im Jahr 2007 wurden 

die Lösungen „Steuern senken“ und „Lohnkosten senken“ aufgrund der Er-

weiterung der Kombilohninstrumente für ältere Erwerbspersonen durch das 

Gesetz zur Verbesserung der Beschäftigungschancen älterer Menschen vom 

19. April 2007 (vgl. BGBl. I, S. 538ff.) in der Regierung verstärkt diskutiert. 

Der letzte größere Thematisierungsanstieg für die Lösung „Lohnkosten sen-

ken“ ist im Jahr 2010 zu verzeichnen, bevor sich die beiden Verläufe dieser 

Lösung und der Lösung „Steuern senken“ ungefähr parallel, jedoch auf ei-

nem anderen Niveau, entwickeln.  

Wird nun die Lösung „Steuern senken“ betrachtet, sind hier, wie bereits 

für die Medien und das Parlament beschrieben, zu Beginn des Untersu-

chungszeitraums das gescheiterte Steuerreformgesetz aus dem Jahr 1997 

(Deutscher Bundestag 1997b, Drucksache 13/7775), das Steuersenkungsge-

setz von 2000 (vgl. StSenkG BGBl. I, S. 1433ff.) und das Steuersenkungs-

ergänzungsgesetz aus dem Jahr 2000 (vgl. StSenkErgG BGBl. I, S. 1812ff.) 

zu nennen. Der Aufmerksamkeitszuwachs im Jahr 2002 mit einem Anteil 

von 53,85 Prozent, womit diese Lösung den höchsten Agenda-Status in die-

sem Jahr einnimmt, ist auf den Gesetzentwurf der Regierung aus SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zurückzuführen. Dieser zielte auf eine Steuer-

freistellung von Arbeitnehmertrinkgeldern ab (Deutscher Bundestag 2002f, 

Drucksache 14/9029). Nach dem Thematisierungs-Tiefpunkt im Jahr 2008 

steigt die Thematisierung der Lösung „Steuern senken“ im Jahr 2009 wieder 

an. Dies begründet sich mit dem Unternehmenssteuerreformgesetz 2008, im 

Zuge dessen unter anderem die Körperschaftsteuer auf 15 Prozent gesenkt 

wurde (vgl. BGBl. I, S. 1912ff.). Im Hinblick auf die Lösung „Deregulie-

rung am Arbeitsmarkt“ verzeichnet diese im Jahr 2004 eine Aufmerksam-

keitsspitze. Diese lässt sich als Folge des Dritten Gesetzes für moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt auffassen. In diesem Zusammenhang 

sollten die Bundesanstalt für Arbeit leistungs- und kundenorientierter gestal-
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tet, personelle Ressourcen stärker auf die Vermittlung gelenkt und arbeits-

marktpolitische Instrumente flexibilisiert werden (Deutscher Bundestag 

2003a, Drucksache 15/1515). Ferner legten im selben Jahr die Regierung 

aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen weiteren Gesetzentwurf 

hinsichtlich des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Ar-

beitsmarkt vor, das kurze Zeit später als solches in Kraft trat (Deutscher 

Bundestag 2003b, Drucksache 15/1516); vgl. BGBl. I, S. 2954ff.). Vor dem 

Hintergrund des geringen Thematisierungsanteils, geht der Höhepunkt für 

„Lohnnebenkosten senken“ im Jahr 2003 auf die Ausgestaltung des Geset-

zes zur Bestimmung der Schwankungsreserve in der Rentenversicherung der 

Arbeiter und der Angestellten aus dem Jahr 2001 (vgl. Art. 2 §1 BGBl. I, S. 

4010) und des Gesetzes zu Reformen am Arbeitsmarkt von 2003 (vgl. 

BGBl. I, S. 3002ff.) zurück. Beide Reformen zielten auf die Senkung der 

Lohnnebenkosten. So sollte der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversi-

cherung (RV) auf 19,1 Prozent im Zuge des Gesetzes von 2001 reduziert 

werden. 

 

Die neoklassischen Instrumente 

Die Datenbasis zur Operationalisierung der Regierungsagenda weist insge-

samt 338 Thematisierungen der neoklassischen Instrumente zur Entlastung 

der Sozialkassen auf. Die folgende Abbildung 84 zeigt die Thematisie-

rungsverläufe der Policy-Optionen „Arbeitslosenversicherung senken“, 

„Pflegeversicherungsbeiträge senken“, „Riesterrente einführen“, „Kranken-

versicherungsbeiträge senken“ und „Rentenversicherungsbeiträge senken“ 

von 1997 bis 2017. 
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Abbildung 84: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer 

Lösungsvorschläge in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Aus der Abbildung 84 geht hervor, dass das Instrument „Rentenversiche-

rungsbeiträge senken“ insgesamt am häufigsten von der Regierung als In-
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37,28 Prozent, was einer absoluten Trefferzahl von 126 Gesetzentwürfen 

entspricht, thematisiert. Zu Beginn wird die Policy-Option aufgrund der 

Einführung des Rentenreformgesetzes 1999 am 16. Dezember 1997, bei 

dem Reformen in der gesetzlichen Rentenversicherung im Zentrum standen 

(vgl. RRG 1999 BGBl. I, S. 2998ff.), häufiger thematisiert. Nach dem Jahr 

1999 bewegt sich das Instrument bis auf zwei deutliche Schwankungen in 

den Jahren 2005 und 2013 auf einem konstanten Aufmerksamkeitsniveau. 

Ursächlich hierfür war möglicherweise die durch das Gesetz über die Sen-

kung des Beitrags zur Arbeitsförderung beschlossene Erhöhung des RV-

Beitragssatzes von 19,5 Prozent auf 19,9 Prozent aus dem Jahr 2006 (vgl. 

Art. 1 BGBl. I, S. 3286). Im Durchschnitt wird die Policy-Option in 40 Pro-

zent der Gesetzentwürfe pro Jahr thematisiert. Besonders auffällig zeigen 

sich hier die Jahre 2011 bis 2013, in denen „Rentenversicherungsbeiträge 

senken“ bedeutend an Aufmerksamkeit gewann. Nach dem Jahr 2013 sinkt 

die Thematisierungshäufigkeit wieder auf das Niveau der Jahre vor 2012. 

Wie auch im Jahr 1999 zu erkennen, verlaufen die Entwicklungen der In-

strumente „Rentenversicherungsbeiträge senken“ und „Krankenversiche-
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strumente „Krankenversicherungsbeiträge senken“ wie auch „Arbeitslosen-

versicherung senken“, „Pflegeversicherungsbeiträge senken“ und „Riester-

rente einführen“ im Jahr 2013 nicht thematisiert und verzeichnen somit ei-

nen Tiefpunkt in ihren jeweiligen Aufmerksamkeitsverläufen. Der absolute 

Höhepunkt von „Rentenversicherungsbeiträge senken“ im Jahr 2013 muss 

jedoch vor dem Hintergrund betrachtet werden, dass sich in diesem Jahr 

insgesamt nur drei Gesetzentwürfe mit den Instrumenten zur Entlastung der 

Sozialkassen beschäftigten. Aus diesem Grund ist das Jahr zuvor von Inte-

resse, da hier die Bundesregierung aus CDU/CSU und FDP einen Gesetz-

entwurf zur Änderung im Bereich der geringfügigen Beschäftigung vorleg-

ten. Neben der Anhebung von Arbeitsentgeltgrenzen wurde die Versiche-

rungsfreiheit in eine Rentenversicherungspflicht mit Befreiungsmöglichkei-

ten umgewandelt (Deutscher Bundestag 2012c, Drucksache 17/10773). Da-

neben legte die Regierung im Jahr 2012 einen Entwurf eines Gesetzes zur 

Festsetzung der Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung für 

das Jahr 2013 (Beitragssatzgesetz) vor (Deutscher Bundestag 2012b, Druck-

sache 10743). Im Jahr 2013 trat das Beitragssatzgesetz schließlich in Kraft, 

mit dem die Senkung des RV-Beitragssatzes von 19,6 Prozent auf 18,9 Pro-

zent ab dem 01.01.2013 beschlossen wurde (vgl. Beitragssatzgesetz 2013 

BGBl. I, S. 2446). 

Die Policy-Option „Krankenversicherungsbeiträge senken“ wird nach 

dem Instrument der Senkung der Rentenversicherungsbeiträge am zweithäu-

figsten thematisiert. In den Jahren 1999, 2005 und 2009 sind Anstiege zu 

erkennen. Im Anschluss daran folgen die beiden Kategorien „Pflegeversi-

cherungsbeiträge senken“ (18,93 Prozent) und „Arbeitslosenversicherung 

senken“ (15,09 Prozent), die sich bis auf einige Ausnahmen auf einem ähn-

lichen Aufmerksamkeitsniveau bewegen. Die geringste Bedeutung misst die 

Regierung der Policy-Option „Riesterrente einführen“ mit einem Themati-

sierungsanteil von 2,37 Prozent bei. Diese wird lediglich im Jahr 2000 häu-

figer adressiert, da die Riesterrente im Zuge des Altersvermögensgesetzes 

und des Altersvermögensergänzungsgesetzes im Jahr 2001 eingeführt wurde 

(vgl. AVmEG BGBl. I, S. 403ff.; vgl. AVmG BGBl. I, S. 1310ff.) Die Re-

gierung aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN legte im Jahr 2000 so-

wie im Jahr 2001 die entsprechenden Gesetzentwürfe vor (Deutscher Bun-

destag 2001b, Drucksache 14/5068; Deutscher Bundestag 2000d, Drucksa-

che 14/4595). 

 Bei der Betrachtung der Abbildung 84 fallen vor allem die Jahre 1999, 

2005 und 2013 auf, da in beiden Jahren die Instrumente entweder sehr stark 

oder sehr wenig thematisiert wurden. Zunächst spielen im Jahr 1999 die In-

strumente „Rentenversicherungsbeiträge senken“ und „Riesterrente einfüh-

ren“ keine Rolle als mögliche administrative Maßnahmen, während das In-

strument „Krankenversicherungsbeiträge senken“ in diesem Jahr einen Hö-

hepunkt verzeichnet. Ursächlich hierfür ist ein Gesetzentwurf der Regierung 

aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den sie am Ende des Jahres 
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1998 zur Stärkung der Solidarität in der gesetzlichen Krankenversicherung 

vorlegte. Das Gesetz sollte demnach vorsehen, die Ausgaben der gesetzli-

chen Krankenversicherung zu begrenzen oder bestimmte Zuzahlungen auf-

zuheben (Deutscher Bundestag 1998a, Drucksache 14/24). Nach dem Jahr 

1999 verringert sich die Aufmerksamkeit der Regierung für „Krankenversi-

cherungsbeiträge senken“ bis sie ab 2001 ein recht konstantes Niveau um 

die 20 Prozent pro Jahr erreicht, auch aufgrund des Beitragssatzsicherungs-

gesetzes vom 23. Dezember 2002 (vgl. BSSichG BGBl. I, S. 4637ff.) und 

schließlich zum Jahr 2005 wieder verstärkt in den Gesetzentwürfen themati-

siert wird. Gleichzeitig rückt auch die Policy-Option „Rentenversicherungs-

beiträge senken“ ab dem Jahr 2003 mehr in den Fokus der Bundesregierung. 

Der Thematisierungsanstieg beider Instrumente ist auf die im Jahr 2003 ini-

tiierte Reform des deutschen Gesundheitswesens zurückzuführen, die Ende 

2004 in Kraft trat. Dieser Gesetzentwurf zur Modernisierung der gesetzli-

chen Krankenversicherung wurde von den Fraktionen SPD und BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN sowie zusätzlich von der CDU/CSU vorgelegt. In dem 

Gesetzentwurf wurden Neuordnungen hinsichtlich von Finanzierungen, 

Neugestaltungen von Vergütungen im ambulanten Bereich und Maßnahmen 

zur Stärkung der Patientensouveränität beschlossen, welche in der Senkung 

der Rentenversicherung sowie der Krankenversicherung resultierten (Deut-

scher Bundestag 2003d, Drucksache 15/1525). Im Hinblick auf die erhöhten 

Thematisierungen in den Jahren 2009 und 2010 können diese auf das GKV-

Finanzierungsgesetz vom 22. Dezember 2010 zurückgehen, bei dem der 

KV-Beitragssatz von 14,6 Prozent auf 15,5 Prozent erhöht sowie der ein-

kommensunabhängige Zusatzbeitrag eingeführt wurde (vgl. Art. 1 Nr. 17 

und Art. 1 Nr. 18a)aa) GKV-FinG BGBl. I, S. 2313). Die erhöhte Themati-

sierung der Senkung des KV-Beitragssatzes im Jahr 2014 geht auf das 

GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-Weiterentwicklungsgesetz zurück (vgl. 

Art. 1 Nr. 17 und Art. 1 Nr. 18 GKV-FQWG BGBl. I, S. 1137). 

Angesichts des Arbeitsförderungs-Reformgesetz vom 24. März 1997 

wurde „Arbeitslosenversicherung senken“ häufiger in der Regierung zu Be-

ginn des Untersuchungszeitraums thematisiert (vgl. AFRG BGBl. I, S. 

594ff.). Die höhere Thematisierung im Jahr 2001 ist mit dem Gesetz zur Re-

form der arbeitsmarktpolitischen Instrumente zu begründen (Job-AQTIV-

Gesetz) (vgl. BGBl. I, S. 3443ff.) Darin wird der Anpassungsfaktor für die 

Bemessung der Arbeitslosenhilfe um drei Prozent gesenkt. In der Abbildung 

84 ist weiterhin von 2007 beginnend ein Anstieg des Instruments „Arbeits-

losenversicherung senken“ über die Jahre 2008 und 2009 hinweg zu erken-

nen. Dies lässt sich zunächst auf den Entwurf eines Gesetzes zur Senkung 

des Beitragssatzes zur Arbeitsförderung, der Ende 2008 vorgelegt wurde, 

zurückführen (Deutscher Bundestag 2008f, Drucksache 16/10806). Schließ-

lich wurde diese Senkung durch das Achte Gesetz zur Änderung des Dritten 

Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 20. Dezember 2008 be-

schlossen (vgl. Art. 1 Nr. 1 BGBl. I, S. 2860). Kurze Zeit später wurde der 
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Beitragssatz erneut im Zuge der Beitragssatzverordnung für den Zeitraum 

vom 01.01.2009 bis zum 30.06.2010 gesenkt (vgl. Beitragssatzverordnung 

2009 BGBl. I, S. 2979) und schließlich wurde dieser Zeitraum durch das 

Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland im 

Jahr 2009 um weitere sechs Monate verlängert (vgl. BGBl. I, S. 416ff.). 

Die Instrumente zur Steuersenkung werden 88 Mal in Gesetzentwürfen 

thematisiert, was einem Anteil von beinahe 24,25 Prozent an der gesamten 

Datenbasis entspricht. Die folgende Abbildung 85 zeigt die Thematisie-

rungsverläufe der Policy-Optionen „Einkommensteuer senken“, „Kapitaler-

tragsteuer senken“, „Solidaritätszuschlag senken“, „Gewerbesteuer senken“ 

und „Körperschaftsteuer senken“ über den gesamten Beobachtungszeitraum. 

 

Abbildung 85: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

Steuersenkung in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zunächst fällt bei der Betrachtung von Abbildung 85 auf, dass die Policy-

Option „Einkommensteuer senken“ über den gesamten Zeitraum den höchs-

ten Agenda-Status der Regierung einnimmt. So wird dieses Instrument in 

insgesamt 47,73 Prozent der 88 Gesetzentwürfe thematisiert. Gefolgt wird 

die Senkung der Einkommensteuer von „Körperschaftsteuer senken“ sowie 
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1997 bis 2017. Die Thematisierungsverläufe sind vor dem Hintergrund einer 

relativ geringen absoluten Anzahl an Thematisierungen zu interpretieren. 

Im Hinblick auf „Einkommensteuer senken“ erreicht diese im Jahr 1999 

zwar eine Aufmerksamkeitsspitze, jedoch entspricht diese nur einer absolu-

ten Anzahl von einem Gesetzentwurf. Im darauffolgenden Jahr wird diese 

Policy-Option in fünf Gesetzentwürfen thematisiert, zugleich bezieht sich 

die Bundesregierung ebenfalls auf die Senkung der Körperschaftsteuer. Die-

se Entwicklung lässt sich auf das Steuerreformgesetz 1999 zurückführen. 

Zunächst wurde im Jahr 1997 von der Bundesregierung der Entwurf eines 

Steuerreformgesetzes 1998 vorgelegt. Durch dieses Gesetz sollten die Pe-

tersberger Steuervorschläge für das Jahr 1998 realisiert werden (Deutscher 

Bundestag 1997b, Drucksache 13/7775). Zusätzlich zu dem genannten 

Steuerreformgesetz 1998, legten die Regierung aus CDU/CSU und FDP 

ebenfalls im Jahr 1997 einen Gesetzentwurf für das Steuerreformgesetz 

1999 vor. Dieser Entwurf sah ebenso die Durchführung der Petersberger 

Steuervorschläge vor und damit eine Entlastung der Steuerzahler. Genauer 

sollte eine Senkung der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer sowie der 

Kapitalertragsteuer realisiert werden (Deutscher Bundestag 1997a, Drucksa-

che 13/7480). In diesem Kontext legten auch die Regierung aus SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen Gesetzentwurf zur Senkung der Steu-

ersätze und zur Reform der Unternehmensbesteuerung vor. Dieser wurde 

mit dem Steuersenkungsgesetz realisiert. Dazu wurde die Körperschaftsteu-

er auf 25 Prozent gesenkt, die Möglichkeit für Personenunternehmen, sich 

wie Körperschaften besteuern zu lassen, gewährt sowie die Einkommen- 

und Gewerbesteuer gesenkt (Deutscher Bundestag 2000b, Drucksache 

14/2683; vgl. StSenkG BGBl. I, S. 1433ff.). Auch im Jahr 2003 wurde von 

der Bundesregierung der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 

steuerlicher Vorschriften vorgelegt, um die Besteuerungspraxis zu vereinfa-

chen. Hierunter zählten bspw. kleinere Änderungen, wie das Abrunden zu-

gunsten des Steuerpflichtigen bei der Gewerbesteuer (Deutscher Bundestag 

2003c, Drucksache 15/1562). Aus diesem Grund widmet die Regierung im 

Jahr 2003 allen Instrumenten Aufmerksamkeit, wobei „Einkommensteuer 

senken“ sowie „Gewerbesteuer senken“ mit 44,44 Prozent und 22,22 Pro-

zent am häufigsten thematisiert werden. Diesbezüglich hat auch das Gesetz 

zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes und anderer Gesetze vom 23. De-

zember 2003 eine Rolle gespielt, da es die Senkung der Gewerbesteuerum-

lage auf 20 Prozent sowie die Genehmigung für Gemeinden zur Erhebung 

der Gewerbesteuer als Gemeindesteuer zum Ziel hatte (vgl. BGBl. I, S. 

2922ff.). 

Wird der Aufmerksamkeitsverlauf von „Körperschaftsteuer senken“ be-

trachtet, ist vor allem das Jahr 2007 hervorzuheben. Die Regierung entwi-

ckelte im Jahr 2007 einen Entwurf zur Senkung des Körperschaftsteuersat-

zes von 25 Prozent auf 15 Prozent, der im Zuge des Unternehmenssteuerre-
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formgesetzes 2008 vom 14. August 2007 realisiert wurde (vgl. BGBl. I, S. 

1912ff.). 

Im Hinblick auf die neoklassischen Instrumente zur Arbeitsmarktflexibi-

lisierung zählt die Datenbasis der Regierung insgesamt 41 Gesetzentwürfe. 

Die folgenden Abbildungen 86 und 87 zeigen die Thematisierungsverläufe 

der Instrumente „„Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“, „Hartz IV/ ALG II/ 

Sozialgeld“, „Ich-AG/ Gründungszuschüsse“, „Minijobs/ Midijobs“, „PSA“, 

„Kombilohn“, „Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“, „Werkverträge“, 

und „Zeitarbeit/ Leiharbeit“  über den gesamten Untersuchungszeitraum. 

 

Abbildung 86: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

„Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der Regierung von 1997 bis 2017 (in 

Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Abbildung 87: Thematisierungshäufigkeit neoklassischer Instrumente zur 

„Deregulierung am Arbeitsmarkt“ in der Regierung von 1997 bis 2017 (in 

Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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dies vor allem auf deren Einführung durch das Zweite Gesetz für moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt zurückführen (vgl. BGBl. I, S. 4621ff.). 

Daneben wurde von der Regierung aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Handwerksord-

nung und zur Förderung von Kleinunternehmen vorgelegt. Im Zusammen-

spiel mit dem zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-

markt sollte mit dem Entwurf die selbständige Gewerbeausübung gefördert 

werden. Gleichzeitig sollten in diesem Zuge Arbeitsplätze geschaffen und 

gesichert werden, was auch den letzten Thematisierungsanstieg der Policy-

Option „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ im Jahr 2003 erklärt (Deutscher 

Bundestag 2003e, Drucksache 15/1089). Der Verlauf des Instruments „Ich-

AG/ Gründungszuschüsse“ zeigt eine erhöhte Thematisierung in den Jahren 

von 2003 bis 2005, da die Möglichkeit des Zuschusses für Existenzgrün-

dungen durch den Gründungszuschuss mit dem Gesetz zur Fortentwicklung 

der Grundsicherung für Arbeitsuchende vom 20. Juli 2006 ersetzt wurde 

(vgl. BGBl. I, S. 1706ff.). Danach wird die Policy-Option nicht mehr von 

der Regierung thematisiert. Innerhalb dieses Zeitraums, in den Jahren 2002 

und 2003, wird auch das Instrument „PSA“ verstärkt von der Regierung 

aufgegriffen. Die PSA wurden zum 01.01.2003 durch das Erste Gesetz für 

moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 einge-

führt (vgl. Art. 1 Nr. 6 §37c Abs. 1 BGBl. I, S. 4609). Im Zuge der Hartz-

Reformen wurden auch „Minijobs/ Midijobs“ im Jahr 2004 häufiger adres-

siert, da bspw. der Geringfügigkeitsgrenze auf 400 Euro sowie Midijobs für 

Entgelte zwischen 400,01 und 800,00 Euro eingeführt wurden (vgl. BGBl. I, 

S. 4621ff.). 

Wird der Aufmerksamkeitsverlauf des Instruments „Zeitarbeit/ Leihar-

beit“ betrachtet, verzeichnet dieses im Jahr 2002 aufgrund des BetrVerf-

Reformgesetzes und des Job-AQTIV-Gesetzes, wodurch die bereits erläuter-

ten Änderungen für diese Policy-Option vorgenommen wurden, sowie im 

Jahr 2009 einen Höhepunkt. Ursächlich für den Höhepunkt im Jahr 2009 ist 

der Gesetzentwurf zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 

Deutschland. Die Regierung adressierte die globale Finanz- und Wirt-

schaftskrise und den damit verbundenen Konjunkturabschwung. Neben 

Steuerentlastungen wurde die Einführung der Kurzarbeit für Beschäftigte 

und Unternehmen attraktiver gestaltet und Sozialversicherungsbeiträge wur-

den von der Bundesagentur für Arbeit übernommen (Deutscher Bundestag 

2009, Drucksache 16/11740; vgl. BGBl. I, S. 416ff.). Zwei Jahre später wird 

die Policy-Option erneut häufiger thematisiert. Dies steht mit der Einfüh-

rung der sogenannten Drehtürklausel durch das Erste Gesetz zur Änderung 

des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes – Verhinderung von Missbrauch der 

Arbeitnehmerüberlassung aus dem Jahr 2011 in Verbindung (vgl. BGBl. I, 

S. 642ff.). 

Im Hinblick auf die Policy-Option „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“ lässt 

sich die erhöhte Aufmerksamkeit in den Jahren 2003 und 2004 mit dem 
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Entwurf der Bundesregierung eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 

Vierten Buches Sozialgesetzbuches und anderer Gesetze (Deutscher Bun-

destag 2010e Drucksache 17/1684) sowie den Hartz-Reformen in Verbin-

dung bringen. So wurde das Arbeitslosengelds II zum 01.01.2005 durch das 

Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24. De-

zember 2003 eingeführt (vgl. BGBl. I, S. 2954ff.). Darüber hinaus wurde in 

dem Jahr 2010 der Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedar-

fen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

zunächst durch die Fraktionen CDU/CSU und FDP sowie später durch die 

Bundesregierung vorgelegt. In diesem Fall sollte nach dem Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts eine verfassungskonforme Bemessung der Regelbe-

darfe umgesetzt werden. Zudem sollten dadurch vermehrt Anreize zur Auf-

nahme von sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungen für Familien, 

die Arbeitslosengeld II beziehen, geschaffen werden (Deutscher Bundestag 

2010g, Drucksache 17/3404; Deutscher Bundestag 2010h, Drucksache 

17/3958). Das entsprechende Gesetz wurde zu Beginn des Jahres 2011 

rechtsgültig (vgl. BGBl. I, S. 453ff.).  

Ab dem Jahr 2015 bis 2017 erfährt das Instrument „Zeitarbeit/ Leihar-

beit“ einen Aufmerksamkeitszuwachs. Parallel steigt die Thematisierungs-

häufigkeit der Policy-Option „Werkverträge“ im Jahr 2016. Beide Instru-

mente wurden im Rahmen des Entwurfs der Bundesregierung zur Änderung 

des Arbeitsnehmerüberlassungsgesetzes und anderer Gesetze eingesetzt 

(vgl. BGBl. I, S. 258ff.). Mit dem Gesetzentwurf sollte die Leiharbeit einge-

schränkt werden (Deutscher Bundestag 2016b, Drucksache 18/9232). Ange-

sichts des höheren Agenda-Status des Instruments „Mehr Befristungen/ Ket-

tenbefristungen“ in den Jahren 1998 und 2000/2001, lässt sich diese auf das 

Arbeitsförderungs-Reformgesetz vom 24. März 1997 (vgl. AFRG BGBl. I, 

S. 594ff.) und auf das Teilzeit- und Befristungsgesetz aus dem Jahr 2000 zu-

rückführen (vgl. BGBl. I, S. 1966ff.), die beide bereits für die Medien und 

das Parlament inhaltlich skizziert wurden. 

Die Datenbasis der Regierungsagenda weist insgesamt 16 Gesetzentwür-

fe auf, in denen das neoklassische Instrument einer moderaten Lohnpolitik 

thematisiert wurde. Die folgende Abbildung 88 zeigt den Thematisierungs-

verlauf von „moderate Lohnpolitik“ über den gesamten Untersuchungszeit-

raum. 
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Abbildung 88: Thematisierungshäufigkeit des neoklassischen Instruments 

„moderate Lohnpolitik“ in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zunächst fällt bei der Betrachtung der Abbildung 88 auf, dass die „moderate 

Lohnpolitik“ im Jahr 2016 ihre Aufmerksamkeitsspitze mit einer absoluten 

Anzahl von vier Gesetzentwürfen erreicht, was einem prozentualen Anteil 

von 25 Prozent an der Datenbasis, in denen die „moderate Lohnpolitik“ 

thematisiert wird, entspricht. Zuvor verzeichnet das Instrument im Jahr 2000 

(12,5 Prozent), sowie in den Jahren 2003 (12,5 Prozent), und 2004 (12,5 

Prozent) relative Thematisierungshöhepunkte. 

Weiterhin ist der Gesetzentwurf der Regierungsfraktion CDU/CSU und 

SPD zur Flexibilisierung eines Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhe-

stand und zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation im Erwerbsleben 

(Flexirentengesetz) für die verstärkte Thematisierung der Regierung hin-

sichtlich einer moderaten Lohnpolitik verantwortlich (Deutscher Bundestag 

2016c, Drucksache 18/9787). Mithilfe dieses Flexirentengesetzes sollten 

flexiblere Rahmenbedingungen für ältere Menschen im Erwerbsleben ge-

schaffen werden. Interessant ist dabei, dass der Fokus nicht direkt auf der 

Lohnbildung bzw. den Anpassungen von Löhnen liegt, sondern vielmehr 

auf der Lohnstruktur. So sollten älteren Menschen bspw. eine Kombination 

von einem Einkommen aus Teilzeitarbeit und einer vorgezogenen Altersren-

te ermöglicht werden. Auch Menschen, die eine vorgezogene Vollrente er-

halten und dennoch weiterarbeiten, erhöhen dadurch ihren Rentenanspruch. 

Darüber hinaus wurden Anreize gesetzt, um auch nach Erreichen der Regel-

altersgrenze in einem Beschäftigungsverhältnis zu bleiben (vgl. BGBl. I, S. 

2838 ff.). 

 

Das keynesianische Deutungsmuster 

Nachdem die Thematisierungsverläufe der neoklassischen Elemente des 

Deutungsmusters dargestellt und interpretiert wurden, widmet sich das fol-

gende Kapitel der Analyse des keynesianischen Deutungsmusters. Dazu 

wurden die Gesetzentwürfe der Bundesregierung auf die Thematisierung 
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keynesianischer Ursachen, Lösungen und Policy-Optionen für das Problem 

„Arbeitslosigkeit“ untersucht. 

 

Die keynesianischen Ursachen  

Die Thematisierungsverläufe der drei keynesianischen Ursachen „Einkom-

men niedrig“, „Einkommen ungleich verteilt“ und „Wachstum gering“ über 

den gesamten Untersuchungszeitraum sind in der Abbildung 89 dargestellt. 

 

Abbildung 89: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Problemursachen 

in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Insgesamt wurden die Problemursachen 227 Mal in Gesetzentwürfen thema-

tisiert. Auch an dieser Stelle ist die teilweise geringe Anzahl an Thematisie-

rungen innerhalb der einzelnen Jahre betont, wodurch bspw. die Aufmerk-

samkeitsspitzen der Ursache „Einkommen niedrig“ mit jeweils 100 Prozent 

in den Jahren 1998 sowie 1999 durch eine absolute Anzahl von vier bzw. 

zwei Gesetzentwürfen zustande kommt. 

Wird der Thematisierungsverlauf der Ursache „Einkommen niedrig“ ge-

nauer betrachtet, fällt dieser langsam nach dem genannten Höhepunkt im 

Jahr 1998/1999, welcher sich unter anderem auf den Entwurf eines Gesetzes 

zu Korrekturen in der Sozialversicherung und zur Sicherung der Arbeitneh-

merrechte zurückführen lässt (Deutscher Bundestag 1998b, Drucksache 

14/45), während die Ursache „Wachstum gering“ einen leichten Thematisie-

rungsanstieg in den Jahren 2000 bis 2002 verzeichnet. Bei der Entwicklung 

der drei Thematisierungsverläufe fällt zudem auf, dass die Ursache „Ein-

kommen niedrig“ über den gesamten Untersuchungszeitraum die Regie-

rungsagenda dominiert. Sie wird in insgesamt 61,23 Prozent der hier be-

trachteten Gesetzentwürfe thematisiert. Dies wird in den Jahren 2004, 2006 

und anhand einer verhältnismäßig höheren Anzahl an Thematisierungen 

deutlich. Auch ab dem Jahr 2010 steigt die Aufmerksamkeit der Regierung 
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für diese Ursache, während die anderen beiden Ursachen eher in den Hin-

tergrund rücken. Zudem spielt die Ursache „Einkommen ungleich verteilt“ 

mit einem prozentualen Anteil von 10,13 Prozent insgesamt eine eher weni-

ger bedeutende Rolle auf der formellen Regierungsagenda. Im Hinblick auf 

den weiteren Verlauf der Ursache „Einkommen gering“, thematisierte die 

Regierung die Problemursache im Jahr 2004 mit 71,43 Prozent und im Jahr 

2006 mit 64,71 Prozent wieder stärker. Daraufhin verringert sich die relative 

Aufmerksamkeit für die Problemursache bis zum Jahr 2009, ehe diese einen 

Bedeutungszuwachs auf der Regierungsagenda bis zum Jahr 2014 erfährt. 

Dieser Thematisierungszuwachs resultiert unter anderem aus dem Entwurf 

eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie, mit dem die Einführung 

eines Mindestlohns vorgeschlagen wurde (Deutscher Bundestag 2014a, 

Drucksache 18/1558). Der flächendeckende Mindestlohn wurde mit dem 

Gesetz vom 11. August 2014 beschlossen und die Regelung trat zum 01. Ja-

nuar 2015 in Kraft (vgl. Tarifautonomiestärkungsgesetz BGBl. I, S. 1348ff). 

In Übereinstimmung mit der Entwicklung der Arbeitslosenquote in 

Deutschland, die von 2001 bis 2005 stark stieg (Bundesagentur für Arbeit 

2020c), befasste sich die Regierung stärker mit der Ursache „Wachstum ge-

ring“. Dazu legten die Regierung aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN im Jahr 2002 den Entwurf für das Zweite Gesetz für moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vor. Das Ziel bestand in der Schaffung 

neuer Arbeitsplätze, einer verbesserten Vermittlung sowie in dem Fortsetzen 

des „Fördern und Forderns“ (Deutscher Bundestag 2002b, Drucksache 

15/26). Während des Anfangs der Finanzkrise um das Jahr 2007 herum sin-

ken die Thematisierungshäufigkeiten der Ursachen „Einkommen ungleich 

verteilt“ und „Einkommen niedrig“. Daneben erreicht die Ursache „Wachs-

tum gering“ im Jahr 2009 eine Aufmerksamkeitsspitze bei 63,64 Prozent. 

Die Regierung aus CDU/CSU und SPD legten den Gesetzentwurf zur Siche-

rung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland vor, um die Folgen 

der Wirtschaftskrise abzumildern (Deutscher Bundestag 2009, Drucksache 

16/11740). 

 

Die keynesianischen Lösungen 

Die Abbildung 90 zeigt die Thematisierungsverläufe der keynesianischen 

Lösungen von 1997 bis 2017. In den Gesetzentwürfen wurden in 366 Fällen 

neoklassischen Lösungen thematisiert. 
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Abbildung 90: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer 

Lösungsvorschläge in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die vier analysierten, keynesianischen arbeitsmarktpolitischen Lösungen, 

um dem Problem der Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken, sind eine „antizyk-

lische Finanzpolitik“, „Sozialleistung erhöhen“, „Steuern erhöhen“ und 

schließlich „Löhne erhöhen“. Die drei Lösungen „Steuern erhöhen“, „anti-

zyklische Finanzpolitik“ und „Sozialleistungen erhöhen“ weisen mit 15,57 

Prozent, 16,39 Prozent und 16,12 Prozent einen ähnlich großen Thematisie-

rungsanteil auf. Demgegenüber zeigt sich „Löhne erhöhen“ mit insgesamt 

51,91 Prozent als die am häufigsten thematisierte Lösung. Diese bleibt über 

den gesamten Beobachtungszeitraum auf einem konstant hohen Aufmerk-

samkeitsniveau. Im Jahr 2005 erreicht die Lösung mit 71,43 Prozent ihre 

Aufmerksamkeitsspitze. Jedoch muss hier die geringe absolute Anzahl an 

Gesetzentwürfen berücksichtigt werden, wodurch eher die Jahre jeweils vor 

und nach dem Jahr 2005 sowie die Jahre 2015 und 2016 von weitergehen-

dem Interesse sind.  

Bei der Betrachtung der Abbildung 90 fällt für den Verlauf der Themati-

sierung „Steuern erhöhen“ auf, dass sich die Aufmerksamkeitsspitzen im-

mer in den Jahren befinden, in denen verhältnismäßig geringe Thematisie-

rungen insgesamt vorzuweisen sind. Hier ist das Jahr 2007 hervorzuheben, 

in dem die keynesianische Lösung mit 26,92 Prozent erwähnt wird, da hier 

insgesamt in 26 Gesetzentwürfen verschiedene Lösungen thematisiert wur-

den. In diesem Jahr legte die Regierungsfraktion aus CDU/CSU und SPD 
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einen Gesetzentwurf für ein Unternehmenssteuerreformgesetz vor (Deut-

scher Bundestag 2008a, Drucksache 16/4841). Dieser beinhaltet die Einfüh-

rung einer Abgeltungssteuer, um den Anreiz zu verringern, dass private An-

leger Kapital aus steuerlichen Gründen ins Ausland zu verlagern. Am 01. 

Januar 2008 trat das Gesetz in Kraft (vgl. BGBl. I, S. 1912). Zudem ist die 

Einführung der Reichensteuer durch das Steueränderungsgesetz 2007, wel-

ches eine Erhöhung des Einkommensteuersatzes für höhere Einkommen 

vorsieht, ursächlich für die erhöhte Aufmerksamkeit im Jahr 2007 (vgl. Art. 

1 Nr. 14b) BGBl. I, S. 1654). Nach der Steuereinführung wird diese Lösung 

im Jahr 2008 nicht mehr von der Regierung thematisiert. 

In Bezug auf die Lösung einer antizyklischen Finanzpolitik, fallen in die-

sem Aufmerksamkeitszyklus besonders die Jahre ab 2007 und das Jahr 2013 

auf. Im Jahr 2013 erfährt die Lösung zwar einen starken Aufmerksamkeits-

zuwachs, wird jedoch lediglich in zwei Gesetzentwürfen thematisiert. In 

Reaktion auf die globale Finanz- und Wirtschaftskrise stieg die Bedeutung 

einer antizyklischen Wirtschaftspolitik auf der Regierungsagenda. Dies lässt 

sich an dem Gesetzentwurf zur Sicherung der Beschäftigung und Stabilität 

in Deutschland der Regierung festmachen (Deutscher Bundestag 2009, 

Drucksache 16/11740), welcher schlussendlich in einem Gesetz verankert 

wurde (vgl. BGBl. I, S. 416). Auch stehen die Folgen der Wirtschaftskrise 

noch im Jahr 2010 auf der Regierungsagenda. In diesem Jahr stellte die 

Bundesregierung unter Kanzlerin Merkel den Gesetzentwurf zur Stabilisie-

rung der Finanzlage der Sozialversicherungssysteme und zur Einführung ei-

nes Sonderprogramms mit Maßnahmen für Milchviehhalter sowie zur Än-

derung anderer Gesetze vor. Hierbei wurde in Übereinstimmung mit dem 

Ziel des Koalitionsvertrags von CDU/CSU und SPD gefordert, die Lohnne-

benkosten von Arbeitnehmern und Arbeitgebern trotz der Krise nicht zu er-

höhen. Um jedoch den Beitragssatz zur Arbeitsförderung stabil zu halten, 

sollte der Bundesagentur für Arbeit kein Darlehen, sondern ein Zuschuss 

gewährt werden. Darüber hinaus sollten Sonderprogramme für Milchvieh-

halter zur Einkommensstützung erlassen und die Freibeträge für Altersvor-

sorgevermögen erhöht werden (Deutscher Bundestag 2010c, Drucksache 

17/507). Hinsichtlich des Thematisierungsverlaufs der Lösung „Löhne er-

höhen“ ist das Jahr 2014 von besonderem Interesse. Die damalige Regie-

rung brachte den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie 

in den Bundestag ein. Dort wird die Einführung eines flächendenkenden 

Mindestlohnes geregelt (Deutscher Bundestag 2014a, Drucksache 18/1558). 

Das Gesetz trat zum 01. Januar 2015 in Kraft (vgl. Tarifautonomiestär-

kungsgesetz BGBl. I, S. 1348ff). 

 

Die keynesianischen Instrumente 

In den Gesetzentwürfen werden die keynesianischen Instrumente im Rah-

men einer antizyklischen Finanzpolitik insgesamt 71 Mal thematisiert. Die 

Abbildung 91 zeigt die Thematisierungsverläufe der Policy-Optionen „Kon-
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junkturpaket Abschreibung“, „Konjunkturpaket Umweltprämie“, „Konjunk-

turpaket Infrastruktur“ und „Kurzarbeitergeld erhöhen“ über den gesamten 

Untersuchungszeitraum. 

 

Abbildung 91: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente im 

Rahmen einer antizyklischen Fiskalpolitik in der Regierung von 1997 bis 

2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zunächst sei hervorgehoben, dass in Übereinstimmung mit den Befunden 

der deskriptiven Analyse der Thematisierung dieser keynesianischen Policy-

Optionen auf den anderen Agenden, auch die Regierung das Instrument 

„Konjunkturpaket Infrastruktur“ am häufigsten thematisierte. Im Unter-

schied dazu befasst sich die Bundesregierung in nur 1,41 Prozent der hier 

betrachteten Gesetzentwürfe mit dem „Konjunkturpaket Umweltprämie“. So 

zeigt die Abbildung 91, dass die Policy-Option „Konjunkturpaket Umwelt-

prämie“ im gesamten Zeitraum bis auf das Jahr 2009 keine Rolle für die 

Regierung spielte. Dies lässt sich auf die einmalige und befristete Einfüh-

rung im Zuge des Gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität 

in Deutschland zurückführen, wodurch die Folgen der globalen Finanzkrise 

abgefedert werden sollten (vgl. BGBl. I, S. 416ff.). Dementsprechend er-

reichte die Policy-Option „Konjunkturpaket Umweltprämie“ in diesem Jahr 

seinen Kulminationspunkt mit 20 Prozent. In ähnlicher Weise verläuft der 

Thematisierungsverlauf des Instruments „Konjunkturpaket Abschreibung“, 

das bis auf die Jahre 1997 und 2005 keine Rolle für die Regierungsagenda 
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spielt. Somit geht aus der Abbildung 91 hervor, dass der Fokus der Regie-

rung auf den beiden Instrumenten „Kurzarbeitergeld erhöhen“ und „Kon-

junkturpaket Infrastruktur“ liegt. Die Regierung verabschiedete zwei Kon-

junkturprogramme, um durch die Förderung der Beschäftigung der Rezessi-

on entgegenzuwirken (Deutscher Bundestag 2017c). Beide Konjunkturpro-

gramme beinhalteten Maßnahmen für die Infrastruktur (vgl. Gesetz zur Um-

setzung steuerrechtlicher Regelungen des Maßnahmenpakets „Beschäfti-

gungssicherung durch Wachstumsstärkung“ BGBl. I, S. 2896ff.; vgl. BGBl. 

I, S. 416ff.). Aus diesem Grund bleibt das Instrument „Konjunkturpaket Inf-

rastruktur“ auf einem recht hohen Thematisierungsniveau im Zeitverlauf. Im 

Hinblick auf „Kurzarbeitergeld erhöhen“ erreicht dieses den ersten Höhe-

punkt im Jahr 1999. Mithilfe dieses Instruments sollte insbesondere im 

Baugewerbe eine ganzjährige Beschäftigung ermöglicht werden. Dazu wur-

de von der Regierung bestehend aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

der Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Förderung der ganzjähri-

gen Beschäftigung in der Bauwirtschaft verabschiedet (Deutscher Bundes-

tag 1999, Drucksache 14/1516). Nach dem Jahr 1999 sinkt die Bedeutung 

jenes Instruments für die Regierung bis zum Jahr 2002, in dem es eine er-

neute Aufmerksamkeitsspitze erreicht. In diesem Jahr legte die Regierung 

aus SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unter Bundeskanzler Schröder 

den Entwurf eines Ersten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Ar-

beitsmarkt vor. Hier wird insbesondere in §163 auf Kurzarbeiter- oder Win-

terausfallgeld eingegangen und durch den Einsatz von Absatz 9 geregelt, 

wie mit der Entgeltsicherung des Arbeitnehmers zu verfahren ist (Deutscher 

Bundestag 2002a, Drucksache 15/25). Die rot-grüne Regierungskoalition in-

tendierte, den Arbeitsplatzverlust von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerin-

nen innerhalb der Bauindustrie zu verhindern und entsprechende unterstüt-

zende Maßnahmen einzuleiten. Für den Thematisierungsanstieg vom Jahr 

2005 auf das Jahr 2006 ist die Einführung des Saison-Kurzarbeitergeldes, 

das mit dem Gesetz zur Förderung ganzjähriger Beschäftigung vom 24. Ap-

ril 2006 beschlossen wurde, verantwortlich (vgl. BGBl. I, S. 926ff.). In den 

darauffolgenden Jahren erfährt die Policy-Option erneut einen Aufmerk-

samkeitszuwachs im Jahr 2010. Die Begründung dafür liegt in der Entschei-

dung hinsichtlich der Verlängerung der Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld 

im Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland 

vom 2. März 2009 (vgl. BGBl. I, S. 416ff.). Im Jahr 2005 erreicht die Po-

licy-Option „Konjunkturpaket Abschreibung“ ihren absoluten Thematisie-

rungshöhepunkt. In diesem Jahr wurde von der Regierung aus CDU/CSU 

und SPD der Entwurf eines Gesetzes zum Einstieg in ein steuerliches So-

fortprogramm vorgelegt. Aufgrund der Verschuldung öffentlicher Haushalte 

sollen mithilfe dieses Programms Regelungen eingesetzt werden, wie unter 

anderem eine Abschaffung der degressiven Absetzung für Abnutzungen 

(AfA) bei Mietwohnungen. Durch diese degressive AfA wurde der Woh-

nungsbau in Deutschland gefördert (Deutscher Bundestag 2005b, Drucksa-
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che 16/105). Im Jahr 2005 legte die damalige Bundesregierung ein Gesetz 

zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung, das im da-

rauffolgenden Jahr in Kraft trat und die befristete Anhebung der degressiven 

Abschreibung von 20 Prozent auf höchstens 30 Prozent beinhaltete (vgl. 

Art. 1 Nr. 4 BGBl. I, S. 1091f.). 

Die keynesianischen Instrumente zur Erhöhung der Sozialleistungen 

kommen insgesamt in den Gesetzestexten 107 Mal vor. Die expliziten Po-

licy-Optionen sind „Betreuungsgeld erhöhen“, „Kinderbetreuung erhöhen“, 

„Elterngeld erhöhen“ und „Kindergeld erhöhen“. Die Thematisierungsver-

läufe der vier Instrumente von 1997 bis 2017 sind in Abbildung 92 darge-

stellt. 

 

Abbildung 92: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente zur 

Sozialleistungserhöhung in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zunächst zeigt die Abbildung 92, dass die Policy-Option „Betreuungsgeld 

erhöhen“ angesichts des geringen Anteils von 3,74 Prozent nur eine margi-

nale Rolle für die Regierung spielt. Die am häufigsten thematisierte Policy-

Option ist „Kindergeld erhöhen“ (37,38 Prozent), gefolgt von „Kinderbe-

treuung erhöhen“ (34,58 Prozent) und „Elterngeld erhöhen“ (24,30 Prozent). 

Zunächst wird der Thematisierungsverlauf des Instruments „Kindergeld er-

höhen“ betrachtet. So lässt sich der erste Aufmerksamkeitszuwachs im Jahr 

1998 auf den Entwurf eines Gesetzes zu Korrekturen in der Sozialversiche-

rung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte zurückführen. Das Gesetz 
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wurde im Jahr 1998 verabschiedet, in dessen Zentrum unter anderem die Fi-

nanzierung der Kindererziehungszeiten stand (vgl. Gesetz zu Korrekturen in 

der Sozialversicherung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte BGBl. I, 

S. 3843ff.). Den zweiten Thematisierungsanstieg verzeichnet das Instrument 

„Kindergeld erhöhen“ im Jahr 2000. Ursächlich hierfür ist der Gesetzent-

wurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundeserziehungsgeldgeset-

zes der Regierung SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. In Zuge dessen 

wurden die Einkommensgrenze und Erziehungsgrenze angehoben (Deut-

scher Bundestag 2000c, Drucksache 14/3118). Auch im Jahr 2003 misst die 

Regierung einer Kindergelderhöhung mehr Bedeutung bei, da es in 42,86 

Prozent der Gesetzentwürfe diesen Jahres thematisiert wurde. In der letzten 

Amtszeit Schröders legte die Regierung SPD und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN den Entwurf eines Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistun-

gen am Arbeitsmarkt vor. Darin forderten die Parteien unter anderem die 

Einführung eines Kinderzuschlags (Deutscher Bundestag 2003b, Drucksa-

che 15/1516). Nach 2003 sinkt die Aufmerksamkeit langsam, bevor sie er-

neut aufgrund des Gesetzes zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

vom 24. September 2008 (vgl. BGBl. I, S. 1854ff.) und des Familienleis-

tungsgesetzes vom 22. Dezember 2008 (vgl. BGBl. I, S. 2955ff.) ansteigt. 

Schließlich erreicht die Policy-Option im Jahr 2009 einen Thematisierungs-

höhepunkt. Als Reaktion auf die Wirtschaftskrise beschloss die Bundesre-

gierung durch den Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung 

und Stabilität in Deutschland neben zahlreichen Entlastungen auch die Ein-

malzahlung von 100 Euro in Form eines Kinderbonus (Deutscher Bundestag 

2009, Drucksache 16/11740). Und auch „Kinderbetreuung erhöhen“ unter-

liegt einigen Thematisierungsschwankungen im Zeitverlauf. Zunächst sei 

der Höhepunkt im Jahr 2004 hervorgehoben, da in diesem Jahr das Tagesbe-

treuungsausbaugesetz verabschiedet wurde, mit dem ein Mindestbedarf an 

Kita-Plätzen für Kinder unter drei Jahren beschlossen wurde (vgl. Art. 1 Nr. 

3 §24 TAG BGBl. I, S. 3853). Im Jahr 2006 brachte die damalige Regierung 

ein Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Kinderbetreuungsaus-

bau“ und zur Entfristung des Kinderzuschlags ein, das im Jahr 2007 in Kraft 

trat (vgl. BGBl. I, S. 3022ff.). Neben diesem Gesetz war zudem das Kinder-

förderungsgesetz vom 10. Dezember 2008 ursächlich für die erhöhte The-

matisierung (vgl. Art. 1 Nr. 7 §24 (2) KiföG, BGBl. I, S. 2404.). Der Auf-

merksamkeitszuwachs ab dem Jahr 2014 lässt sich mit der Aufstockung des 

bestehenden Sondervermögens „Kinderbetreuungsausbau“ sowie der weite-

ren Beteiligung des Bundes an den Betriebskosten der Kinderbetreuung 

durch das Gesetz zur weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen ab 

2015 und zum quantitativen und qualitativen Ausbau der Kindertagesbe-

treuung sowie zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 22. Dezem-

ber 2014 erklären (vgl. BGBl. I, S. 2411ff.). Ferner bietet der Aufmerksam-

keitszyklus der Regierung für „Elterngeld erhöhen“ eine Reihe von Auf-

schlüssen. So rekurriert die erhöhte Aufmerksamkeit im Jahr 2006 auf der 
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Einführung des neu geschaffenen Elterngeldes durch das bereits genannte 

Gesetz zur Einführung des Elterngeldes vom 5. Dezember 2006 (vgl. BGBl. 

I, S. 2748ff.). Darüber hinaus thematisiert die Regierung das ElterngeldPlus 

im Jahr 2014, das durch das Gesetz zur Einführung des ElterngeldPlus mit 

Partnerschaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- 

und Elternzeitgesetz vom 18. Dezember 2014 beschlossen wurde. Das El-

terngeldPlus hatte das Ziel des erleichterten Wiedereinstiegs für Eltern in 

den Arbeitsmarkt, in dem die Bezugsdauer des Elterngeldes verlängert wur-

de (vgl. BGBl. I, S. 2325ff.). 

Die Datenbasis der Regierungsagenda weist insgesamt elf Thematisie-

rungen für die keynesianischen Instrumente zur Erhöhung der Steuern auf, 

was lediglich einen Anteil von drei Prozent der gesamten Gesetztexte aus-

macht. Die Abbildung 93 zeigt die Verläufe der Thematisierungen der In-

strumente „Erbschaftsteuer erhöhen“, „Reichensteuer/ Spitzensteuer erhö-

hen“ und „Vermögensteuer erhöhen“ von 1997 bis 2017. 

 

Abbildung 93: Thematisierungshäufigkeit keynesianischer Instrumente zur 

Steuererhöhung in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Hier ist zunächst hervorgehoben, dass die Policy-Option „Reichensteuer/ 

Spitzensteuern erhöhen“ für die Regierungsagenda eine vergleichsweise 

marginale Rolle spielt, da sie lediglich in einem Gesetzentwurf thematisiert 

wurde, namentlich im Jahr 2007. In diesem Jahr wurde die Reichensteuer in 

der Höhe von 45 Prozent für Einkommen über 200.000 Euro durch das 

Steueränderungsgesetz 2007 eingeführt (Weichold/Dietzel 2005; vgl. Art. 1 

Nr. 14b), BGBl. I, S. 1654). Die weiteren Policy-Optionen wurden häufiger 

thematisiert. Explizit befasste sich die Regierung mit „Erbschaftsteuer erhö-

hen“ am häufigsten, gefolgt von einer Erhöhung der Vermögensteuer. Im 
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Hinblick auf das Instrument „Erbschaftsteuer erhöhen“, verzeichnet diese 

Policy-Option Thematisierungen in den Jahren 2006 und 2009. Während die 

Nennung im Jahr 2006 auf das Jahressteuergesetz 2007 (vgl. JStG 2007 

BGBl. I, S. 2878ff.) zurückgeht, zeichnet sich die Änderung des Erbschaft-

steuer- und Schenkungssteuergesetzes für die Thematisierung im Jahr 2009 

verantwortlich (vgl. BGBl. I, S. 3950ff.). Bei dem Thematisierungsverlauf 

der Policy-Option „Vermögensteuer erhöhen“ fallen die Jahre 2000, 2002 

und 2012 auf. Diese sind zum einen mit dem durch die rot-grüne Regierung 

abgelehnten Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion zur Aufhebung des 

Vermögensteuergesetzes (Deutscher Bundestag 2003f, Drucksache 15/436) 

sowie andererseits durch den ebenso von der damaligen Regierung abge-

lehnten Gesetzentwurf zur Erhebung einer Vermögensabgabe von der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu begründen (Deutscher Bundestag 

2012d, Drucksache 17/10770).  

Die Datenbasis der Regierungsagenda weist insgesamt 13 Thematisie-

rungen für das keynesianische Instrument „Mindestlohn“ auf. Die folgende 

Abbildung 94 zeigt den Thematisierungsverlauf der Policy-Option „Min-

destlohn“ über den gesamten Untersuchungszeitraum. 

 

Abbildung 94: Thematisierungshäufigkeit des keynesianischen Instruments 

„Mindestlohn“ in der Regierung von 1997 bis 2017 (in Prozent) 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In Anbetracht der geringen Anzahl an Gesetzentwürfen für das Thema Min-

destlohn sind in der Abbildung 94 zwei deutliche Thematisierungshöhe-

punkte zu erkennen. Diese sind zum einen im Jahr 2002 und zum anderen 

im Jahr 2011 zu verzeichnen. Die verstärkte Thematisierung lässt sich auf 

den Gesetzentwurf zur Erleichterung der Bekämpfung von illegaler Be-

schäftigung und Schwarzarbeit zurückführen (Deutscher Bundestag 2002e, 

Drucksache 14/8221). Der nächste Aufmerksamkeitszuwachs für die Ein-

führung eines Mindestlohns nach dem Jahr 2002 war im Jahr 2006 und be-

ruht auf dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitneh-
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mer-Entsendegesetzes. Mit diesem sollte das bestehende Arbeitnehmer-

Entsendegesetz über die Baubranche hinaus ausgeweitet werden, um tarif-

vertragliche und flächendeckende Arbeitsbedingungen zu ermöglichen. So 

forderte die Bundesregierung unter Kanzlerin Merkel die Einführung eines 

gesetzlichen Mindestlohns für weitere Branchen (Deutscher Bundestag 

2006c, Drucksache 16/3064). Schließlich verzeichnet das keynesianische 

Instrument einen Thematisierungsanstieg von 2012 auf 2013 und erreicht 

danach ein konstantes Aufmerksamkeitsniveau bis zum Ende des Beobach-

tungszeitraums. In diesem Zeitraum war, wie bereits bei der deskriptiven 

Auswertung dieses Instruments in den Medien sowie im Deutschen Bundes-

tag beschrieben, der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautono-

mie ursächlich für die verstärkte Thematisierung. Dieser beinhaltete den flä-

chendeckenden Mindestlohn, um so allen Arbeitnehmern und Arbeitnehme-

rinnen einen Mindesteinkommen gewähren zu können (Deutscher Bundes-

tag 2014a, Drucksache 18/1558). Schließlich trat das Gesetz zum 01. Januar 

2015 in Kraft (vgl. Tarifautonomiestärkungsgesetz BGBl. I, S. 1348ff.). 

Zusammenfassend lassen sich folgende Ergebnisse herausstellen: Die 

Thematisierungshäufigkeiten der neoklassischen sowie keynesianischen Ur-

sachen, Lösungen und Policy-Optionen in der Regierung stimmen nahezu 

durchweg über den gesamten Beobachtungszeitraum mit den Thematisie-

rungsverläufen der Medien und des Deutschen Bundestages überein. Auch 

hier belegt der Vergleich der Thematisierungshäufigkeiten eine Dominanz 

auf Seiten der Neoklassik. So wurden bspw. die neoklassischen Ursachen 

„Lohnkosten hoch“, „Hohe Lohnnebenkosten“, „Steuern hoch“ und „Über-

regulierung am Arbeitsmarkt“ für Arbeitslosigkeit 609 Mal in den Gesetz-

entwürfen thematisiert, während sich die keynesianischen Ursachen „Ein-

kommen niedrig“, „Einkommen ungleich verteilt“ und „Wachstum gering“ 

in lediglich 277 Fällen der Gesetzentwürfe wiederfinden. In jeder Legisla-

turperiode überwiegen die Thematisierungen der neoklassischen Ursachen. 

Werden ausschließlich die keynesianischen Problemursachen betrachtet, 

fällt auf, dass die Regierung am häufigsten in der dritten Amtszeit Merkels 

Bezug zu den drei keynesianischen Ursachen nahm, in der Zeit, als vor al-

lem der Mindestlohn Gegenstand der politischen Diskurse war. Ebenso geht 

aus der Untersuchung für die Lösungsvorschläge hervor, dass die Bundesre-

gierung insbesondere in den Legislaturperioden Merkel I und Merkel III die 

keynesianischen Lösungen „Antizyklische Fiskalpolitik“, „Steuern erhö-

hen“, „Sozialleistungen erhöhen“ und „Löhne erhöhen“ thematisierte, die 

Regierungskabinette Schröder I und II hingegen adressierten die keynesiani-

schen Lösungen vergleichsweise seltener. Insbesondere zeigt die Untersu-

chung für die Lösung „Antizyklische Fiskalpolitik“, dass die Lösung ver-

stärkt in den Legislaturperioden Merkel I, II und III thematisiert wurde. Es 

ließen sich ähnliche Ergebnisse bei den Aufmerksamkeitszyklen für die Po-

licy-Optionen beobachten. So standen die Instrumente der antizyklischen 

Fiskalpolitik, explizit das „Konjunkturpaket Umweltprämie“, „Konjunktur-
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paket Infrastruktur“ und Konjunkturpaket „Abschreibung“ primär auf der 

Regierungsagenda der ersten und dritten Amtszeit Merkels, während diese 

Policy-Optionen wie auch „Kurzarbeitergeld erhöhen“ unter Schröder I und 

II eher in den Hintergrund gerückt worden sind. Werden die administrativen 

Maßnahmen der antizyklischen Fiskalpolitik ohne das „Konjunkturpaket 

Infrastruktur“ betrachtet, belegt die Analyse, dass die drei keynesianischen 

Policy-Optionen am häufigsten in der ersten Amtszeit Merkels von der 

Bundesregierung thematisiert werden. Daher wird auch hier die zeitweise 

Dominanz des keynesianischen Paradigmas während konjunktureller 

Schwächephasen deutlich. Somit untermauert die Auswertung der deskripti-

ven Analyse für die Regierung die Befunde für die Medien und den Deut-

schen Bundestag. 

 

 

6.2 Agenda-Bildung als Wechselwirkungs-
prozess: Wechselseitige Einflüsse der 
Agenden der Massenmedien, des Deutschen 
Bundestages und der Regierung 
 

Wie die Ergebnisauswertung der deskriptiven Analyse gezeigt hat, zeichnen 

sich mögliche Interaktionsmuster bei der Thematisierung der Deutungsmus-

terelemente zwischen den Agenden ab. Mit dem folgenden Kapitel 6.2 sol-

len mögliche Interaktionsprozesse spezifisch für die insgesamt 32 operatio-

nalisierten Policy-Optionen untersucht werden. Es wird der Frage nachge-

gangen, inwiefern die Agenden in Anbetracht der neoklassischen sowie 

keynesianischen Policy-Optionen miteinander korrespondieren, voneinander 

abweichen oder sich gegebenenfalls gegenseitig bedingen. Zunächst wird 

die Beziehung zwischen den Agenden der Massenmedien und des Deut-

schen Bundestages untersucht, gefolgt von der Analyse der wechselseitigen 

Einflüsse zwischen den Agenden der Massenmedien und der Regierung. 

Schließlich wird der Interaktionsprozess zwischen der Agenda des Deut-

schen Bundestages und der formellen Regierungsagenda dargestellt. 

Die Agenda-Bildungseffekte sollen in folgenden Schritten analysiert 

werden: Zunächst werden jeweils die dynamischen Beziehungen auf der 

Medienagenda, parlamentarischen Agenda und der Regierungsagenda durch 

Autokorrelationen dargestellt. Dies erlaubt, Aussagen über die Stabilität der 

einzelnen Agenda hinsichtlich der Policy-Optionen zu treffen. Daneben 

werden die statischen Beziehungen zwischen den Agenden untersucht, um 

mögliche Anpassungsmuster in den Policy-Optionen im Zeitverlauf sichtbar 

zu machen. Zudem wird die dynamische Komponente zwischen den beiden 

Agenden untersucht. Dadurch kommen mögliche Interaktionsprozesse im 

Agenda-Bildung-Prozess zum Ausdruck. Abschließend werden die Ein-
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flussstärke sowie eine möglich dominierende Richtung mithilfe der in Kapi-

tel 5.4 erläuterten CLPC-Methode analysiert. 

Dazu werden die Zusammenhänge der beiden betrachteten Agenden über 

die Korrelationen der Ränge untersucht. Die Rangkorrelationen wurden je-

weils über alle 32 Variablen berechnet. Die Arbeit bedient sich der Verwen-

dung des Spearman‘schen Rangkorrelationskoeffizienten, der Werte von „-

1“ bis „+1“ annehmen kann. Je höher der absolute Zahlenwert des Koeffi-

zienten, desto stärker ist die Korrelation der beiden verglichenen Variablen. 

Vor dem Hintergrund, dass die Ergebnisse durch die Anzahl der für die 

Ränge verwendeten Variablen determiniert werden (Otto 2001) und nach 

Cohen eine Beziehung mit einem Rangkorrelationskoeffizienten ab 0,1 als 

schwach, ab 0,3 als mittel und ab 0,5 als stark bezeichnet wird (Cohen 

1992), werden die folgenden Werte basierend auf der Grundgesamtheit der 

32 Variablen interpretiert. 

 

 

6.2.1 Wechselseitige Einflüsse zwischen den Agenden 
der Massenmedien und des Deutschen Bundestages 
 

Die Interpretationen der Ergebnisse der deskriptiven Analyse lassen eine 

Beziehung zwischen den beiden Teil-Öffentlichkeiten vermuten, da es häu-

fig zu einer Thematisierung bestimmter Deutungsmusterelemente in den 

Medien kam, wenn diese Elemente ebenfalls aufgrund geplanter oder erlas-

sener Gesetze im Parlament diskutiert wurden. Mithilfe der Analyse mögli-

cher Interaktionsprozesse für die insgesamt 32 neoklassischen und keynesi-

anischen Policy-Optionen soll im Folgenden ermittelt werden, inwiefern die 

Agenden der Massenmedien und des Deutschen Bundestages zwischen den 

Jahren 1997 und 2017 miteinander übereinstimmten, voneinander abwichen 

oder sich gegenseitig beeinflussten. Dies geschieht unter der Annahme, dass 

sowohl die Medien Themen des parlamentarischen Diskurses aufgreifen als 

auch die Mitglieder des Bundestages Themen, die einen hohen Agenda-

Status in den Medien erreichen, Gegenstand ihrer Debatten werden, da die 

veröffentlichte „Meinung in den Massenmedien (…) als guter Indikator für 

die Bevölkerungspräferenzen angesehen wird (…) [und dies einen] Policy-

Agenda-Effekt der Massenmedien postuliert“ (Otto 2001, S. 248). Die Ana-

lyse des Agenda-Setting-Effekts erfolgt in mehreren Schritten, wobei sich 

der erste Schritt auf die Darstellung der dynamischen Entwicklung auf der 

medialen Agenda durch Autokorrelationen bezieht. Dies dient der Beurtei-

lung der Stabilität und der Veränderung der Medienagenda bezüglich der 

Policy-Optionen über den Beobachtungszeitraum. Darauf folgt Schritt die 

Untersuchung der statischen Beziehung zwischen der medialen Agenda und 

der Agenda des Deutschen Bundestages zur Aufdeckung möglicher Anpas-

sungsmuster und Nivellierungsprozesse in den Policy-Optionen im Zeitver-

lauf. Zudem wird die dynamische Komponente zwischen der medialen und 
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der parlamentarischen Agenda dargestellt, wodurch mögliche Interaktions-

prozesse erfasst werden. Abschließend wird mithilfe zeitversetzter Über-

kreuzkorrelationen (CLPC-Methode) analysiert, wie stark die beiden Agen-

den miteinander interagierten und ob eine Richtung dominierte (Otto 2001). 

 

Abbildung 95: Rangkorrelationen der Policy-Optionen für die 

massenmediale Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung von Abbildung 95 fällt auf, dass sich die dynamische 

Entwicklung auf der Medienagenda mit durchweg signifikanten Koeffizien-

ten (p<0,01) von rs=0,79 bis rs=0,94 durch sehr starke Autokorrelationen 

auszeichnet. Dies bedeutet, dass es im gesamten Beobachtungszeitraum zu 

wenigen Veränderungen in den Policy-Optionen kam und die Medienagen-

da somit durchweg von Stabilität geprägt ist. Genauer gesagt, konnten neue 

Policy-Optionen zum einen schwer einen höheren Status auf der Mediena-

genda erreichen und zum anderen wurde den bereits diskutierten Policy-

Optionen in der Regel über die gesamte Zeit eine gleichbleibende Aufmerk-

samkeit von den Medien zuteil. Da jedoch die Erfassung der Korrelation der 

beiden Randjahre 1997 und 2017 nicht erfolgte und die berechneten Rang-

korrelationskoeffizienten lediglich auf aufeinanderfolgenden Jahren basie-

ren, könnte es über den Zeitverlauf trotzdem zu Änderungen gekommen 

sein. 
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Hinsichtlich der statischen Beziehung zwischen der medialen und der 

parlamentarischen Agenda zeigt sich eine Spannweite der Werte für die 

Rangkorrelationskoeffizienten zwischen rs=0,58 im Jahr 2005 und rs=0,82 

im Jahr 2013. Die Affinitätsmaße sind mit einem 99-prozentigen Signifi-

kanzniveau allesamt signifikant und die Beziehung zwischen den beiden 

Agenden fällt gemäß der oben genannten Bewertung der Koeffizienten in 

jedem Jahr des Untersuchungszeitraums stark aus. Eine Nivellierung der 

Rangkorrelationswerte ist zwar nicht zu beobachten, da jedoch die Koeffi-

zienten lediglich in sechs Jahren einen Wert unter rs=0,7 annehmen, lässt 

sich die starke, statische Beziehung zwischen der medialen und der parla-

mentarischen Agenda dennoch als äußerst stabil bezeichnen. Dies zeigt, 

dass die Policy-Optionen auf den Agenden der beiden Teil-Öffentlichkeiten 

in den einzelnen Jahren ähnliche Ränge einnehmen und sich die Medien 

sowie der Deutsche Bundestag einerseits oft im selben Zeitraum mit den 

gleichen Themen beschäftigten und sie diesen andererseits auch eine ähnlich 

hohe Bedeutung beimaßen. 

Diese Beziehung zwischen den beiden Agenden zeigt sich ebenfalls bei 

der Betrachtung der dynamischen Komponente. Zwar schwanken die Affini-

tätsmaße hier in einem größeren Rahmen (zwischen rs=0,4 und rs=0,84), al-

lerdings fallen sie nur zweimal unter einen Wert von rs=0,5 weshalb auch 

diese Beziehungen in der Regel als stark bezeichnet werden können und die 

Policy-Optionen somit ähnliche Ränge auf der medialen und der parlamen-

tarischen Agenda einnahmen. Die Werte der Rangkorrelationskoeffizienten 

dieser Komponente sind bis auf den Wert rs=0,4 im Jahr 2005, der lediglich 

mit einem p-Wert von unter fünf Prozent signifikant ist, hochsignifikant. 

Mithilfe der CLPC-Methode erfolgt nun die Analyse der Interdependen-

zen der bisher aufgezeigten Zusammenhänge der beiden Agenden sowie ih-

rer Einflussstärke auf die jeweils andere. Hierfür werden zwei Methoden 

genutzt: Mithilfe der auf Rozelle und Campbell (1969) zurückzuführenden 

Baseline-Statistik wird berechnet, welche Variable über das stärkere Ge-

wicht in der Interaktion verfügt (je größer die Differenz zur Baseline, desto 

stärker das Gewicht). Des Weiteren wird mit den Pfadkoeffizienten Pf und 

Pe, die sowohl die statische Rangkorrelation als auch die dynamische Bezie-

hung zwischen den beiden Agenden einbeziehen, die relative Stärke und die 

Richtung kausaler Zusammenhänge untersucht. 
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Abbildung 96: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 1997 bis 1999 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung der Differenz zur Baseline vom Jahr 1997 auf das Jahr 

1998 fällt eine starke Dominanz seitens der Medien auf (D=0,19 im Ver-

gleich zu D=-0,03 für das Parlament). Dieser starke Einfluss der Mediena-

genda auf die Parlamentsagenda wird von den Pfadkoeffizienten und der 

Autokorrelation unterstützt. Der Pfadkoeffizient für die Verbindung f für 

den Einfluss der Medienagenda des Jahres 1997 auf die Parlamentsagenda 

im Jahr 1998 ist mit einem Wert von 0,28 doppelt so hoch wie der Pfadkoef-

fizient Pe, der sich für die komplementäre Kreuzbeziehung errechnen lässt. 

Die Autokorrelation der Medienagenden in diesem Abschnitt (rs=0,82) über-

trifft zudem die des Parlaments (rs=0,61). Im Hinblick auf das Verhältnis 

zwischen den Jahren 1998 und 1999 sind die Autokorrelationen zwar ähn-

lich, wobei sich die Rangreihen der Policy-Optionen auf der Medienagenda 

mit rs=0,94 in beiden Jahren überaus stark ähneln. Bezogen auf die Diffe-

renz zur Baseline und die Pfadkoeffizienten ändert sich das Bild im Gegen-

satz zum vorherigen Zeitraum jedoch. Während erstere sich nur marginal 

unterscheiden (Medien: D=0,01, Parlament: D=0,6) und dem Parlament ei-

nen etwas stärkeren Einfluss zuschreiben, zeigen die Pfadkoeffizienten ein-

deutig eine vom Parlament ausgehende Wirkung auf die Medienagenda 

(Pe=0,21 vs. Pf=-0,15). Dass Pf sogar einen negativen Wert annimmt, ver-

deutlicht die Einflussschwäche der Medien und den Richtungswechsel in 

diesem Zeitraum, der mit der im Jahr 1998 neu gewählten Regierung unter 

Gerhard Schröder zusammenhängen könnte. Die betrachteten Werte sind al-

le auf einem 99-prozentigen Signifikanzniveau höchst signifikant. 
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Abbildung 97: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 1999 bis 2001 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In den nächsten Jahren des Untersuchungszeitraums zeigt sich wieder eine 

starke Dominanz seitens der Medien, die von durchweg hohen Signifikan-

zen gestützt wird. So fällt die Differenz zur Baseline für beide hier unter-

suchten Abschnitte in Bezug auf die Verbindung f stärker aus als für die des 

Parlaments in Richtung massenmediale Öffentlichkeit. Ebenso unterstützen 

die Pfadkoeffizienten dies mit Pf=0,22 gegenüber Pe=-0,02 von dem Jahr 

1999 auf das Jahr 2000 und Pf=0,21 gegenüber Pe=0,10 für die darauffol-

genden Jahre. Die sehr hohen Werte der Autokorrelationen zeigen wiede-

rum, dass die Policy-Optionen nun im Rahmen der jeweiligen Agenda ver-

gleichbare Ränge zu den Werten bei Abbildung 96 einnehmen und demnach 

in diesem Zeitraum ebenfalls eine hohe Stabilität aufweisen. Dies könnte 

darauf zurückzuführen sein, dass in diesen Jahren keine Bundestagswahl 

stattfand und demnach die Zusammensetzungen von Regierung und Parla-

ment ebenfalls als stabil bezeichnet werden können. 

 

Abbildung 98: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 2001 bis 2003 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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Die Interaktionen zwischen den beiden Agenden in den Jahren 2001 und 

2002 sind weiterhin stark von den Massenmedien dominiert (D=0,17 vs. 

D=0,02), was auch in diesem Zeitraum von den Pfadkoeffizienten (Pf=0,27, 

Pe=0,04) sowie den Autokorrelationen (Medien: rs=0,82, Parlament: 

rs=0,71) gestützt wird. In den folgenden Jahren ändert sich dieses Bild je-

doch. Während sich die Differenzen zur Baseline für Medien (D=0,12) und 

Parlament (D=0,14) nur marginal unterscheiden und auch die Autokorrelati-

onen eine hohe Ähnlichkeit als zuvor aufweisen, deuten die Werte der Pfad-

koeffizienten auf einen stärkeren Einfluss des Parlaments auf die Presse hin 

(Pf=0,23 vs. Pe=0,41). Dass die Themensetzung des Deutschen Bundestages 

im Jahr 2002 die Agenda der Massenmedien im Jahr darauf beeinflusste, 

deckt sich auch hier zeitlich mit der Wahl einer neuen Regierung. 

 

Abbildung 99: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 2003 bis 2005 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Rangkorrelationen aus Abbildung 99 indizieren für den Zeitraum von 

2003 auf 2004 eine Dominanz seitens der Medien, da hier die Differenz zur 

Baseline mit D=0,13 größer ist als für das Parlament und auch die Pfadkoef-

fizienten mit Pf=0,20 und Pe=-0,12 diese Aussage stützen. Zwischen den 

Jahren 2004 und 2005 jedoch zeigt sich bezüglich der Differenz zur Baseli-

ne (D=0,04 sowohl für Parlament als auch für die Massenmedien) aufgrund 

gleich starker dynamischer Beziehungen kein sichtbarer Unterschied und 

auch die Pfadkoeffizienten differieren mit 0,04 für Pf und -0,002 für Pe nur 

marginal. Für die Wechselbeziehung zwischen Presse und dem Deutschen 

Bundestag kann in diesem Zeitraum demnach kein dominierender Akteur 

gezeigt werden. Die beiden Agenden könnten sich entweder ähnlich stark 

oder so gut wie gar nicht gegenseitig beeinflusst haben. Die Autokorrelatio-

nen, deren Koeffizienten alle mit p<0,01 höchst signifikant sind, haben für 

beide Jahre und Agenden Werte von rs>0,8, was wiederum für eine hohe 

Stabilität der Agenden spricht und die Vermutung eines nicht vorhandenen 
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Einflusses stützen könnte. Dieses Resultat ist darauf zurückzuführen, dass 

die Ergebnisse der die im Jahr 2002 gegründeten Hartz IV Kommission hin-

sichtlich deregulierender Maßnahmen in der Arbeitsmarktpolitik zunächst 

von den Medien präsentiert wurden, bevor bis sie im Jahr 2004 auch im 

Deutschen Bundestag diskutiert wurden. Im Jahr 2004 könnten sich beide 

Agenden demnach bereits mit den gleichen Policy-Optionen beschäftigt ha-

ben, sodass eine solche Beeinflussung für das darauffolgende Jahr nicht 

möglich wäre. 

 

Abbildung 100: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 2005 bis 2007 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In den nächsten beiden Phasen zeigt sich für die erste Hälfte eine von allen 

Werten unterstützte Dominanz seitens der Medien, die sich in der zweiten 

Hälfte aufgrund eines höheren Pfadkoeffizienten zugunsten des Parlaments 

abschwächt (Pf=0,21 vs. Pe=0,25). Vom Jahr 2005 auf das Jahr 2006 bestä-

tigen demnach sowohl die höhere Differenz zur Baseline der Medien 

(D=0,22 vs. D=-0,05) als auch die stärkere mediale Autokorrelation (rs=0,91 

vs. rs=0,63) die Richtung der Interaktion. Zudem ist der Wert der vom Par-

lament ausgehenden dynamischen Beziehung mit p<0,05 auf einem geringe-

ren Niveau signifikant als die anderen betrachteten Koeffizienten. Die 

Wechselbeziehung vom Jahr 2006 auf das Jahr 2007 ist wiederum, wie be-

reits erwähnt, von divergierenden Resultaten geprägt. Während der Pfadko-

effizient zumindest für eine schwache Dominanz des Parlaments spricht, 

stellen sowohl die Differenz zur Baseline (Medien: D=0,11, Parlament: 

D=0,05) als auch die Autokorrelationen (Medien: rs=0,90, Parlament: 

rs=0,77) die Massenmedien als stärkeren und stabileren Akteur dar. 
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Abbildung 101: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 2007 bis 2009 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung der Wechselbeziehung zwischen der medialen und der 

parlamentarischen Agenda fällt für den Zeitraum zwischen den Jahren 2007 

und 2008 eine Dominanz seitens des Parlaments auf. So ist zum einen die 

Differenz zur Baseline für die parlamentarische Agenda (D=0,09) größer als 

die der Medienagenda (D=0,04). Zum anderen bestätigt auch der Vergleich 

der beiden Pfadkoeffizienten (Pf=-0,02 vs. Pe=0,17) diesen Einfluss des Par-

laments auf die Medienagenda. Die Autokorrelationen untermauern dieses 

Ergebnis allerdings nicht deutlich, da sie beide auf einem ähnlichen Niveau 

sehr stark sind und sich demnach keine gerichtete Erkenntnis ableiten lässt. 

In der darauffolgenden Phase liefern die Resultate abermals keine eindeuti-

gen Befunde. Während die Differenz zur Baseline für die Verbindung f mit 

0,05 minimal größer ist als seitens des Parlaments (D=0,03) und die mediale 

Autokorrelation (rs=0,80) stärker ausgeprägt ist als die parlamentarische 

(rs=0,69), zeigen die Pfadkoeffizienten eine entgegengesetzte Einflussrich-

tung zugunsten des Parlaments an (Pf=0,07 vs. Pe=0,19). Die Werte zwi-

schen den Jahren 2008 und 2009 sind dabei allesamt von hohen Signifikan-

zen geprägt. 
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Abbildung 102: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 2009 bis 2011 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Interaktion zwischen den beiden in diesem Zeitraum betrachteten 

Agenden für die Jahre 2009 und 2010 weist bezüglich der Differenz zur Ba-

seline (Medien: D=0,11, Parlament: D=0,02) eine Dominanz seitens der 

Massenmedien auf, die von den Autokorrelationen gestützt wird. Jedoch 

wendet sich bei der Betrachtung der Pfadkoeffizienten die Einflussrichtung 

auf die Seite des Bundestages (Pf=0,17 vs. Pe=0,24). Dass die Werte für die-

sen Zeitraum in unterschiedliche Richtungen zeigen, könnte darauf zurück-

zuführen sein, dass die Medien hier einerseits Bezug auf die Nachwirkungen 

der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise sowie andererseits auf die 

Wahlen und die im Jahr 2009 neu gewählte Bundesregierung genommen 

haben. In der darauffolgenden Phase von 2010 auf 2011 ist erneut eine von 

allen Werten gestützte schwache Dominanz der Massenmedien erkennbar. 

So ist die Differenz zur Baseline für die Kreuzkorrelation von der massen-

medialen zur parlamentarischen Agenda mit D=0,09 etwas größer als die 

entgegengesetzte Richtung mit D=0,02 und auch der Pfadkoeffizient 

Pf=0,07 spricht gegenüber Pe=0,01 für einen vorwiegend medieninduzierten 

Einfluss. Die Autokorrelationen ähneln sich dagegen stark. Die betrachteten 

Werte sind auch für diesen Zeitraum mit p<0,01 höchst signifikant. 
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Abbildung 103: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 2011 bis 2013 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die nächsten beiden betrachteten Zeitphasen sind beide durch eine Domi-

nanz des Parlaments geprägt. Während die Autokorrelationen sich zwar für 

beide Agenden stark ähneln, weisen sowohl die Differenzen zur Baseline als 

auch die Pfadkoeffizienten auf eine von der parlamentarischen Agenda aus-

gehende Einflussrichtung hin. Im Zeitraum zwischen den Jahren 2011 und 

2012 beträgt die Differenz zur Baseline-Statistik für die Verbindung f -0,04, 

während dieser Wert für e bei 0,19 liegt. Und auch vom Jahr 2012 auf das 

Jahr 2013 ist die Differenz zur Baseline für den vom Parlament ausgehen-

den Einfluss mit D=0,10 größer als die Beeinflussung seitens der Medien 

mit D=0,04. Bei Betrachtung der Pfadkoeffizienten fällt zudem auf, dass der 

Wert für Pf zwischen den Jahren 2011 und 2012 negativ und um einiges ge-

ringer als der für Pe ist. Zwischen 2012 und 2013 unterscheiden sich die 

beiden Pfadkoeffizienten jedoch auf einem geringeren Niveau. Beim Ver-

gleich aller Werte, die auch in diesem Zeitraum wieder höchst signifikant 

sind, wird ersichtlich, dass die Dominanz des Parlaments vom Jahr 2011 auf 

das Jahr 2012 ein stärkeres Gewicht hatte als die im darauffolgenden Jahr. 
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Abbildung 104: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 2013 bis 2015 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Wechselbeziehung der beiden Agenden vom Jahr 2013 auf das Jahr 

2014 ist von einer Dominanz durch die Medien geprägt. So ist die Differenz 

zur Baseline für die Verbindung f mit D=0,05 größer als die der parlamenta-

rischen Agenda mit D=0,00. Andererseits unterstützen auch die Pfadkoeffi-

zienten diese Aussage (Pf=0,10 vs. Pe=-0,002). Die höchst signifikanten Au-

tokorrelationen dagegen unterscheiden sich nur minimal. In der nächsten 

Phase wendet sich die Einflussrichtung zugunsten des Parlaments. Sowohl 

die Differenz zur Baseline (Parlament: D=0,12, Medien: D=0,02) als auch 

die Pfadkoeffizienten Pf=0,01 und Pe=0,30 deuten auf den Deutschen Bun-

destag als dominierende Agenda in dieser Interaktion hin. Diese Einfluss-

richtung könnte auf die Einführung des Mindestlohns zum 01.01.2015 zu-

rückzuführen sein, da dieser auf beiden Agenden in diesem Zeitraum häufig 

thematisiert wurde. Erstaunlich sind jedoch die Autokorrelationen, die für 

beide Agenden mit rs=0,91 einen hohen Wert einnehmen. Dies bedeutet, 

dass sich die Rangkorrelationen der Policy-Optionen in beiden Jahren im 

Bereich der jeweiligen Agenda überaus stark ähneln. Die betrachteten Werte 

sind mit p<0,01 alle höchst signifikant. 
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Abbildung 105: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die massenmediale Öffentlichkeit zwischen 2015 bis 2017 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Im letzten Abschnitt des Beobachtungszeitraums zeigt sich zunächst eine 

klare Dominanz seitens der Medien. Sowohl die Pfadkoeffizienten (Pf=0,35 

vs. Pe=0,02) als auch die Differenz zur Baseline (Medien: D=0,14, Parla-

ment: D=0-,03) belegen diesen Befund. Vom Jahr 2016 auf das Jahr 2017 

bleibt die mediale Dominanz zwar erhalten, allerdings schwächt sie sich et-

was ab, denn der Unterschied bei den Differenzen zur Baseline zwischen 

den beiden Einflussbeziehungen verringert sich auf 0,03. Zudem weichen 

die Pfadkoeffizienten Pf=0,21 und Pe=0,18 sowie die Autokorrelationen nur 

marginal voneinander ab. Bezüglich der Autokorrelationen ist auch für die 

Jahre 2016 und 2017 anzumerken, dass diese sehr hohe Werte annehmen 

und demnach für eine hohe Stabilität in beiden Agenden sprechen. Die be-

trachteten Werte sind abermals auf einem 99-prozentigen Signifikanzniveau 

höchst signifikant. 
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Abbildung 106: Dominante Beziehungen und Autokorrelationen hinsichtlich 

der Policy-Optionen zwischen der massenmedialen Öffentlichkeit und der 

parlamentarischen Agenda zwischen 1997 und 2017 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Resultate der deskriptiven Analyse haben bereits unterschiedlich ausge-

prägte Thematisierungshäufigkeiten der Policy-Optionen in den Massenme-

dien über den gesamten Beobachtungszeitraum gezeigt. Dies hängt in vielen 

Fällen womöglich mit der Einführung neuer Gesetze und Reformen sowie 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen zusammen, die eine 

Beeinflussung des Diskurses zur Folge hatten. Mithilfe der Untersuchung 

der dominanten Beziehungen zwischen der medialen und der parlamentari-

schen Agenda sowie den Autokorrelationen hinsichtlich der 32 neoklassi-

schen und keynesianischen Policy-Optionen konnten die Interaktionen zwi-

schen Medien und Deutschen Bundestag im Agenda-Bildung-Prozess dar-

gestellt werden Abbildung 106. Auffällig ist hierbei zunächst die äußerst 

hohe Stabilität, die beide Agenden bezüglich der Rangordnung der Policy-

Optionen aufweisen. Ferner zeigt sich eine über die Jahre weitgehend aus-

geglichene Dominanzverteilung bezüglich der Wechselbeziehung zwischen 

den Agenden. So lag die Dominanz in elf von insgesamt zwanzig Einfluss-

beziehungen auf der Seite der Medien, während die dominante Interaktion 

für restlichen Jahre aus der parlamentarischen Diskussion hervorgeht. Dabei 

fallen jedoch vor allem die Jahre unter Bundeskanzlerin Merkel von 2006 

bis 2010 auf, da in diesen durchgängig der Deutsche Bundestag die domi-

nierende Agenda darstellte. Die Medien dagegen können maximal für drei 
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aufeinanderfolgende Jahre eine etwas länger anhaltende Dominanz wie 

bspw. von 1999 bis 2002 in der ersten Amtszeit Schröders und von 2003 bis 

2006 in der Legislaturperiode Schröder II und teils auch Merkel I vorwei-

sen. In den restlichen Zeiträumen finden regelmäßige Wechsel im Jahrs-  

oder Zweijahresrhythmus statt. Aufgrund des großen zur Verfügung stehen-

den Datenmaterials und den hohen Signifikanzen sind die Werte aller Be-

ziehungen und Autokorrelationen als verlässlich einzustufen. Aus den Affi-

nitätsmaßen stechen zudem die Autokorrelationen der medialen Agenda in 

der Legislaturperiode Schröder I zwischen den Jahren 1998 und 1999, in 

Merkel I zwischen 2006 und 2007, in Merkel II zwischen 2009 und 2010, in 

Merkel III zwischen 2014 und 2015 und 2015 und 2016 sowie die Autokor-

relation der parlamentarischen Agenda in Merkel III vom Jahr 2014 auf das 

Jahr 2015 aufgrund deren Höhe hervor. Die Analyse der Korrelationen be-

legt, dass die Diskurse über die ausgewählten 32 neoklassischen und keyne-

sianischen arbeitsmarktpolitischen Instrumente ihren Ursprung sowohl in 

der medialen als auch in der parlamentarischen Öffentlichkeit haben können 

und sich beide Agenden gegenseitig in ihrer Agenda-Bildung beeinflussen. 

Dabei ist hervorgehoben, dass vor allem in den Legislaturperioden Schröder 

I und II sowie Merkel III der dominante Einfluss von den Medien ausging, 

während das Gewicht in der Einflussbeziehung in Merkel I und II deutlich 

auf Seiten der parlamentarischen Agenda lag. 

 

 

6.2.2 Wechselseitige Einflüsse zwischen den Agenden 
der Massenmedien und der Regierung 
 

Auch für die Beziehung zwischen Massenmedien und Regierung deutet die 

deskriptive Analyse bereits auf mögliche Interaktionsmuster bei der Thema-

tisierung der einzelnen Deutungsmusterkomponenten hin. Zu fragen ist nun 

auch hier, welche Interaktionsprozesse sich für die 32 Policy-Optionen zwi-

schen der Medienagenda und der formellen Regierungsagenda finden las-

sen. Es wird davon ausgegangen, dass grundsätzlich Wechselbeziehungen 

zwischen den politischen Akteuren und den Massenmedien vorhanden sind. 

Das methodische Vorgehen entspricht hierbei dem Muster aus Kapitel 6.2.1. 

Im Folgenden werden wie zuvor zunächst dynamische Entwicklungen auf 

der Regierungsagenda zur Prüfung der inneren Stabilität hinsichtlich der 

Rangfolge der Policy-Optionen dargestellt. Im Anschluss daran werden die 

statischen Beziehungen der Agenden ermittelt, um mögliche Nivellierungs-

prozesse offen zu legen. Anschließend wird auf den dynamischen Zusam-

menhang zwischen den Agenden eingegangen, bevor die Stärke der Interak-

tionen und eventuelle dominante Richtungen untersucht werden (Otto 

2001). 
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Abbildung 107: Rangkorrelationen der Policy-Optionen für die formelle 

Regierungsagenda von 1997 bis 2017 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Der Abbildung 107 können die entsprechenden Rangkorrelationen der Po-

licy-Optionen für die Regierungsagenda entnommen werden. In diesem Zu-

sammenhang sind stark variierende Werte von 0,08 zwischen den Jahren 

2004 und 2005 bis 0,85 zwischen den Jahren 2015 und 2016 erkennbar. 

Demzufolge kann teils von deutlichen Veränderungen in den Policy-

Optionen und teils von einer hohen Stabilität der Regierungsagenda ausge-

gangen werden. Jedoch müssen dabei die vier nicht-signifikanten Werte be-

rücksichtigt werden. Auch im Hinblick auf die statische Komponente unter-

scheiden sich die Koeffizienten hier von rs=0,14 bis rs=0,70, wobei drei 

Werte nicht signifikant sind. Das erlaubt den Rückschluss, dass die Agen-

den der Medien und der Regierung hinsichtlich der Policy-Optionen je nach 

Jahr unterschiedlich stark aufeinander bezogen waren. Besonders stark war 

dies im Jahr 2015 (rs=0,70), wohingegen der Wert von rs=0,34 im Jahr 2005 

als vergleichsweise schwach aufgefasst werden kann. Ab 2014 ist ein mög-

liches Anpassungsmuster erkennbar, welches durch die Untersuchung der 

statischen Beziehungen zwischen den Agenden bestätigt wird. Die Affini-

tätsmaße zwischen den Jahren 2014 und 2017 bewegen sich nur von rs=0,54 

bis rs=0,76 und weisen somit auf stärkere Interaktionen in den Debatten über 

die Policy-Optionen hin. Insgesamt unterliegen die Agenden mit einer 

Schwankungsbreite von rs=0,61 je nach betrachteten Jahren unterschiedlich 

starken Wechselwirkungsprozessen. Bei den dynamischen Beziehungen 

zeigen sich neun Koeffizienten als nicht-signifikant. Dies lässt sich darauf 

zurückführen, dass wie bereits erläutert, die Datenbasis zur Operationalisie-
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rung der Regierungsagenda einige Mängel aufweist. Hervorzuheben seien 

insgesamt das Jahr 1997 (rs=0,26), sämtliche Werte im Zeitraum zwischen 

1998 und 1999 sowie die Werte rs=0,25 und rs=0,27 im folgenden Jahr, das 

Jahr 2004, 2005 und 2006, der Wert rs=0,32 im Jahr 2009 sowie die Werte 

rs=0,15 und rs=0,32 im Jahr 2012. Da die Korrelationskoeffizienten spezi-

fisch für diese Jahre nicht signifikant sind, wird ein Muster sichtbar, das auf 

den entsprechenden Bundestagswahlen rekurriert. Aufgrund von Regie-

rungswechseln und einhergehenden Veränderungen in der Zusammenset-

zung der Regierung werden in Wahljahren vermutlich weniger Gesetzent-

würfe vorgelegt. So sei bspw. das Jahr 1998 zu nennen, in dem Helmut 

Kohl und seine schwarz-gelbe Koalition aus CDU/CSU und FDP von der 

rot-grünen Koalition unter Gerhard Schröder abgelöst wurde. 

Im Folgenden sollen die Wechselbeziehungen zwischen der Mediena-

genda und der formellen Regierungsagenda genauer untersucht werden. 

Mithilfe der bereits erläuterten CLPC-Methode sollen diese dynamischen 

Beziehungen untersucht werden. 

 

Abbildung 108: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 1997 bis 1999 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zu Beginn des Untersuchungszeitraums zeigt die Analyse eine Dominanz 

seitens der Medienagenda mit einer Differenz zur Baseline von 0,25. Im 

Vergleich dazu weist die Regierungsagenda eine Differenz von -0,02 auf. 

Der Einfluss der Medienagenda in Richtung Regierungsagenda wird durch 

die Pfadkoeffizienten mit Pf=0,22 und Pe=0,08 belegt. Die moderate Auto-

korrelation auf der Regierungsagenda mit rs=0,48 stützt diesen Befund, da 

die Regierungsagenda somit offen gegenüber Veränderungen in den Policy-

Optionen war. Im darauffolgenden Jahr ist ein Wechsel des Dominanzver-

hältnisses zugunsten der Regierungsagenda erkennbar. Die Differenz zur 

Baseline der Regierungsagenda von 0,12 und ebenso der Pfadkoeffizient mit 

Pe= 0,23 sind höher als die Werte für die Medienagenda. Allerdings weist 

die Autokorrelation der Medien mit rs=0,94 einen hohen Wert im Vergleich 
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zu dem der Regierungsagenda mit rs=0,25 auf. Daher zeigt sich die Medien-

agenda als recht stabil. Aus diesem Grund sowie auch, dass hier einige Wer-

te nicht signifikant sind, wird die Dominanz der Regierungsagenda abge-

schwächt. 

 

Abbildung 109: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 1999 bis 2001 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In den Jahren 1999 bis 2001 kann von einer Dominanz von Seiten der Me-

dien ausgegangen werden, da zwischen den Jahren 1999 und 2000 sowie 

von 2000 und 2001 die Differenzen zur Baseline (D=0,39 und D=0,20) so-

wie die Pfadkoeffizienten (Pf=0,47 vs. Pe=0,21 und Pf=0,23 vs. Pe=0,18) für 

die Medien höher ausfallen. Der Einfluss der Medien wird durch das nicht 

signifikante Affinitätsmaß der Regierungsagenda von rs=0,25 zwischen 

1999 und 2000 sowie der schwachen, nicht-signifikanten Autokorrelation 

der Regierung verdeutlicht. Dadurch hat die Regierungsagenda nahezu kei-

nen Einfluss auf den Mediendiskurs. Zudem verstärkt die hohe Autokorrela-

tion auf der Medienagenda das Gewicht auf Seiten der Medien, da jene we-

nig Veränderungen im Vergleich zu dem jeweiligen Vorjahr in der Rangfol-

ge der Policy-Optionen aufweisen. 
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Abbildung 110: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 2001 bis 2003 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung der Werte von 2001 bis 2003 fällt zunächst auf, dass al-

le Affinitätsmaße auf dem 99-prozentigen Signifikanzniveau (p<0,01) signi-

fikant sind. Zudem hat sich das Verhältnis der Dominanz im Vergleich zu 

den Jahren zuvor gedreht: So liegt das Gewicht nun auf Seiten der Regie-

rung. Die Differenz zur Baseline (D=0,10) sowie der Pfadkoeffizient 

(Pe=0,28) fallen höher aus als die Werte für die Medienagenda (D=0,09; 

Pf=-0,02). Allerdings wird die Dominanz durch die hohe Autokorrelation 

auf der Regierungsagenda geschwächt. Dabei ist es eher die Regierungsa-

genda, die Veränderungen in der Priorisierung der Policy-Optionen aufweist 

(rs=0,51). Auch zwischen den darauffolgenden Jahren zeigt sich eine ähnli-

che Einflussbeziehung. Die Differenz zur Baseline (D=0,23) und der Ver-

gleich der Pfadkoeffizienten (Pe=0,47 vs. Pf=0,08) belegen die dominante 

Einflussrichtung der Regierung. Das Gewicht von Seiten der Regierung 

wird einerseits durch die vergleichsweise starke dynamische Beziehung in 

Richtung Medien erhöht (rs=0,61), andererseits jedoch durch die hohe medi-

ale Autokorrelation von rs=0,79 relativiert. Die recht dominante Regie-

rungsagenda könnte mit der Bundestagswahl 2002 begründet werden. Die 

rot-grüne Regierungskoalition unter Bundeskanzler Schröder strebte mit den 

Hartz-Reformen eine Wende in der Arbeitsmarktpolitik an, die sich bereits 

im Jahr 2002 mit dem Ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-

beitsmarkt vollzog und dadurch viele Debatten in der Tagesberichterstattung 

und der Öffentlichkeit auslöste (vgl. Art. 1 Nr. 6 §37c Abs. 1 BGBl. I, S. 

4609). 
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Abbildung 111: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 2003 bis 2005 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Aus der Abbildung 111 geht zunächst hervor, dass das Gewicht in der inter-

dependenten Beziehung zwischen den Jahren 2003 und 2004 leicht auf Sei-

ten der Medien und zwischen den darauffolgenden Jahren auf Seiten der 

Regierung liegt. Werden zuerst die Jahre 2003 und 2004 betrachtet, liefern 

beide Agenden hinsichtlich der Differenz zur Baseline ähnliche Werte (Me-

dien D=0,10, Regierung D=0,06), wodurch eine leichte Dominanz der Me-

dien erkennbar wird. Auch die fast gleichen Pfadkoeffizienten von Pf=0,14 

und Pe=0,13 verdeutlichen diesen Befund. Darüber hinaus weisen beide 

Agenden eine hohe Stabilität auf. Dies erlaubt den Rückschluss, dass sich 

weder die Regierungsagenda noch die Mediendebatte über die Policy-

Optionen stark voneinander beeinflussen ließen. Allerdings zeigen die Affi-

nitätsmaße zwischen 2004 und 2005 ein differenziertes Bild. Jetzt kann die 

Regierungsagenda die Medienagenda beeinflussen. Dies wird anhand der 

höheren Differenz zur Baseline (D=0,27 vs. D=-0,05) sowie des höheren 

Pfadkoeffizienten (Pe=0,90 vs. Pf=-0,53) deutlich. Auf der einen Seite wird 

das Gewicht auf Seiten der Regierung durch die nicht signifikante dynami-

sche Beziehung in Richtung Regierung gestützt, auf der anderen Seite je-

doch von der hohen medialen Autokorrelation erneut geschwächt. An dieser 

Stelle ist auch die sehr schwache und nicht signifikante Autokorrelation auf 

der Regierungsagenda mit rs=0,08 hervorgehoben. Dafür könnte der Bun-

destagswahlkampf für die Wahl im Jahr 2005 mit den einhergehenden Ver-

änderungen hinsichtlich des thematischen Fokus ursächlich sein. 
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Abbildung 112: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 2005 bis 2007 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Im Verlauf von 2005 bis 2007 scheint es zunächst, als bleibe das Gewicht 

auf Seiten der Medien in der Einflussbeziehung zwischen der Regierung 

und den Medien. Dies spiegelt sich in der höheren Differenz zur Baseline 

(D=0,29 vs. D=-0,02) und in dem höheren Pfadkoeffizienten (Pf=0,27 vs. 

Pe=0,08) wider. Gestützt wird die dominante Richtung der Medien durch die 

hohe mediale Autokorrelation, die schwache Autokorrelation auf der Regie-

rungsagenda sowie die schwache und nicht signifikante dynamische Bezie-

hung in Richtung der Medien. Hierbei kann wie eingangs erwähnt die Bun-

destagswahl und damit einhergehend der Regierungswechsel von Kabinett 

Schröder II zu Kabinett Merkel I ursächlich für den stärkeren Einfluss der 

Medien sein. Zwischen den Jahren 2006 und 2007 weist die Medienagenda 

bei der Differenz zur Baseline einen höheren Wert mit 0,13 im Unterschied 

zu der Regierung mit 0,04 auf. Allerdings belegen die Pfadkoeffizienten ei-

ne entgegengesetzte, wenn auch schwache Dominanz der Regierung 

(Pf=0,148 vs. Pe=0,151). Relativiert wird die Dominanz der Regierungsa-

genda jedoch durch die nicht signifikante dynamische Komponente zwi-

schen den Agenden und der sehr hohen Autokorrelation auf der Mediena-

genda, die somit wenige Veränderungen in der Rangfolge der Policy-

Optionen erkennen ließ. 
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Abbildung 113: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 2007 bis 2009 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zu Beginn dieses Zeitraums prägt die Regierungsagenda der Policy-

Optionen die Medienagenda, als dass der Mediendiskurs die Regierungsa-

genda beeinflussen kann. Dies wird durch die höhere Differenz zur Baseline 

(D=0,17 vs. D=0,04) und den höheren Pfadkoeffizienten Pf=0,24 im Ver-

gleich zu Pe=-0,04 ersichtlich. Allerdings wird der Einfluss der Regierung 

erneut durch die hohe Autokorrelation auf der Medienagenda abgeschwächt. 

Hier stand vermutlich vor allem die globale Wirtschafts- und Finanzkrise im 

Zentrum der Regierungsagenda. Wie aus der deskriptiven Analyse hervor-

geht, setzt die Regierung in wirtschaftlich schwierigen Zeiten verstärkt auf 

keynesianische Instrumente, um der Rezession und somit auch der Arbeits-

losigkeit entgegenzuwirken. Dabei wird in solchen Zeiten höherer Druck auf 

die Regierung ausgeübt, um durch das Vorlegen von Gesetzentwürfen sowie 

die Verabschiedung von Gesetzen zu reagieren, wodurch der Einfluss der 

Regierung in Richtung Medienagenda erklärt werden kann. Im darauffol-

genden Jahr liefert die Analyse differenzierte Ergebnisse. So ist die Diffe-

renz zur Baseline von den Medien zwar höher (D=0,14) als der Wert für die 

Regierung (D=0,10), allerdings belegen die Pfadkoeffizienten (Pf=0,14 vs. 

Pe=0,18) die Dominanz auf Seiten der Regierung. Allerdings fällt der Ein-

fluss auf die Medien einerseits aufgrund der hohen Autokorrelation von 

rs=0,80 auf der Medienagenda und andererseits wegen der eher moderaten 

dynamischen Korrelation von rs=0,41 nur gering aus. 

 

  



| 270 

 

 

 

Abbildung 114: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 2009 bis 2011 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zwischen den Jahren 2009 bis 2011 scheint zunächst die Dominanz auf Sei-

ten der Medien und zwischen den darauffolgenden Jahren auf Seiten der 

Regierung zu liegen. Zwischen 2009 und 2010 fällt die Differenz zur Base-

line mit D=0,15 für die Medien höher aus als bei der Regierung mit D=-

0,04. Zudem ist das Affinitätsmaß der dynamischen Komponente in Rich-

tung Medien nicht signifikant. Allerdings deuten die Pfadkoeffizienten eine 

spiegelbildliche Einflussrichtung an: Pe=0,17 ist höher als Pf=0,14. Hier 

muss auch die sehr hohe Autokorrelation auf der Medienagenda mit rs=0,93 

hervorgehoben werden. Dadurch zeigt sich die Mediendebatte als sehr stabil 

und weist somit wenig Veränderung im Vergleich zum Vorjahr in der Prio-

risierung der Policy-Optionen auf, wohingegen die Autokorrelation auf der 

Regierungsagenda als moderat bezeichnet werden kann. Der Einfluss seitens 

der Medien auf die Regierung kann durch die Bundestagswahl im Jahr 2009 

erklärt werden. Hier löste die Koalition aus CDU/CSU und FDP die große 

Koalition aus CDU/CSU und SPD ab, wodurch die Regierungsagenda mehr 

Veränderungen im Vergleich zum Vorjahr verzeichnet (rs=0,42). 
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Abbildung 115: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 2011 bis 2013 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung der Rang- und Pfadkoeffizienten für den Zeitraum von 

2011 bis 2013 liefert die Analyse ähnliche Ergebnisse. So veranschaulichen 

die Differenzen zur Baseline für die Medien (D=0,16 und D=0,17) eine 

Dominanz der Medien, jedoch belegen die Pfadkoeffizienten die entgegen-

gesetzte Einflussrichtung (Pe=0,19 vs. Pf=0,14 und Pe=0,30 vs. Pf=0,09). 

Das Gewicht auf Seiten der Regierung wird auch hier durch die konstant 

hohe Stabilität der Medienagenda relativiert, wie auch durch die nicht signi-

fikante, dynamische Beziehung der Regierung in Richtung Medien zwi-

schen 2012 und 2013 und der schwachen, nicht signifikanten Autokorrelati-

on auf der Regierungsagenda (rs=0,15). Dieser nicht signifikante Wert kann 

auf den Wahlkampf zur Bundestagswahl 2013 zurückgeführt werden, der 

sich annahmegemäß auf die Durchführung von Gesetzgebungen auswirkt 

und in einer Verzögerung dieser niederschlägt.  

 

Abbildung 116: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 2013 bis 2015 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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Zu Beginn dieses Zeitraums lässt sich eine Dominanz der Regierungsagenda 

erkennen. Nicht nur die höhere Differenz zur Baseline (D=0,22 vs. D=0,09), 

ebenso der deutlich höhere Pfadkoeffizient der Regierung Pe=0,43 im Ver-

gleich zu den Medien (Pf=0,10) belegen das Gewicht auf Seiten der Regie-

rung. Obgleich sich die Medienagenda mit einer hohen Autokorrelation als 

sehr stabil erweist, deutet die vergleichsweise hohe dynamische Komponen-

te von Regierung auf die Medien (rs=0,51) auf eine Beeinflussung durch die 

Regierung hin. Im darauffolgenden Jahr ändert sich das Verhältnis in der In-

teraktion. Die Medien können die Regierungsagenda hinsichtlich der Priori-

sierung der Policy-Optionen dominant beeinflussen. Dies wird durch die 

höhere Differenz zur Baseline (D=0,26 vs. D=0,04) ebenso durch den höhe-

ren Pfadkoeffizienten (Medien Pf=0,38, Regierung Pe=0,23) deutlich. Au-

ßerdem ist die dynamische Korrelation von rs=0,76 recht hoch, wodurch die 

Dominanz der Medien bestätigt wird. Allerdings sei hier auch die ver-

gleichsweise hohe Autokorrelation auf der Regierungsagenda mit rs=0,72 

erwähnt, wodurch die Regierung die Rangfolge der Policy-Optionen nicht 

stark änderte und sich somit nicht wesentlich beeinflussen ließ. 

 

Abbildung 117: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die formelle Regierungsagenda zwischen 2015 bis 2017 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Für die Jahre 2015 bis 2017 kann die Regierungsagenda die Medienagenda 

deutlich beeinflussen. Zwischen den Jahren2015 und 2017 sind die Diffe-

renzen zur Baseline für die Regierung höher (D=0,14 und D=24) als die 

Werte für die Medien (D=0,00 und D=0,19). Auch die Pfadkoeffizienten für 

die Regierung belegen das Gewicht auf Seiten der Regierung (Pe=0,17 und 

Pe=0,49 vs. Pf=-0,20 und Pf=0,15). Durch die hohen dynamischen Korrelati-

onen von der Regierungsagenda in Richtung Medienagenda wird die Ein-

flussrichtung bestätigt. Lediglich die hohen Autokorrelationen auf der Me-

dienagenda relativieren die dominante Regierungsagenda hinsichtlich der 

Policy-Optionen. In dieser Zeit war die Einführung des Mindestlohns zum 

01. Januar 2015 häufig Gegenstand der Debatten über Arbeitsmarktpolitik, 
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die durch die Politik und vor allem durch die Bundesregierung weitgehend 

gelenkt werden konnte. 

 

Abbildung 118: Dominante Beziehungen und Autokorrelationen hinsichtlich 

der Policy-Optionen zwischen der massenmedialen Öffentlichkeit und der 

formellen Regierungsagenda zwischen 1997 und 2017 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bereits die deskriptiven Untersuchungen haben unterschiedlich starke The-

matisierungsverläufe der Policy-Optionen in der Regierung im Zeitverlauf 

aufgezeigt. Abbildung 118 zeigt die Interaktionsprozesse zwischen der Re-

gierungsagenda und der Medienagenda. Aus der Abbildung 118 geht hervor, 

dass der Mediendiskurs von 1997 bis 2001 unter Bundeskanzler Schröder 

die Einflussbeziehung zu der Regierungsagenda weitgehend dominieren 

kann. Die Jahre 2002 und 2003 ebenfalls unter Schröder lassen eine Verla-

gerung der Dominanz zugunsten der Regierungsagenda erkennen. In den da-

rauffolgenden Jahren wird ein regelmäßiger Wechsel der Dominanz sichtbar 

bis zum Jahr 2006 und somit Bundeskanzlerin Merkels ersten Amtszeit. Ab 

diesem Jahr kann eine Dominanz von der Regierungsagenda auf die Medi-

enagenda verzeichnet werden. Die Ausnahme bildet das Jahr 2014 in der 

Legislaturperiode Merkel III. Hier liegt das Gewicht auf Seiten der Medien. 

Besonders hohe Affinitätsmaße hinsichtlich der Autokorrelation der Medi-

enagenda lassen sich in den Jahren 1998 und 1999, 2006 und 2007 sowie 

2014 bis 2016 erkennen. Auf Seiten der Regierungsagenda zeigen sich sehr 

signifikante Autokorrelationen zwischen den Jahren 2003 und 2004 sowie 

von 2014 bis 2016. Die hohe Autokorrelation von 2003 auf 2004 lässt sich 
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mit der Einführung der Hartz-Reform unter der Regierung Schröders erklä-

ren, die in diesem Zeitraum als besonders Agenda-dominierend aufgefasst 

werden kann. Ferner stand in den Jahren 2014 bis 2016 in Merkel III der 

flächendeckende Mindestlohn im Fokus der Debatten über die Policy-

Optionen in der Regierungsagenda, weshalb sich die Regierungsagenda in 

diesem Zeitraum als recht stabil erweist. Darüber hinaus sind hierbei noch-

mal die zahlreichen nicht signifikanten Korrelationen, wie im vorherigen be-

reits angesprochen, genannt, die auf die vergleichsweise geringe Datenbasis 

für die Regierungsagenda zurückgeführt werden können. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Diskurse über die arbeits-

marktpolitischen Instrumente zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit in den 

ersten Jahren des Untersuchungszeitraums unter Bundeskanzler Schröder 

von den Medien initiiert und daraufhin von der Bundesregierung aufgegrif-

fen und thematisiert wurden. Dies verändert sich jedoch ab dem Jahr 2001, 

zum Ende Schröders ersten Amtszeit, dahingehend, dass mit wenigen Aus-

nahmen zunächst die Bundesregierung entsprechende Gesetzentwürfe vor-

legt und infolgedessen die Medien diese in ihre Diskurse über die Policy-

Optionen aufnehmen. Deutlich dabei wird die dominante Einflussrichtung 

von der Regierungsagenda in Richtung Medienagenda in den Legislaturpe-

rioden Merkel I, II und III. Damit kann den Medien ab 2001 der Repräsen-

tationseffekt zugeschrieben werden, da sie die Prioritätenliste der Regierung 

über die arbeitsmarktpolitischen Policy-Optionen weitgehend aufgreifen 

und an die Rezipienten kommunizieren. 

 

 

6.2.3 Wechselseitige Einflüsse zwischen den Agenden 
des Deutschen Bundestages und der Regierung 
 

Im Folgenden wird auf die möglichen wechselseitigen Einflüsse zwischen 

der parlamentarischen Agenda und der formellen Regierungsagenda einge-

gangen. Dabei wird einerseits angenommen, dass die Abgeordneten des 

Deutschen Bundestages über Themen diskutieren, die von der Regierungs-

seite initiiert wurden. Andererseits greift die Regierung annahmegemäß jene 

Themen auf, die im Parlament stärker im Fokus der Debatten stehen. Diese 

Annahmen sind auf den Prozess der Gesetzgebung zurückzuführen. Die Ab-

geordneten des Deutschen Bundestages sowie die Bundesregierung und der 

Bundesrat können Gesetzentwürfe vorlegen, wobei die Bundesregierung den 

Großteil der Gesetzentwürfe einbringen. So werden einerseits die Gesetzes-

initiativen von der Bundesregierung nach einer Prüfung seitens des Bundes-

rats in den Bundestag überführt, in dem sie anschließend diskutiert werden. 

Andererseits können die Parlamentarier, als Fraktion oder mindestens fünf 

Prozent der Bundestagsabgeordneten, einen Gesetzentwurf erarbeiten, der 

daraufhin im Parlament debattiert wird. Dazu werden Ausschüsse gebildet, 

die sich mit den Gesetzentwürfen befassen und in denen die Ausschussmit-
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glieder der verschiedenen Fraktionen unter möglicher Zuhilfenahme von 

Expertenmeinungen den Inhalt des Entwurfs überarbeiten. Dabei hat jedes 

Plenarmitglied das Recht, Änderungsanträge zu stellen, mit denen sich der 

Bundestag unmittelbar auseinandersetzt. Wurde die Gesetzesinitiative von 

der notwendigen Mehrheit des Parlaments beschlossen, tritt es nach der Zu-

stimmung des Bundesrates und der Unterzeichnung der Bundeskanzlerin, 

zuständigen Fachminister und des Bundespräsidenten in Kraft. 

Dieser Agenda-Bildung-Effekt soll wie zuvor für die anderen Wechselbe-

ziehungen in folgenden Schritten analysiert werden: Zunächst werden die 

dynamischen Beziehungen auf der Parlamentsagenda durch Autokorrelatio-

nen untersucht, um Aussagen über die Stabilität der parlamentarischen 

Agenda hinsichtlich der Policy-Optionen zu treffen. Anschließend werden 

die statischen Beziehungen zwischen der parlamentarischen Agenda und der 

Regierungsagenda dargestellt, in der Intention, mögliche Anpassungsmuster 

in den Policy-Optionen im Zeitverlauf zu belegen. Zudem widmet sich das 

Kapitel 6.2.3 der Analyse der dynamischen Komponente zwischen den bei-

den Agenden. Dadurch werden mögliche Interaktionsprozesse im parlamen-

tarischen Agenda-Bildung-Prozess sichtbar. Schließlich werden die Ein-

flussstärke sowie eine möglich dominierende Richtung durch die CLPC-

Methode herausgestellt. 

 

Abbildung 119: Rangkorrelationen der Policy-Optionen für die 

parlamentarische Öffentlichkeit von 1997 bis 2017 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Abbildung 119 zeigt die Korrelationen zwischen der parlamentarischen 

Agenda und der Regierungsagenda im Hinblick auf die Policy-Optionen. 
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Aus der Abbildung 119 geht hervor, dass es zwischen den Policy-Optionen 

auf der parlamentarischen Agenda relativ starke Autokorrelationen und zwi-

schen den Agenden mittlere bis starke Korrelationen gibt. Die Parlamentsa-

genda weist mit relativ hohen Werten von rs=0,61 bis rs=0,90 wenig Verän-

derungen in den Policy-Optionen im Zeitverlauf auf und präsentiert sich 

somit recht stabil. Alle Rangkoeffizienten sind dabei auf einem 99-

prozentigen Signifikanzniveau (p<0,01) hochsignifikant. Hier fällt zudem 

auf, dass die Werte ab der Mitte bzw. zum Ende des Beobachtungszeitraums 

beständig höher werden, die Rangfolge der Policy-Optionen im parlamenta-

rischen Diskurs folglich stets stabiler wird. Dies erlaubt den Rückschluss, 

dass die parlamentarische Tagesordnung hinsichtlich der konkreten Maß-

nahmen für die Problemlösung, präziser für die Senkung von Arbeitslosig-

keit, zum Ende des Beobachtungszeitraums eher wenig von der Regierung 

beeinflusst werden konnte. Dieser Befund ist insofern plausibel, als die Zu-

sammensetzung des Parlaments vor dem Hintergrund, dass sich diese nur al-

le vier Jahre wesentlich verändern kann, unter Bundeskanzlerin Merkel seit 

2005 wenig Fluktuationen aufweist. 

Werden nun die statischen Beziehungen zwischen den beiden Agenden 

betrachtet, sind folgende Befunde hervorzuheben: Bei der Beziehung der 

Parlamentsagenda und der Regierungsagenda schwanken die Werte des 

Korrelationskoeffizienten von rs=0,20 bis rs=0,73, wobei zwei Werte, na-

mentlich rs=0,20 im Jahr 1999 und rs=0,22 im Jahr 2005 nicht signifikant 

sind. Somit waren die Debatten über die Policy-Optionen im Parlament und 

in der Regierung je nach Jahr unterschiedlich stark aufeinander bezogen. 

Dies war im Jahr 2004 besonders stark der Fall (rs=0,70) und ebenso im Jahr 

2015 (rs=0,73). Eine Nivellierung der Policy-Optionen kann ab dem Jahr 

2014 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums beobachtet werden. Dieser 

mögliche Nivellierungsprozess wird durch die Analyse der dynamischen 

Beziehungen zwischen den beiden Agenden bestätigt. In diesen Jahren, von 

2014 bis 2017, schwanken die Affinitätsmaße nur zwischen rs=0,56 und 

rs=0,76. In diesem Zeitraum stand die gesetzliche Einführung des Mindest-

lohns stark im Zentrum der Debatten im Parlament und in der Regierung. 

Insgesamt liegen die Werte des Rangkorrelationskoeffizienten zwischen 

rs=0,13 und rs=0,76. Auch hier sind einige Korrelationen nicht signifikant 

(rs=0,28 von 1998 auf 1999, rs=0,30 von 1999 auf 2000, rs=0,23 von 2001 

auf 2002, rs=0,30 von 2004 auf 2005, rs=0,13 von 2005 auf 2006, rs=0,32 

von 2010 auf 2011 und rs=0,28 von 2012 auf 2013). 

Die dargestellten Ergebnisse zeigen Zusammenhänge und Anpassungs-

prozesse in der Rangfolge der Policy-Optionen zwischen der Agenda des 

Deutschen Bundestages und der Regierungsagenda. Im nächsten Schritt 

wird untersucht, inwieweit die Zusammenhänge von Interdependenzen ge-

prägt waren und falls dies der Fall war, welche Agenda einen stärkeren Ein-

fluss auf die jeweils andere Agenda ausüben konnte. Dazu wird wie zuvor 

die CLPC-Methode verwendet. Mithilfe der Baseline-Statistik nach Rozelle 
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und Campbell (1969) können Aussagen über die Einflussstärke der Variab-

len in der Beziehung getroffen werden. Konkret bedeutet dies, jene Kreuz-

beziehung, welche die größere Differenz zur Baseline aufweist, hat das stär-

kere Gewicht in der Interaktion. Daneben ermöglicht die Berechnung der 

Pfadkoeffizienten nach Heise (1970), Rückschlüsse über die relative Stärke 

und die Richtung kausaler Zusammenhänge zu ziehen. 

 

Abbildung 120: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 1997 bis 1999 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In den ersten Jahren des Untersuchungszeitraums kann von einer Dominanz 

auf Seiten des Parlaments ausgegangen werden, da die Differenz zur Baseli-

ne (D=0,13) höher ist als bei der Regierung (D=0,06). Der Einfluss des Par-

laments wird durch die Pfadkoeffizienten bestätigt, wobei der Koeffizient 

für das Parlament mit Pf=0,19 nur marginal höher ausfällt als der für die 

Regierung mit Pe=0,18. Auch die moderate Autokorrelation (rs=0,48) der 

Regierung und der stärkere Zusammenhang der Parlamentsagenda von 1997 

und 1998 (rs=0,61) stützt den Befund des dominierenden Parlamentseinflus-

ses in dieser Beziehung. Das Verhältnis zwischen der parlamentarischen 

Debatte und der Regierungsagenda ändert sich im darauffolgenden Jahr. So 

dominiert die Regierungsagenda nun die parlamentarische Agenda. Die Dif-

ferenz zur Baseline und ebenso die Pfadkoeffizienten sind für die Regierung 

(D=0,28, Pe=0,61) wesentlich höher als für das Parlament (D=0,04; Pf=-

0,37). Durch die nicht signifikante Korrelation hat der Thematisierungspro-

zess im Parlament nahezu keine Bedeutung für die Regierung in diesem 

Jahr. Jedoch zeigt sich die Autokorrelation von rs=0,79 übermäßig stark für 

die parlamentarische Agenda, wohingegen der Wert der Regierungsagenda 

von rs=0,25 einen schwachen und nicht signifikanten Zusammenhang be-

legt. Dadurch fällt der Einfluss seitens der Regierung wegen der relativ ho-

hen Autokorrelation auf der Parlamentsagenda eher mäßig aus. 
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Abbildung 121: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 1999 bis 2001 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In dem Zeitraum von 1999 bis 2001 zeigen sich Parallelen zum Zeitraum 

von 1997 bis 1999. Zunächst übt die parlamentarische Debatte über die ad-

ministrativen Maßnahmen größeren Einfluss auf die Regierungsagenda aus 

als andersherum. Die Differenz zur Baseline (D=0,27) und der Pfadkoeffi-

zient Pf=0,38 für die parlamentarische Agenda fallen höher aus im Ver-

gleich zu jenen Werten der Regierung (D=0,03, Pe=0,26). Der Einfluss wird 

durch die schwache und nicht signifikante Autokorrelation der Regierungs-

agenda von rs=0,27 sowie die schwache und nicht signifikante Korrelation 

von der Regierungsagenda auf die Parlamentsagenda verdeutlicht. Wird an-

schließend der Interaktionsprozess in den Jahren 2000 und 2001 betrachtet, 

dreht sich das Verhältnis erneut: Die Differenz zur Baseline mit D=0,07 für 

die Regierungsagenda im Unterschied zu D=0,03 für das Parlament belegt 

die dominantere Einflussrichtung von Seiten der Regierung. Bestätigt wird 

dies durch den Vergleich der Pfadkoeffizienten (Pe=0,11 und Pf=-0,14). 

Dieses Gewicht auf Seiten der Regierungsagenda wird allerdings durch die 

hohe Autokorrelation der parlamentarischen Agenda (rs=0,82) relativiert, 

die somit wenig Veränderung im Vergleich zum Vorjahr in der Priorisie-

rung der Policy-Optionen aufweist. 
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Abbildung 122: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 2001 bis 2003 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bei der Betrachtung der Rang- und Pfadkoeffizienten für den parlamentari-

schen Diskurs sowie die Behandlung der Policy-Optionen in der Regierung 

zwischen den Jahren 2001 und 2003 fällt zunächst die entgegengesetzte 

Entwicklung der Interaktionsprozesse im Vergleich zu den Jahren zuvor auf. 

So kann zuerst die Regierungsagenda größeren Einfluss auf die Parla-

mentsagenda ausüben. Die Differenz zur Baseline mit D=0,24 und der 

Pfadkoeffizient mit Pe=0,39 sind dementsprechend höher als bei dem Deut-

schen Bundestag (D=-0,07, Pf=-0,12). Diese Dominanz wird zusätzlich be-

tont, wenn die niedrige und nicht signifikante dynamische Beziehung des 

Parlaments in Richtung der Regierung (rs=0,23) betrachtet wird. Zwischen 

2002 und 2003 greift das Parlament die Regierungsagenda hinsichtlich der 

Instrumente zur Problembearbeitung jedoch nicht mehr so stark auf, im Ge-

genteil, das Gewicht in der Einflussbeziehung liegt nun wieder beim Parla-

ment. Dies wird durch die höhere Differenz zur Baseline (D=0,23 im Ver-

gleich zu D=0,07) sowie dem höheren Pfadkoeffizienten (Pf=0,24 im Ver-

gleich zu Pe=0,16) belegt. Das stärkere Gewicht seitens des Deutschen Bun-

destages lässt sich zum einen auf die moderate Autokorrelation von rs=0,51 

auf der Regierungsagenda und zum anderen auf das relativ starke dynami-

sche Affinitätsmaß in Richtung Regierung (rs=0,54) zurückführen. Ursäch-

lich für die relativ schwachen Interaktionsmaße seitens der Regierung könn-

te die Bundestagswahl im Jahr 2002 gewesen sein. Im Zuge von Wahlkämp-

fen und den darauffolgenden Koalitionsverhandlungen werden konkrete 

administrative Maßnahmen, wie im vorliegenden Fall Instrumente zur Sen-

kung der Arbeitslosigkeit in Deutschland, auf der Regierungsagenda von 

Grundsatz-Themen verdrängt, der Annahme voraus, dass die Regierung be-

reits gebildet wurde. 
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Abbildung 123: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 2003 bis 2005 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Im Verlauf von 2003 bis 2005 verändert sich die dominante Richtung in der 

Einflussbeziehung zwischen der parlamentarischen Kommunikation und 

den behandelten administrativen Maßnahmen in der Regierung. Während 

die parlamentarische Agenda zwischen 2003 und 2004 noch den größeren 

Einfluss ausüben kann, liegt das Gewicht zwischen 2004 und 2005 auf Sei-

ten der Regierung. Unterstützung findet die von dem Parlament bestimmen-

de Beziehung in der höheren Differenz zur Baseline (D=0,16) und dem hö-

heren Pfadkoeffizienten Pf=0,29 im Vergleich zur Regierungsagenda 

(D=0,06, Pe=0,23). Allerdings ist der parlamentarische Einfluss durch die 

hohe Autokorrelation von rs=0,79 auf der Regierungsagenda lediglich als 

mäßig zu betrachten. Zwischen 2004 und 2005 findet ein Wechsel in der 

dominanten Position statt: Die Regierung kann nun angesichts der höheren 

Differenz zur Baseline (D=0,29 im Vergleich zu D=0,01) und des höheren 

Pfadkoeffizienten (Pe=1,02 im Vergleich zu Pf=-0,62) die Rangfolge der Po-

licy-Optionen im parlamentarischen Diskurs beeinflussen. Allerdings zeigt 

sich die Agenda des Deutschen Bundestages äußert stabil (rs=0,88), wohin-

gegen die Korrelation der dynamischen Beziehung in Richtung der Regie-

rung gering und nicht signifikant (rs=0,30) ist. Zudem lässt sich die Struktur 

der Regierungsagenda nicht mehr signifikant durch die Regierungsagenda 

der Policy-Optionen im Vorjahr bestimmen (rs=0,08). Daraus kann abgelei-

tet werden, dass trotz des stärkeren Gewichts seitens der Regierung sich 

beide Agenden nicht entscheidend beeinflussen ließen.  
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Abbildung 124: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 2005 bis 2007 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zwischen 2005 und 2007 sind die Beziehungen zwischen parlamentarischer 

Debatte und Regierungsagenda differenzierter zu betrachten. Durch die 

deutlich höhere Differenz zur Baseline mit D=0,34 im Vergleich zu dem 

Wert der Regierung mit D=-0,07 liegt das Gewicht auch aufgrund des höhe-

ren Werts von Pf=0,42 gegenüber Pe=0,05 auf Seiten der parlamentarischen 

Agenda. So kann die Veränderung in der Rangfolge der Policy-Optionen auf 

der Regierungsagenda (rs=0,38) zu einem großen Teil durch die parlamenta-

rische Kommunikation erklärt werden. Dahingegen lässt der schwache und 

nicht signifikante Affinitätswert von rs=0,13 in der dynamischen Beziehung 

der Regierungsagenda auf keinen Interaktionseffekt in Richtung Parlament 

schließen. Die eher einseitige Einflusswirkung des Parlaments könnte auf 

den Regierungswechsel zurückzuführen sein. Bundeskanzlerin Merkel löste 

im Jahr 2005 den Altkanzler Gerhard Schröder ab, wodurch das Kanzleramt 

wieder von einem CDU-Parteimitglied bekleidet wurde. Daneben zog auch 

die Partei Die Linke in den Bundestag ein, wodurch die Diskurse im Bun-

destag von neuen Perspektiven befeuert wurden, die sich vermutlich nicht 

von den gefestigten Ansichten der Regierungsparteien CDU/CSU und SPD 

beeinflussen ließen. Dies ändert sich jedoch zwischen 2006 und 2007: Die 

Differenz zur Baseline ist für das Parlament zwar höher (D=0,09 im Ver-

gleich zu D=0,03), allerdings wird das Verhältnis der beiden Teil-

Öffentlichkeiten durch die Pfadkoeffizienten mit Pf=0,06 und Pe=0,09 spie-

gelbildlich beschrieben, obgleich die Werte nicht wesentlich divergieren. 

Vor dem Hintergrund, dass die parlamentarische Agenda grundlegend von 

den parlamentarischen Debatten im Vorjahr determiniert wird (rs=0,77), 

geht der Einfluss eher von Seiten der Regierung in Richtung Parlament aus. 
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Abbildung 125: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 2007 bis 2009 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zu Beginn dieses Zeitraums prägt die Priorisierung der Policy-Optionen der 

Regierung die Parlamentsagenda, als dass die parlamentarische Debatte die 

Regierungsagenda beeinflussen kann. Die Differenz zur Baseline fällt mit 

D=0,08 höher aus als bei der Regierung mit D=-0,03, ebenso belegt der 

Pfadkoeffizient von Pe= 0,16 im Vergleich zum Wert des Parlaments mit 

Pf=-0,10 einen stärken Einfluss seitens der Regierungsagenda. Allerdings 

fällt der Einfluss auf das Parlament einerseits aufgrund der sehr hohen Au-

tokorrelation von rs=0,85 auf der parlamentarischen Agenda und anderer-

seits wegen der eher moderaten dynamischen Korrelation von rs=0,48 nur 

gering aus. Im Verlauf der Zeit ändert sich die Beziehung jedoch. Zwischen 

2008 und 2009 beweist sich die parlamentarische Behandlung der Policy-

Optionen im Interaktionsprozess als die dominante Agenda. Angesichts der 

höheren Differenz zur Baseline (D=0,20 im Vergleich zu D=0,02) und des 

höheren Pfadkoeffizienten (Pf=0,26 im Vergleich zu Pe=0,06) liegt das Ge-

wicht bei dem parlamentarischen Diskurs. Dies lässt sich durch die stärkere 

dynamische Korrelation von der parlamentarischen Agenda in Richtung Re-

gierungsagenda erklären. An dieser Stelle ist bemerkt, dass sich die Auto-

korrelation auf der parlamentarischen Agenda von rs=0,69 im Vergleich zu 

den anderen Jahren geringer zeigt, die Agenda demnach mehr Veränderung 

in den Policy-Optionen aufweist. Dies kann als Folge der globalen Wirt-

schafts- und Finanzkrise aufgefasst werden. Insbesondere in Zeiten kon-

junktureller Schwächephasen erreicht das Problem „Arbeitslosigkeit“ einen 

hohen Agenda-Status und in diesen Zeiten werden häufig unkonventionelle, 

alternative Instrumente für die Problemlösung diskutiert. 
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Abbildung 126: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 2009 bis 2011 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Für die Jahre zwischen 2009 und 2011 deuten bereits die Differenzen zur 

Baseline hin. Zwischen 2009 und 2010 zeigt sich bei der Regierung eine 

Differenz von D=0,19 gegenüber dem Parlament mit D=0,08 und für den 

darauffolgenden Abschnitt zwischen 2010 und 2011 wiederholt sich dieses 

Bild durch D=0,24 gegenüber D=0,03, was auf eine Dominanz seitens der 

Regierungsagenda hindeutet. Dies wird durch die Pfadkoeffizienten ge-

stützt. In beiden Fällen sind die Werte von Pe=0,38 und Pe=0,35 deutlich 

höher als Pf=-0,03 und Pf=-0,08. Einerseits steht dem Einfluss der Regie-

rungsagenda erneut die hohen Autokorrelationen auf der parlamentarischen 

Agenda entgegen, die sich somit durch eine hohe Stabilität auszeichnet und 

daher wenig Veränderungen erlaubt. Andererseits bleibt das Gewicht auf 

Seiten der Regierungsagenda, da der Deutsche Bundestag in den dynami-

schen Beziehungen zwischen 2010 und 2011 schwache Affinitäten aufwei-

sen kann, die zudem nicht signifikant ist (rs=0,32). 

 

Abbildung 127: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 2011 bis 2013 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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Bei der Auswertung der Rang- und Pfadkoeffizienten der Policy-Optionen 

für die Jahre von 2011 bis 2013 fällt besonders auf, dass obgleich für beide 

Jahre die Differenzen zur Baseline beim Parlament höher sind (D=0,11 und 

D=0,11) als bei der Regierung (D=0,09 und D=0,00) und somit das Gewicht 

beim Parlament liegt, die Pfadkoeffizienten die konträre Einflussrichtung 

belegen: Pe=0,19 und Pe=0,27 für die Regierungsagenda sind jeweils höher 

als Pf=0,13 und Pf=0,04 für die parlamentarische Debatte. Da die Agenda 

des Deutschen Bundestages jedoch angesichts hoher Autokorrelationen we-

nig Veränderungen in der Rangfolge der Policy-Optionen aufweist, ist da-

von auszugehen, dass der Einfluss der Regierung relativ gering ausfällt. 

Dies lässt sich auch damit begründen, dass die Regierung nur sehr schwache 

und nicht signifikante dynamische Affinitäten von 2012 auf 2013 in Rich-

tung Parlament aufweisen kann. Interessant ist hierbei auch, dass ein grund-

legender Wechsel der Policy-Optionen in der Regierung von 2012 auf 2013 

stattfindet, der in der schwachen und nicht signifikanten Autokorrelation 

von rs=0,15 auf der Regierungsagenda zum Ausdruck kommt. Dieser Wech-

sel in den Policy-Optionen kann als wahlkampfinduziert verstanden werden. 

So könnte die Regierung die Intention verfolgt haben, durch grundlegende 

Veränderungen in den administrativen Maßnahmen Wähler zu gewinnen 

bzw. zu sichern, da sich abzeichnete, dass die regierende Partei FDP in der 

Gesellschaft an Bedeutung verlor. 

 

Abbildung 128: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 2013 bis 2015 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zunächst nimmt die Regierungsagenda hinsichtlich der Policy-Optionen die 

dominantere Rolle in der Interaktionsbeziehung ein. Dies veranschaulicht 

die höhere Differenz zur Baseline mit 0,16. Im Vergleich liegt diese beim 

Parlament bei 0,08. Ferner verdeutlichen die Pfadkoeffizient von Pe=0,45 

und Pf=0,05 dieses Gewicht auf Seiten der Regierung. Dieser Einfluss wird 

zum einen durch die relativ hohe dynamische Korrelation in Richtung Par-

lament gestützt, jedoch angesichts der hohen Autokorrelation auf der parla-
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mentarischen Agenda wiederum relativiert. Daneben wird die Regierungsa-

genda im Jahr 2014 vergleichsweise wenig von der Regierungsagenda im 

Vorjahr determiniert, was sich auf die Bundestagswahl und damit den Re-

gierungswechsel von der schwarz-gelben Koalition aus CDU/CSU und FDP 

hin zu dem schwarz-roten Bündnis aus CDU/CSU und SPD zurückführen 

lässt. Dahingegen ändert sich dieses Verhältnis im darauffolgenden Jahr: 

Zwischen 2014 und 2015 beeinflusst die parlamentarische Debatte die Re-

gierungsagenda. Der Einfluss wird durch die höhere Differenz zur Baseline 

(D=0,19 im Vergleich zu D=-0,01) und dem höheren Pfadkoeffizienten von 

Pf=0,29 im Vergleich zu Pe=0,16 belegt. Die Dominanz kann einerseits 

durch die starke dynamische Korrelation in Richtung Regierung mit rs=0,76 

erklärt werden. Andererseits muss zudem die recht hohe Stabilität der Re-

gierungsagenda (rs=0,72) berücksichtigt werden. Daher kann davon ausge-

gangen werden, dass die in einem geringen Umfang stattgefundenen Verän-

derungen der Regierungsagenda von der parlamentarischen Behandlung der 

administrativen Maßnahmen ausgingen. 

 

Abbildung 129: Rangkorrelationen und Pfadkoeffizienten der Policy-

Optionen für die parlamentarische Öffentlichkeit zwischen 2013 bis 2015 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Zunächst geht aus der Abbildung 129 hervor, dass die Struktur der parla-

mentarischen Agenda von 2015 bis 2017 sowie die Struktur der Regie-

rungsagenda von 2015 auf 2016 weitgehend von den Agenden hinsichtlich 

der Policy-Optionen im jeweiligen Vorjahr bestimmt wurden, während sich 

deutliche Veränderungen in den administrativen Maßnahmen zur Bekämp-

fung von Arbeitslosigkeit von 2016 auf 2017 in der Regierungsagenda zei-

gen (rs=0,49). Zu Beginn dieses Zeitraums liegt das Gewicht auf Seiten der 

Regierungsagenda. Bei der Regierung liegt die Differenz zur Baseline bei 

D=0,16 und der Pfadkoeffizient bei Pe=0,29, wohingegen die Werte des Par-

laments bei D=-0,04 und Pf=-0,16 deutlich geringer ausfallen. Der Einfluss 

der Regierung wird durch die starke dynamische Affinität in Richtung des 

Parlaments mit rs=0,76 gestärkt, durch die hohe Autokorrelation auf der par-
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lamentarischen Agenda jedoch geschwächt. Werden die letzten beiden Jahre 

des Untersuchungszeitraums betrachtet, liefern beide Agenden bei der Dif-

ferenz zur Baseline ähnliche Werte (Parlament: D=0,21, Regierung: 

D=0,18). Der Einfluss überwiegt jedoch auf Seiten der Regierung, wie der 

zugehörige Pfadkoeffizient Pe=0,54 im Vergleich zum Parlament mit 

Pf=0,20 verdeutlicht. Abschließend wird auch diese Dominanz der Regie-

rung durch eine hohe Stabilität der parlamentarischen Agenda abge-

schwächt. 

 

Abbildung 130: Dominante Beziehungen und Autokorrelationen hinsichtlich 

der Policy-Optionen zwischen der parlamentarischen Öffentlichkeit und der 

formellen Regierungsagenda zwischen 1997 und 2017 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Wie bereits die deskriptive Analyse gezeigt hat, werden die Policy-Optionen 

im Deutschen Bundestag im Zeitverlauf unterschiedlich stark thematisiert, 

unter anderem aufgrund von Einführungen von Gesetzen und Reformen. 

Wie in der Abbildung 130 dargestellt, interagieren das Parlament und die 

Regierung im Agenda-Bildung-Prozess hinsichtlich der Policy-Optionen. 

Hierfür wurden die dominanten Beziehungen und Autokorrelationen hin-

sichtlich der 32 Policy-Optionen untersucht. Zunächst konnte belegt wer-

den, dass sich die Struktur der parlamentarischen Agenda jeweils größten-

teils durch die Rangordnung der Policy-Optionen des vorherigen Jahres de-

terminiert und somit im Zeitverlauf eine hohe Stabilität durch nahezu kon-

stant hohe Autokorrelationen aufweist. Zudem wird über die Jahre des Un-

tersuchungszeitraums ein ständiger Wechsel in der Dominanz der Interakti-
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onsbeziehung sichtbar. Zu Beginn kann die parlamentarische Debatte domi-

nieren, jedoch wird sie im Jahr 1998 von der Regierungsagenda abgelöst. 

Das Gewicht liegt oftmals in zwei direkt aufeinanderfolgenden Jahren bei 

der Regierungsagenda, wie in der Legislaturperiode Schröder I von 2000 auf 

2001 und 2001 auf 2002, in Merkel I von 2006 auf 2007 und 2007 auf 2008, 

in Merkel II von 2009 auf 2010, 2010 auf 2011 und 2011 auf 2012 sowie in 

Merkel III von 2015 auf 2016 und 2016 auf 2017. In den Jahren dazwischen 

können die parlamentarischen Diskussionen die Regierungsagenda stärker 

beeinflussen. Sehr hohe Affinitätsmaße in den dynamischen Beziehungen 

zeigen sich in der dritten Amtszeit Merkels zwischen 2014 und 2015 sowie 

zwischen 2015 und 2016. In diesem Zeitraum wurde vor allem über die be-

schlossene Einführung des flächendeckenden Mindestlohns diskutiert. Nicht 

signifikante Werte bilden die Ausnahmen, die sich lediglich einmal auf die 

dynamische Beziehung von der Regierungsagenda in Richtung des Parla-

ments von 2012 auf 2013 bezieht und in den übrigen Fällen auf die Auto-

korrelationen auf der Regierungsagenda. 

Anhand dieser Befunde lässt sich für bestimmte Zeiträume schlussfol-

gern, dass die Diskurse über die arbeitsmarktpolitischen Instrumente, wel-

che der Arbeitslosigkeit entgegenwirken sollen, oftmals von der Bundesre-

gierung initiiert werden, die dann in die parlamentarische Öffentlichkeit 

überführt, dort diskutiert und anschließend wieder von der Regierung auf-

gegriffen und unter Umständen in Form von Gesetzen beschlossen werden. 

Diese Dominanz der Regierungsagenda belegte die Analyse vor allem für 

die Legislaturperioden Schröder I, Merkel II und Merkel III. 

 

 

6.3 Zusammenfassung der empirischen 
Befunde 
 

In der Intention, die Rollen des neoklassischen sowie des keynesianischen 

Paradigmas im Diskurs zur Arbeitsmarktpolitik offenzulegen, liefert die 

empirische Untersuchung auf die in den Diskursen aufgefundenen Deu-

tungsmuster Belege für die hier getroffenen Ausgangsannahmen. So konn-

ten die festgestellten Deutungsmuster den beiden wirtschaftspolitischen Pa-

radigmen zugeordnet werden. Die dem neoklassischen Paradigma zugeord-

neten Deutungsmuster scheinen das Politikfeld der Arbeitsmarktpolitik nicht 

nur im öffentlichen Diskurs, sondern ebenso in den parlamentarischen De-

batten sowie in der Regierungsagenda zu dominieren. Somit halten die drei 

Teil-Öffentlichkeiten vermutlich hauptsächlich neoklassische Kern-

Überzeugungen in dem spezifischen Politikfeld der Arbeitsmarktpolitik, die 

sie in einem weiteren Schritt auf die sekundären Aspekte (secondary as-

pects), namentlich die Policy-Optionen, übertragen. Hier zeigt sich ebenfalls 

unter Rückgriff auf die deskriptive Analyse die Dominanz der neoklassi-
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schen arbeitsmarktpolitischen Ansichten in allen drei Öffentlichkeiten. So 

wurden die neoklassischen Ursachen („Lohnkosten hoch“, „Hohe Lohnne-

benkosten“ und „Steuern hoch“) wesentlich häufiger im Vergleich zu den 

drei keynesianischen Ursachen (Einkommen niedrig, „Einkommen ungleich 

verteilt“ und „Wachstum gering“) in den Massenmedien, im Deutschen 

Bundestag und in der Regierung thematisiert. Vor allem in den Legislatur-

perioden Merkel I, II und III standen die drei keynesianischen Problemursa-

chen auf den drei Agenden, wohingegen insbesondere die Medien über die 

neoklassischen Ursachen unter Schröder berichteten. Ähnliches zeigte die 

Untersuchung für die Thematisierungsverläufe der Lösungen. So nahmen 

die Medien wie auch das Parlament und die Regierung häufiger Bezug zu 

keynesianischen Lösungsvorschlägen („Antizyklische Fiskalpolitik“, „Löh-

ne erhöhen“, „Sozialleistungen erhöhen“ und „Steuern erhöhen“) unter 

Merkel I, II und III, während die neoklassischen Lösungen („Deregulierung 

am Arbeitsmarkt“, „Lohnkosten senken“, „Lohnnebenkosten senken“ und 

„Steuern senken“) eher in der Amtszeit Schröders in den Medien und im 

Deutschen Bundestag thematisiert wurden. Zudem belegte die Analyse eine 

Dominanz der thematisierten neoklassischen Policy-Optionen in allen drei 

Arenen. Hier sind die Aufmerksamkeitszyklen der neoklassischen Flexibili-

sierungsinstrumente hervorgehoben. So erreichen die Policy-Optionen „Ar-

beitsbeschaffungsmaßnahmen“, „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „Ich-

AG/Gründungszuschüsse“, „Minijobs/ Midijobs“, „PSA“, „Kombilohn“, 

„Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen“, „Werkverträge“ und „Zeitarbeit/ 

Leiharbeit“ vor allem in Schröder II einen hohen Agenda-Status in den 

Massenmedien, während diese in Merkel I, II und III in der massenmedialen 

Berichterstattung eher in den Hintergrund gerückt werden. Die keynesiani-

schen Instrumente einer antizyklischen Fiskalpolitik („Konjunkturpaket 

Umweltprämie“, „Konjunkturpaket Infrastruktur“, „Konjunkturpaket Ab-

schreibung“ und „Kurzarbeitergeld erhöhen“) hingegen wurden verstärkt in 

Merkel I in den Massenmedien, im Parlament sowie in der Regierung the-

matisiert. Dadurch werden Veränderungen in der Thematisierung der Po-

licy-Optionen in bestimmten Zeiträumen erkennbar. Dies erlaubt den Rück-

schluss, dass die Teil-Öffentlichkeiten gegenüber Veränderungen gerade im 

Hinblick auf die sekundären Aspekte weniger resistent sind. Auch die ar-

beitsmarktpolitischen Überzeugungen in Form von Deutungsmustern sind, 

wie aus der empirischen Analyse in den Unterkapiteln 6.1.2 und 6.1.5 her-

vorgeht, recht stabil über den Zeitraum. Allerdings zeigen sich insbesondere 

für den Regierungswechsel im Jahr 2005, als die rot-grüne Regierung unter 

Kanzler Gerhard Schröder von der schwarz-roten Regierung unter Bundes-

kanzlerin Merkel abgelöst wurde, Veränderungen in der Dominanz der ne-

oklassischen Deutungsmuster. So finden sich auch nun keynesianische Deu-

tungsmuster in den öffentlichen Diskursen sowie in den parlamentarischen 

Debatten wieder. So lassen sich keynesianische Deutungsmuster in den Le-

gislaturperioden Merkel I, II und III aufgrund externer Schocks, wie bei-
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spielsweise die globale Finanz- und Wirtschaftskrise, verstärkt in der parla-

mentarischen und medialen Öffentlichkeit beobachten, während wie bereits 

erläutert, die neoklassischen Deutungsmuster in Schröder I und II in den 

Medien und im Parlament dominieren. Wird der politische Output auf die 

identifizierten Deutungsmuster hin untersucht, wird bspw. in den Medien 

ein keynesianisches Deutungsmuster mit der Einführung des Mindestlohns 

sichtbar. Außerdem ist der vermutete Einfluss der politischen Akteure, Insti-

tute, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretungen oder des SVR, wie aus 

Kapitel 6.1.3 hervorgeht, überwiegend den Parteien in der Regierung im Zu-

sammenspiel mit beratenden Gremien zuzuschreiben. Die Rolle, welche die 

Massenmedien im politischen Agenda-Bildung-Prozess zur Arbeitsmarktpo-

litik einnahmen, wurde im Rahmen der vorliegenden Arbeit dargestellt. Da-

zu lässt sich aus der empirischen Analyse ableiten, dass die Medien eher 

über einen repräsentativen Charakter verfügen.  

So waren vor allem in den Legislaturperioden Merkel I, II und III ar-

beitsmarktpolitische Themen zunächst Gegenstand der Regierungsdebatten, 

bevor sie im Parlament diskutiert und anschließend von den Medien aufge-

griffen und an die Rezipienten kommuniziert wurden. Teilweise verliefen 

diese Kommunikationsprozesse nahezu simultan, wenn die Medien in kür-

zester Zeit auf die Politik reagierten, und teilweise zeitversetzt, da die politi-

schen Themen aus der politischen Arena zunächst in die vorparlamentari-

sche Öffentlichkeit übertragen werden müssen, bevor die Medien jene wei-

ter vermitteln können. In diesen Fällen des Agenda-Bildung-Prozesses 

könnte den Massenmedien damit der Repräsentationseffekt zugeschrieben 

werden. Besonders bemerkenswert sind dabei die folgenden Schlüsse: Es 

konnte nur teilweise ein empirisch belegbarer Einfluss seitens der Medien 

auf die Diskurse zur Arbeitsmarktpolitik im Parlament und die formelle Re-

gierungsagenda gezeigt werden. Die dominanten Einflussbeziehungen zwi-

schen der parlamentarischen und der Medienagenda wechseln über den Be-

obachtungszeitraum hinweg oft, wobei die Medien vor allem in den Legisla-

turperioden Schröder I, II und teilweise auch Merkel I eine länger anhalten-

de Dominanz vorweisen. Bei der Interaktion zwischen der Medienagenda 

und Regierungsagenda liegt die Dominanz insbesondere in Merkel I, II und 

III auf Seiten der Regierung. Ähnliches gilt für die Einflussbeziehung zwi-

schen dem Parlament und der Regierung: Auch hier geht insbesondere in 

den Legislaturperioden Schröder I, Merkel II und III der dominierende Ein-

fluss häufiger von der Regierungsagenda aus. 

Zusammenfassend belegt die Analyse eine Dominanz des wissenschaftli-

chen Mainstreams in der deutschen Öffentlichkeit, wie auch im Deutschen 

Bundestag und in der Regierung. Allerdings konnte der öffentliche Diskurs 

nicht seinerseits politische Entscheidungen determinieren, sondern es mani-

festierten sich die neoklassischen Deutungsmuster eher parallel auch in der 

Politik. Dies wird von der nahezu stetig hohen Stabilität aller drei Agenden 

hinsichtlich der Rangfolge der Policy-Optionen untermauert. Dabei konnte 
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die Regierungsagenda den parlamentarischen Diskurs wie auch die Zei-

tungsberichterstattung bei der Agenda-Bildung der arbeitsmarktpolitischen 

Policy-Optionen stärker beeinflussen. 
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7 Zusammenfassung der Ergebnisse 
und Fazit 

 

Mit der vorliegenden Forschungsarbeit werden die Rollen der beiden zentra-

len wirtschaftspolitischen Paradigmen (Neoklassik/ Keynesianismus) an-

hand der im Diskurs über Arbeitsmarktpolitik auffindbaren Deutungsmuster 

in Deutschland über den Beobachtungszeitraum von 20 Jahren untersucht. 

Die zugrundeliegende Annahme war, dass arbeitsmarktpolitische Entschei-

dungen aus der Auffassung über die Funktionsweise der Märkte resultieren. 

In der Intention, eine mögliche Dominanz des neoklassischen Paradigmas in 

der Arbeitsmarktpolitik offenzulegen, wurde der Agenda-Bildung-Prozess 

in den drei Teil-Öffentlichkeiten, die Massenmedien, der Deutsche Bundes-

tag sowie die Bundesregierung, untersucht. 

Den theoretischen Hintergrund bilden primär die Arbeiten von Sabatier 

(1988), Marcinkowski (1999) sowie Otto (2001), die sich mit dem Agenda-

Bildung-Prozess in der politischen Öffentlichkeit befassen. Anders als die 

Forschungen zuvor rücken die referierten politikwissenschaftlichen Beiträge 

die Problemdeutung im politischen Diskurs in das Zentrum der Analyse. 

Über die Diskurse können die Akteure ihre Deutungsmuster durchsetzen 

und ebenso manifestieren. Deutungsmuster zeigen nicht nur das vorliegende 

Problem auf, sondern begründen ebenso Ursachen, Lösungen sowie konkre-

te Instrumente für dieses. Aus den Deutungsmustern resultieren die Belief-

Systeme, die neben den Interessen der politischen Entscheidungsträger auch 

deren wirtschaftspolitische Grundüberzeugungen zum Ausdruck bringen. 

Diese spiegeln sich wiederum in den Policy-Optionen, dem realisierten poli-

tischen Output, wider. In der vorliegenden Arbeit werden die Grundüber-

zeugungen der Akteure als neoklassisch oder keynesianisch verstanden, die 

auf das Politikfeld der Arbeitsmarkt bezogen werden und sich schließlich in 

Form von Policies niederschlagen. Da politische Akteure annahmegemäß 

weniger resistent gegenüber Veränderungen in ihrem instrumentellen Han-

deln als in ihren Grundüberzeugungen sind, sind Belief-Systeme über die 

Jahre relativ stabil und weisen nur längerfristig Veränderungen auf. Daher 

wurden die arbeitsmarktpolitischen Policy-Optionen von 1997 bis 2017 her-

angezogen und es wurde untersucht, ob Veränderungen aus den wirtschafts-

politischen Diskursen resultieren. So wurde unter Rückgriff auf diese poli-

tikwissenschaftliche Forschung angenommen, dass der Diskurs zur Ar-

beitsmarktpolitik anhand von Deutungsmustern in den Medien sowie in der 

Politik abgebildet werden kann. Dabei wird zudem vermutet, dass die Deu-

tungsmuster in den Medien die formelle Regierungsagenda beeinflussen 

können, sowie auch, dass die politischen Akteure den wirtschaftspolitischen 

Mainstream der Medien in ihre Entscheidungsprozesse mit aufgreifen. 

Die Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse der empirischen Analyse 

orientiert sich an den Fragestellungen, die in Kapitel 4 der vorliegenden 
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Forschungsarbeit formuliert wurden. Dabei sei insbesondere die zentrale 

Frage nochmals hervorgehoben: 

 

Inwieweit finden sich wirtschaftspolitische Paradigmen in Deutungsmus-

tern öffentlicher Diskurse zur Arbeitsmarktpolitik in Deutschland und 

welche Auswirkungen hat dies auf die parlamentarische und die formelle 

Agenda der Arbeitsmarktpolitik? 

 

Im Hinblick auf die angestellten Vermutungen einer Dominanz des neoklas-

sischen Paradigmas in den drei Teil-Öffentlichkeiten belegt die Auswertung 

der deskriptiven Analyse eine solche Dominanz. Wie bereits gesagt, über-

wiegen die Gesamtzahlen der Thematisierungen neoklassischer Problemur-

sachen, Lösungen und Policy-Optionen in den Massenmedien, im Deut-

schen Bundestag und in der Regierung. Dabei ergibt die Betrachtung der 

Thematisierungen in den einzelnen Legislaturperioden ein differenzierteres 

Bild. So ließen sich erhöhte Aufmerksamkeitswerte für die neoklassischen 

Ursachen („Lohnkosten hoch“, „Hohe Lohnnebenkosten“ und „Steuern 

hoch“) sowie für die neoklassischen Lösungen („Deregulierung am Ar-

beitsmarkt“, „Lohnkosten senken“, „Lohnnebenkosten senken“ und „Steu-

ern senken“) eher in Schröder I und II beobachten, während die keynesiani-

schen Ursachen (Einkommen niedrig, „Einkommen ungleich verteilt“ und 

„Wachstum gering“) und Lösungen („Antizyklische Fiskalpolitik“, „Löhne 

erhöhen“, „Sozialleistungen erhöhen“ und „Steuern erhöhen“) verstärkt in 

Merkel I, II und III im Fokus der massenmedialen Berichterstattung, der 

Plenarsitzungen im Deutschen Bundestag und der Regierungsagenda stan-

den. In Übereinstimmung mit diesen Befunden geht aus der Analyse hervor, 

dass die neoklassischen Deregulierungsinstrumente („Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen“, „Hartz IV/ ALG II/ Sozialgeld“, „Ich-AG/Grün-

dungszuschüsse“, „Minijobs/ Midijobs“, „PSA“, „Kombilohn“, „Mehr Be-

fristungen/ Kettenbefristungen“, „Werkverträge“ und „Zeitarbeit/ Leihar-

beit“) primär unter der rot-grünen Regierung Schröder II einen hohen Stel-

lenwert auf der massenmedialen Agenda besaßen. Im Vergleich wurden die 

keynesianischen Policy-Optionen einer antizyklischen Fiskalpolitik („Kon-

junkturpaket Umweltprämie“, „Konjunkturpaket Infrastruktur“, „Konjunk-

turpaket Abschreibung“ und „Kurzarbeitergeld erhöhen“) wesentlich stärker 

in der Legislaturperiode Merkel I in allen drei Arenen thematisiert. 

Durch die Auswertung der Analyse wurden also Veränderungen in den 

Thematisierungsverläufen der Policy-Optionen sichtbar. Wie anfangs ange-

nommen, zeigen die Teil-Öffentlichkeiten eine höhere Bereitschaft, Verän-

derungen in den sekundären Aspekten vorzunehmen, namentlich in den Po-

licy-Optionen als in ihren Grundüberzeugungen (Hauptkern). Diese Befunde 

werden durch die Ergebnisse der Deutungsmusteranalysen für die Medien 

und das Parlament gestützt. Hier konnten Veränderungen angesichts des 

Regierungswechsels von dem Kabinett Schröder II auf das Kabinett Merkel 
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I verzeichnet werden. Während in den Legislaturperioden Schröder I und II 

neoklassische Deutungsmuster in den arbeitsmarktpolitischen Diskursen 

dominieren, finden sich in Merkel I, II und III ebenso keynesianische Deu-

tungsmuster in den medialen und parlamentarischen Debatten wieder. 

Vor dem Hintergrund, dass die Gesetzentwürfe die Datenbasis für die 

Regierung bilden, lassen sich leicht zeitversetzte Aufmerksamkeitsverläufe 

beobachten. Einerseits diskutiert die Bundesregierung zunächst über den In-

halt des jeweiligen Gesetzentwurfes, bevor diese in Gesetze überführt wer-

den und in Kraft treten, wodurch sie im Parlament sowie in den Medien ver-

stärkt thematisiert werden. Dies wird anhand der Einflussbeziehungen zwi-

schen der formellen Regierungsagenda und der parlamentarischen Agenda 

in Kapitel 6.2.3 sowie zwischen der formellen Regierungsagenda und der 

Medienagenda in Kapitel 6.2.2 deutlich. Bei dem Wechselwirkungsprozess 

zwischen der Regierung und dem Parlament zeigt die Analyse, dass der do-

minierende Einfluss vor allem in Schröder I, Merkel II und III von der Re-

gierungsagenda in Richtung Parlament ausgeht. Und auch in der Interaktion 

zwischen den Tagesordnungen der Medien und der Regierung kann die Re-

gierungsagenda ab dem Jahr 2001 die Medienagenda dominieren. So disku-

tiert zunächst die Bundesregierung über mögliche Maßnahmen, legt ent-

sprechende Gesetzentwürfe vor, woraufhin die Medien diese von der Politik 

am wichtigsten erachteten Policy-Optionen, aufgreifen. Diese dominante 

Einflussrichtung von der Regierungsagenda in Richtung Medienagenda 

zeigt sich vor allem in den Legislaturperioden Merkel I, II und III. Damit 

kann den Medien der Repräsentationseffekt zugeschrieben werden. 

Andererseits greift die Regierung auch diejenigen Themen auf, die stär-

ker im Fokus der parlamentarischen Debatten, wie beispielsweise die Sen-

kung der Rentenversicherungsbeiträge, oder in den Medien stehen. Bei ers-

terem Fall wurde die Senkung der Rentenversicherungsbeiträge im Jahr 

2013 verstärkt im Parlament thematisiert, da das Beitragssatzgesetz 2013 

kurz zuvor am 5. Dezember 2012 verabschiedet wurde (vgl. BGBl. I, S. 

2446). Die Regierung hingegen reagierte auf die verstärkte parlamentarische 

Thematisierung und beschloss daraufhin das Beitragssatzgesetz 2014 vom 

26. März 2014 (vgl. BGBl. I, S. 260). Schließlich befassten sich die Medien 

im Jahr 2014 häufiger mit dieser Policy-Option. Ferner erreichen, wie be-

reits gesagt, auch diejenigen Themen einen hohen Agenda-Status auf der 

formellen Regierungsagenda, die zunächst in den Medien thematisiert wer-

den. So wurde explizit der Frage nachgegangen, auf Grundlage welcher 

Deutungsmuster Policies in der Arbeitsmarktpolitik in Form von Gesetzes-

initiativen in den politischen Diskurs eingeführt werden und welchen wirt-

schaftspolitischen Paradigmen diese entsprechen. Hierbei sei angesichts der 

Einflussbeziehung zwischen der Regierungsagenda und Medienagenda, ne-

ben der Mediendominanz in der Legislaturperiode Schröder I, ebenso die 

dominante Einflussrichtung seitens der Medien zwischen den Jahren 2014 

und 2015 hervorgehoben. Werden dazu die Ergebnisse der Deutungsmuster-
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analyse für die massenmediale Öffentlichkeit herangezogen, zeigt sich für 

das keynesianische Paradigma in der Legislaturperiode Merkel III ein Deu-

tungsmuster, das die Lösung „Löhne erhöhen“ und die Policy-Option „Min-

destlohn“ impliziert. Dass die Medien den Diskurs über den Mindestlohn 

vermutlich forcieren konnten, verdeutlichen die Befunde der deskriptiven 

Analyse aus Kapitel 6.1.1. So belegen die Thematisierungsverläufe des 

„Mindestlohns“, dass die Medien das Thema über die Jahre regelmäßig auf-

greifen, da es annahmegemäß einen Großteil der Gesellschaft tangiert und 

ein relevantes Themenfeld innerhalb der Arbeitsmarktpolitik darstellt. So 

widmen die Medien dem Instrument verstärkt ihre Aufmerksamkeit, nach-

dem sich das neue Regierungsbündnis aus CDU/CSU und SPD im Jahr 

2013 auf die Einführung des Mindestlohns im Rahmen ihres Koalitionsver-

trags verständigt hatte. Das Parlament hingegen diskutierte die Policy-

Option erst im Jahr 2015 verstärkt, während die Bundesregierung die Ein-

führung des Mindestlohns ab dem Jahr 2013 auf einem konstant hohen Ni-

veau thematisierte. Im Jahr 2014 legte die Bundesregierung den Gesetzent-

wurf vor und kurze Zeit später trat das entsprechende Tarifautonomiestär-

kungsgesetz in Kraft. Daher kommt den Medien unter dem Kabinett Merkel 

III der Verstärkereffekt zu. Das in den Medien aufgefundene keynesianische 

Deutungsmuster konnte den politischen Diskurs über den Mindestlohn be-

feuern und somit Einfluss auf die formelle Regierungsagenda ausüben. 

Folglich fungieren die Massenmedien in diesem Fall als Vermittler der 

Problemwahrnehmung anderer gesellschaftlicher Akteure. 

Insgesamt muss die Rolle der publizistischen Massenmedien bei dem 

Agenda-Bildung-Prozess in der Regierung vor dem methodischen Hinter-

grund betrachtet werden, dass die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit auf 

kumulierten Aggregatdaten in Zeitintervallen von einem Jahr basieren. Da-

her werden die Effekte innerhalb eines Jahres nicht sichtbar. Da Gesetzent-

würfe sowie Gesetze häufig innerhalb eines Jahres vorgelegt bzw. verab-

schiedet werden, müsste das Zeitintervall kleiner gefasst werden, um die 

Auswirkungen der in den Medien vermittelten Deutungsmuster auf die for-

melle Regierungsagenda im Detail untersuchen zu können. 

Bei der genaueren Betrachtung der in den Medien aufgefundenen Deu-

tungsmuster wird im Vergleich zum Deutschen Bundestag erkennbar, dass 

in allen Legislaturperioden die Medien komplexere Deutungsmuster als das 

Parlament rekonstruieren. Das heißt, die Medien deuten das Problem „Ar-

beitslosigkeit“ häufiger mithilfe unterschiedlicher Deutungsdimensionen, 

während sich das Parlament in der Regel auf die Policy-Optionen fokussiert. 

Dies erlaubt den Rückschluss, dass sich das Parlament, das im demokrati-

schen Verfassungsstaat als der klassische Ort gilt, an dem Politik ihren Aus-

druck finden soll, unmittelbarer auf konkrete Lösungsinstrumente im Dis-

kurs über Arbeitslosigkeit stützt als die Medien. So vermitteln die Medien 

das Problem „Arbeitslosigkeit“ in einem zusammenhängenden Gesamtkom-

plex verschiedener Annahmen, während der Deutsche Bundestag „Arbeits-
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losigkeit“ eher im Kontext konkreter Policy-Optionen begreift. Dies ist auch 

dem Umstand geschuldet, dass die Medien eine gewisse Verantwortung ge-

genüber der Öffentlichkeit, ihren Rezipienten, tragen, adressatenorientiert zu 

berichten und somit das Problem „Arbeitslosigkeit“ in einen ganzheitlichen 

sowie vermittlungsorientierten Kontext zu bringen. 

Im Hinblick auf mögliche Forschungsdesiderate seien an dieser Stelle 

nochmal die methodischen Schwachstellen erwähnt. So kann für die Daten-

basis der Medienagenda kein Anspruch auf eine vollständige Abbildung des 

massenmedialen Diskurses über die Arbeitsmarktpolitik im betrachteten Un-

tersuchungszeitraum erhoben werden, da aus forschungsökonomischen 

Gründen lediglich eine Auswahl hinsichtlich bestimmter Leitmedien getrof-

fen wurde. Zudem müssen die Studienergebnisse auch vor dem Hintergrund 

eines umfangreichen Kategoriensystems betrachtet werden, dass zwar, wie 

in Kapitel 5.3 erörtert, systematisch über den deduktiv-induktiven Ansatz 

hergeleitet wurde, aber für das ebenso nicht die Annahme der Vollständig-

keit erfüllt werden kann. Daher empfehlen sich tiefergehende Untersuchun-

gen, die weitere Akteure, Problemursachen, Lösungsvorschläge und Policy-

Optionen oder ein anderes zentrales Politikfeld in Betracht ziehen. Dadurch 

könnten andere Ergebnisse erzielt und somit eine differenziertere Anwen-

dungsorientierung geboten werden.  

Ungeachtet dessen schließt die vorliegende Forschungsarbeit eine Lücke 

in der politikwissenschaftlichen Forschung. Die zentrale Annahme der vor-

liegenden Arbeit war, dass der wirtschaftswissenschaftliche Mainstream, der 

auf dem neoklassischen Paradigma gegründet ist, die Diskurse der deut-

schen Öffentlichkeit zur Arbeitsmarktpolitik dominiere. Die Ergebnisse aus 

Kapitel 6 erlauben zusammenfassend die Feststellung, dass aus der politik-

wissenschaftlichen Perspektive die neoklassischen Ansichten das Politikfeld 

der Arbeitsmarktpolitik weitgehend dominieren. Es konnte belegt werden, 

dass sich neoklassische Deutungsmuster über die Jahre hinweg im öffentlichen 

und politischen Diskurs manifestieren konnten. Dadurch lässt sich ableiten, dass 

sich politische Entscheidungen überwiegend auf neoklassische Deutungs-

muster zurückführen lassen. Ausnahmen bilden hierbei insbesondere Zeiten, 

in denen Wirtschaftskrisen vorherrschen, welche die Konjunktur schwächen 

und somit auch erhebliche Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt ausüben. So 

können Wirtschaftskrisen für das Entstehen von Arbeitslosigkeit ursächlich 

sein, wie es bei der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007/2008 der 

Fall war. In dieser Zeit dominierte das Thema die Agenden der drei Teil-

Öffentlichkeiten über Arbeitsmarktpolitik. Wie eingangs erläutert, sind poli-

tische Akteure eher bereit, ihr präferiertes instrumentelles Handeln zu ver-

ändern, als ihre Grundüberzeugungen. Dies ist insbesondere in Krisenzeiten 

der Fall, wodurch auch alternative Deutungsvarianten an Bedeutung gewin-

nen. Hier sind es die keynesianischen Ansichten, die in allen drei Teil-

Öffentlichkeiten in Form einer erhöhten Thematisierung zum Ausdruck 

kommen.  



| 296 

 

 

 

Diese Erkenntnisse dieser Forschungsarbeit können nun politischen Akt-

euren zur besseren Nachvollziehbarkeit von wichtigen arbeitsmarktpoliti-

schen Entscheidungen dienen. Es wurde deutlich, aus welchen Gründen sich 

bestimmte Deutungsvarianten durchsetzen konnten und wie politische Ak-

teure ihre eigenen Problemdeutungen in den Diskurs einbringen können, um 

Entscheidungsprozesse in der Arbeitsmarktpolitik zu beeinflussen. Ferner 

bieten die Befunde den politischen Akteuren Orientierung hinsichtlich der 

Bedeutung und des Einflusses der Medien auf den Prozess der Entschei-

dungsfindung, wodurch diese Forschungsarbeit als Handlungsorientierung 

fungiert. 
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Der arbeitsmarktpolitische Diskurs unterliegt den zwei zentralen wirt-

schaftspolitischen Paradigmen: Neoklassik und Keynesianismus. Diese For-

schungsarbeit bedient sich der automatisierten Inhaltanalyse der drei Teil-

Öffentlichkeiten: die Massenmedien, der Deutsche Bundestag und die Bun-

desregierung über den Zeitraum von 1997 bis 2017. Es wird eine Dominanz 

des neoklassischen Paradigmas der in den Diskursen aufgefundenen Deu-

tungsmustern belegt. Zudem werden Interdependenzen zwischen den drei 

Teil-Öffentlichkeiten offengelegt. 
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Anhang 

 

Anhang zur deskriptiven Statistik in den Kapiteln 6.1.1, 6.1.4 und 6.1.6 

 

Tabelle 1: Anzahl der Texte pro Jahr und Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

Medienagenda 3993 4164 4405 3761 4503 5467 5040 5119 5615 5151 5027 

Parlamentarische Agenda 57 42 55 55 59 52 63 58 39 57 55 

Regierungsagenda 18 10 13 19 24 12 23 32 15 25 23 

            

 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 Gesamt 

Medienagenda 4602 5441 4778 4210 5289 5272 4577 4923 4653 5250 101240 

Parlamentarische Agenda 56 42 61 64 61 33 61 58 47 30 1105 

Regierungsagenda 23 12 18 16 11 6 15 19 22 7 363 

 

 

Abbildung 1: Verteilung der Texte der Medienagenda über die Jahre (in 

Prozent) 

 

 
 

  

0,00%

1,00%

2,00%

3,00%

4,00%

5,00%

6,00%



Anhang | 332 

 

 

 

Abbildung 2: Verteilung der Texte der parlamentarischen Agenda über die 

Jahre (in Prozent) 

 

 
 

 

Abbildung 3: Verteilung der Texte der Regierungsagenda über die Jahre (in 

Prozent) 
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Tabelle 2: Thematisierungshäufigkeit des Problems „Arbeitslosigkeit“ auf 

den verschiedenen Agenden 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

Medienagenda 995 1049 1040 733 1065 1566 1397 1200 1431 1185 1087 

Parlamentarische Agenda 32 22 40 38 38 34 43 36 28 47 39 

Regierungsagenda 5 3 4 10 6 5 11 8 2 9 9 

            

 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 Gesamt 

Medienagenda 905 1322 1067 648 832 778 649 601 614 822 20986 

Parlamentarische Agenda 33 22 47 39 29 16 30 25 27 12 677 

Regierungsagenda 7 6 6 7 3 2 1 4 7 3 118 
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Massenmediale Agenda 

 

Tabelle 3: Neoklassische Ursachen auf der Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Lohnkosten hoch 347 34,63% 299 35,43% 354 37,54% 270 43,20% 307 36,90% 

Hohe Lohnnebenkosten 363 36,23% 290 34,36% 301 31,92% 186 29,76% 269 32,33% 

Steuern hoch 251 25,05% 207 24,53% 216 22,91% 117 18,72% 149 17,91% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 41 4,09% 48 5,69% 72 7,64% 52 8,32% 107 12,86% 

N (Thematisierungen) 1002 844 943 625 832 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Lohnkosten hoch 469 31,86% 354 29,45% 330 37,54% 428 29,95% 447 33,26% 

Hohe Lohnnebenkosten 501 34,04% 433 36,02% 299 34,02% 505 35,34% 464 34,52% 

Steuern hoch 323 21,94% 283 23,54% 135 15,36% 332 23,23% 311 23,14% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 179 12,16% 132 10,98% 115 13,08% 164 11,48% 122 9,08% 

N (Thematisierungen) 1472 1202 879 1429 1344 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Lohnkosten hoch 555 43,33% 439 48,62% 420 41,06% 498 49,26% 361 52,24% 

Hohe Lohnnebenkosten 480 37,47% 305 33,78% 396 38,71% 341 33,73% 230 33,29% 

Steuern hoch 183 14,29% 116 12,85% 133 13,00% 102 10,09% 51 7,38% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 63 4,92% 43 4,76% 74 7,23% 70 6,92% 49 7,09% 

N (Thematisierungen) 1281 903 1023 1011 691 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Lohnkosten hoch 486 49,04% 560 49,21% 452 53,55% 439 45,40% 420 48,84% 

Hohe Lohnnebenkosten 349 35,22% 320 28,12% 254 30,09% 293 30,30% 267 31,05% 

Steuern hoch 98 9,89% 172 15,11% 69 8,18% 84 8,69% 65 7,56% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 58 5,85% 86 7,56% 69 8,18% 151 15,62% 108 12,56% 

N (Thematisierungen) 991 1138 844 967 860 

           

 

2017 Gesamt 

      Lohnkosten hoch 505 49,08% 8740 41,01% 

      Hohe Lohnnebenkosten 356 34,60% 7202 33,80%             

Steuern hoch 77 7,48% 3474 16,30% 

      Überregulierung am Arbeitsmarkt 91 8,84% 1894 8,89%             

N (Thematisierungen) 1029 21310 
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Tabelle 4: Neoklassische Lösungen auf der Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 20 2,51% 21 2,99% 9 1,30% 26 5,37% 45 6,69% 

Lohnkosten senken 340 42,66% 301 42,88% 349 50,29% 240 49,59% 301 44,73% 

Lohnnebenkosten senken 95 11,92% 86 12,25% 45 6,48% 28 5,79% 87 12,93% 

Steuern senken 342 42,91% 294 41,88% 291 41,93% 190 39,26% 240 35,66% 

N (Thematisierungen) 794 702 694 484 673 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 75 6,80% 32 3,28% 8 1,27% 19 1,91% 15 2,12% 

Lohnkosten senken 445 40,34% 365 37,44% 341 54,21% 403 40,58% 402 56,78% 

Lohnnebenkosten senken 102 9,25% 122 12,51% 36 5,72% 167 16,82% 75 10,59% 

Steuern senken 481 43,61% 456 46,77% 244 38,79% 404 40,68% 216 30,51% 

N (Thematisierungen) 1103 975 629 933 708 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 3 0,43% 6 1,00% 3 0,43% 8 1,28% 1 0,25% 

Lohnkosten senken 498 70,94% 387 64,29% 422 60,20% 453 72,25% 321 78,68% 

Lohnnebenkosten senken 43 6,13% 23 3,82% 19 2,71% 8 1,28% 5 1,23% 

Steuern senken 158 22,51% 186 30,90% 257 36,66% 158 25,20% 81 19,85% 

N (Thematisierungen) 702 602 701 627 408 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 3 0,51% 6 0,83% 6 1,15% 2 0,41% 2 0,40% 

Lohnkosten senken 431 73,42% 507 69,93% 382 73,18% 367 75,36% 363 73,19% 

Lohnnebenkosten senken 3 0,51% 11 1,52% 1 0,19% 5 1,03% 10 2,02% 

Steuern senken 150 25,55% 201 27,72% 133 25,48% 113 23,20% 121 24,40% 

N (Thematisierungen) 587 725 522 487 496 

           

 

2017 Gesamt 

      Deregulierung am Arbeitsmarkt 15 2,66% 325 2,29% 

      Lohnkosten senken 412 73,18% 8030 56,64%             

Lohnnebenkosten senken 10 1,78% 981 6,92% 

      Steuern senken 126 22,38% 4842 34,15%             

N (Thematisierungen) 563 14178 
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Tabelle 5: Neoklassische Instrumente – Entlastung Sozialkassen - auf der 

Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Arbeitslosenversicherung senken 48 19,67% 40 16,60% 26 8,07% 48 22,22% 94 27,65% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 31 12,70% 32 13,28% 37 11,49% 16 7,41% 40 11,76% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 30 12,30% 21 8,71% 12 3,73% 10 4,63% 16 4,71% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 126 51,64% 92 38,17% 129 40,06% 60 27,78% 58 17,06% 

Riesterrente einführen 9 3,69% 56 23,24% 118 36,65% 82 37,96% 132 38,82% 

N (Thematisierungen) 244 241 322 216 340 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Arbeitslosenversicherung senken 109 20,84% 67 16,96% 51 22,97% 202 42,35% 98 36,43% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 92 17,59% 128 32,41% 70 31,53% 80 16,77% 62 23,05% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 31 5,93% 46 11,65% 33 14,86% 85 17,82% 20 7,43% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 104 19,89% 111 28,10% 56 25,23% 88 18,45% 77 28,62% 

Riesterrente einführen 187 35,76% 43 10,89% 12 5,41% 22 4,61% 12 4,46% 

N (Thematisierungen) 523 395 222 477 269 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Arbeitslosenversicherung senken 163 53,97% 110 58,82% 104 43,88% 43 27,74% 39 33,91% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 42 13,91% 26 13,90% 48 20,25% 36 23,23% 12 10,43% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 34 11,26% 10 5,35% 20 8,44% 21 13,55% 12 10,43% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 49 16,23% 30 16,04% 54 22,78% 48 30,97% 42 36,52% 

Riesterrente einführen 14 4,64% 11 5,88% 11 4,64% 7 4,52% 10 8,70% 

N (Thematisierungen) 302 187 237 155 115 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Arbeitslosenversicherung senken 32 16,93% 23 16,91% 32 25,20% 34 25,56% 28 24,14% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 34 17,99% 29 21,32% 18 14,17% 22 16,54% 22 18,97% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 23 12,17% 14 10,29% 9 7,09% 13 9,77% 7 6,03% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 83 43,92% 61 44,85% 66 51,97% 58 43,61% 43 37,07% 

Riesterrente einführen 17 8,99% 9 6,62% 2 1,57% 6 4,51% 16 13,79% 

N (Thematisierungen) 115 189 136 127 133 

           

 

2017 Gesamt 

      Arbeitslosenversicherung senken 42 34,71% 1433 28,28% 

      Krankenversicherungsbeiträge senken 25 20,66% 902 17,80% 

      Pflegeversicherungsbeiträge senken 10 8,26% 477 9,41% 

      Rentenversicherungsbeiträge senken 38 31,40% 1473 29,07% 

      Riesterrente einführen 6 4,96% 782 15,43% 

      N (Thematisierungen) 116 5067 
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Tabelle 6: Neoklassische Instrumente – Steuern senken - auf der 

Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Arbeitslosenversicherung senken 42 42,42% 37 42,53% 36 40,45% 18 38,30% 26 50,98% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 13 13,13% 13 14,94% 29 32,58% 11 23,40% 14 27,45% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 1 1,01% 8 9,20% 1 1,12% 0 0,00% 2 3,92% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 22 22,22% 19 21,84% 16 17,98% 10 21,28% 8 15,69% 

Riesterrente einführen 21 21,21% 10 11,49% 7 7,87% 8 17,02% 1 1,96% 

N (Thematisierungen) 99 87 89 47 51 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Arbeitslosenversicherung senken 35 30,43% 39 24,84% 21 48,84% 63 33,16% 15 34,88% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 46 40,00% 81 51,59% 9 20,93% 42 22,11% 12 27,91% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 6 5,22% 15 9,55% 4 9,30% 6 3,16% 5 11,63% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 26 22,61% 22 14,01% 5 11,63% 69 36,32% 6 13,95% 

Riesterrente einführen 2 1,74% 0 0,00% 4 9,30% 10 5,26% 5 11,63% 

N (Thematisierungen) 115157 43 190 43 39 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Arbeitslosenversicherung senken 29 74,36% 19 45,24% 35 50,00% 17 50,00% 7 33,33% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 4 10,26% 9 21,43% 18 25,71% 12 35,29% 9 42,86% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 3 7,69% 5 11,90% 5 7,14% 0 0,00% 3 14,29% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 1 2,56% 5 11,90% 8 11,43% 2 5,88% 1 4,76% 

Riesterrente einführen 2 5,13% 4 9,52% 4 5,71% 3 8,82% 1 4,76% 

N (Thematisierungen) 42 70 34 21 24 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Arbeitslosenversicherung senken 12 50,00% 20 41,67% 15 55,56% 9 32,14% 4 40,00% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 2 8,33% 9 18,75% 1 3,70% 5 17,86% 2 20,00% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 2 8,33% 7 14,58% 3 11,11% 7 25,00% 3 30,00% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 5 20,83% 6 12,50% 3 11,11% 1 3,57% 0 0,00% 

Riesterrente einführen 3 12,50% 6 12,50% 5 18,52% 6 21,43% 1 10,00% 

N (Thematisierungen) 24 48 27 28 10 

           

 

2017 Gesamt 

      Arbeitslosenversicherung senken 11 35,48% 510 39,38% 

      Krankenversicherungsbeiträge senken 6 19,35% 347 26,80% 

      Pflegeversicherungsbeiträge senken 3 9,68% 89 6,87% 

      Rentenversicherungsbeiträge senken 2 6,45% 237 18,30% 

      Riesterrente einführen 9 29,03% 112 8,65% 

      N (Thematisierungen) 31 1295 
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Tabelle 7: Neoklassische Instrumente – Flexibilisierungsmaßnahmen - auf 

der Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 8 24,24% 24 40,68% 13 26,53% 13 37,14% 16 23,53% 

Hartz IV 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 1,47% 

Minijobs/ Midijobs 3 9,09% 4 6,78% 16 32,65% 3 8,57% 15 22,06% 

PSA 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 2 6,06% 13 22,03% 5 10,20% 1 2,86% 12 17,65% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 8 24,24% 8 13,56% 3 6,12% 6 17,14% 9 13,24% 

Werkverträge 1 3,03% 0 0,00% 1 2,04% 0 0,00% 0 0,00% 

Zeit-/ Leiharbeit 11 33,33% 10 16,95% 11 22,45% 12 34,29% 15 22,06% 

N (Thematisierungen) 33 59 49 35 68 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 17 9,04% 12 8,11% 10 5,38% 3 1,13% 7 3,41% 

Hartz IV 1 0,53% 12 8,11% 77 41,40% 149 56,02% 70 34,15% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 8 4,26% 24 16,22% 27 14,52% 24 9,02% 17 8,29% 

Minijobs/ Midijobs 55 29,26% 39 26,35% 46 24,73% 48 18,05% 47 22,93% 

PSA 14 7,45% 13 8,78% 6 3,23% 8 3,01% 4 1,95% 

Kombilohn 13 6,91% 0 0,00% 4 2,15% 5 1,88% 26 12,68% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 16 8,51% 10 6,76% 2 1,08% 8 3,01% 6 2,93% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 0,38% 0 0,00% 

Zeit-/ Leiharbeit 64 34,04% 38 25,68% 14 7,53% 20 7,52% 28 13,66% 

N (Thematisierungen) 188 148 186 266 205 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 2 1,01% 1 0,75% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Hartz IV 55 27,64% 21 15,67% 40 31,01% 76 34,23% 15 13,51% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 7 3,52% 2 1,49% 4 3,10% 1 0,45% 3 2,70% 

Minijobs/ Midijobs 34 17,09% 26 19,40% 17 13,18% 31 13,96% 19 17,12% 

PSA 5 2,51% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 20 10,05% 11 8,21% 8 6,20% 12 5,41% 5 4,50% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 7 3,52% 6 4,48% 5 3,88% 9 4,05% 6 5,41% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 0,45% 0 0,00% 

Zeit-/ Leiharbeit 69 34,67% 67 50,00% 55 42,64% 92 41,44% 63 56,76% 

N (Thematisierungen) 199 134 129 222 111 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Hartz IV 19 10,44% 32 16,84% 15 17,65% 17 20,48% 11 18,64% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 2 1,10% 9 4,74% 1 1,18% 0 0,00% 2 3,39% 



Anhang | 339 

 

 

 

Minijobs/ Midijobs 43 23,63% 58 30,53% 34 40,00% 34 40,96% 17 28,81% 

PSA 0 0,00% 3 1,58% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 4 2,20% 7 3,68% 3 3,53% 1 1,20% 0 0,00% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 20 10,99% 8 4,21% 8 9,41% 3 3,61% 0 0,00% 

Werkverträge 0 0,00% 16 8,42% 5 5,88% 3 3,61% 5 8,47% 

Zeit-/ Leiharbeit 94 51,65% 57 30,00% 19 22,35% 25 30,12% 24 40,68% 

N (Thematisierungen) 182 190 85 83 59 

           

 

2017 Gesamt 

      Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 126 4,65% 

      Hartz IV 17 22,08% 627 23,15% 

      Ich-AG/ Gründungszuschüsse 1 1,30% 133 4,91% 

      Minijobs/ Midijobs 26 33,77% 615 22,71% 

      PSA 1 1,30% 54 1,99% 

      Kombilohn 1 1,30% 153 5,65% 

      Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 7 9,09% 155 5,72% 

      Werkverträge 1 1,30% 34 1,26% 

      Zeit-/ Leiharbeit 23 29,87% 811 29,95% 

      N (Thematisierungen) 77 2708 
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Tabelle 8: Neoklassische Instrumente – Moderate Lohnpolitik 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

Medienagenda 42 56 51 21 35 20 5 8 17 24 62 

Parlamentarische Agenda 2 1 3 4 3 2 2 1 1 6 9 

Regierungsagenda 0 1 0 2 0 0 2 2 0 0 1 

            

 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 Gesamt 

Medienagenda 24 20 23 13 23 19 19 11 4 7 504 

Parlamentarische Agenda 4 2 1 3 4 1 4 4 7 6 70 

Regierungsagenda 0 0 1 1 0 1 1 0 4 0 16 
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Tabelle 9: Keynesianische Ursachen auf der Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Einkommen niedrig 135 29,61% 129 31,08% 119 24,64% 85 21,63% 118 18,15% 

Einkommen ungleich verteilt 8 1,75% 13 3,13% 21 4,35% 19 4,83% 12 1,85% 

Wachstum gering 313 68,64% 273 65,78% 343 71,01% 289 73,54% 520 80,00% 

N (Thematisierungen) 456 415 483 393 650 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Einkommen niedrig 176 23,04% 147 21,75% 150 24,59% 168 28,14% 188 32,98% 

Einkommen ungleich verteilt 12 1,57% 5 0,74% 10 1,64% 11 1,84% 12 2,11% 

Wachstum gering 576 75,39% 524 77,51% 450 73,77% 418 70,02% 370 64,91% 

N (Thematisierungen) 764 676 610 597 570 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Einkommen niedrig 243 35,42% 194 27,36% 224 16,28% 242 30,56% 158 34,05% 

Einkommen ungleich verteilt 18 2,62% 28 3,95% 19 1,38% 23 2,90% 10 2,16% 

Wachstum gering 425 61,95% 487 68,69% 1133 82,34% 527 66,54% 296 63,79% 

N (Thematisierungen) 686 709 1376 792 464 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Einkommen niedrig 223 37,86% 288 46,01% 198 44,00% 172 46,11% 187 46,75% 

Einkommen ungleich verteilt 36 6,11% 55 8,79% 20 4,44% 24 6,43% 34 8,50% 

Wachstum gering 330 56,03% 283 45,21% 232 51,56% 177 47,45% 179 44,75% 

N (Thematisierungen) 589 626 450 373 400 

           

 

2017 Gesamt 

      Einkommen niedrig 195 43,82% 3739 29,85% 

      Einkommen ungleich verteilt 41 9,21% 431 3,44%             

Wachstum gering 209 46,97% 8354 66,70% 

      N (Thematisierungen) 445 12524             
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Tabelle 10: Keynesianische Lösungen auf der Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Antizyklische Finanzpolitik 265 31,47% 261 34,03% 315 35,04% 257 39,24% 310 40,21% 

Löhne erhöhen 347 41,21% 299 38,98% 354 39,38% 270 41,22% 307 39,82% 

Sozialleistung erhöhen 17 2,02% 27 3,52% 29 3,23% 12 1,83% 20 2,59% 

Steuern erhöhen 213 25,30% 180 23,47% 201 22,36% 116 17,71% 134 17,38% 

N (Thematisierungen) 842 767 899 655 771 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Antizyklische Finanzpolitik 304 28,20% 277 31,26% 281 37,07% 279 28,30% 306 32,87% 

Löhne erhöhen 470 43,60% 354 39,95% 330 43,54% 428 43,41% 447 48,01% 

Sozialleistung erhöhen 28 2,60% 23 2,60% 29 3,83% 39 3,96% 38 4,08% 

Steuern erhöhen 276 25,60% 232 26,19% 118 15,57% 240 24,34% 140 15,04% 

N (Thematisierungen) 1078 886 758 986 931 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Antizyklische Finanzpolitik 285 29,08% 318 36,01% 466 45,33% 260 29,65% 205 32,49% 

Löhne erhöhen 555 56,63% 440 49,83% 420 40,86% 498 56,78% 361 57,21% 

Sozialleistung erhöhen 36 3,67% 29 3,28% 40 3,89% 34 3,88% 22 3,49% 

Steuern erhöhen 104 10,61% 96 10,87% 102 9,92% 85 9,69% 43 6,81% 

N (Thematisierungen) 980 883 1028 877 631 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Antizyklische Finanzpolitik 243 28,72% 179 20,09% 187 25,62% 207 27,56% 190 25,99% 

Löhne erhöhen 486 57,45% 560 62,85% 452 61,92% 439 58,46% 420 57,46% 

Sozialleistung erhöhen 36 4,26% 46 5,16% 34 4,66% 31 4,13% 59 8,07% 

Steuern erhöhen 81 9,57% 106 11,90% 57 7,81% 74 9,85% 62 8,48% 

N (Thematisierungen) 846 891 730 751 731 

           

 

2017 Gesamt 

      Antizyklische Finanzpolitik 257 29,47% 5652 31,77% 

      Löhne erhöhen 505 57,91% 8742 49,13%             

Sozialleistung erhöhen 40 4,59% 669 3,76% 

      Steuern erhöhen 70 8,03% 2730 15,34%             

N (Thematisierungen) 872 17793 
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Tabelle 11: Keynesianische Instrumente - Antizyklische Finanzpolitik - auf 

der Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 2 3,51% 2 4,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 36 83,72% 52 91,23% 43 86,00% 34 91,89% 48 90,57% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 7 16,28% 3 5,26% 5 10,00% 3 8,11% 5 9,43% 

N (Thematisierungen) 43 57 50 37 53 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 1 1,64% 0 0,00% 10 15,63% 3 4,69% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 69 92,00% 52 85,25% 32 80,00% 46 71,88% 40 62,50% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 1,56% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 6 8,00% 8 13,11% 8 20,00% 8 12,50% 20 31,25% 

N (Thematisierungen) 75 61 40 64 64 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Konjunkturpaket Abschreibung 4 5,41% 2 1,80% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 43 58,11% 42 37,84% 43 11,72% 34 24,29% 22 50,00% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 3 2,70% 101 27,52% 23 16,43% 4 9,09% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 27 36,49% 64 57,66% 223 60,76% 83 59,29% 18 40,91% 

N (Thematisierungen) 74 111 367 140 44 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 2 2,20% 0 0,00% 3 5,66% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 28 45,90% 78 85,71% 55 91,67% 43 81,13% 49 77,78% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 1 1,64% 1 1,10% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 32 52,46% 10 10,99% 5 8,33% 7 13,21% 14 22,22% 

N (Thematisierungen) 61 91 60 53 63 

           

 

2017 Gesamt 

      Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 29 1,73% 

      Konjunkturpaket Infrastruktur 55 84,62% 944 56,43%             

Konjunkturpaket Umweltprämie 1 1,54% 135 8,07% 

      Kurzarbeitergeld erhöhen 9 13,85% 565 33,77%             

N (Thematisierungen) 65 1673 
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Tabelle 12: Keynesianische Instrumente - Förderungen erhöhen - auf der 

Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Betreuungsgeld erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Elterngeld erhöhen 2 7,69% 3 5,08% 3 4,55% 0 0,00% 2 2,90% 

Kinderbetreuung erhöhen 7 26,92% 19 32,20% 27 40,91% 7 43,75% 29 42,03% 

Kindergeld erhöhen 17 65,38% 37 62,71% 36 54,55% 9 56,25% 38 55,07% 

N (Thematisierungen) 26 59 66 16 69 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Betreuungsgeld erhöhen 2 1,33% 0 0,00% 4 6,35% 0 0,00% 1 0,94% 

Elterngeld erhöhen 4 2,67% 10 14,49% 4 6,35% 34 28,33% 38 35,85% 

Kinderbetreuung erhöhen 72 48,00% 42 60,87% 42 66,67% 52 43,33% 47 44,34% 

Kindergeld erhöhen 72 48,00% 17 24,64% 13 20,63% 34 28,33% 20 18,87% 

N (Thematisierungen) 150 69 63 120 106 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Betreuungsgeld erhöhen 9 7,96% 3 3,19% 19 13,48% 6 3,97% 7 8,75% 

Elterngeld erhöhen 19 16,81% 11 11,70% 25 17,73% 31 20,53% 17 21,25% 

Kinderbetreuung erhöhen 70 61,95% 49 52,13% 64 45,39% 79 52,32% 52 65,00% 

Kindergeld erhöhen 15 13,27% 31 32,98% 33 23,40% 35 23,18% 4 5,00% 

N (Thematisierungen) 113 94 141 151 80 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Betreuungsgeld erhöhen 72 38,92% 40 22,73% 13 9,42% 28 21,54% 3 4,48% 

Elterngeld erhöhen 29 15,68% 19 10,80% 28 20,29% 24 18,46% 10 14,93% 

Kinderbetreuung erhöhen 71 38,38% 82 46,59% 78 56,52% 63 48,46% 44 65,67% 

Kindergeld erhöhen 13 7,03% 35 19,89% 19 13,77% 15 11,54% 10 14,93% 

N (Thematisierungen) 185 176 138 130 67 

           

 

2017 Gesamt 

      Betreuungsgeld erhöhen 2 2,27% 209 9,92% 

      Elterngeld erhöhen 15 17,05% 328 15,57%             

Kinderbetreuung erhöhen 51 57,95% 1047 49,69% 

      Kindergeld erhöhen 20 22,73% 523 24,82%             

N (Thematisierungen) 88 2107 
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Tabelle 13: Keynesianische Instrumente - Steuern erhöhen - auf der 

Medienagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Erbschaftsteuer 3 8,57% 5 15,63% 11 27,50% 1 8,33% 5 23,81% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 25 71,43% 12 37,50% 8 20,00% 11 91,67% 8 38,10% 

Vermögensteuer 7 20,00% 15 46,88% 21 52,50% 0 0,00% 8 38,10% 

N (Thematisierungen) 35 32 40 12 21 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Erbschaftsteuer 23 28,75% 32 35,16% 13 32,50% 40 43,96% 21 50,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 17 21,25% 11 12,09% 10 25,00% 44 48,35% 17 40,48% 

Vermögensteuer 40 50,00% 48 52,75% 17 42,50% 7 7,69% 4 9,52% 

N (Thematisierungen) 80 91 40 91 42 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Erbschaftsteuer 23 82,14% 19 67,86% 14 37,84% 4 18,18% 4 30,77% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 1 3,57% 5 17,86% 14 37,84% 14 63,64% 4 30,77% 

Vermögensteuer 4 14,29% 4 14,29% 9 24,32% 4 18,18% 5 38,46% 

N (Thematisierungen) 28 28 37 22 13 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Erbschaftsteuer 4 20,00% 16 25,81% 5 62,50% 16 55,17% 16 66,67% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 12 60,00% 20 32,26% 3 37,50% 7 24,14% 2 8,33% 

Vermögensteuer 4 20,00% 26 41,94% 0 0,00% 6 20,69% 6 25,00% 

N (Thematisierungen) 20 62 8 29 24 

           

 

2017 Gesamt 

      Erbschaftsteuer 8 30,77% 283 36,24% 

      Reichensteuer/ Spitzensteuer 12 46,15% 257 32,91%             

Vermögensteuer 6 23,08% 241 30,86% 

      N (Thematisierungen) 26 781             
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Tabelle 14: Keynesianische Instrumente – Mindestlohn 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

Medienagenda 20 16 7 5 13 14 24 57 89 214 405 

Parlamentarische Agenda 0 3 1 1 1 6 1 0 1 22 27 

Regierungsagenda 1 1 0 0 0 2 0 0 0 1 0 

            

 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 Gesamt 

Medienagenda 231 151 154 136 127 376 284 260 177 114 2874 

Parlamentarische Agenda 22 15 33 28 24 18 18 27 19 10 277 

Regierungsagenda 0 1 0 2 0 1 1 1 1 1 13 

 

 

Parlamentarische Agenda 

 

Tabelle 15: Neoklassische Ursachen auf der parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Lohnkosten hoch 31 31,96% 20 29,85% 38 27,14% 39 30,95% 37 28,46% 

Hohe Lohnnebenkosten 27 27,84% 21 31,34% 39 27,86% 31 24,60% 37 28,46% 

Steuern hoch 25 25,77% 14 20,90% 38 27,14% 31 24,60% 34 26,15% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 14 14,43% 12 17,91% 25 17,86% 25 19,84% 22 16,92% 

N (Thematisierungen) 97 67 140 126 130 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Lohnkosten hoch 31 23,48% 40 27,03% 33 24,63% 23 25,84% 49 28,65% 

Hohe Lohnnebenkosten 38 28,79% 45 30,41% 35 26,12% 24 26,97% 45 26,32% 

Steuern hoch 28 21,21% 31 20,95% 28 20,90% 20 22,47% 45 26,32% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 35 26,52% 32 21,62% 38 28,36% 22 24,72% 32 18,71% 

N (Thematisierungen) 132 148 134 89 171 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Lohnkosten hoch 43 30,71% 42 30,88% 28 27,18% 52 30,77% 49 35,25% 

Hohe Lohnnebenkosten 38 27,14% 34 25,00% 27 26,21% 44 26,04% 44 31,65% 

Steuern hoch 32 22,86% 25 18,38% 23 22,33% 36 21,30% 15 10,79% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 27 19,29% 35 25,74% 25 24,27% 37 21,89% 31 22,30% 

N (Thematisierungen) 140 136 103 169 139 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Lohnkosten hoch 48 30,97% 23 29,49% 43 36,44% 36 32,73% 38 34,55% 

Hohe Lohnnebenkosten 41 26,45% 20 25,64% 35 29,66% 28 25,45% 33 30,00% 

Steuern hoch 29 18,71% 15 19,23% 15 12,71% 14 12,73% 16 14,55% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 37 23,87% 20 25,64% 25 21,19% 32 29,09% 23 20,91% 
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N (Thematisierungen) 155 78 118 110 110 

           

 

2017 Gesamt 

      Lohnkosten hoch 23 33,82% 766 29,92% 

      Hohe Lohnnebenkosten 20 29,41% 706 27,58%             

Steuern hoch 11 16,18% 525 20,51% 

      Überregulierung am Arbeitsmarkt 14 20,59% 563 21,99%             

N (Thematisierungen) 68 2560 
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Tabelle 16: Neoklassische Lösungen auf der parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 7 8,14% 4 7,41% 7 6,54% 8 8,33% 10 10,42% 

Lohnkosten senken 31 36,05% 19 35,19% 37 34,58% 38 39,58% 36 37,50% 

Lohnnebenkosten senken 18 20,93% 13 24,07% 22 20,56% 14 14,58% 12 12,50% 

Steuern senken 30 34,88% 18 33,33% 41 38,32% 36 37,50% 38 39,58% 

N (Thematisierungen) 86 54 107 96 96 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 8 8,99% 8 7,69% 3 3,33% 3 5,36% 2 1,65% 

Lohnkosten senken 32 35,96% 40 38,46% 34 37,78% 22 39,29% 48 39,67% 

Lohnnebenkosten senken 15 16,85% 15 14,42% 13 14,44% 9 16,07% 27 22,31% 

Steuern senken 34 38,20% 41 39,42% 40 44,44% 22 39,29% 44 36,36% 

N (Thematisierungen) 89 104 90 56 121 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 3 2,97% 4 4,00% 1 1,61% 2 1,89% 0 0,00% 

Lohnkosten senken 43 42,57% 44 44,00% 29 46,77% 52 49,06% 49 57,65% 

Lohnnebenkosten senken 18 17,82% 14 14,00% 4 6,45% 10 9,43% 0 0,00% 

Steuern senken 37 36,63% 38 38,00% 28 45,16% 42 39,62% 36 42,35% 

N (Thematisierungen) 101 100 62 106 85 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 2 2,22% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 1,61% 

Lohnkosten senken 49 54,44% 21 47,73% 42 63,64% 36 56,25% 36 58,06% 

Lohnnebenkosten senken 5 5,56% 2 4,55% 3 4,55% 3 4,69% 1 1,61% 

Steuern senken 34 37,78% 21 47,73% 21 31,82% 25 39,06% 24 38,71% 

N (Thematisierungen) 90 44 66 64 62 

           

 

2017 Gesamt 

      Deregulierung am Arbeitsmarkt 1 2,44% 74 4,30% 

      Lohnkosten senken 23 56,10% 761 44,24%             

Lohnnebenkosten senken 1 2,44% 219 12,73% 

      Steuern senken 16 39,02% 666 38,72%             

N (Thematisierungen) 41 1720 
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Tabelle 17: Neoklassische Instrumente – Entlastung Sozialkassen - auf der 

parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Arbeitslosenversicherung senken 5 11,11% 4 11,11% 9 11,25% 5 8,33% 8 12,31% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 15 33,33% 11 30,56% 15 18,75% 12 20,00% 20 30,77% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 8 17,78% 6 16,67% 12 15,00% 11 18,33% 9 13,85% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 17 37,78% 12 33,33% 28 35,00% 21 35,00% 19 29,23% 

Riesterrente einführen 0 0,00% 3 8,33% 16 20,00% 11 18,33% 9 13,85% 

N (Thematisierungen) 45 36 80 60 65 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Arbeitslosenversicherung senken 12 13,64% 7 9,72% 7 10,61% 6 15,38% 24 25,26% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 23 26,14% 17 23,61% 20 30,30% 12 30,77% 25 26,32% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 11 12,50% 8 11,11% 15 22,73% 9 23,08% 9 9,47% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 24 27,27% 23 31,94% 15 22,73% 7 17,95% 26 27,37% 

Riesterrente einführen 18 20,45% 17 23,61% 9 13,64% 5 12,82% 11 11,58% 

N (Thematisierungen) 88 72 66 39 95 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Arbeitslosenversicherung senken 21 29,58% 18 25,35% 6 15,38% 11 15,28% 3 6,12% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 14 19,72% 20 28,17% 13 33,33% 25 34,72% 17 34,69% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 13 18,31% 5 7,04% 7 17,95% 6 8,33% 9 18,37% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 17 23,94% 19 26,76% 9 23,08% 20 27,78% 12 24,49% 

Riesterrente einführen 6 8,45% 9 12,68% 4 10,26% 10 13,89% 8 16,33% 

N (Thematisierungen) 71 71 39 72 49 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Arbeitslosenversicherung senken 6 8,57% 1 4,17% 2 4,76% 2 5,13% 5 12,82% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 24 34,29% 4 16,67% 12 28,57% 16 41,03% 10 25,64% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 10 14,29% 3 12,50% 10 23,81% 8 20,51% 8 20,51% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 17 24,29% 11 45,83% 15 35,71% 10 25,64% 12 30,77% 

Riesterrente einführen 13 18,57% 5 20,83% 3 7,14% 3 7,69% 4 10,26% 

N (Thematisierungen) 70 24 42 39 39 

           

 

2017 Gesamt 

      Arbeitslosenversicherung senken 6 19,35% 168 14,08% 

      Krankenversicherungsbeiträge senken 7 22,58% 332 27,83% 

      Pflegeversicherungsbeiträge senken 4 12,90% 181 15,17% 

      Rentenversicherungsbeiträge senken 10 32,26% 344 28,83% 

      Riesterrente einführen 4 12,90% 168 14,08% 

      N (Thematisierungen) 31 1193 
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Tabelle 18: Neoklassische Instrumente – Steuern senken - auf der 

parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Erbschaftsteuer 1 11,11% 0 0,00% 3 20,00% 3 27,27% 4 50,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 5 55,56% 2 66,67% 4 26,67% 6 54,55% 4 50,00% 

Vermögensteuer 3 33,33% 1 33,33% 8 53,33% 2 18,18% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 9 3 15 11 8 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Erbschaftsteuer 4 23,53% 4 33,33% 7 41,18% 5 55,56% 5 23,81% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 1 5,88% 2 16,67% 4 23,53% 2 22,22% 9 42,86% 

Vermögensteuer 12 70,59% 6 50,00% 6 35,29% 2 22,22% 7 33,33% 

N (Thematisierungen) 17 12 17 9 21 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Erbschaftsteuer 8 61,54% 9 60,00% 6 46,15% 4 22,22% 0 0,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 1 7,69% 1 6,67% 4 30,77% 10 55,56% 3 60,00% 

Vermögensteuer 4 30,77% 5 33,33% 3 23,08% 4 22,22% 2 40,00% 

N (Thematisierungen) 13 15 13 18 5 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Erbschaftsteuer 5 31,25% 3 30,00% 2 40,00% 2 33,33% 5 55,56% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 5 31,25% 2 20,00% 2 40,00% 3 50,00% 1 11,11% 

Vermögensteuer 6 37,50% 5 50,00% 1 20,00% 1 16,67% 3 33,33% 

N (Thematisierungen) 16 10 5 6 9 

           

 

2017 GESAMT 
      

Erbschaftsteuer 0 0,00% 80 33,90% 
      

Reichensteuer/ Spitzensteuer 2 50,00% 73 30,93%             

Vermögensteuer 2 50,00% 83 35,17% 
      

N (Thematisierungen) 4 236             
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Tabelle 19: Neoklassische Instrumente – Flexibilisierungsmaßnahmen - auf 

der parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 2 50,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Hartz IV 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Minijobs/ Midijobs 1 33,33% 2 50,00% 0 0,00% 1 100,00% 0 0,00% 

PSA 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristun-

gen 2 66,67% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Zeit-/ Leiharbeit 0 0,00% 0 0,00% 1 100,00% 0 0,00% 1 100,00% 

N (Thematisierungen) 3 4 1 1 1 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 1 10,00% 1 12,50% 1 4,35% 0 0,00% 0 0,00% 

Hartz IV 0 0,00% 2 25,00% 10 43,48% 3 60,00% 12 46,15% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 1 12,50% 4 17,39% 2 40,00% 3 11,54% 

Minijobs/ Midijobs 4 40,00% 1 12,50% 2 8,70% 0 0,00% 5 19,23% 

PSA 1 10,00% 1 12,50% 3 13,04% 0 0,00% 1 3,85% 

Kombilohn 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 4 15,38% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristun-

gen 0 0,00% 0 0,00% 1 4,35% 0 0,00% 0 0,00% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 3,85% 

Zeit-/ Leiharbeit 4 40,00% 2 25,00% 2 8,70% 0 0,00% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 10 8 23 5 26 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 3,70% 

Hartz IV 8 38,10% 10 66,67% 6 40,00% 11 40,74% 7 25,93% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Minijobs/ Midijobs 2 9,52% 5 33,33% 5 33,33% 5 18,52% 6 22,22% 

PSA 1 4,76% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 1 4,76% 0 0,00% 1 6,67% 4 14,81% 2 7,41% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristun-

gen 1 4,76% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 3,70% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 3,70% 

Zeit-/ Leiharbeit 8 38,10% 0 0,00% 3 20,00% 7 25,93% 9 33,33% 

N (Thematisierungen) 21 15 15 27 27 
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2012 2013 2014 2015 2016 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 1 14,29% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Hartz IV 5 31,25% 1 14,29% 1 33,33% 1 12,50% 4 44,44% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Minijobs/ Midijobs 4 25,00% 2 28,57% 1 33,33% 2 25,00% 0 0,00% 

PSA 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristun-

gen 1 6,25% 1 14,29% 0 0,00% 2 25,00% 0 0,00% 

Werkverträge 1 6,25% 1 14,29% 0 0,00% 2 25,00% 2 22,22% 

Zeit-/ Leiharbeit 5 31,25% 1 14,29% 1 33,33% 1 12,50% 3 33,33% 

N (Thematisierungen) 16 7 3 8 9 

           

 

2017 Gesamt 

      Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 7 3,02% 

      Hartz IV 0 0,00% 81 34,91% 

      Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 10 4,31% 

      Minijobs/ Midijobs 0 0,00% 48 20,69% 

      PSA 0 0,00% 7 3,02% 

      Kombilohn 0 0,00% 12 5,17% 

      Mehr Befristungen/ Kettenbefristun-

gen 1 50,00% 10 4,31% 

      Werkverträge 0 0,00% 8 3,45% 

      Zeit-/ Leiharbeit 1 50,00% 49 21,12% 

      N (Thematisierungen) 2 232 

       

 

  



Anhang | 353 

 

 

 

Tabelle 20: Keynesianische Ursachen auf der parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Einkommen niedrig 17 50,00% 12 52,17% 26 48,15% 27 54,00% 23 37,70% 

Einkommen ungleich verteilt 1 2,94% 1 4,35% 6 11,11% 2 4,00% 2 3,28% 

Wachstum gering 16 47,06% 10 43,48% 22 40,74% 21 42,00% 36 59,02% 

N (Thematisierungen) 34 23 54 50 61 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Einkommen niedrig 23 38,98% 23 35,94% 17 34,69% 10 32,26% 37 47,44% 

Einkommen ungleich verteilt 2 3,39% 1 1,56% 4 8,16% 1 3,23% 3 3,85% 

Wachstum gering 34 57,63% 40 62,50% 28 57,14% 20 64,52% 38 48,72% 

N (Thematisierungen) 59 64 49 31 78 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Einkommen niedrig 31 43,66% 39 50,65% 22 37,93% 43 44,33% 33 42,86% 

Einkommen ungleich verteilt 5 7,04% 5 6,49% 2 3,45% 8 8,25% 9 11,69% 

Wachstum gering 35 49,30% 33 42,86% 34 58,62% 46 47,42% 35 45,45% 

N (Thematisierungen) 71 77 58 97 77 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Einkommen niedrig 35 46,67% 19 44,19% 27 54,00% 28 45,90% 24 50,00% 

Einkommen ungleich verteilt 6 8,00% 3 6,98% 4 8,00% 9 14,75% 4 8,33% 

Wachstum gering 34 45,33% 21 48,84% 19 38,00% 24 39,34% 20 41,67% 

N (Thematisierungen) 75 43 50 61 48 

           

 

2017 Gesamt 

      Einkommen niedrig 16 43,24% 532 44,44% 

      Einkommen ungleich verteilt 6 16,22% 84 7,02%             

Wachstum gering 15 40,54% 581 48,54% 

      N (Thematisierungen) 37 1197             
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Tabelle 21: Keynesianische Lösungen auf der parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Antizyklische Finanzpolitik 10 14,49% 12 25,00% 24 22,86% 16 17,98% 34 30,36% 

Löhne erhöhen 31 44,93% 20 41,67% 38 36,19% 39 43,82% 37 33,04% 

Sozialleistung erhöhen 3 4,35% 3 6,25% 6 5,71% 3 3,37% 7 6,25% 

Steuern erhöhen 25 36,23% 13 27,08% 37 35,24% 31 34,83% 34 30,36% 

N (Thematisierungen) 69 48 105 89 112 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Antizyklische Finanzpolitik 24 27,91% 35 33,33% 23 25,56% 15 25,86% 34 25,19% 

Löhne erhöhen 31 36,05% 40 38,10% 33 36,67% 23 39,66% 49 36,30% 

Sozialleistung erhöhen 3 3,49% 2 1,90% 7 7,78% 1 1,72% 13 9,63% 

Steuern erhöhen 28 32,56% 28 26,67% 27 30,00% 19 32,76% 39 28,89% 

N (Thematisierungen) 86 105 90 58 135 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Antizyklische Finanzpolitik 37 31,09% 31 27,93% 29 32,95% 37 25,34% 33 32,04% 

Löhne erhöhen 43 36,13% 42 37,84% 28 31,82% 52 35,62% 49 47,57% 

Sozialleistung erhöhen 10 8,40% 16 14,41% 9 10,23% 22 15,07% 7 6,80% 

Steuern erhöhen 29 24,37% 22 19,82% 22 25,00% 35 23,97% 14 13,59% 

N (Thematisierungen) 119 111 88 146 103 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Antizyklische Finanzpolitik 32 26,89% 18 31,03% 24 26,97% 16 21,92% 21 24,71% 

Löhne erhöhen 48 40,34% 23 39,66% 43 48,31% 36 49,32% 38 44,71% 

Sozialleistung erhöhen 11 9,24% 2 3,45% 7 7,87% 7 9,59% 10 11,76% 

Steuern erhöhen 28 23,53% 15 25,86% 15 16,85% 14 19,18% 16 18,82% 

N (Thematisierungen) 119 58 89 73 85 

           

 

2017 Gesamt 

      Antizyklische Finanzpolitik 15 27,78% 520 26,78% 

      Löhne erhöhen 23 42,59% 766 39,44%             

Sozialleistung erhöhen 5 9,26% 154 7,93% 

      Steuern erhöhen 11 20,37% 502 25,85%             

N (Thematisierungen) 54 1942 
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Tabelle 22: Keynesianische Instrumente - Antizyklische Finanzpolitik - auf 

der parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Konjunkturpaket Abschreibung 4 26,67% 0 0,00% 1 7,14% 0 0,00% 2 9,52% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 11 73,33% 8 100,00% 13 92,86% 15 93,75% 19 90,48% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 6,25% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 15 8 14 16 21 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Konjunkturpaket Abschreibung 1 5,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 5 17,86% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 18 90,00% 17 100,00% 16 100,00% 14 100,00% 19 67,86% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 1 5,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 4 14,29% 

N (Thematisierungen) 20 17 16 14 28 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 3 13,04% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 17 100,00% 17 73,91% 16 43,24% 29 61,70% 33 94,29% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 15 40,54% 6 12,77% 1 2,86% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 0 0,00% 3 13,04% 6 16,22% 12 25,53% 1 2,86% 

N (Thematisierungen) 17 23 37 47 35 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 2 11,76% 1 3,85% 0 0,00% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 27 90,00% 15 88,24% 25 96,15% 25 89,29% 29 93,55% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 1 3,33% 0 0,00% 0 0,00% 3 10,71% 1 3,23% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 2 6,67% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 3,23% 

N (Thematisierungen) 30 17 26 28 31 

           

 

2017 Gesamt 

      Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 19 3,98% 

      Konjunkturpaket Infrastruktur 17 100,00% 400 83,86%             

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 27 5,66% 

      Kurzarbeitergeld erhöhen 0 0,00% 31 6,50%             

N (Thematisierungen) 17 477 
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Tabelle 23: Keynesianische Instrumente - Förderungen erhöhen - auf der 

parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Betreuungsgeld erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 2,86% 

Elterngeld erhöhen 0 0,00% 2 14,29% 3 9,68% 2 10,53% 2 5,71% 

Kinderbetreuung erhöhen 3 37,50% 3 21,43% 8 25,81% 5 26,32% 11 31,43% 

Kindergeld erhöhen 5 62,50% 9 64,29% 20 64,52% 12 63,16% 21 60,00% 

N (Thematisierungen) 8 14 31 19 35 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Betreuungsgeld erhöhen 1 3,45% 1 7,69% 2 8,00% 1 5,26% 2 4,17% 

Elterngeld erhöhen 4 13,79% 0 0,00% 2 8,00% 4 21,05% 16 33,33% 

Kinderbetreuung erhöhen 9 31,03% 8 61,54% 13 52,00% 9 47,37% 20 41,67% 

Kindergeld erhöhen 15 51,72% 4 30,77% 8 32,00% 5 26,32% 10 20,83% 

N (Thematisierungen) 29 13 25 19 48 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Betreuungsgeld erhöhen 10 16,39% 5 8,33% 2 7,41% 10 15,63% 11 19,64% 

Elterngeld erhöhen 15 24,59% 15 25,00% 5 18,52% 18 28,13% 12 21,43% 

Kinderbetreuung erhöhen 23 37,70% 19 31,67% 10 37,04% 14 21,88% 19 33,93% 

Kindergeld erhöhen 13 21,31% 21 35,00% 10 37,04% 22 34,38% 14 25,00% 

N (Thematisierungen) 61 60 27 64 56 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Betreuungsgeld erhöhen 23 35,94% 14 31,11% 8 20,51% 9 19,15% 5 16,13% 

Elterngeld erhöhen 15 23,44% 7 15,56% 13 33,33% 11 23,40% 11 35,48% 

Kinderbetreuung erhöhen 19 29,69% 16 35,56% 13 33,33% 15 31,91% 9 29,03% 

Kindergeld erhöhen 7 10,94% 8 17,78% 5 12,82% 12 25,53% 6 19,35% 

N (Thematisierungen) 64 45 39 47 31 

           

 

2017 Gesamt 

      Betreuungsgeld erhöhen 0 0,00% 105 13,94% 

      Elterngeld erhöhen 7 38,89% 164 21,78%             

Kinderbetreuung erhöhen 8 44,44% 254 33,73% 

      Kindergeld erhöhen 3 16,67% 230 30,54%             

N (Thematisierungen) 18 753 
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Tabelle 24: Keynesianische Instrumente - Steuern erhöhen - auf der 

parlamentarischen Agenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Erbschaftsteuer 1 11,11% 0 0,00% 3 20,00% 3 27,27% 4 50,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 5 55,56% 2 66,67% 4 26,67% 6 54,55% 4 50,00% 

Vermögensteuer 3 33,33% 1 33,33% 8 53,33% 2 18,18% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 9 3 15 11 8 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Erbschaftsteuer 4 23,53% 4 33,33% 7 41,18% 5 55,56% 5 23,81% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 1 5,88% 2 16,67% 4 23,53% 2 22,22% 9 42,86% 

Vermögensteuer 12 70,59% 6 50,00% 6 35,29% 2 22,22% 7 33,33% 

N (Thematisierungen) 17 12 17 9 21 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Erbschaftsteuer 8 61,54% 9 60,00% 6 46,15% 4 22,22% 0 0,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 1 7,69% 1 6,67% 4 30,77% 10 55,56% 3 60,00% 

Vermögensteuer 4 30,77% 5 33,33% 3 23,08% 4 22,22% 2 40,00% 

N (Thematisierungen) 13 15 13 18 5 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Erbschaftsteuer 5 31,25% 3 30,00% 2 40,00% 2 33,33% 5 55,56% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 5 31,25% 2 20,00% 2 40,00% 3 50,00% 1 11,11% 

Vermögensteuer 6 37,50% 5 50,00% 1 20,00% 1 16,67% 3 33,33% 

N (Thematisierungen) 16 10 5 6 9 

           

 

2017 Gesamt 

      Erbschaftsteuer 0 0,00% 80 33,90% 

      Reichensteuer/ Spitzensteuer 2 50,00% 73 30,93%             

Vermögensteuer 2 50,00% 83 35,17% 

      N (Thematisierungen) 4 236             
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Regierungsagenda 

 

Tabelle 25: Neoklassische Ursachen auf der Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Lohnkosten hoch 11 42,31% 5 45,45% 5 45,45% 12 38,71% 12 38,71% 

Hohe Lohnnebenkosten 7 26,92% 3 27,27% 4 36,36% 9 29,03% 7 22,58% 

Steuern hoch 3 11,54% 2 18,18% 0 0,00% 4 12,90% 3 9,68% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 5 19,23% 1 9,09% 2 18,18% 6 19,35% 9 29,03% 

N (Thematisierungen) 26 11 11 31 31 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Lohnkosten hoch 5 29,41% 11 33,33% 11 25,58% 5 41,67% 15 32,61% 

Hohe Lohnnebenkosten 4 23,53% 12 36,36% 15 34,88% 4 33,33% 14 30,43% 

Steuern hoch 4 23,53% 2 6,06% 4 9,30% 1 8,33% 8 17,39% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 4 23,53% 8 24,24% 13 30,23% 2 16,67% 9 19,57% 

N (Thematisierungen) 17 33 43 12 46 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Lohnkosten hoch 13 25,49% 8 23,53% 5 22,73% 11 27,50% 10 25,00% 

Hohe Lohnnebenkosten 13 25,49% 10 29,41% 7 31,82% 13 32,50% 11 27,50% 

Steuern hoch 7 13,73% 1 2,94% 3 13,64% 1 2,50% 4 10,00% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 18 35,29% 15 44,12% 7 31,82% 15 37,50% 15 37,50% 

N (Thematisierungen) 51 34 22 40 40 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Lohnkosten hoch 6 27,27% 3 33,33% 9 33,33% 12 30,00% 16 32,65% 

Hohe Lohnnebenkosten 7 31,82% 4 44,44% 9 33,33% 11 27,50% 14 28,57% 

Steuern hoch 2 9,09% 0 0,00% 2 7,41% 3 7,50% 2 4,08% 

Überregulierung am Arbeitsmarkt 7 31,82% 2 22,22% 7 25,93% 14 35,00% 17 34,69% 

N (Thematisierungen) 22 9 27 40 49 

           

 

2017 Gesamt 

      Lohnkosten hoch 5 35,71% 190 31,20% 

      Hohe Lohnnebenkosten 5 35,71% 183 30,05% 

      Steuern hoch 1 7,14% 57 9,36% 

      Überregulierung am Arbeitsmarkt 3 21,43% 179 29,39% 

      N (Thematisierungen) 14 609 
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Tabelle 26: Neoklassische Lösungen auf der Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Lohnkosten senken 11 45,83% 4 57,14% 5 83,33% 12 66,67% 13 61,90% 

Lohnnebenkosten senken 2 8,33% 0 0,00% 0 0,00% 1 5,56% 3 14,29% 

Steuern senken 11 45,83% 3 42,86% 1 16,67% 5 27,78% 5 23,81% 

N (Thematisierungen) 24 7 6 18 21 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 0 0,00% 0 0,00% 3 11,54% 0 0,00% 0 0,00% 

Lohnkosten senken 5 38,46% 11 50,00% 13 50,00% 5 71,43% 16 55,17% 

Lohnnebenkosten senken 1 7,69% 6 27,27% 1 3,85% 1 14,29% 2 6,90% 

Steuern senken 7 53,85% 5 22,73% 9 34,62% 1 14,29% 11 37,93% 

N (Thematisierungen) 13 22 26 7 29 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 1 3,85% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Lohnkosten senken 15 57,69% 8 61,54% 5 41,67% 11 68,75% 11 64,71% 

Lohnnebenkosten senken 1 3,85% 1 7,69% 0 0,00% 2 12,50% 0 0,00% 

Steuern senken 9 34,62% 4 30,77% 7 58,33% 3 18,75% 6 35,29% 

N (Thematisierungen) 26 13 12 16 17 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 4,55% 0 0,00% 

Lohnkosten senken 7 77,78% 4 66,67% 11 68,75% 14 63,64% 18 75,00% 

Lohnnebenkosten senken 0 0,00% 0 0,00% 1 6,25% 0 0,00% 0 0,00% 

Steuern senken 2 22,22% 2 33,33% 4 25,00% 7 31,82% 6 25,00% 

N (Thematisierungen) 9 6 16 22 24 

           

 

2017 Gesamt 

      Deregulierung am Arbeitsmarkt 0 0,00% 5 1,46% 

      Lohnkosten senken 6 75,00% 205 59,94% 

      Lohnnebenkosten senken 0 0,00% 22 6,43% 

      Steuern senken 2 25,00% 110 32,16% 

      N (Thematisierungen) 8 342 
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Tabelle 27: Neoklassische Instrumente – Entlastung Sozialkassen - auf der 

Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Arbeitslosenversicherung senken 2 11,76% 3 33,33% 1 25,00% 0 0,00% 4 28,57% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 5 29,41% 2 22,22% 2 50,00% 3 33,33% 3 21,43% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 4 23,53% 1 11,11% 1 25,00% 1 11,11% 0 0,00% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 6 35,29% 3 33,33% 0 0,00% 4 44,44% 6 42,86% 

Riesterrente einführen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 11,11% 1 7,14% 

N (Thematisierungen) 17 9 4 9 14 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Arbeitslosenversicherung senken 3 23,08% 6 20,00% 2 7,41% 0 0,00% 2 9,52% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 3 23,08% 7 23,33% 6 22,22% 1 50,00% 5 23,81% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 3 23,08% 7 23,33% 5 18,52% 0 0,00% 4 19,05% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 4 30,77% 10 33,33% 13 48,15% 1 50,00% 9 42,86% 

Riesterrente einführen 0 0,00% 0 0,00% 1 3,70% 0 0,00% 1 4,76% 

N (Thematisierungen) 13 30 27 2 21 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Arbeitslosenversicherung senken 4 12,12% 3 20,00% 2 18,18% 2 7,69% 3 21,43% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 8 24,24% 4 26,67% 4 36,36% 9 34,62% 4 28,57% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 9 27,27% 2 13,33% 2 18,18% 5 19,23% 3 21,43% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 11 33,33% 6 40,00% 3 27,27% 9 34,62% 4 28,57% 

Riesterrente einführen 1 3,03% 0 0,00% 0 0,00% 1 3,85% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 33 15 11 26 14 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Arbeitslosenversicherung senken 2 16,67% 0 0,00% 3 15,00% 3 16,67% 6 18,18% 

Krankenversicherungsbeiträge senken 2 16,67% 0 0,00% 6 30,00% 3 16,67% 10 30,30% 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 1 8,33% 0 0,00% 3 15,00% 4 22,22% 7 21,21% 

Rentenversicherungsbeiträge senken 7 58,33% 3 100,00% 7 35,00% 8 44,44% 10 30,30% 

Riesterrente einführen 0 0,00% 0 0,00% 1 5,00% 0 0,00% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 12 3 20 18 33 

           

 

2017 Gesamt 

      Arbeitslosenversicherung senken 0 0,00% 51 15,09% 

      Krankenversicherungsbeiträge senken 2 25,00% 89 26,33% 

      Pflegeversicherungsbeiträge senken 2 25,00% 64 18,93% 

      Rentenversicherungsbeiträge senken 3 37,50% 126 37,28% 

      Riesterrente einführen 1 12,50% 8 2,37% 

      N (Thematisierungen) 8 338 
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Tabelle 28: Neoklassische Instrumente – Steuern senken - auf der 

Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Erbschaftsteuer 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Vermögensteuer 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 100,00% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 0 0 0 1 0 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Erbschaftsteuer 1 50,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 100,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Vermögensteuer 1 50,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 2 0 0 0 1 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Erbschaftsteuer 1 50,00% 0 0,00% 1 100,00% 0 0,00% 1 50,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 1 50,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Vermögensteuer 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 50,00% 

N (Thematisierungen) 2 0 1 0 2 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Erbschaftsteuer 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Vermögensteuer 1 100,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 1 0 0 0 0 

           

 

2017 GESAMT 
      

Erbschaftsteuer 1 100,00% 6 54,55% 
      

Reichensteuer/ Spitzensteuer 0 0,00% 1 9,09% 
      

Vermögensteuer 0 0,00% 4 36,36% 
      

N (Thematisierungen) 1 11     
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Tabelle 29: Neoklassische Instrumente – Flexibilisierungsmaßnahmen - auf 

der Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 0 0,00% 1 50,00% 1 33,33% 1 33,33% 

Hartz IV 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 0 0,00% 1 50,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Minijobs/ Midijobs 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

PSA 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 0 0,00% 1 100,00% 0 0,00% 2 66,67% 2 66,67% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Zeit-/ Leiharbeit 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 0 1 2 3 3 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 2 22,22% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Hartz IV 0 0,00% 1 11,11% 1 33,33% 0 0,00% 2 40,00% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 2 22,22% 3 33,33% 1 33,33% 1 50,00% 0 0,00% 

Minijobs/ Midijobs 1 11,11% 0 0,00% 1 33,33% 0 0,00% 0 0,00% 

PSA 1 11,11% 1 11,11% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 2 40,00% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 1 11,11% 1 11,11% 0 0,00% 1 50,00% 1 20,00% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Zeit-/ Leiharbeit 4 44,44% 1 11,11% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

N (Thematisierungen) 9 9 3 2 5 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Hartz IV 1 16,67% 0 0,00% 0 0,00% 1 100,00% 0 0,00% 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 1 16,67% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 50,00% 

Minijobs/ Midijobs 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

PSA 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 1 16,67% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 2 33,33% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Zeit-/ Leiharbeit 1 16,67% 0 0,00% 1 100,00% 0 0,00% 1 50,00% 

N (Thematisierungen) 6 0 1 1 2 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Hartz IV 0 0,00% 0 0,00% 1 25,00% 1 50,00% 0 0,00% 
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Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Minijobs/ Midijobs 0 0,00% 0 0,00% 1 25,00% 0 0,00% 0 0,00% 

PSA 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kombilohn 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 50,00% 0 0,00% 

Werkverträge 0 0,00% 0 0,00% 1 25,00% 0 0,00% 1 50,00% 

Zeit-/ Leiharbeit 0 0,00% 0 0,00% 1 25,00% 0 0,00% 1 50,00% 

N (Thematisierungen) 0 0 4 2 2 

           

 

2017 Gesamt 

      Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 0 0,00% 5 12,20% 

      Hartz IV 0 0,00% 8 19,51% 

      Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0 0,00% 5 12,20% 

      Minijobs/ Midijobs 0 0,00% 2 4,88% 

      PSA 0 0,00% 1 2,44% 

      Kombilohn 0 0,00% 1 2,44% 

      Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 0 0,00% 7 17,07% 

      Werkverträge 0 0,00% 2 4,88% 

      Zeit-/ Leiharbeit 1 100,00% 10 24,39% 

      N (Thematisierungen) 1 41 
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Tabelle 30: Keynesianische Ursachen auf der Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Einkommen niedrig 7 70,00% 4 100,00% 2 100,00% 9 90,00% 7 77,78% 

Einkommen ungleich verteilt 2 20,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Wachstum gering 1 10,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 10,00% 2 22,22% 

N (Thematisierungen) 10 4 2 10 9 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Einkommen niedrig 3 50,00% 8 61,54% 10 71,43% 1 33,33% 11 64,71% 

Einkommen ungleich verteilt 0 0,00% 2 15,38% 0 0,00% 0 0,00% 3 17,65% 

Wachstum gering 3 50,00% 3 23,08% 4 28,57% 2 66,67% 3 17,65% 

N (Thematisierungen) 6 13 14 3 17 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Einkommen niedrig 10 58,82% 4 57,14% 4 36,36% 6 46,15% 9 52,94% 

Einkommen ungleich verteilt 2 11,76% 1 14,29% 0 0,00% 2 15,38% 2 11,76% 

Wachstum gering 5 29,41% 2 28,57% 7 63,64% 5 38,46% 6 35,29% 

N (Thematisierungen) 17 7 11 13 17 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Einkommen niedrig 6 60,00% 3 75,00% 8 57,14% 9 56,25% 13 56,52% 

Einkommen ungleich verteilt 2 20,00% 0 0,00% 3 21,43% 0 0,00% 4 17,39% 

Wachstum gering 2 20,00% 1 25,00% 3 21,43% 7 43,75% 6 26,09% 

N (Thematisierungen) 10 4 14 16 23 

           

 

2017 Gesamt 

      Einkommen niedrig 5 71,43% 139 61,23% 

      Einkommen ungleich verteilt 0 0,00% 23 10,13% 

      Wachstum gering 2 28,57% 65 28,63% 

      N (Thematisierungen) 7 227     
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Tabelle 31: Keynesianische Lösungen auf der Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Antizyklische Finanzpolitik 3 15,00% 0 0,00% 0 0,00% 2 8,70% 2 9,09% 

Löhne erhöhen 11 55,00% 5 71,43% 5 71,43% 12 52,17% 12 54,55% 

Sozialleistung erhöhen 3 15,00% 0 0,00% 2 28,57% 5 21,74% 5 22,73% 

Steuern erhöhen 3 15,00% 2 28,57% 0 0,00% 4 17,39% 3 13,64% 

N (Thematisierungen) 20 7 7 23 22 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Antizyklische Finanzpolitik 1 8,33% 4 20,00% 4 14,29% 0 0,00% 2 7,14% 

Löhne erhöhen 5 41,67% 11 55,00% 11 39,29% 5 71,43% 15 53,57% 

Sozialleistung erhöhen 2 16,67% 3 15,00% 9 32,14% 1 14,29% 3 10,71% 

Steuern erhöhen 4 33,33% 2 10,00% 4 14,29% 1 14,29% 8 28,57% 

N (Thematisierungen) 12 20 28 7 28 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Antizyklische Finanzpolitik 2 7,69% 4 25,00% 2 18,18% 6 30,00% 7 30,43% 

Löhne erhöhen 13 50,00% 8 50,00% 5 45,45% 11 55,00% 10 43,48% 

Sozialleistung erhöhen 4 15,38% 3 18,75% 1 9,09% 2 10,00% 2 8,70% 

Steuern erhöhen 7 26,92% 1 6,25% 3 27,27% 1 5,00% 4 17,39% 

N (Thematisierungen) 26 16 11 20 23 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Antizyklische Finanzpolitik 1 11,11% 2 40,00% 2 11,76% 6 25,00% 7 21,88% 

Löhne erhöhen 6 66,67% 3 60,00% 9 52,94% 12 50,00% 16 50,00% 

Sozialleistung erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 4 23,53% 3 12,50% 7 21,88% 

Steuern erhöhen 2 22,22% 0 0,00% 2 11,76% 3 12,50% 2 6,25% 

N (Thematisierungen) 9 5 17 24 32 

           

 

2017 Gesamt 

      Antizyklische Finanzpolitik 3 33,33% 60 16,39% 

      Löhne erhöhen 5 55,56% 190 51,91% 

      Sozialleistung erhöhen 0 0,00% 59 16,12% 

      Steuern erhöhen 1 11,11% 57 15,57% 

      N (Thematisierungen) 9 366 
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Tabelle 32: Keynesianische Instrumente - Antizyklische Finanzpolitik - auf 

der Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Konjunkturpaket Abschreibung 2 33,33% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 3 50,00% 1 100,00% 1 33,33% 1 50,00% 2 66,67% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 1 16,67% 0 0,00% 2 66,67% 1 50,00% 1 33,33% 

N (Thematisierungen) 6 1 3 2 3 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 100,00% 2 50,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 0 0,00% 3 75,00% 4 100,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 1 100,00% 1 25,00% 0 0,00% 0 0,00% 2 50,00% 

N (Thematisierungen) 1 4 4 1 4 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Konjunkturpaket Abschreibung 1 14,29% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 5 71,43% 2 66,67% 3 60,00% 1 33,33% 1 50,00% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 1 20,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 1 14,29% 1 33,33% 1 20,00% 2 66,67% 1 50,00% 

N (Thematisierungen) 7 3 5 3 2 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Konjunkturpaket Infrastruktur 1 100,00% 1 100,00% 5 83,33% 5 100,00% 4 66,67% 

Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Kurzarbeitergeld erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 1 16,67% 0 0,00% 2 33,33% 

N (Thematisierungen) 1 1 6 5 6 

           

 

2017 Gesamt 

      Konjunkturpaket Abschreibung 0 0,00% 6 8,45% 

      Konjunkturpaket Infrastruktur 3 100,00% 46 64,79% 

      Konjunkturpaket Umweltprämie 0 0,00% 1 1,41% 

      Kurzarbeitergeld erhöhen 0 0,00% 18 25,35% 

      N (Thematisierungen) 3 71 
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Tabelle 33: Keynesianische Instrumente - Förderungen erhöhen - auf der 

Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Betreuungsgeld erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Elterngeld erhöhen 1 25,00% 0 0,00% 1 100,00% 2 28,57% 2 28,57% 

Kinderbetreuung erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 14,29% 2 28,57% 

Kindergeld erhöhen 3 75,00% 1 100,00% 0 0,00% 4 57,14% 3 42,86% 

N (Thematisierungen) 4 1 1 7 7 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Betreuungsgeld erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 1 9,09% 

Elterngeld erhöhen 0 0,00% 2 28,57% 0 0,00% 0 0,00% 2 18,18% 

Kinderbetreuung erhöhen 1 100,00% 2 28,57% 3 75,00% 0 0,00% 3 27,27% 

Kindergeld erhöhen 0 0,00% 3 42,86% 1 25,00% 0 0,00% 5 45,45% 

N (Thematisierungen) 1 7 4 0 11 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Betreuungsgeld erhöhen 1 11,11% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Elterngeld erhöhen 1 11,11% 1 20,00% 0 0,00% 4 57,14% 1 14,29% 

Kinderbetreuung erhöhen 3 33,33% 1 20,00% 0 0,00% 2 28,57% 4 57,14% 

Kindergeld erhöhen 4 44,44% 3 60,00% 2 100,00% 1 14,29% 2 28,57% 

N (Thematisierungen) 9 5 2 7 7 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Betreuungsgeld erhöhen 0 0,00% 0 0,00% 2 40,00% 0 0,00% 0 0,00% 

Elterngeld erhöhen 0 0,00% 1 33,33% 2 40,00% 2 25,00% 3 21,43% 

Kinderbetreuung erhöhen 1 100,00% 1 33,33% 1 20,00% 5 62,50% 6 42,86% 

Kindergeld erhöhen 0 0,00% 1 33,33% 0 0,00% 1 12,50% 5 35,71% 

N (Thematisierungen) 1 3 5 8 14 

           

 

2017 Gesamt 

      Betreuungsgeld erhöhen 0 0,00% 4 3,74% 

      Elterngeld erhöhen 1 33,33% 26 24,30% 

      Kinderbetreuung erhöhen 1 33,33% 37 34,58% 

      Kindergeld erhöhen 1 33,33% 40 37,38% 

      N (Thematisierungen) 3 107 
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Tabelle 34: Keynesianische Instrumente - Steuern erhöhen - auf der 

Regierungsagenda 

 

 

1997 1998 1999 2000 2001 

Erbschaftsteuer 3 8,57% 5 15,63% 11 27,50% 1 8,33% 5 23,81% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 25 71,43% 12 37,50% 8 20,00% 11 91,67% 8 38,10% 

Vermögensteuer 7 20,00% 15 46,88% 21 52,50% 0 0,00% 8 38,10% 

N (Thematisierungen) 35 32 40 12 21 

           

 

2002 2003 2004 2005 2006 

Erbschaftsteuer 23 28,75% 32 35,16% 13 32,50% 40 43,96% 21 50,00% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 17 21,25% 11 12,09% 10 25,00% 44 48,35% 17 40,48% 

Vermögensteuer 40 50,00% 48 52,75% 17 42,50% 7 7,69% 4 9,52% 

N (Thematisierungen) 80 91 40 91 42 

           

 

2007 2008 2009 2010 2011 

Erbschaftsteuer 23 82,14% 19 67,86% 14 37,84% 4 18,18% 4 30,77% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 1 3,57% 5 17,86% 14 37,84% 14 63,64% 4 30,77% 

Vermögensteuer 4 14,29% 4 14,29% 9 24,32% 4 18,18% 5 38,46% 

N (Thematisierungen) 28 28 37 22 13 

           

 

2012 2013 2014 2015 2016 

Erbschaftsteuer 4 20,00% 16 25,81% 5 62,50% 16 55,17% 16 66,67% 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 12 60,00% 20 32,26% 3 37,50% 7 24,14% 2 8,33% 

Vermögensteuer 4 20,00% 26 41,94% 0 0,00% 6 20,69% 6 25,00% 

N (Thematisierungen) 20 62 8 29 24 

           

 

2017 Gesamt 

      Erbschaftsteuer 8 30,77% 283 36,24% 

      Reichensteuer/ Spitzensteuer 12 46,15% 257 32,91%             

Vermögensteuer 6 23,08% 241 30,86% 

      N (Thematisierungen) 26 781             
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Anhang zur multivariaten Analyse in den Kapitel 6.1.2 und 6.1.5 

 

Tabelle 35: Dominante Häufigkeiten der Policy-Optionen pro Kategorie für 

die binär-logistische Regression auf der Medienagenda 

 

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Arbeitslosenversicherung senken 488 151 138 258 317 

Krankenversicherungsbeiträge senken 178 117 87 159 305 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 82 74 39 64 172 

Rentenversicherungsbeiträge senken 208 242 207 341 279 

Riesterrente einführen 45 47 30 505 103 

Entlastung Sozialkassen 1001 631 501 1327 1176 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 10 0 0 58 27 

Hartz IV 186 152 61 1 227 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 32 16 4 6 75 

Minijob/ Midijob 126 154 111 74 143 

PSA 12 3 1 8 30 

Kombilohn 65 29 5 30 10 

Mehr Befristungen 23 44 18 31 23 

Werkverträge 0 17 14 1 1 

Zeit-/ Leiharbeit 219 307 93 90 84 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 673 722 307 299 620 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Moderate Lohnpolitik 129 80 41 134 30 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Einkommensteuer  96 63 39 113 127 

Gewerbesteuer 42 35 14 94 138 

Kapitalertragsteuer 18 12 16 6 28 

Körperschaftsteuer 21 14 6 55 102 

Solidaritätszuschlag 15 13 21 18 15 

Steuern senken 192 137 96 286 410 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Konjunkturpaket Abschreibung 12 2 3 2 8 

Konjunkturpaket Infrastruktur 168 165 204 193 133 

Konjunkturpaket Umweltprämie 92 42 1 0 0 
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Kurzarbeitergeld erhöhen 278 199 35 18 26 

Antizyklische Finanzpolitik 550 408 243 213 167 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Betreuungsgeld erhöhen 21 136 46 1 5 

Elterngeld erhöhen 93 100 77 8 46 

Kinderbetreuung erhöhen 225 295 236 124 144 

Kindergeld erhöhen 95 93 64 164 66 

Förderungen erhöhen 434 624 423 297 261 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Mindestlohn 989 798 851 39 162 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Erbschaftsteuer 73 32 45 36 89 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 37 53 24 42 66 

Vermögensteuer 19 41 18 57 87 

Steuern erhöhen 129 126 87 135 242 
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Tabelle 36: Werte für das Deutungsmuster „Überregulierung am 

Arbeitsmarkt/ Deregulierung am Arbeitsmarkt“ auf der massenmedialen 

Agenda 

 

 

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Schröder I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,341 0

Schröder I Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt 0,202 0,001

Schröder I Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt 1,284 0

Schröder I Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 1,252 0

Schröder I Neoklassik Instrument Hartz IV -3,432 0

Schröder I Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse -0,221 0,05

Schröder I Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs -0,138 0,03

Schröder I Neoklassik Instrument PSA 0,325 0,022

Schröder I Neoklassik Instrument Kombilohn 0,64 0

Schröder I Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen - -

Schröder I Neoklassik Instrument Werkverträge -1,495 0

Schröder I Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit -0,464 0

Schröder II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,145 0

Schröder II Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt 0,382 0

Schröder II Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt - -

Schröder II Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen - -

Schröder II Neoklassik Instrument Hartz IV 1,051 0

Schröder II Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse 1,488 0

Schröder II Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs 0,16 0,005

Schröder II Neoklassik Instrument PSA 1,422 0

Schröder II Neoklassik Instrument Kombilohn -1,437 0

Schröder II Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen -0,37 0

Schröder II Neoklassik Instrument Werkverträge -1,522 0

Schröder II Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit -0,588 0

Merkel I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,6 0,003

Merkel I Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt -0,301 0

Merkel I Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt -0,996 0

Merkel I Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen -1,053 0

Merkel I Neoklassik Instrument Hartz IV 0,46 0

Merkel I Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse -0,256 0,014

Merkel I Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs -0,169 0,003

Merkel I Neoklassik Instrument PSA -0,58 0

Merkel I Neoklassik Instrument Kombilohn 1,02 0

Merkel I Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen -0,243 0,007

Merkel I Neoklassik Instrument Werkverträge -2,234 0

Merkel I Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit 0,427 0

Merkel II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit -0,306 0

Merkel II Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt -0,413 0

Merkel II Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt -1,57 0

Merkel II Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen -1,688 0

Merkel II Neoklassik Instrument Hartz IV 0,38 0

Merkel II Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse -0,774 0

Merkel II Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs 0,122 0,028

Merkel II Neoklassik Instrument PSA -1,187 0

Merkel II Neoklassik Instrument Kombilohn -0,486 0

Merkel II Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen 0,23 0,004

Merkel II Neoklassik Instrument Werkverträge 0,391 0,002

Merkel II Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit 0,83 0

Merkel III Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit -0,306 0

Merkel III Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt 0,33 0

Merkel III Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt -0,83 0

Merkel III Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen -2,644 0

Merkel III Neoklassik Instrument Hartz IV -0,195 0

Merkel III Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse -2,139 0

Merkel III Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs 0,359 0

Merkel III Neoklassik Instrument PSA -0,722 0,005

Merkel III Neoklassik Instrument Kombilohn -0,934 0

Merkel III Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen - -

Merkel III Neoklassik Instrument Werkverträge 1,613 0

Merkel III Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit -0,373 0

Deutungsmuster - Überregulierung/ Deregulierung Medienagenda
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Tabelle 37: Werte für das Deutungsmuster „Hohe Lohnnebenkosten/ 

Lohnnebenkosten senken“ auf der massenmedialen Agenda 

 

  

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Schröder I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,236 0

Schröder I Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten -0,401 0

Schröder I Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken 0,425 0

Schröder I Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken - -

Schröder I Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken - -

Schröder I Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken -0,493 0,001

Schröder I Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken 0,326 0

Schröder I Neoklassik Instrument Riesterrente einführen 2,182 0

Schröder II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,319 0

Schröder II Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten -0,207 0

Schröder II Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken 0,834 0

Schröder II Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken - -

Schröder II Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken 0,909 0

Schröder II Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken 0,871 0

Schröder II Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken - -

Schröder II Neoklassik Instrument Riesterrente einführen -0,456 0

Merkel I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,079 0

Merkel I Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten 0,198 0

Merkel I Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken -0,248 0,004

Merkel I Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken 0,728 0

Merkel I Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken - -

Merkel I Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken -0,296 0,02

Merkel I Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken -0,557 0

Merkel I Neoklassik Instrument Riesterrente einführen -1,429 0

Merkel II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit -0,242 0

Merkel II Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten 0,163 0

Merkel II Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken -1,915 0

Merkel II Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken -0,576 0

Merkel II Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken -0,391 0

Merkel II Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken - -

Merkel II Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken - -

Merkel II Neoklassik Instrument Riesterrente einführen -1,242 0

Merkel III Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit -0,564 0

Merkel III Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten 0,248 0

Merkel III Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken -1,936 0

Merkel III Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken -0,497 0

Merkel III Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken -0,653 0

Merkel III Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken -0,69 0

Merkel III Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken -0,186 0,026

Merkel III Neoklassik Instrument Riesterrente einführen -1,582 0

Deutungsmuster - Hohe Lohnnebenkosten/ Lohnnebenkosten senken Medienagenda
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Tabelle 38: Werte für das Deutungsmuster „Steuern hoch/ Steuern senken“ 

auf der massenmedialen Agenda 

 

 
 

 

Tabelle 39: Werte für das Deutungsmuster „Wachstum gering/ 

Antizyklische Fiskalpolitik“ auf der massenmedialen Agenda 

 

 
 

  

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Schröder I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,221 0

Schröder I Neoklassik Ursache Steuern hoch - -

Schröder I Neoklassik Lösung Steuern senken 0,357 0

Schröder I Neoklassik Instrument Einkommensteuer - -

Schröder I Neoklassik Instrument Gewerbesteuer 0,402 0,002

Schröder I Neoklassik Instrument Kapitalertragsteuer -1,406 0,001

Schröder I Neoklassik Instrument Körperschaftsteuer - -

Schröder I Neoklassik Instrument Solidaritätszuschlag - -

Schröder II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,296 0

Schröder II Neoklassik Ursache Steuern hoch - -

Schröder II Neoklassik Lösung Steuern senken 0,456 0

Schröder II Neoklassik Instrument Einkommensteuer - -

Schröder II Neoklassik Instrument Gewerbesteuer 0,816 0

Schröder II Neoklassik Instrument Kapitalertragsteuer - -

Schröder II Neoklassik Instrument Körperschaftsteuer 0,837 0

Schröder II Neoklassik Instrument Solidaritätszuschlag -0,888 0,002

Deutungsmuster - Steuern hoch/ Steuern senken Medienagenda

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Merkel I Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit - -

Merkel I Keynesianismus Ursache Wachstum gering 0,402 0

Merkel I Keynesianismus Lösung Antizyklische Fiskalpolitik 0,874 0,075

Merkel I Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Infrastruktur -0,211 0,015

Merkel I Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Abschreibung 0,874 0,022

Merkel I Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Umweltprämie 1,86 0

Merkel I Keynesianismus Instrument Kurzarbeitergeld erhöhen 1,2 0

Deutungsmuster - Wachstum gering/ Antizyklische Fiskalpolitik Medienagenda
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Tabelle 40: Werte für das Deutungsmuster „Einkommen niedrig/ 

Sozialleistungen erhöhen“ auf der massenmedialen Agenda 

 

 
 

 

Tabelle 41: Werte für das Deutungsmuster „Mindestlohn“ auf der 

massenmedialen Agenda 

 

 
 

 

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Schröder I Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit 0,261 0

Schröder I Keynesianismus Ursache Einkommen gering -0,457 0

Schröder I Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen -0,419 0

Schröder I Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen -3,556 0

Schröder I Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen -2,054 0

Schröder I Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen -0,456 0

Schröder I Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen 0,974 0

Schröder II Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit 0,349 0

Schröder II Keynesianismus Ursache Einkommen gering -0,315 0

Schröder II Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen -0,219 0,056

Schröder II Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen -1,989 0

Schröder II Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen - -

Schröder II Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen -0,166 0,069

Schröder II Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen -0,276 0,039

Merkel II Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit -0,296 0

Merkel II Keynesianismus Ursache Einkommen gering 0,369 0

Merkel II Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen - -

Merkel II Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen 1,92 0

Merkel II Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen - -

Merkel II Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen 0,398 0

Merkel II Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen -0,307 0,011

Merkel III Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit -0,603 0

Merkel III Keynesianismus Ursache Einkommen gering 0,198 0

Merkel III Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen 0,496 0

Merkel III Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen - -

Merkel III Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen 0,254 0,061

Merkel III Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen 0,264 0,001

Merkel III Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen -0,547 0

Deutungsmuster - Einkommen niedrig/ Sozialleistungen erhöhen Medienagenda

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Merkel I Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit 0,083 0

Merkel I Keynesianismus Ursache Einkommen gering -

Merkel I Keynesianismus Lösung Löhne erhöhen -

Merkel I Keynesianismus Instrument Mindestlohn 0,79 0

Merkel II Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit -0,319 0

Merkel II Keynesianismus Ursache Einkommen gering 0,253 0

Merkel II Keynesianismus Lösung Löhne erhöhen 0,117 0

Merkel II Keynesianismus Instrument Mindestlohn 0,414 0

Merkel III Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit -0,636 0

Merkel III Keynesianismus Ursache Einkommen gering -

Merkel III Keynesianismus Lösung Löhne erhöhen 0,134 0

Merkel III Keynesianismus Instrument Mindestlohn 0,672 0

Deutungsmuster - Einkommen niedrig/  Löhne erhöhen Medienagenda
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Tabelle 42: Dominante Häufigkeiten der Policy-Optionen pro Kategorie für 

die binär-logistische Regression auf der parlamentarischen Agenda 

 

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Arbeitslosenversicherung senken 69 22 15 31 23 

Krankenversicherungsbeiträge senken 68 75 45 69 52 

Pflegeversicherungsbeiträge senken 31 31 30 45 33 

Rentenversicherungsbeiträge senken 69 61 48 91 49 

Riesterrente einführen 30 37 14 51 34 

Entlastung Sozialkassen 267 226 152 287 191 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 6 7 3 40 11 

Hartz IV 105 93 49 2 59 

Ich-AG/ Gründungszuschüsse 9 7 1 1 34 

Minijob/ Midijob 55 74 33 37 33 

PSA 6 2 0 6 14 

Kombilohn 36 30 4 5 2 

Mehr Befristungen 11 29 18 12 7 

Werkverträge 3 12 24 6 4 

Zeit-/ Leiharbeit 32 66 36 21 11 

Deregulierung am Arbeitsmarkt 263 320 168 130 175 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Moderate Lohnpolitik 22 9 21 12 3 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Einkommensteuer  32 29 13 26 22 

Gewerbesteuer 17 26 6 27 28 

Kapitalertragsteuer 12 5 6 2 7 

Körperschaftsteuer 10 12 6 19 15 

Solidaritätszuschlag 5 5 6 9 1 

Steuern senken 76 77 37 83 73 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Konjunkturpaket Abschreibung 8 2 1 4 0 

Konjunkturpaket Infrastruktur 67 107 96 64 50 

Konjunkturpaket Umweltprämie 12 11 4 0 0 

Kurzarbeitergeld erhöhen 11 17 1 2 0 

Antizyklische Finanzpolitik 98 137 102 70 50 
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 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Betreuungsgeld erhöhen 18 59 22 1 5 

Elterngeld erhöhen 51 53 42 11 6 

Kinderbetreuung erhöhen 73 68 46 34 29 

Kindergeld erhöhen 53 53 26 69 18 

Förderungen erhöhen 195 233 136 115 58 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Mindestlohn 82 106 75 10 2 

      

 Merkel I Merkel II Merkel III Schröder I Schröder II 

Erbschaftsteuer 27 13 9 13 17 

Reichensteuer/ Spitzensteuer 15 20 8 15 9 

Vermögensteuer 19 17 7 19 17 

Steuern erhöhen 61 50 24 47 43 
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Tabelle 43: Werte für das Deutungsmuster „Überregulierung am 

Arbeitsmarkt/ Deregulierung“ auf der parlamentarischen Agenda 

 

  

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Schröder I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit 0,775 0

Schröder I Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt - -

Schröder I Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt 1,221 0

Schröder I Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 1,795 0

Schröder I Neoklassik Instrument Hartz IV -4,063 0

Schröder I Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse -2,889 0,013

Schröder I Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs - -

Schröder I Neoklassik Instrument PSA - -

Schröder I Neoklassik Instrument Kombilohn -1,24 0,058

Schröder I Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen - -

Schröder I Neoklassik Instrument Werkverträge - -

Schröder I Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit - -

Schröder II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit - -

Schröder II Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt - -

Schröder II Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt - -

Schröder II Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen - -

Schröder II Neoklassik Instrument Hartz IV 0,473 0,036

Schröder II Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse 3,2 0

Schröder II Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs - -

Schröder II Neoklassik Instrument PSA 1,173 0,042

Schröder II Neoklassik Instrument Kombilohn -2,936 0,001

Schröder II Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen - -

Schröder II Neoklassik Instrument Werkverträge - -

Schröder II Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit -1,779 0

Merkel I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit - -

Merkel I Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt - -

Merkel I Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt - -

Merkel I Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen -0,863 0,058

Merkel I Neoklassik Instrument Hartz IV 1,288 0

Merkel I Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse - -

Merkel I Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs - -

Merkel I Neoklassik Instrument PSA - -

Merkel I Neoklassik Instrument Kombilohn 1,101 0

Merkel I Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen -0,686 0,066

Merkel I Neoklassik Instrument Werkverträge -1,422 0,024

Merkel I Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit -0,346 0,189

Merkel II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit -0,586 0,002

Merkel II Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt 0,334 0,047

Merkel II Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt -1,522 0,004

Merkel II Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen -0,844 0,053

Merkel II Neoklassik Instrument Hartz IV 0,486 0,012

Merkel II Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse 0,848 0,062

Merkel II Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs 0,498 0,018

Merkel II Neoklassik Instrument PSA -1,204 0,123

Merkel II Neoklassik Instrument Kombilohn - -

Merkel II Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen - -

Merkel II Neoklassik Instrument Werkverträge - -

Merkel II Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit 1,055 0

Merkel III Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit -0,574 0,002

Merkel III Neoklassik Ursache Überregulierung am Arbeitsmarkt - -

Merkel III Neoklassik Lösung Deregulierung am Arbeitsmarkt 1,926 0,009

Merkel III Neoklassik Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen -1,254 0,043

Merkel III Neoklassik Instrument Hartz IV - -

Merkel III Neoklassik Instrument Ich-AG/ Gründungszuschüsse -2,206 0,035

Merkel III Neoklassik Instrument Minijobs/ Midijobs - -

Merkel III Neoklassik Instrument PSA - -

Merkel III Neoklassik Instrument Kombilohn -1,439 0,01

Merkel III Neoklassik Instrument Mehr Befristungen/ Kettenbefristungen - -

Merkel III Neoklassik Instrument Werkverträge 1,759 0

Merkel III Neoklassik Instrument Zeit-/ Leiharbeit - -

Deutungsmuster - Überregulierung/ Deregulierung Parlamentarische Agenda
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Tabelle 44: Werte für das Deutungsmuster „Hohe Lohnnebenkosten / 

Lohnnebenkosten senken“ auf der parlamentarischen Agenda 

 

 
 

  

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Schröder I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit - -

Schröder I Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten -0,485 0,032

Schröder I Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken 0,584 0,005

Schröder I Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken -0,514 0,034

Schröder I Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken - -

Schröder I Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken - -

Schröder I Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken 0,502 0,014

Schröder I Neoklassik Instrument Riesterrente einführen 0,465 0,028

Schröder II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit - -

Schröder II Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten - -

Schröder II Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken - -

Schröder II Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken - -

Schröder II Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken - -

Schröder II Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken - -

Schröder II Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken -0,409 0,074

Schröder II Neoklassik Instrument Riesterrente einführen 0,5 0,038

Merkel I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit - -

Merkel I Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten - -

Merkel I Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken 0,468 0,034

Merkel I Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken 1,488 0

Merkel I Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken - -

Merkel I Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken - -

Merkel I Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken - -

Merkel I Neoklassik Instrument Riesterrente einführen - -

Merkel II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit - -

Merkel II Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten 0,603 0,004

Merkel II Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken -1,282 0

Merkel II Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken -0,499 0,058

Merkel II Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken 0,407 0,038

Merkel II Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken -0,413 0,084

Merkel II Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken - -

Merkel II Neoklassik Instrument Riesterrente einführen 0,385 0,098

Merkel III Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit -0,485 0,008

Merkel III Neoklassik Ursache Hohe Lohnnebenkosten 0,441 0,045

Merkel III Neoklassik Lösung Lohnnebenkosten senken -1,767 0

Merkel III Neoklassik Instrument Arbeitslosenversicherung senken - -

Merkel III Neoklassik Instrument Krankenversicherungsbeitrag senken - -

Merkel III Neoklassik Instrument Pflegeversicherungsbeitrag senken - -

Merkel III Neoklassik Instrument Rentenversicherungsbeitrag senken - -

Merkel III Neoklassik Instrument Riesterrente einführen -0,807 0,011

Deutungsmuster - Hohe Lohnnebenkosten/ Lohnnebenkosten senken Parlamentarische Agenda
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Tabelle 45: Werte für das Deutungsmuster „Steuern hoch/ Steuern senken“ 

auf der parlamentarischen Agenda 

 

 
 

 

Tabelle 46: Werte für das Deutungsmuster „Wachstum gering/ 

Antizyklische Fiskalpolitik“ auf der parlamentarischen Agenda 

 

 
 

 

  

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Schröder I Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit - -

Schröder I Neoklassik Ursache Steuern hoch 0,409 0,068

Schröder I Neoklassik Lösung Steuern senken - -

Schröder I Neoklassik Instrument Einkommensteuer - -

Schröder I Neoklassik Instrument Gewerbesteuer - -

Schröder I Neoklassik Instrument Kapitalertragsteuer -1,603 0,031

Schröder I Neoklassik Instrument Körperschaftsteuer 0,551 0,095

Schröder I Neoklassik Instrument Solidaritätszuschlag - -

Schröder II Neoklassik Problem Arbeitlosigkeit - -

Schröder II Neoklassik Ursache Steuern hoch - -

Schröder II Neoklassik Lösung Steuern senken - -

Schröder II Neoklassik Instrument Einkommensteuer - -

Schröder II Neoklassik Instrument Gewerbesteuer 0,74 0,008

Schröder II Neoklassik Instrument Kapitalertragsteuer - -

Schröder II Neoklassik Instrument Körperschaftsteuer - -

Schröder II Neoklassik Instrument Solidaritätszuschlag -1,997 0,051

Deutungsmuster - Steuern hoch/ Steuern senken Parlamentarische Agenda

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Merkel I Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit - -

Merkel I Keynesianismus Ursache Wachstum gering - -

Merkel I Keynesianismus Lösung Antizyklische Fiskalpolitik 0,572 0,002

Merkel I Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Infrastruktur -0,424 0,015

Merkel I Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Abschreibung 1,005 0,036

Merkel I Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Umweltprämie 1,001 0,017

Merkel I Keynesianismus Instrument Kurzarbeitergeld erhöhen - -

Merkel II Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit -0,36 0,03

Merkel II Keynesianismus Ursache Wachstum gering 0,411 0,023

Merkel II Keynesianismus Lösung Antizyklische Fiskalpolitik - -

Merkel II Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Abschreibung - -

Merkel II Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Infrastruktur 0,554 0,001

Merkel II Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Umweltprämie - -

Merkel II Keynesianismus Instrument Kurzarbeitergeld erhöhen 1,444 0

Merkel III Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit -0,666 0

Merkel III Keynesianismus Ursache Wachstum gering -0,487 0,01

Merkel III Keynesianismus Lösung Konjunkturpaket Infrastruktur 0,96 0

Merkel III Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Abschreibung - -

Merkel III Keynesianismus Instrument Konjunkturpaket Umweltprämie - -

Merkel III Keynesianismus Instrument Kurzarbeitergeld erhöhen - -

Deutungsmuster - Wachstum gering/ Antizyklische Fiskalpolitik Parlamentarische Agenda
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Tabelle 47: Werte für das Deutungsmuster „Einkommen niedrig/ 

Sozialleistungen erhöhen“ auf der parlamentarischen Agenda 

 

  

Abhängige Variable Paradigma Zuordnung Unabhängige Variable Wert Signifikanz

Schröder I Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit 0,575 0,001

Schröder I Keynesianismus Ursache Einkommen gering - -

Schröder I Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen -0,928 0,001

Schröder I Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen -3,076 0,003

Schröder I Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen -1,094 0,002

Schröder I Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen -0,459 0,051

Schröder I Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen 1,429 0

Schröder II Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit 0,742 0

Schröder II Keynesianismus Ursache Einkommen gering -0,694 0

Schröder II Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen -0,607 0,076

Schröder II Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen - -

Schröder II Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen -1,324 0,004

Schröder II Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen - -

Schröder II Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen -0,518 0,067

Merkel I Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit - -

Merkel I Keynesianismus Ursache Einkommen gering 0,448 0,012

Merkel I Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen 0,511 0,018

Merkel I Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen -0,933 0,003

Merkel I Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen 0,687 0,003

Merkel I Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen 0,64 0,001

Merkel I Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen - -

Merkel II Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit -0,437 0,013

Merkel II Keynesianismus Ursache Einkommen gering 0,541 0,002

Merkel II Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen 0,404 0,073

Merkel II Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen 1,946 0

Merkel II Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen - -

Merkel II Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen - -

Merkel II Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen - -

Merkel III Keynesianismus Problem Arbeitlosigkeit -0,829 0

Merkel III Keynesianismus Ursache Einkommen gering - -

Merkel III Keynesianismus Lösung Sozialleistungen erhöhen - -

Merkel III Keynesianismus Instrument Betreuungsgeld erhöhen - -

Merkel III Keynesianismus Instrument Elterngeld erhöhen 0,9 0

Merkel III Keynesianismus Instrument Kinderbetreuung erhöhen - -

Merkel III Keynesianismus Instrument Kindergeld erhöhen -0,896 0

Deutungsmuster - Einkommen niedrig/ Sozialleistungen erhöhen Parlamentarische Agenda
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Tabelle 48: Werte für die Akteursanalyse auf der massenmedialen Agenda 

 

  

Akteur (unabhängige) Legislaturperiode (sortiert) Paradigma Unabhängige Variable Wert Signifikanz

CDU/ CSU Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken 0,772 0

SPD Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken 1,289 0

Grüne Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken -1,08 0,011

FDP Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken - -

Die Linke Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken -0,695 0,006

SVR Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken 0,497 0,023

DGB Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken - -

BDA Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken 1,01 0

BDI Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken - -

Handwerkskammer Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken - -

DIW Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken - -

IFO Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken - -

IMK Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken - -

IW Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken - -

IWH Merkel I Neoklassik Arbeitslosenversicherung senken 0,853 0,008

CDU/ CSU Merkel I Keynes Umweltprämie - -

SPD Merkel I Keynes Umweltprämie - -

Grüne Merkel I Keynes Umweltprämie - -

FDP Merkel I Keynes Umweltprämie - -

Die Linke Merkel I Keynes Umweltprämie - -

SVR Merkel I Keynes Umweltprämie - -

DGB Merkel I Keynes Umweltprämie 0,876 0,003

BDA Merkel I Keynes Umweltprämie - -

BDI Merkel I Keynes Umweltprämie - -

Handwerkskammer Merkel I Keynes Umweltprämie - -

DIW Merkel I Keynes Umweltprämie - -

IFO Merkel I Keynes Umweltprämie - -

IMK Merkel I Keynes Umweltprämie 1,533 0,051

IW Merkel I Keynes Umweltprämie - -

IWH Merkel I Keynes Umweltprämie - -

CDU/ CSU Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken 0,84 0

SPD Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken 0,734 0

Grüne Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

FDP Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken 0,382 0,035

Die Linke Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

SVR Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

DGB Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

BDA Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken 0,887 0

BDI Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

Handwerkskammer Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

DIW Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

IFO Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

IMK Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

IW Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -

IWH Merkel II Neoklassik Rentenversicherungsbeiträge senken - -
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Tabelle 49: Werte für die Akteursanalyse auf der massenmedialen Agenda 

 

 
 

Quellen: alle Tabellen und Abbildungen eigene Darstellung 

Akteur (unabhängige) Legislaturperiode (sortiert) Paradigma Unabhängige Variable Wert Signifikanz

CDU/ CSU Merkel II Keynes Mindestlohn 0,887 0

SPD Merkel II Keynes Mindestlohn 1,617 0

Grüne Merkel II Keynes Mindestlohn - -

FDP Merkel II Keynes Mindestlohn - -

Die Linke Merkel II Keynes Mindestlohn - -

SVR Merkel II Keynes Mindestlohn - -

DGB Merkel II Keynes Mindestlohn 1,328 0

BDA Merkel II Keynes Mindestlohn - -

BDI Merkel II Keynes Mindestlohn - -

Handwerkskammer Merkel II Keynes Mindestlohn - -

DIW Merkel II Keynes Mindestlohn - -

IFO Merkel II Keynes Mindestlohn - -

IMK Merkel II Keynes Mindestlohn - -

IW Merkel II Keynes Mindestlohn - -

IWH Merkel II Keynes Mindestlohn - -

CDU/ CSU Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen - -

SPD Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen 1,998 0

Grüne Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen 0,55 0

FDP Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen - -

Die Linke Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen -0,764 0,002

SVR Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen 0,442 0,068

DGB Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen 0,68 0

BDA Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen 1,098 0

BDI Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen - -

Handwerkskammer Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen - -

DIW Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen 0,826 0,025

IFO Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen - -

IW Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen - -

IWH Schröder I Neoklassik Riesterrente einführen - -

CDU/ CSU Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

SPD Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

Grüne Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

FDP Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken 2,011 0

Die Linke Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

SVR Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

DGB Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

BDA Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

BDI Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

Handwerkskammer Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

DIW Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

IFO Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

IW Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

IWH Schröder I Neoklassik Kapitalertragsteuer senken - -

CDU/ CSU Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

SPD Schröder II Neoklassik Hartz IV 0,925 0

Grüne Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

FDP Schröder II Neoklassik Hartz IV -0,385 0,002

Die Linke Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

SVR Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

DGB Schröder II Neoklassik Hartz IV 0,294 0,01

BDA Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

BDI Schröder II Neoklassik Hartz IV -1,336 0

Handwerkskammer Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

DIW Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

IFO Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

IW Schröder II Neoklassik Hartz IV - -

IWH Schröder II Neoklassik Hartz IV 0,423 0,057

CDU/ CSU Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

SPD Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

Grüne Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

FDP Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

Die Linke Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit -1,214 0,016

SVR Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

DGB Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit 0,937 0

BDA Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit 0,761 0,003

BDI Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

Handwerkskammer Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

DIW Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

IFO Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

IW Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit - -

IWH Schröder II Neoklassik Zeit-/ Leiharbeit 0,708 0,03
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